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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/253: Strahlende Wege - kurze Pause ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

AntiAtom Bonn

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Gronau/Münster/Bonn/Berlin, 27. März 2020

WDR: Bundesinnenministerium stoppt Urantransport

Anti-Atomkraft-Initiativen: "Positives Signal der Einsicht"

- Jetzt auch Brennelementexporte Lingen-Doel absagen



Anti-Atomkraft-Initiativen aus Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen,
der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) sowie die
Ärzteorganisation IPPNW begrüßen die Untersagung eines umstrittenen
Uranmülltransports von der Urananreicherungsanlage im westfälischen
Gronau nach Russland. Der WDR hatte gestern berichtet, das
Bundesinnenministerium habe den für nächste Woche geplanten
Atomtransport aufgrund der erheblichen Belastungen durch die
Corona-Krise gestoppt.

"Dies ist ein positives Signal der Einsicht seitens der Bundesregierung.
Es ist bedauerlich, dass der Gronauer Urananreicherer Urenco nicht von
sich aus bereit war, den gefährlichen Urantransport inmitten der
Corona-Krise zu stoppen. Wir erwarten nun von Urenco und der
NRW-Landesregierung verbindliche Aussagen, wie lange das Transportverbot
gelten soll und welche weiteren Urantransporte von und nach Gronau von
der Entscheidung des Bundesinnenministeriums betroffen sind," erklärte
Udo Buchholz vom örtlichen Arbeitskreis Umwelt Gronau.

Geplant war von Urenco die Durchführung eines Uranmülltransportes mit
einem Sonderzug von Gronau durch das Münsterland und das Ruhrgebiet nach
Amsterdam. Dort hätte dann die Verladung des Atommülls auf ein
russisches Frachtschiff für den Weitertransport nach Russland erfolgen
sollen. Auch in Russland gab es in den letzten Monaten immer wieder
Proteste. Der Betrieb der Gronauer Uranfabrik ist zudem mit häufigen
Urantransporten per LKW verbunden.

Brennelement-Exportgenehmigungen trotz EuGH-Urteil

Anti-Atomkraft-Initiativen, BBU und IPPNW fordern in dieser Situation
von Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), dem Beispiel von
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) zu folgen. Die Ministerin soll
jetzt auch Exportgenehmigungen für neue Brennelemente von der
Brennelementefabrik Lingen (Emsland) für die Hochrisiko-Reaktoren Doel 1
und 2 bei Antwerpen in Belgien zurückziehen, die letzte Woche über das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) erteilt wurden.

"Was Horst Seehofer kann, muss auch bei der Bundesumweltministerin
ankommen. Sowohl der EuGH wie auch der belgische Verfassungsgerichtshof
haben die aktuellen Laufzeitverlängerungen für Doel 1 und 2 für
unrechtmäßig erklärt. Wie das Bundesumweltministerium in dieser
juristisch klaren Lage und mitten in der Corona-Krise neue
Brennelementexporte von Lingen aus genehmigen kann, ist völlig
unverständlich. Bei einem Transportunfall oder einem Reaktor-Störfall
wäre die Bundesregierung nunmehr mithaftbar. Bundesumweltministerin
Schulze muss diesen fatalen Fehler umgehend korrigieren und die
Genehmigung für die Brennelementexporte von Lingen nach Doel
zurückziehen," forderte Alex Vent vom Bündnis AgiEL -
AtomkraftgegnerInnen im Emsland.


Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.atomstadt-lingen.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.ippnw.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 27. März 2020

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





LATEINAMERIKA/121: Covid-19 in Brasilien - Indigene gehen in freiwillige Isolation


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 27. März 2020

Covid-19 in Brasilien

Indigene gehen in freiwillige Isolation, während der Präsident
versagt



Mehrere indigene Völker Brasiliens haben angekündigt, sich zum Schutz
vor der Corona-Epidemie im Land in die freiwillige Isolation
zurückzuziehen. Nach zwei Völkern im Bundestaat Maranhão im
Nordosten des Landes hätten nun auch die Ashaninka im Westen
Brasiliens diesen Schritt beschlossen, wie Yvonne Bangert von der
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) berichtet: "Sie begeben sich
in die Tiefe der Wälder ihres Territoriums, zu dem Außenstehende
keinen legalen Zutritt haben", erklärt die GfbV-Referentin für
indigene Völker. "Da sie von staatlicher Seite keinen Schutz vor der
kommenden Infektionswelle zu erwarten haben, helfen sie sich selbst."
Auch über die indigene Dachorganisation APIB liefen solidarische
Maßnahmen für indigene Gemeinschaften an. "Zurzeit werden Spenden
gesammelt, um abgelegene indigene Gemeinschaften mit Hygieneartikeln
und notwendigen Medikamenten zu versorgen", so Bangert. "Auch die
Gruppen, die sich nicht komplett isolieren, bleiben möglichst unter
sich."

Noch sind in Brasilien nur etwa dreitausend Corona-Fälle und einige
dutzend Tote registriert. Da sich die Seuche ohne drastische
Gegenmaßnahmen bekanntlich extrem schnell ausbreitet und bereits
jetzt mit einer hohen Dunkelziffer zu rechnen ist, befürchten
Gesundheitsexperten im Land bald schlimmste Zustände. Brasiliens
Präsident Jair Bolsonaro bleibt von den Erfahrungen anderer Länder
und wissenschaftlichen Projektionen ungerührt. Er verharmlost die
Pandemie weiterhin als "Grippchen" und fordert seine Landsleute auf,
ihrem Leben wie gewohnt nachzugehen.

Die Gouverneure verschiedener Regionen Brasiliens stellen sich
mittlerweile offen gegen ihren Präsidenten - selbst die, die ihn
jahrelang unterstützt haben. Entgegen seiner Forderungen haben sie
Ausgangssperren und Reisebeschränkungen erlassen. Einige kritisieren
seine irreführenden Äußerungen offen und fordern, der Präsident möge
führen und die Menschen einen. Viele in Brasilien fragen sich, ob er
dazu willens und in der Lage ist. Denn auch in der nicht-indigenen
Bevölkerung Brasiliens ist inzwischen viel Unmut über den Präsidenten
zu spüren. Allabendlich stellen sich tausende Menschen an die Fenster
ihrer Wohnungen, um mit Kochtöpfen und Löffeln lautstark gegen den
Präsidenten anzutrommeln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. März 2020
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AKTION/561: Ostermärsche finden auch 2020 statt - virtuell und zu Hause (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 26. März 2020

Ostermärsche finden auch 2020 statt - virtuell und zu Hause

Informationsbüro zu den alternativen Ostermärschen 2020



Das Netzwerk Friedenskooperative stellt auch 2020 wieder umfangreiche
Informationen zu den Ostermärschen zur Verfügung. Aufgrund der aktuellen
Corona-Krise werden die traditionellen Osteraktionen der Friedensbewegung
in diesem Jahr virtuell und von zu Hause aus stattfinden. Trotz der
ungewöhnlichen Umstände stellt das Netzwerk Friedenskooperative auch in
diesem Jahr alle Informationen zu den geplanten Aktivitäten auf seiner
Website zur Verfügung unter: 

www.friedenskooperative.de/alternativer-ostermarsch

"In ihrem 60. Jahr erleben die Ostermärsche ein Novum. Der Protest auf der
Straße wird zwar bedauerlicherweise ausfallen. Das bedeutet aber nicht,
dass wir den Protest komplett ausfallen lassen werden. Statt auf der
Straße, wird der Einsatz für Frieden und Abrüstung in diesem Jahr virtuell
und von zu Hause aus stattfinden", sagt Kristian Golla vom Netzwerk
Friedenskooperative und ergänzt: "Die Friedensbewegung setzt sich für das
Leben ein, daher ist die Absage der Ostermärsche und eine Verschiebung der
Aktivitäten ins Virtuelle und nach Hause in der gegenwärtigen Situation die
einzig richtige Entscheidung. Die Ostermärsche 2020 finden statt, nur
diesmal anders als gewohnt."

Rund um Ostern wird es verschiedene Anzeigen in Lokalzeitungen geben, die
von den lokalen Bündnissen organisiert werden. Auch das Netzwerk
Friedenskooperative wird am Wochenende vor Ostern in mehreren
überregionalen Tageszeitungen einen Friedensappell als Anzeige schalten.
Darüber hinaus wird dazu aufgerufen, Friedensfahnen, Transparente und
Schilder an Balkone und in Fenster zu hängen und Fotos davon unter dem
Hashtag #Ostermarsch2020 in den Sozialen Medien zu posten.

Eine vollständige Übersicht über die geplanten Aktionen der
Friedensbewegung rund um Ostern ist zu finden unter:

https://www.friedenskooperative.de/alternativer-ostermarsch

Ursprünglich waren auch in diesem Jahr in über 80 Städten
Ostermarsch-Aktionen geplant. Eine Übersicht der geplanten (aber inzwischen
abgesagten) Ostermarsch-Termine ist zu finden unter: 

https://www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2020.

Themen der Alternativen Ostermärsche 2020:

Aufgrund der aktuellen Situation wird das Thema Gesundheit bei vielen
Ostermarsch-Aktivitäten eine zentrale Rolle spielen. Seit Langem
kritisieren Friedensaktivist*innen, dass der Verteidigungshaushalt stark
wächst, während andere wichtige Bereiche wie der Gesundheitssektor massiv
unterfinanziert sind. Die Forderung nach Abrüstung wird von so gut wie
allen Ostermarschaufrufen thematisiert. Das Corona-Virus führt sowohl die
gegenseitigen globalen Abhängigkeiten, als auch die Unverantwortlichkeit
militärischer Auseinandersetzungen drastisch vor Augen. Erst Anfang der
Woche forderte UN-Generalsekretär António Guterres einen "sofortigen
weltweiten Waffenstillstand".

Zum Thema Ausgaben für Gesundheit und Rüstung hat das Netzwerk
Friedenskooperative eine Unterschriftenaktion gestartet mit der Forderung
"Geld für Gesundheit statt für Rüstung". Diese ist zu finden unter: 

https://www.friedenskooperative.de/gesundheit-statt-ruestung

Auch das Thema Atomwaffen wird in diesem Jahr eine zentrale Rolle spielen.
"Kampf dem Atomtod!" lautete eine der Parolen, unter denen der Ostermarsch
in Deutschland vor 60 Jahren erstmals für Frieden und Abrüstung auf die
Straße gingen. Angesichts der rund 14.000 Atomwaffen weltweit, sich
verschärfender Konflikte zwischen den Großmächten und dem Zerfall der
Rüstungskontrollordnung, ist diese Forderung heute wieder brandaktuell.
Konkret fordern Friedensaktivist*innen den Beitritt Deutschlands zum 2017
verabschiedeten UN-Atomwaffenverbot und den Abzug der Atomwaffen aus
Büchel.

Die Forderung nach Entspannungspolitik bildet einen weiteren Schwerpunkt in
zahlreichen Ostermarsch-Aufrufen. Globale Probleme wie die Eindämmung des
Klimawandels oder Pandemien verlangen nach internationaler Zusammenarbeit,
Solidarität und zivilen Ansätzen.

 * 

Quelle:
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AUSSICHTEN/8936: Und morgen, den 28. März 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 28.03.2020 bis zum 29.03.2020 +++
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Zehn Grad kühl

und Sonnenschein,

Frischgefühl

für Jean allein.
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GRENZEN/182: Geflüchtete in Griechenland sind mehr denn je auf schnelle und unbürokratische Hilfe angewiesen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 27. März 2020

Geflüchtete in Griechenland sind mehr denn je auf schnelle und
unbürokratische Hilfe angewiesen

"Lassen Sie uns in diesen schwierigen Zeiten nicht diejenigen vergessen,
die auf der Flucht sind"



"Die Corona-Pandemie stellt unsere Gesellschaft vor enorme
Herausforderungen und erfüllt viele Menschen berechtigterweise mit großer
Sorge. Lassen Sie uns aber in dieser schwierigen Zeit nicht diejenigen
vergessen, die fast alles verloren haben und auf der Flucht sind", so
Caritas-Präsident Peter Neher. "Insbesondere für die Menschen in den Lagern
auf den griechischen Inseln, stellt die Pandemie auch eine enorme Gefahr
dar. Die hygienischen Bedingungen sind in den Lagern verheerend,
medizinische Hilfe wird dort kaum gewährt". 

"Jetzt kommt es darauf an, kranke Kinder und ältere Menschen, die bereits
geschwächt sind, schnellstens aus den Lagern zu evakuieren, bevor es dort
zu einer unaufhaltsamen Verbreitung der Krankheit kommt", merkt der 
Caritas-Präsident an.

Der Deutsche Caritasverband begrüßt, dass das Bundeministerium des Innern
mit Hochdruck daran arbeitet, kranke und hilfsbedürftige Kinder von den
griechischen Inseln zu holen. "Das Gebot der Stunde ist hierbei, mehr als
noch vor einigen Wochen, möglichst schnell und unbürokratisch zu handeln",
so Neher. Nach der heutigen Abstimmung der Einzelheiten zwischen der
EU-Kommission und den zur Aufnahme bereiten Mitgliedstaaten ist es dringend
notwendig, keine weitere Zeit zu verlieren.

Die Caritas und die Zivilgesellschaft in Deutschland sind bereit, bei der
Aufnahme dort zu unterstützen, wo es möglich und notwendig ist. Hilfe vor
Ort auf den griechischen Inseln bleibt aber unerlässlich. Caritas
international, das Hilfswerk des Deutschen Caritasverbandes, stellt mit
seinem Partner Caritas Hellas Nothilfe auf den griechischen Inseln Lesbos
und Chios bereit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. März 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle
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FILM/125: Kultprogramm gegen den Koller, ab 30.3.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilungen vom 24. und 27. März 2020

Kultprogramm gegen den Koller

Zeichentrickserie "Es war einmal ..."

montags bis freitags um 13.35 Uhr und um 14.00 Uhr



Was tun gegen die Langeweile, wenn sich die Kinder nach dem
Lernprogramm am Vormittag nicht draußen austoben können? Allen, denen
während der Corona-Krise daheim die Decke auf den Kopf zu fallen
droht, bietet ARD-alpha nun am Nachmittag ein Kultprogramm gegen den
Koller: Ab Montag, 30. März 2020, laden die beliebten
Zeichentrickserien "Es war einmal ... das Leben" und "Es war
einmal ... der Mensch" montags bis freitags um 13.35 Uhr und um 14.00
Uhr im Doppelpack zu faszinierenden Entdeckungsreisen durch den
menschlichen Körper sowie durch die Geschichte ein.

Nach Ausstrahlung ist jede Folge der Bildungsserie für die ganze
Familie sieben Tage lang in der BR Mediathek abrufbar.

Er gilt als geistiger Vater des Edutainment: Die
Zeichentrickfilmserien, die der französische Regisseur Albert Barillé
von 1978 an produzierte, vermitteln nicht einfach nur Wissen, sondern
unterhalten zugleich. Generationen von Kindern und Jugendlichen sind
mit ihnen aufgewachsen und haben die Helden der insgesamt acht
Staffeln bis heute in lebhafter Erinnerung. ARD-alpha zeigt ab Montag,
30. März 2020, montags bis freitags zwei besonders beliebte Staffeln
mit jeweils 26 Folgen im Doppelpack.

Den Anfang macht um 13.35 Uhr "Es war einmal ... das Leben" aus dem
Jahr 1986. Wie funktionieren die Zellen unseres Körpers, wie seine
inneren Organe? Und was passiert, wenn wir krank werden? Darauf
antworten Protagonisten aus der mikroskopischen Welt: Blutkörperchen,
Botenstoffe oder Nervenimpulse, die sich mit Hilfe verschiedener
Fahrzeuge durch den menschlichen Körper bewegen und die Vorgänge darin
erklären.

Wie sind die Erde und das Leben auf ihr entstanden? Wie haben die
Menschen ihren Alltag organisiert? Welche Erfindungen haben sie
gemacht? Und wofür haben sie gekämpft? Darum geht es um 14.00 Uhr in
der 1978 entstandenen Staffel "Es war einmal ... der Mensch". Maestro,
ein weiser alter Mann mit langem Rauschebart, erzählt in den einzelnen
Episoden mit viel Witz, was von der Entstehung der Welt bis heute so
alles passiert ist. Dabei schlüpft er in immer neue Rollen: Mal ist er
Philosoph, mal Erfinder, mal Berater. Durch die Jahrhunderte begleitet
wird er von einer Gruppe wiederkehrender Personen, die typische
Vertreter ihrer Zeit oder berühmte Persönlichkeiten darstellen. Immer
an seiner Seite ist außerdem Memory, Uhr und "Alles-Merker" mit einem
enormen Zahlengedächtnis, der Maestros Tatendrang hin und wieder
einbremsen muss, damit Erfindungen oder Entdeckungen nicht vor ihrer
Zeit gemacht werden.

Für die großen Fans von "Es war einmal ..." werden die beiden Staffeln
ab Dienstag, 31. März, jeweils kurz vor Mitternacht wiederholt.


Pressemitteilungen 27. März 2020

Keine Zeit für Langeweile mit Pumuckl und Co.

Bestes Kinderprogramm ab sofort auch in der BR Mediathek

Nicht nur in den Ferien, auch wenn Schulen und Kitas geschlossen sind
oder die Eltern im Homeoffice arbeiten, sorgt das BR-Kinderangebot
dafür, dass Kinder nicht nur gut unterhalten und sinnvoll beschäftigt,
sondern auch schlauer werden!

Ab sofort stehen über 550 kuratierte, kindgerechte Videos auch in der
BR Mediathek zur Verfügung. Das Angebot wird laufend erweitert.
Videos, Dokus und Spielfilme für Kinder und die ganze Familie: vom
Pumuckl bis hin zu den beliebten Zoodokus, von "Anna und die wilden
Tiere" und den drei "Checkern" Can, Tobi und Julian. Das
Kinder-Angebot der BR Mediathek ist lehrreich, unterhaltsam und macht
Spaß.


Das Kinderprogramm in der BR Mediathek gibt es unter
br.de/kinder-mediathek

https://www.br.de/extra/mediathek/themenseiten/themenseite-kinder-100.html

Noch mehr Angebote für Kinder gibt es unter br.de/kinder

https://www.br.de/kinder/index.html

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/7046: Trotz Coronavirus-Risiko - Julian Assanges Freilassung auf Kaution abgelehnt


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Trotz Coronavirus-Risiko: Julian Assanges Freilassung auf Kaution
abgelehnt 

Von Thomas Scripps

27. März 2020



Die britische Richterin Vanessa Baraitser lehnte am Mittwoch einen Antrag
des WikiLeaks-Gründers Julian Assange auf Entlassung auf Kaution rundheraus
ab. Assange befindet sich immer noch in Untersuchungshaft im Londoner
Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh, wo er auf den Abschluss seiner
Auslieferungsanhörung warten muss. Er soll an die Vereinigten Staaten
ausgeliefert werden, wo ihm lebenslange Haft wegen des Vorwurfs der
Spionage droht.

Die Entscheidung der Richterin ist ein weiterer Beweis dafür, dass die
britische Regierung und die amerikanische Trump-Regierung den weltberühmten
Journalisten lieber tot als lebendig sehen würden. Assanges Anwälte hatten
den Kautionsantrag mit dem "sehr realen und potenziell tödlichen" Risiko
begründet, das die Coronavirus-Pandemie für seine angeschlagene Gesundheit
darstellt.

Baraitser traf ihre Entscheidung, obwohl der Ruf nach Assanges Freilassung
immer lauter wird. Der Gefangene von Belmarsh ist tatsächlich in großer
Gefahr, da die überfüllten britischen Gefängnisse auf die Coronavirus-Krise
völlig unvorbereitet sind.

Laut Allan Hogarth von Amnesty International (Großbritannien) müssen ältere
Häftlinge und solche mit gesundheitlichen Problemen, die "keine Bedrohung
für sich oder für die Gesellschaft" darstellen, "sofort" für eine
Freilassung in Betracht gezogen werden. Auch der Gefangenenberatungsdienst
fordert, alte oder gebrechliche Menschen und alle Personen, die keine
Bedrohung darstellen, jetzt unverzüglich freizulassen.

Kurz vor der Anhörung im Februar hatten über 17.000 Menschen eine Petition
an Innenministerin Priti Patel unterzeichnet, in der sie "die Freilassung
von Julian Assange aus dem Belmarsh-Gefängnis fordern, bevor sich COVID-19
ausbreitet".

Aufgrund des Shutdowns in Großbritannien war das Gericht am Dienstag nur
spärlich besucht, und mehrere Anwälte nahmen online teil. Vor Ort anwesend
waren Baraitser selbst, ein Gerichtsdiener, Assanges führender Verteidiger
Kronanwalt Edward Fitzgerald, fünf Journalisten und sechs 
WikiLeaks-Anhänger.

Baraitser informierte das Gericht zunächst darüber, dass Belmarsh Assange
nur 15 Minuten Zeit für eine Zuschaltung über Videolink gewährt hatte. Der
Rest der Anhörung müsse in seiner Abwesenheit stattfinden. Doch Assange
konnte praktisch gar nicht teilnehmen, da er technische Probleme hatte,
sich mit seinen Anwälten fernmündlich abzusprechen. Er sagte an einer
Stelle: "Ich kann nicht die Hälfte von dem hören, was sie sagen."

Unter solchen Bedingungen eines eklatant fehlerhaften Verfahrens brachten
die US-Ankläger eine Salve von Lügen vor, um zu rechtfertigen, dass der
WikiLeaks-Gründer im Gefängnis bleiben müsse.

Rechtsanwältin Clair Dobbin sagte zunächst, es sei nicht Sache des
Gerichts, einzelne Gefangene freizulassen, sondern des Justizministeriums.
Das Gericht, so sagte sie, "kann der Regierung nicht vorgreifen". Aber es
war Richterin Baraitser, die im September 2019 verfügte, dass Assange
weiter in diesem Hochsicherheitsgefängnis bleiben müsse, obwohl die
Haftzeit wegen "Kautionsflucht" abgelaufen war.

Dobbin wiederholte die inzwischen doppelt absurde Begründung der
Staatsanwaltschaft, Assange müsse in Untersuchungshaft verbleiben, weil bei
ihm "eine unwiderlegbare Fluchtgefahr" bestehe. Dies sagte sie von dem
berühmtesten politischen Gefangenen der Welt - in der jetzigen Situation
der nationalen Abriegelung, wo der gesamte internationale Reiseverkehr
unterbrochen ist.

"Es gibt konkrete Beweise für Fluchtpläne", behauptete sie. "Er wurde schon
geprüft und hat nicht bestanden."

Dies bezieht sich darauf, dass Assange 2012 sein Recht auf Asyl nutzte, um
in der ecuadorianischen Botschaft Unterschlupf zu finden und einer
internationalen Hetzjagd zu entgehen, die das mörderische US-Regierung
gegen ihn eingeleitet hatte. So nutzen Assanges Verfolger ihr früheres
kriminelles Verhalten als Rechtfertigung für ihre heutigen Verbrechen.

Dobbin behauptete daraufhin, Assange gehöre "nicht zu den Hochrisikogruppen
für Coronaviren", und sie deutete an, dass ohnehin nur ein geringes
Infektionsrisiko bestehe, "denn wie bekannt, werden Besuche von
Familienmitgliedern in den Gefängnissen nicht mehr zugelassen".

Assange hat ein chronisches Lungenleiden und ist stark geschwächt infolge
der brutalen Behandlung in den letzten zehn Jahren, die psychologischer
Folter gleichkommen. Am Dienstag twitterte die Unterstützergruppe
Doctors4Assange: "Medizinisch, rechtlich, ethisch und moralisch muss
Assange morgen auf Kaution freigelassen werden."

Lissa Johnson, eine Sprecherin der Gruppe, twitterte: "Wenn Julian Assange
am Mittwoch keine Kaution gewährt wird und er Covid-19 im Gefängnis
erliegt, wird sein Tod eine politisch motivierte, staatlich sanktionierte
Tötung durch vorsätzliche medizinische Vernachlässigung sein."

Der Fall Assange, so die Doctors4Assange, stelle im Zusammenhang mit der
Covid-19-Pandemie ein "deutlich erhöhtes Todesrisiko inmitten der 
Covid-19-Pandemie" dar. Die Gruppe zitierte die Richtlinien der
Weltgesundheitsorganisation und die Warnung der Präsidentin der Vereinigung
der Gefängnisdirektoren, dass Gefängnisse 'fruchtbarer Nährboden' für das
Coronavirus seien, sowie auch die Warnung von Professor Richard Coker von
der London School of Hygiene and Tropical Medicine, der vor einem
"erheblichen Risiko einer besonders schnellen Verbreitung des Virus in den
Gefängnissen" gewarnt hatte.

Diese Warnungen könnten schneller bestätigt werden als gedacht. Bereits am
letzten Dienstag waren 4.300 Gefängnismitarbeiter (12 Prozent der
Gesamtbelegschaft) nicht auf die Arbeit gekommen, weil sie erkrankt oder in
Selbstisolation waren. Das Justizministerium hat bekannt gegeben, dass 19
Gefangene in zehn Gefängnissen positiv getestet worden seien, dazu kommen
vier Gefängniswärter in vier Gefängnissen und drei Mitarbeiter des
Häftlingsbegleitdienstes. Das Belmarsh-Gefängnis befindet sich in London,
dem britischen Epizentrum der Pandemie.

Assanges Kronanwalt Fitzgerald kommentierte die Behauptung der Anklage,
dass Assange ein Fluchtrisiko darstelle, mit den Worten: "Es ist äußerst
unwahrscheinlich, dass er den Rechtsstreit, in dem er sich befindet, jetzt
aufgeben würde." Er schilderte die strengen Auflagen für eine Freilassung
auf Kaution, auf die sich die Verteidigung öffentlich eingelassen hatte, um
Assange in Sicherheit zu bringen. Sie beinhalten Hausarrest bei seinem
Partner und Vater, eine Fußfessel, welche die Behörden alarmieren würde,
wenn er auch nur das Innere des Hauses verließe, und 12 Bürgschaften für
eine Kaution.

Zu den Risiken für Assanges Gesundheit und Leben erklärte Fitzgerald, die
medizinische Expertin Dr. Sondra Crosby sei "der Ansicht, dass er besonders
gefährdet ist, sich an Coronavirus anzustecken. Wenn das geschehen sollte,
würde dies bei ihm zu sehr schweren Komplikationen führen."

Crosby habe betont, sollten bei Assange kritische Symptome auftreten, "wäre
es sehr zweifelhaft, dass Belmarsh damit fertig werden könnte".

Assange, so Fitzgerald weiter, "wird unter Umständen, auf die er keinen
Einfluss hat, weiterhin in Haft behalten". Die Gefahr werde noch verschärft
durch "das Risiko für seine psychische Gesundheit und für seinen
menschlichen Umgang" aufgrund der Sperrbestimmungen. Zum Beispiel werden
die strengen Corona-Bestimmungen Assanges ohnehin schon minimale
Kontaktzeit mit seinen Anwälten weiter einschränken.

Auf die Behauptung der Staatsanwaltschaft, Assange laufe kaum Gefahr, mit
dem Virus in Kontakt zu kommen, erklärte Fitzgerald: "Als wir uns um Zugang
zu Belmarsh bemühten, wurde uns mitgeteilt, dass 100 Mitarbeiter aufgrund
des Coronavirus krank seien. Es heißt also nicht, dass es in Belmarsh kein
Coronavirus-Problem geben würde."

Baraitser reagierte mit der Erklärung, dass "die globale Pandemie ... kein
Grund für Assanges Freilassung" sei. Sie habe "keinen Grund", den
Anweisungen der Regierung zum Schutz der Gefangenen vor dem Virus "nicht zu
vertrauen", denn sie seien "sowohl auf Erfahrung gegründet als auch
zuverlässig und angemessen".

Nach dem Urteil twitterte der UN-Sonderberichterstatter für Folter, Nils
Melzer: "Keine Überraschung. Würde sich Großbritannien um Assanges
Gesundheit, Gerechtigkeit oder [die] Rechtsstaatlichkeit kümmern, dann
würde er nicht zum Zweck der Unterdrückung der Pressefreiheit verfolgt,
inhaftiert und gefoltert, und er würde nicht an ein Land ausgeliefert
werden, das totale Straffreiheit für Folter und Kriegsverbrechen in
Anspruch nimmt."

Im Namen der Doctors4Assange sagte Dr. Stephen Frost der World Socialist
Web Site: "Wir sind erstaunt, dass Julian Assange die Kaution verweigert
wurde, obwohl dem Gericht medizinische Gutachten vorlagen, die die
Freilassung gegen Kaution dringend empfehlen. Nach den vorliegenden
Beweisen müssen die Ärzte davon ausgehen, dass Assange angesichts des
fehlenden Zugangs zu angemessener medizinischer Versorgung seit 2012 in
jedem Gefängnis, besonders aber in einem Gefängnis wie Belmarsh, als stark
immungeschwächt und daher einem stark erhöhten Risiko ausgesetzt ist, sich
mit dem Coronavirus zu infizieren und daran zu sterben. Jeder zusätzliche
Tag, an dem Assange im Gefängnis Belmarsh eingesperrt ist, stellt eine
erhöhte Bedrohung für sein Leben dar."
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IMI/1018: Kein Bundeswehreinsatz in Baden-Württemberg


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/011 vom 27. März 2020

Kein Bundeswehreinsatz in Baden-Württemberg!

von Tobias Pflüger



Die grün-schwarze Landesregierung in Baden-Württemberg stellt öffentlich
Überlegungen für einen Einsatz der Bundeswehr zur Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung an.

Schon aus historischen Gründen ist ein Einsatz bewaffneter Soldatinnen und
Soldaten im Inneren ein Tabubruch und bleibt falsch. Die Erfahrungen aus
anderen Ländern zeigen übrigens, dass die Anzahl der Straftaten in der
Corona-Krise deutlich sinkt und Betrugskriminalität lässt sich nicht mit
der Bundeswehr bekämpfen.

Die grün-schwarze baden-württembergische Landesregierung zeigt erschreckend
wenig Bewusstsein davon, was Militäreinsätze für eine demokratische
Gesellschaft bedeuten. Die Gefahr von Machtmissbrauch und Willkür darf
nicht unterschätzt werden.

Die Pläne, die Bundeswehr wegen Corona im Innern einzusetzen, können nur
als völlig untaugliche Verzweiflungstat interpretiert werden. So wird
wieder einmal davon abgelenkt, dass sowohl die Bundes- als auch die
Landesregierung über Jahre hinweg falsche Prioritäten gesetzt haben. Statt
öffentliche Einrichtungen, insbesondere das Gesundheitssystem, solide zu
finanzieren wurden Jahr für Jahr Milliarden für das Militär ausgegeben. Die
Klinikschließungen der letzten Jahre rächen sich jetzt bitterlich. Zudem
wird für die militärischen Auslandseinsätze etwa in Mali oder Afghanistan
eine große Menge an medizinischem Gerät vorgehalten, das jetzt dringend
zivilen Krankenhäusern überstellt werden sollte.

Ausdrücklich warne ich davor, die Bundeswehr nun zur 'Aufrechterhaltung von
Sicherheit und Ordnung' einzusetzen. Das ist und bleibt eine polizeiliche
Aufgabe. Ein solcher Einsatz der Bundeswehr stößt auf unseren entschiedenen
Widerstand. Und auch in der Bevölkerung würde Militär auf den Straßen
zurecht große Verunsicherung auslösen.

 * 
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IMI/1017: Für einen weltweiten Waffenstillstand - Stoppt die Auslandseinsätze und die Rüstungsproduktion


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Mitteilung vom 26. März 2020

Aufruf: Für einen weltweiten Waffenstillstand - Stoppt die
Auslandseinsätze und die Rüstungsproduktion!

Für den Aufbau eines globalen, widerstandsfähigen und solidarischen
Gesundheitssystems!



The fury of the virus illustrates the folly of war.

End the sickness of war and fight the disease that is ravaging our
world.

That is why today, I am calling for an immediate global ceasefire in all
corners of the world.

It is time to put armed conflict on lockdown and focus together on the true
fight of our lives.

To warring parties, I say:

Pull back from hostilities.

Put aside mistrust and animosity.

Silence the guns; stop the artillery; end the airstrikes.

[...]

End the sickness of war and fight the disease that is ravaging our
world.

It starts by stopping the fighting everywhere. Now.

That is what our human family needs, now more than ever.

UN-Generalsekretär António Guterres in seiner "virtuellen
Pressekonferenz" [1] vom 23.3.2020


Unter dem Titel "Die Raserei des Virus offenbart die Narretei des
Krieges" richtete sich UN-Generalsekretär António Guterres am 23.3.2020 an
die Weltbevölkerung und die Regierungen rund um den Globus. Dabei
unterstrich er zunächst, dass das Virus eine Bedrohung für alle darstellt -
unabhängig von Zugehörigkeit, Nationalität, Ethnizität und Glauben - und
dass ihm die ohnehin Marginalisierten und Verwundbarsten am stärksten
ausgeliefert sind. Vor diesem Hintergrund rief er zu einem "unverzüglichen,
globalen Waffenstillstand in allen Ecken der Welt" auf. An sämtliche
Konfliktparteien richtete er den Appell: "Ziehen sie sich von allen
Kampfhandlungen zurück. Verabschieden sie sich von Misstrauen und
Feindseligkeiten. Bringen sie die Gewehre zum Schweigen, Stoppen sie die
Artillerie, beenden sie die Luftschläge".

Wenige Tage zuvor hatte sich auch NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg am
19.3.2020 an die Öffentlichkeit gewandt und unterstrichen, dass die
Einsatzbereitschaft des Bündnisses trotz der schwierigen Situation nicht
eingeschränkt wäre: "Unsere Arbeit geht weiter; Einschließlich der
multinationalen Battlegroups im Osten des Bündnisgebietes; dem NATO Air
Policing; unserer Marine-Einsätze; und unserer Einsätze von Afghanistan bis
in den Kosovo". Außerdem hatte er an die Regierungen der Mitgliedsstaaten
appelliert, trotz der zu erwartenden finanziellen und ökonomischen Einbußen
an der Erhöhung der Rüstungsausgaben festzuhalten. Das ist infam.

Wir schließen uns der Forderung nach einem weltweiten Waffenstillstand an.
Von der Bundesregierung fordern wir eine sofortige Beendigung aller
Auslandseinsätze der Bundeswehr und jeder Beteiligung an den teilweise
andauernden Manövern der NATO. Als Beitrag zum weltweiten Waffenstillstand
fordern wir von der Bundesregierung außerdem einen sofortigen Stopp aller
Rüstungsexporte und als vertrauensbildendende Maßnahme die sofortige
Stilllegung jeder Rüstungsproduktion. Bis der Höhepunkt der Pandemie in
Deutschland und Europa überstanden ist, sollte darüber nachgedacht werden,
wie die zerstörerische Rüstungsindustrie in die Herstellung nützlicher
Güter für die Gesundheit und das Gemeinwesen überführt werden kann. Die
Einsparungen bei den Ausgaben für Auslandseinsätze und Militär sollten
genutzt werden, um die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie besonders unter
den besonders betroffenen Menschen abzumildern und sich am Aufbau eines
solidarischen, globalen Gesundheitssystems zu beteiligen, in dem
insbesondere die Entwicklung und Produktion von Medikamenten den
Profitinteressen von Firmen und Kapitalgebern entzogen wird.


Anmerkung:

[1] https://www.un.org/en/un-coronavirus-communications-team/fury-virus-illustrates-folly-war
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Staatsterrorismus bedroht alle

Zum Zeitpunkt, da ich diesen Artikel schreibe - Dienstag, 7. Januar
2020 abends - steht noch nicht fest, was sich aus der Ermordung des
iranischen Generals Kassem Soleimani und seiner Begleiter durch eine
US-Drohne am 3. Januar in Bagdad ergeben wird. Oder doch: Der
amtierende US-Präsident hat es erneut geschafft, die Kriegsgefahr
sprunghaft zu erhöhen. Weltweit fürchten die Menschen und auch viele
Regierungen, daß es zum nächsten großen Töten kommt.

Sollte das geschehen, ist festzuhalten: Der Anlaß, nicht der Grund,
wurde am 3. Januar geschaffen. Letzterer liegt nicht in
Einzelaktionen, nicht in der geistigen Verfassung dieses oder jenes
Politikers, nicht einmal in Operationen unter falscher Flagge oder -
wie schon wieder in der Bürgerpresse zu lesen ist - im angeblichen
"Schlafwandel" der EU-Staaten. Die Ermordung des österreichischen
Thronfolgers in Sarajevo lieferte 1914 den von Berlin und Wien
erwünschten Anlaß für den Weltkrieg, der "Überfall" auf den Sender
Gleiwitz den für den Zweiten, der sogenannte Zwischenfall in der
Tonkin-Bucht 1964 den für den Völkermord der USA in Vietnam. Anlässe
bleiben aber, geschichtlich gesehen, Zufälle. Gesetzmäßig sind sie
nicht. Sie dienen im Imperialismus als Vorwände, die vom Kriegsgrund
ablenken: vom Imperialismus, von dessen Streben nach Weltherrschaft,
Neuaufteilung von Kolonien, der Sicherung von Ressourcen. Sie werden
benötigt, also fabriziert.

Es sind jedoch die materiellen Interessen vor allem der in den USA
herrschenden Monopole und die der US-Verbündeten, die zum Krieg
treiben. Konkret: Die USA haben über Jahrzehnte im Mittleren und Nahen
Osten in gigantischem Umfang Militär konzentriert und ihre dortigen
Verbündeten hochgerüstet. Auch mit deutschen Waffenexporten. Die USA
haben in der Region wahrscheinlich weit über 100.000 GIs unter Waffen
stehen, verfügen über rund ein Dutzend Flug- und Marinebasen und
lassen mehrere US-Flugzeugträger kreuzen. Das alles bedeutet: Frieden
ist nicht erwünscht. Nur Unterwerfung zählt, ein imperialistischer
Frieden. Wer sich aber weigert, ein Diktat zu unterschreiben, wird
vernichtet - auf deutsche und EU-Kriegshilfe ist dabei Verlaß. Die
Morddrohne vom 3. Januar wurde vermutlich von Ramstein aus gesteuert.
Es handelt sich um Staatsterrorismus. Der Irak wird seit fast 30
Jahren zerstört, Afghanistan seit bald 20, Syrien seit bald zehn.

Dort stoppte Rußland das Grauen dieses hemmungslosen
Kriegskolonialismus, der Pest des 21. Jahrhunderts. Er heizt seine
Feldzüge mit rassistischer Hetze und mit Haß auf die von ihm
Vertriebenen an. Das Ziel: Um fast jeden Preis sollen neue
Abhängigkeiten und Vorposten geschaffen werden. Auch die Angriffe auf
den Iran seit der Kündigung des Atomabkommens im Mai 2018 zielen in
Wahrheit auf Rußland und China. Es geht um deren Einkreisung und
Bedrohung.

Ein Zeichen imperialistischer Stärke ist das nicht, denn es bedeutet:
Die wirtschaftlichen und politischen Machtmittel reichen nicht, die
militärischen sollen es richten. Diese Politik führt fast zwangsläufig
zu der Situation, in der sich die Welt in den ersten Januartagen
dieses Jahres befindet.

Der 3. Januar 2020 steht in der Reihe jener Daten, die mit den Namen
Sarajevo, Gleiwitz und Tonkin verbunden sind - unabhängig davon, ob
aus der Krise ein Krieg wird. Bereits der Mord an Soleimani wurde mit
monströsen Lügen begleitet. In Washington hieß es, der iranische
General sei eine "unmittelbare Gefahr" für das Leben von US-Soldaten
gewesen. Er reiste aber nach Bagdad als Vermittler zwischen Iran und
Saudi-Arabien, "im Dienste des Friedens", wie selbst die "Süddeutsche
Zeitung" am 7. Januar schrieb. Frieden aber ist für Imperialisten das
größte Verbrechen.

Die Ereignisse zeigen, was die Niederlage des Sozialismus von 1990 und
1991 bedeutet: eine neue Periode imperialistischer Kriege und höchster
Kriegsgefahr. Tun wir alles, um jeden zu erreichen, der mithelfen
will, die Maschinerie, die am 3. Januar wieder angeworfen wurde, zu
stoppen und endlich zu zerstören!

Arnold Schölzel

 * 

1938 von Polen angeboten: ein Denkmal für Hitler

Wahrheit contra Geschichtslügen!

Am 24. Dezember 2019 traf sich der russische Präsident Wladimir
Putin turnusgemäß in Moskau mit dem Kollegium des
Verteidigungsministeriums der Russischen Föderation. Wir dokumentieren
seine Abschlußansprache leicht gekürzt:

Zum Schluß möchte ich einige Worte zu Fragen sagen, die nicht direkt
mit dem verbunden sind, worüber wir heute sprachen, andererseits aber
doch in gewisser Weise einen Bezug dazu haben.

Ich beginne mit Geschichte. Unlängst haben Sie wahrscheinlich bemerkt,
daß ich mich mit meinen Kollegen, den leitenden Persönlichkeiten der
GUS-Staaten, getroffen habe, d. h. jener Staaten, die vor nicht langer
Zeit zu unserer gemeinsamen Heimat gehörten, unserem gemeinsamen
Staat, der Hitler-Deutschland im Zweiten Weltkrieg widerstand und im
Großen Vaterländischen Krieg siegte.

Ich sprach dort darüber, daß in einigen Ländern, bei unseren Nachbarn
in Europa und sogar jenseits des Ozeans, oft versucht wird, die
Geschichte zu verdrehen, daß man sich irgendwelche unglaublichen
Szenarien ausdenkt, wie sich die Situation in der Welt und in Europa
vor Beginn des Zweiten Weltkrieges entwickelte. Und wie eine logische
Schlußfolgerung aus diesem Prozeß nahmen die Kollegen in Europa, das
Europaparlament, eine Resolution an, die faktisch Hitler-Deutschland
und die Sowjetunion auf eine Stufe stellt, indem sie unterstellte, daß
auch die Sowjetunion für den Beginn des Zweiten Weltkrieges
verantwortlich ist. Das ist natürlich völliger Unsinn!

Ich hatte darum gebeten, mir einige Materialien aus Archiven zukommen
zu lassen, und scheute den zeitlichen Aufwand nicht, mir diese
anzuschauen. Ich habe eine unvollständige Liste dieser Dokumente für
die Kollegen, die heute hier sind, und die Führungspersönlichkeiten
der GUS-Länder zusammengestellt. Ich sagte damals bereits, daß uns
keine Zeit blieb, um angemessen darüber zu sprechen, und auch heute
ist hierzu nicht der Ort. Später werde ich dazu einen Artikel
schreiben.

Die UdSSR war das letzte Land in Europa, das einen Nichtangriffspakt
mit Deutschland unterzeichnete. Das letzte! Alle anderen führenden
europäischen Länder taten das vor der UdSSR. Ja, der
Molotow-Ribbentrop-Pakt wurde unterzeichnet, und es gab auch einen
geheimen sogenannten Vertrag über die Aufteilung der Einflußsphären.
Und womit befaßten sich die europäischen Staaten bis dahin? Genau
damit. Sie alle haben dasselbe getan. Beginnend 1938, als Hitler seine
Ansprüche auf einen Teil der Tschechoslowakei erhob, kehrten
Großbritannien und Frankreich ihrem Verbündeten den Rücken, obwohl
Frankreich einen Beistandsvertrag mit der Tschechoslowakei hatte. Das
gab Hitler die Möglichkeit, einen Teil des Landes zu besetzen.

Aber was taten die anderen Länder, z. B. Polen? Faktisch verabredeten
sie sich mit Hitler. Das ist aus den Archivdokumenten ersichtlich.
Eine weitere Frage wäre, ob es dabei geheime Zusätze gab oder nicht -
aber das spielt keine Rolle. Wichtig ist, wie sie gehandelt haben, und
sie handelten exakt gemäß der Verabredung. Wie sie verhandelten, das
besagen die Dokumente. Auf der sogenannten Münchner Konferenz vertrat
Hitler direkt die Interessen Polens und zum Teil Ungarns. Er vertrat
direkt ihre Interessen und sagte danach noch den Polen: Sie wissen, es
war schwer, Ihre Interessen zu verteidigen. Wir haben all das in
Dokumenten - Gott sei Dank besitzen wir genügend, die wir als Trophäen
aus europäischen Ländern nach dem Zweiten Weltkrieg erhalten haben.

Was mich, offen gesagt, getroffen hat, das war die Art und Weise, in
der Hitler und offizielle Vertreter des damaligen Polens die
sogenannte europäische Frage diskutierten. Hitler teilte dem
Außenminister und später dem Botschafter Polens in Deutschland mit,
daß er die Idee habe, die Juden nach Afrika zu schicken, in die
Kolonien. Stellen Sie sich vor, im Jahr 1938, die Juden aus Europa
nach Afrika zu schicken. Zum Aussterben. Zur Vernichtung. Und was
antwortete ihm der Botschafter Polens, was schrieb er danach auf
seinem dienstlichen Briefpapier an den Außenminister Polens, Herrn
Beck: "Als ich das hörte", schrieb er, "antwortete ich ihm" -
antwortete er dem Führer, Hitler - "wenn er das tut, werden wir für
ihn in Warschau ein großartiges Denkmal errichten." Ein Lump, ein
antisemitisches Schwein - anders läßt sich das nicht sagen. Er
solidarisierte sich völlig mit Hitlers antijüdischen, antisemitischen
Haltungen und versprach darüber hinaus, ihm für die Verfolgung des
jüdischen Volkes in Warschau ein Denkmal zu errichten. Und schreibt
dies seinem Vorgesetzten, dem Außenminister, offensichtlich in der
Hoffnung auf Anerkennung.

Sonst hätte er das einfach nicht geschrieben. Ich werde jetzt nicht
tiefer in die Details gehen, aber ich möchte auf jeden Fall noch
einmal unterstreichen: Wir verfügen über genug Material, um niemandem
zu gestatten, das Andenken unserer Väter, unserer Großväter, all
jener, die ihr Leben auf den Altar des Sieges über den Nazismus
legten, zu beschmutzen. Ich möchte nur bemerken, daß es gerade diese
Leute, die damals Gespräche mit Hitler führten, sind, daß es gerade
diese Art von Leuten ist, die heute die Denkmäler der
Befreiungssoldaten beseitigen, der Soldaten der Roten Armee, welche
die Länder Europas und die europäischen Völker vom Nazismus befreiten.
Das sind ihre Nachfolger. In diesem Sinn hat sich leider wenig
geändert. Und wir alle müssen das im Blick haben, auch im Hinblick auf
den Aufbau unserer Streitkräfte.

In dieser Hinsicht möchte ich noch etwas sagen, was nach meiner
Auffassung außerordentlich wichtig ist. Beachten Sie: Weder die
Sowjetunion noch Rußland - wir strebten nie danach, Bedrohungen für
andere Länder zu schaffen. Wir holten stets auf und nach. Die USA
schufen die Atombombe, und die Sowjetunion holte nur auf.
Trägermittel, Träger der Atomwaffen hatten wir ebenfalls nicht, es gab
keine strategische Luftwaffe. Die Sowjetunion holte auf. Die ersten
Interkontinentalraketen wurden de facto nicht bei uns gebaut, die
Sowjetunion holte auf.

Am heutigen Tag haben wir eine einzigartige Situation in unserer neuen
und neusten Geschichte: Wir haben die anderen hinter uns gelassen. In
keinem anderen Land gibt es überhaupt Hyperschallwaffen, um so mehr
gilt das für Hyperschallwaffen mit kontinentaler Reichweite. Wir
verfügen in der Truppe bereits über den luftgestützten
Hyperschallkomplex "Kinshal" (Dolch), und dort stehen auch schon die
Laserkampfsysteme "Pereswet".

Der Minister hat uns vorhin in seiner Rede mitgeteilt, daß wir
begonnen haben, das erste Regiment der Strategischen
Raketenstreitkräfte mit dem neusten Hyperschallkomplex
interkontinentaler Reichweite "Avantgard" auszurüsten. Die Arbeiten an
anderen Systemen verlaufen nach unserem Plan: die ballistische
Interkontinentalrakete mit erhöhter Sprengkraft "Sarmat"; die
Hyperschallrakete "Zirkon" - land- und seegestützt; der unbemannte
Unterwasserapparat "Poseidon" mit interkontinentaler Reichweite; der
Marschflugkörper "Burewestnik" mit globaler Reichweite und atomarer
Bewaffnung.

Zur Bewaffnung gehören auch andere Komplexe, eingeschlossen jene, die
gut erprobt sind und ihre Kampftaufe unter verschiedenen Bedingungen
erhalten haben, auch unter Kampfbedingungen in Syrien, wie die
Marschflugkörper "Kalibr".

Es gibt noch andere Ausrüstungen. Über sie wird weniger gesprochen,
aber es gibt sie, die Armee verfügt über sie und verwendet sie.

In dieser Hinsicht möchte ich noch folgendes sagen. Ungeachtet dessen,
daß wir erheblich weniger Geld als andere Länder der Welt aufwenden
(wir stehen im Moment auf dem siebten Platz, sagte der Minister, und
könnten sogar auf Platz neun rutschen), bedeutet das nicht, daß wir
bereit sind, unsere Kampfbereitschaft zu senken.

Bei einem unserer Treffen sagte ich bewußt etwas, was ich gern
wiederholen möchte. Ich sagte es nicht zufällig, ich sagte es, weil es
unseren Wettbewerbsvorteil zum Ausdruck bringt und es dabei um das von
uns benötigte Niveau der Verteidigungsfähigkeit Rußlands geht. Was
genau können, müssen und werden wir tun, wie werden wir
vorwärtskommen? Ich sagte damals wörtlich: durch Köpfe, durch
Intellekt, bessere Arbeitsorganisation, Minimierung von Diebstahl und
Nachlässigkeit, durch Konzentration der Anstrengungen auf
grundlegende, auf Hauptfelder, die uns ein hohes Niveau der
Verteidigungsfähigkeit des Staates sichern.

Ich bitte Sie, in dieser Weise an die Arbeit zu gehen - auch im
bevorstehenden Jahr 2020. Ich gratuliere Ihnen zum neuen Jahr! Ich
wünsche Ihnen Erfolg. Danke!

Nach dem stenographischen Protokoll der Ansprache aus dem
Russischen übersetzt von Arnold Schölzel.

 * 

"Jetzt sprechen wir - die Völker Lateinamerikas"

Unter dieser Losung fand vom 2. bis 4. Dezember vergangenen Jahres der
Kongreß zur "Bildung einer alternativen Kommunikation" in Caracas, der
Hauptstadt Venezuelas, statt. Im Ergebnis des Forums von São
Paulo wurde Venezuela beauftragt, einen solchen Kongreß durchzuführen,
weil allen Beteiligten bewußt ist, daß die bürgerliche Propaganda als
"vierte Macht im Staat" zur modernen Kriegsführung benutzt wird. Diese
richtet sich gegen alle fortschrittlichen Kräfte, die um soziale
Rechte kämpfen, bis hin zu jenen Staaten, die mit dem Aufbau des
Sozialismus eine Alternative zum gegenwärtigen Kapitalismus bieten.
Dieser Kongreß in Venezuela, der eigentlich erst im Januar 2020
stattfinden sollte, wurde notwendig aufgrund der zugespitzten
Situation in Lateinamerika - mit dem faschistischen Putsch in
Bolivien, den verstärkten sozialen Kämpfen in Chile und Kolumbien, der
prekären Situation in Argentinien mit der hohen Staatsverschuldung,
der extremen Situation in Brasilien mit dem faschistoiden Präsidenten
und insbesondere mit der ausgeweiteten Embargopolitik der USA und
deren Vasallen gegenüber Kuba und Venezuela. Das Ziel dieses
Kongresses war eine solidarische Vernetzung aller fortschrittlichen
Kräfte, um sich auf kürzestem Weg stets mit Informationen
auszutauschen und diese entsprechend medial zu verbreiten, um so der
Bevölkerung in allen Ländern eine alternative, wahrheitsgemäße
Berichterstattung gegenüber der bürgerlichen Hetzpropaganda zu bieten.

Trotz der Embargopolitik haben 135 Delegationen aus 38 Ländern an
diesem Kongreß teilgenommen. Die Delegierten erwartete ein
vollgepacktes Programm. Schon am Vorabend des Kongresses gab es
verschiedene Informationsveranstaltungen, so etwa ein Gespräch mit
Tania Diaz, Ministerin für Kommunikation und Information und derzeit
erste Vizepräsidentin der Asamblea Nacional Constituyente
(Nationalversammlung), über die Bedeutung der Informationsverbreitung
unter aktuellen Bedingungen.

Bei sommerlichen Temperaturen fand am nächsten Tag die Eröffnung des
Kongresses unter freiem Himmel am Kongreßzentrum statt. Die Aussagen
der Präsidentin von "teleSUR", Patricia Villegas, und Ernesto Villegas
(Schriftsteller, ehemaliger Chef des Regierungsbezirkes Caracas und
jetziger Kulturminister) waren hochinteressant, da sie verdeutlichten,
wie die bürgerlichen Medien im In- und Ausland mit Falschmeldungen
Hetzkampagnen gegen die Regierung Maduro inszenieren.

Danach folgte ein sehr emotionaler Teil, da hier verschiedene frei
agierende Journalisten mit ihren Tatsachenberichten von den
Putschversuchen seit 2017 berichteten. Dazu wurden von ihnen
gefertigte Filmaufnahmen eingespielt. Die Bilder zeigten, wie
vermummte Contras, mit Gewehren bewaffnet, auf mehreren Motorrädern
auf Chavisten und andere für die Regierung demonstrierende Bürger
zufuhren und mit Molotowcocktails warfen. Daß in diesem Zusammenhang
bürgerliche Medienvertreter geschützt hinter den vermummten Angreifern
ihre Aufnahmen machten, war deutlich zu erkennen. Die Film- und
Fotoaufnahmen der freien Journalisten konnten nur unter Lebensgefahr
gemacht werden.

Am 3. Dezember wurde in acht verschiedenen Gruppen sehr intensiv
gearbeitet. Es wurden u. a. die Psychologie der Medien, digitale
Netzwerke, Kultur in linker Vernetzung, neue Möglichkeiten der
Vernetzung, Medien in Kriegszeiten und "Wir sind das Netzwerk"
behandelt. Alle Themen waren für sich genommen schon sehr interessant.
Ich entschied mich für letzteres, auch deshalb, weil ich hier
Anregungen für die sofortige Umsetzung erwartete.

Am späten Nachmittag wurde kurzfristig eine Großdemonstration in
Caracas organisiert. Hintergrund war der tags zuvor vom
kolumbianischen Präsidenten mit weiteren 16 Staaten und den USA
einberufene militärische Rat, der weitere Maßnahmen gegen Venezuela
beschließen sollte. Wer eine solche Manifestation großer Teile der
Bevölkerung zur Unterstützung ihrer Regierung in Venezuela nicht
erlebt hat, war nicht in Venezuela. Sicherlich ist hier die besondere
Mentalität der Lateinamerikaner mit zu berücksichtigen, aber wer eine
solche Verbundenheit zwischen Regierung und Volk miterlebt, versteht,
warum in Venezuela bisher jeder Putschversuch gescheitert ist. Meine
eigenen Video- und Fotoaufnahmen belegen, wie entschlossen man ist,
die Errungenschaften gegen jegliche Angriffe von innen oder außen zu
verteidigen.

Daß ich am Rande des Kongresses an weiteren wichtigen Gesprächen
teilnehmen konnte, war unserem Freund Dr. Carolus Wimmer zu verdanken.
Als Aktivist im COSI (Komitee für internationale Solidarität und
Friedenskampf ), welches 1971 gegründet worden ist, hat er eine große
Bedeutung. Es ist die einzige Friedensorganisation in Venezuela, und
es gilt auch hier, über die Landesgrenzen hinaus die solidarische
Zusammenarbeit weiter auszubauen. Ebenso konnte ich mit Freude einige
der vielen Errungenschaften seit der Zeit Hugo Chávez' bis heute live
erleben. So wurden 2,9 Millionen Sozialwohnungen gebaut, die voll
ausgestattet den Familien (ca. 77 m² für 4 Personen) kostenlos
übergeben wurden. Bus- und U-Bahn-Fahrten sind ebenso gratis wie die
medizinische Versorgung, der Besuch staatlicher Schulen oder das
Studium.

Am letzten Tag wurde dann für alle Teilnehmer des Kongresses die
Auswertung am Regierungssitz mit Präsident Maduro vorgenommen. Unter
freiem Himmel wies der Präsident in seiner Rede auf die große
Bedeutung der internationalen Solidarität hin und darauf, daß die
Schaffung einer alternativen Vernetzung unter uns die beste Waffe
gegen jegliche Angriffe des Imperialismus ist.

Danach ging es wieder zum Tagungsort ins Hotel Alba, wo der
Vizepräsident der PSUV und Präsident des Verfassungskonvents, Diosdado
Cabello, im Rahmen einer Kulturveranstaltung den Kongreß offiziell
beendete.

Bei diesem kurzen, aber sehr intensiv erlebten Aufenthalt in Venezuela
wurden auch viele noch bestehende Probleme sichtbar. In Gesprächen mit
Repräsentanten der Regierung und der Bevölkerung wurde nicht nur ihre
enge Verbundenheit deutlich - ihnen ist bewußt, daß in der
Vergangenheit Fehler gemacht worden sind und man auch künftig nicht
davon frei sein wird.

Ich habe die Venezolaner als ein sehr liebevolles und emotionales Volk
erlebt, und ich kann sehr gut verstehen, wenn man jenen Linken eine
klare Absage erteilt, die da meinen, sie müßten wegen begangener
Fehler eine "kritische Solidarität" üben. Da kann ich den Venezolanern
nur zustimmen, da jedem Land, jeder Bewegung, welche um Unabhängigkeit
kämpft, für Frieden und sozialen Fortschritt eintritt sowie einen
antikapitalistischen Kurs einschlägt, die uneingeschränkte Solidarität
aller Linken gehören sollte. Jedem sollte bewußt sein, daß beim Aufbau
einer neuen fortschrittlichen Gesellschaft immer wieder Fehler
vorkommen können. Das ist auch der Tatsache geschuldet, daß dieser
Aufbau ständig auf vielfältigste Art durch jene Kräfte gestört wird,
die ihren Einfluß zu verlieren drohen.

Kämpfen wir gemeinsam solidarisch mit unseren Freunden, den
Venezolanern, mit Kubanern, Chilenen, Bolivianern und allen Völkern,
die für ihre Unabhängigkeit, für sozialen Fortschritt und Frieden
eintreten!

Carsten Hanke

Rostock
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Zeichen der Schwäche

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Näher am heißen Krieg

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Der Frieden im Baltikum wird durch die NATO bedroht

Der erste Außenminister Lettlands nach der Trennung von der
Sowjetunion 1991, Janis Jurkans, erklärte in einem Interview im März
2019: "Lettland bestimmt nicht die Politik, Lettland befolgt, was
seitens der EU und vor allem den USA vorgeschrieben wird. Die
baltischen Staaten sind willfährige Erfüllungsgehilfen der Amerikaner,
militärisch, ökonomisch, einfach in jeder Hinsicht." Das ist das
wichtigste Charakteristikum für die Realitäten in diesem
geographischen Raum.

Das Interesse der NATO- und EU-Mächte an engen Beziehungen zu dieser
Ländergruppe ergibt sich nicht aus der Größe der Länder
beziehungsweise ihrem (wirtschaftlichen) Potential. Vielmehr wird es
durch die geographische Lage und durch die Möglichkeiten bestimmt,
diese Länder als Störfaktor gegen friedliche Bedingungen der
Zusammenarbeit und Verständigung in der Region und im
nachbarschaftlichen Verhältnis zu Rußland einzusetzen.

Dabei mischen sich die NATO und die EU aktiv auch in die Gestaltung
der inneren Verhältnisse ein. Diese Einmischung läßt die antirussische
Politik dieser Mächte als eine Politik erscheinen, die den Interessen
der baltischen Völker entspricht. Ihr Agieren in diesem Raum kann man
in einem Wort zusammenfassen: Gewinnmaximierung! Die wirtschaftliche
und politische Schwäche der Länder nutzend, werden deren Wirtschaft
und Politik, Kultur und Bildung, Wahlen und Medien, Steuer- und
Finanzwesen sowie Rechtsnormen der Absicherung des materiellen und
politischen Gewinns im Sinne der antirussischen Konzeption
untergeordnet.

Die Verschleierung der eigenen Ziele dient der Angsterzeugung


Im Mittelpunkt steht die Erzeugung von "Angst der Balten vor den
Russen". Dies läßt sich sowohl innen- als auch außenpolitisch im Sinne
der Ziele der NATO- und EU-Mächte sowohl zur Kontrolle der Länder und
der Ostsee als auch gegen Rußland instrumentalisieren. Es wird ein
Feindbild Rußland gezeichnet, wonach der "Feind" so stark sei, daß
"Verteidigung" allein nicht reiche. Man müsse angreifen, um sich
verteidigen zu können. Es wird eine solche politische, geistige und
psychologische Atmosphäre erzeugt, die das Akzeptieren eines Krieges
zur Abwendung der vermeintlichen Gefahr einschließt.

Dazu hat die NATO seit 2008 eine militärische Infrastruktur und ein
Netzwerk von Zentren aufgebaut, die über ganz Europa verteilt sind.
Sie verfügen über einen integrierten Ansatz, der Bildung, Technologien
der Massenmanipulation, Propaganda, Wissenschaft und Sicherheit
miteinander verbindet. Die NATO verfügt über 19 funktionsfähige
derartige Zentren in Osteuropa, darunter auch in Lettland, Litauen und
Estland. Drei weitere sollen noch eingerichtet werden.

Das Strategische Kommunikationszentrum der NATO ist eine der neuen
Strukturen. Im Januar 2014 unter Beteiligung Deutschlands gegründet,
hat es seinen Sitz in Riga. Es befaßt sich mit öffentlicher
Diplomatie, Zusammenarbeit mit den Medien, zivil-militärischen
Beziehungen, Informationseinsätzen und psychologischen Operationen.

Das NATO-Kompetenzzentrum für kooperative Cyber-Verteidigung in
Tallinn, der Hauptstadt von Estland, war die erste derartige
Organisation (2008) im postsowjetischen Raum in den baltischen
Staaten. Mit diesem Zentrum ist das Erscheinen des sogenannten
Tallinner Cyberkriegshandbuchs verbunden. Es gilt als Regelwerk für
das Handeln im Cyberspace im Falle eines Konfliktes mit Rußland. 2012
wurde in Vilnius das NATO-Exzellenzzentrum für Energiesicherheit
gegründet. Seine Materialien sind Anleitung für den Energiekrieg mit
Rußland.

In den "Zentren der strategischen Kommunikation" werden "geeignete
Methoden eines Wahrnehmungsmanagements" zur "Kontrolle der Narrative"
entwickelt. Ihre Arbeit und deren Ergebnisse werden, unter
Einbeziehung der Medien, zur gezielten Desinformation der Bevölkerung
dieser Länder und der internationalen Öffentlichkeit gegen die
russische "Desinformation" eingesetzt.

Die Einwirkung auf die innere Stabilität der Länder und zur Pflege der
Russophobie erfolgt über das systematische Schüren von
innenpolitischen Gegensätzen zwischen verschiedenen Nationalitäten,
besonders gerichtet gegen die russischsprachigen Bevölkerungsteile.
Weiterhin wird die sogenannte Grenzfrage als ständiges Motiv
eingesetzt. Und schließlich ist die Verfälschung der Geschichte dieser
Länder und besonders der Zeit der Sowjetmacht ein bevorzugtes Feld der
propagandistischen Beeinflussung der Menschen.

Die westliche Seite braucht diese Atmosphäre der Angst und der darauf
beruhenden Instabilität zur Rechtfertigung ihrer rußlandfeindlichen
Politik. Die Regierenden brauchen sie, um ihre reaktionäre Politik zur
Herrschafts- und Systemsicherung zu rechtfertigen. Für beide ist die
Angst ein Rohstoff, aus dem sich so ziemlich alle Gefahren formen
lassen, die ihre nationalistisch begründeten Interessen und ihre
reaktionäre Politik nach innen und nach außen verdecken. Dazu werden
sowohl die Politik als auch die Medien eingesetzt.

Baltikum wird zum Aufmarschgebiet der NATO gegen Rußland

Besonders nach der Aufnahme der baltischen Staaten in die NATO und in
die EU hat der Westen gezeigt, daß er entschlossen ist, diesen
geographischen Abschnitt an den westlichen Grenzen Rußlands weiter
auszubauen und aktiv im Sinne seiner geopolitischen Ziele einzusetzen.
Der Charakter der genannten Maßnahmen wie auch die unmittelbar
militärpolitischen Schritte zeigen, daß seine Politik gegenüber
Rußland zunehmend in Richtung einer politischen und militärischen
Konfrontation degeneriert. Für die Ostsee und deren Anlieger, aber
auch für Europa bedeutet das zunehmende Militarisierung und
Kriegsgefahr!

Die kürzlich stattgefundene NATO-Tagung in London bestätigte diese
strategische Ausrichtung. Die Entwicklung in der Region wird weiter
vom Willen der NATO und EU-Mächte bestimmt, zum "Herzland"
vorzudringen. Nach der Aufnahme der osteuropäischen und baltischen
Länder in die NATO hat der erste Schub intensivierter Militarisierung
der Region mit dem "Readiness Action Plan" 2014 begonnen. Die Region
wurde als potentieller Schauplatz einer direkten militärischen
Konfrontation behandelt.

Darüber hinaus wurde die "NATO Response Force" von 13.000 auf 40.000
Mann aufgestockt. Sie ist die schnelle Eingreiftruppe der NATO und
wurde nicht nur aufgestockt, sondern auch umstrukturiert. Mit der Very
High Readiness Joint Task Force (VJTF), auch Speerspitze genannt, gibt
es innerhalb der Responce Force eine Unterstruktur, die noch schneller
einsatzfähig sein soll. Zur Erleichterung ihrer Verlegung gibt es in
den Einsatzländern noch die NATO Force Integration Units. Die Präsenz
der NATO in der Ostsee wurde erhöht, die Nachschubtruppen vergrößert
und deren Verlegezeiten verringert. Auf dem NATO-Gipfel 2016 folgte
die "Enhanced Forward Presence" (Verstärkte Vornepräsenz). Mit diesem
Programm wurde die Präsenz der NATO an ihrer Ostflanke zusätzlich
verstärkt. Mit jeweils einem Bataillon in Polen und den drei
baltischen Staaten sind jetzt insgesamt 4000 NATO-Soldaten an der
Grenze zu Rußland stationiert.

Auf dem NATO-Gipfel 2018 wurde die "Initiative zur
Reaktionsfähigkeit", auch "4 x 30" genannt, ins Leben gerufen. Im Jahr
2020 sollen 30 Flugzeugstaffeln, 30 Kriegsschiffe und 30
Infanterie-Bataillone (bis zu 36.000 Soldaten) plus
Unterstützungskräfte in einer "Reaktionsfähigkeit von 30 Tagen und
weniger" versetzt werden. Außerdem wurde die Einrichtung eines
Logistikkommandos in Ulm beschlossen, das schnelle Transporte "nach,
durch und aus Europa" organisieren soll. Die NATO baut also ihre
Positionen in Osteuropa und an der Grenze zu Rußland systematisch
quantitativ und qualitativ aus. Man geht schrittweise, aber
zielgerichtet vor. Dabei verschiebt sich der Fokus von der
Osterweiterung auf die Ostsicherung. Die Ausdehnung in Osteuropa wird
als feste Plattform gegen Rußland ausgebaut.

Es ist aber zu befürchten, daß dies nur eine Hauptetappe sein soll.
Denn damit wird der Halbkreis um Rußland zwar vom Baltikum über Polen,
Tschechien, Ungarn, Rumänien und bis ins Schwarze Meer (Bulgarien) um
1000 Kilometer nach Osten verlegt und gesichert. Aber man ist nicht
durchgehend bis an die Grenze Russlands herangerückt! Der Weg ins
"Herzland" ist noch immer "verbarrikadiert". Dazwischen liegen noch
Weißrußland, die Ukraine, Moldau (mit Transnistrien) und der
Schwarze-Meer-Anrainer Georgien. Sozusagen die innere Wand des
doppelwandigen Halbkreises um Rußland.

Das weist auch auf den Platz und die Bedeutung der gegenwärtigen
Auseinandersetzungen um die Ukraine und die anderen ehemaligen
Sowjetrepubliken hin.

Das Ziel bleibt, die Konkurrenz steigt, die Gefahren wachsen

Die bisherigen Ergebnisse der Osterweiterung der NATO und der EU
zeigen, daß der Abgrund zwischen den Erfordernissen des Friedens auf
der Grundlage der gleichen Sicherheit und der gleichberechtigten
Zusammenarbeit der Staaten und Völker bedrohliche Ausmaße annimmt.

In diesem Prozeß spielt Deutschland eine kontinuierlich wachsende
Rolle. Aus einem mitbestimmenden Faktor im europäischen und
euro-atlantischen Raum ist es immer mehr zu einem bestimmenden Subjekt
geworden. Schon in den 90er Jahren wurde diese Zielstellung in dem
Schäuble-Lamers-Papier "Überlegungen zur europäischen Politik" der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 1. September 1994 deutlich
ausgesprochen. Dort heißt es, daß ohne Weiterentwicklung und
Ausdehnung der europäischen Integration "Deutschland aufgefordert
werden, oder aus eigenen Sicherheitszwängen versucht sein [könnte],
die Stabilisierung des östlichen Europa alleine und in traditioneller
Weise zu bewerkstelligen".

Sowohl für die Politik der EU als auch der NATO mußte in der
Nach-Jelzin-Ära das Schreckgespenst der Bedrohung aus dem Osten
herhalten. Die Bundeswehr wurde strategisch und materiell auf dieses
Ziel ausgerichtet. Der militärische Faktor ist zu einem
Standardinstrument zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele geworden.

Die am 20. Juli 2018 erlassene neue Konzeption der Bundeswehr besagt:
Übergreifendes Ziel ist das Entwickeln und Bereitstellen einer
einsatzbereiten, bündnisfähigen und flexiblen Bundeswehr, die in einem
unbeständigen Sicherheitsumfeld Fähigkeiten zur gleichrangigen
Wahrnehmung aller Aufgaben zum Schutze Deutschlands besitzt.

In der Konzeption von 2013 hieß es noch deutlicher: "Die Befähigung
zum Kampf als höchster Anspruch an Personal, Material und Ausbildung
ist der Maßstab für die Einsatzbereitschaft." Neben dem Ausbau der
anderen Felder aktiver Teilnahme soll 2025 eine erste deutsche schwere
Brigade (5000 Soldaten) in die NATO eingebracht werden.

Diese Planungen und Handlungen werden in einer Gesamtlage
durchgeführt, von der die damalige Bundesverteidigungsministerin
Ursula von der Leyen auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2019 sagte,
daß "die Wiederkehr der Konkurrenz großer Mächte" das prägende Merkmal
sei. Dafür müßten sich Deutschland und die NATO rüsten, ohne dabei die
globalen Interventionsansprüche fallenzulassen.

In Fortsetzung dieses Konzepts erklärte sie im November 2019 als
EU-Kommissionspräsidentin: "Europa muß auch die Sprache der Macht
lernen." Und sie präzisierte: "Das heißt zum einen, eigene Muskeln
aufbauen, wo wir uns lange auf andere stützen konnten - zum Beispiel
in der Sicherheitspolitik." Wenn kapitalistische Großmächte ihre
"Muskeln" spielen lassen, ist es um eine Friedensperspektive jedoch
schlecht bestellt.

Prof. Dr. Anton Latzo

Langerwisch

 * 

Hoovers Kesseltreiben gegen Hemingway

Sensationelle Enthüllungen darüber, wie J. Edgar Hoover, der Chef des
Bundesuntersuchungsamtes FBI, von Oktober 1942 bis Januar 1961 die
Fährtenhunde seiner politischen Polizei beharrlich auf der Spur des
amerikanischen Nobelpreisträgers Ernest Hemingway hielt, sollen
demnächst in der Zeitschrift "The New York Review of Books" gedruckt
vorliegen.

Verfasser des Berichts, dessen authentischen Charakter auch in den
Vereinigten Staaten niemand bestreitet, ist der Hemingway-Forscher
Jeffrey Meyers, Professor für Englische Sprache an der University of
Colorado. Dem 43jährigen Literaturwissenschaftler war es möglich,
Einblick in einen Teil der 124 Seiten umfassenden Beschattungsakte des
FBI zu nehmen, deren Inhalt und Form wertvolle Aufschlüsse über den
Stil "amerikanischer Kulturpolitik" während des zur Debatte stehenden
Zeitraumes liefern.

Allerdings lüftete das FBI das Visier nur zur Hälfte. 15 Blätter des
angeblich wegen "Ablaufs der Aufbewahrungsfrist" freigegebenen
Schnüffler-Reports waren dem Vorgang "aus Gründen nationaler
Sicherheit" entnommen und 14 weitere Seiten fast vollständig gelöscht
worden, bevor man Meyers die Kopien gegen Gebühr ausgehändigt hatte.
Schließlich, so ließ man den Universitätsmann wissen, seien auch
mehrere Passagen wegen des inzwischen zu stark vergilbten Papiers
leider nicht mehr reproduzierbar gewesen. Dennoch - was da ans Licht
gekommen ist, mag dem Leser auch so ein überschaubares Bild
vermitteln.

Im August 1942, erfährt man, soll sich der in Kuba lebende große
nordamerikanische Romancier eine Idee Spruille Bradens, des ihm
befreundeten USA-Botschafters in Havanna, zu eigen gemacht haben, an
der Überwachung faschistischer Kreise auf der Karibikinsel
teilzunehmen. Wie es heißt, baute Hemingway binnen weniger Wochen eine
von ihm als "Crook Factory" oder "Hochstaplerfirma" bezeichnete
26köpfige Gruppe auf, die sich überwiegend aus spanischen
Republikanern zusammensetzte, denen Kuba nach der Errichtung des
Francoregimes in ihrer Heimat zum Zufluchtsland geworden war. Der
Schriftsteller, so weiter, wählte dabei vor allem Personen aus, die
ihm bereits seit seiner Reportertätigkeit an den Fronten des
Spanienkrieges bekannt gewesen waren.

Während sich Hemingway mit Eifer an die Sammlung von Informationen
über Aktivitäten Tausender Franco und damit die faschistischen
Achsenmächte unterstützender Spanier machte, die damals in Kuba ihr
Unwesen trieben, befand er sich selbst bereits im Visier des wohl
mächtigsten Geheimpolizisten, den die Vereinigten Staaten je besessen
haben: Der fanatische Antikommunist J. Edgar Hoover, dem das FBI
schließlich mehr als vier Jahrzehnte gehorchen sollte, mochte keine
Zusammenarbeit mit Leuten, die sich unmißverständlich zur
Einheitsfront gegen Hitler, Mussolini und Franco bekannten.

Obwohl Botschafter Braden später in seinem Buch "Diplomaten und
Demagogen" Hemingway ausdrücklich bescheinigte, "eine exzellente
Organisation aufgezogen" zu haben, die den großspurigen Falangisten
vor Augen führte, daß jemand da war, der ihre Schritte kontrollierte,
leitete Hoover Maßnahmen ein, um die nur etwa acht Monate bestehende
"Crook Factory" in Mißkredit zu bringen. Zugleich sorgte er für die
Ablösung der "Amateur-Crew" durch professionelle FBI-Agenten. Unter
Hinweis darauf, daß Hemingways Handeln von zunehmender Feindseligkeit
gegenüber Kubas damaliger Regierung und der
USA-Bundesuntersuchungsbehörde geprägt sei, befahl der FBI-Direktor
Anfang 1943 seinem Residenten in Havanna - dem Botschaftsattaché für
Rechtsfragen Raymond Leddy -, zur totalen Brunnenvergiftung
überzugehen. "Jede beliebige Information, die Hemingways
Unzuverlässigkeit als Nachrichtenübermittler ausweist, sollten sie
Botschafter Braden auf diskrete Weise zur Kenntnis bringen",
instruierte Hoover seinen Mitarbeiter Leddy.

Während Hoover, die "Bulldogge", wie der auch von
Regierungsmitgliedern gefürchtete FBI-Chef in Washington allgemein
genannt wurde, das aus seiner Sicht Erforderliche unternahm, um
Hemingways Ruf zu demontieren, ließ er zugleich sorgfältig
zusammentragen, was über dessen "Tätigkeit zugunsten des
loyalistischen Spaniens" in Erfahrung zu bringen war. Unter dem Datum
des 27. April 1943 wurden den FBI-Akten neun eng beschriebene Seiten
beigefügt, auf denen Detail für Detail vermerkt war, was Hemingway im
einzelnen zur Unterstützung des republikanischen Sanitätswesens
veranlaßt hatte. Bereitstellung von Ambulanzen für Verwundete,
Errichtung von Flüchtlingsasylen, Sicherung medizinischer Hilfe für
Kranke - so lauteten die schwerwiegendsten "Anklagepunkte" in Hoovers
geheimem Dossier. Unter der Rubrik "Mögliche Verbindungen zur
Kommunistischen Partei" hieß es an anderer Stelle ohne jede
Hinzufügung die Hypothese tragender Beweisargumente: "Im Herbst 1940
wurde Hemingways Name der Liste mit den Namen jener Personen
hinzugefügt, von denen anzunehmen war, daß sie mit kommunistischer
Aktivität befaßt seien."

Nach dem Sieg der Anti-Hitler-Koalition - besonders mit dem Einsetzen
des von der Truman-Administration entfesselten kalten Krieges und der
daraus resultierenden antisowjetischen Hysterie - verstärkte das FBI
Hemingways Beschattung. Der 1954 mit dem Nobelpreis ausgezeichnete
Literat wurde von nun an Tag und Nacht im Auge behalten. Man
registrierte jeden seiner Kontakte, jede Äußerung, die Hemingway
öffentlich tat. Hoover ließ seine in Zeitschriften erscheinenden
Beiträge, ja sogar von ihm an Redaktionen gerichtete Briefe in die
Akte aufnehmen. Als der schwerkranke Schriftsteller wenige Monate vor
seinem Tode in die Mayo-Klinik von Minneapolis eingeliefert wurde,
folgte ihm auch dorthin "unauffällig" ein Sonderagent des FBI.

Hier endet das geheimpolizeiliche Dossier über einen der berühmtesten
Männer Amerikas. Nicht einmal ihm war es erspart geblieben, so
behandelt zu werden wie Millionen unbescholtene USA-Bürger, die in den
Karteien des FBI nur deshalb als "potentiell gefährlich" geführt
werden, weil sie nach offizieller Mutmaßung der stereotypen Norm des
politisch manipulierten und dadurch entmündigten Untertanen
imperialistischer Macht nicht zu entsprechen scheinen. Übrigens
hielten Hoovers Nachfolger an der Spitze des FBI in bezug auf die
Gründe der zwar lückenhaften, deshalb aber nicht weniger erstaunlichen
Enthüllungen mit ihrer Meinung keineswegs hinter dem Berge. Zu der im
polizeilichen "Vorgang" erwähnten Vermutung, Hemingway habe "den
Kommunisten nahegestanden", erklärte FBI-Pressesprecher Cal Shishido
lakonisch: "Ja: vielleicht wurde gerade deshalb beschlossen, die Akte
jetzt der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Doch ich kenne
niemanden beim Bundesuntersuchungsamt, der im Augenblick dazu geneigt
wäre, diese Angelegenheit zu kommentieren."

Die von Anfang an durchschimmernde Absicht des politischen Rufmordes
wird damit vollends transparent. Doch das Unterfangen erweist sich
lediglich als Rohrkrepierer, als eindeutige Ehrenerklärung für den
Geschmähten.

Klaus Steiniger, 1983

(geringfügig gekürzt, RF-Archiv)
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Die VVN-BdA ist ein Seismograph der Gesellschaft

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Antifachismus und "Linksextremismus"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Handlanger

Antifaschismus als Feindbild - nun auch der Finanzämter? 

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Widerspruch zum Märchen vom ostdeutschen Antisemitismus

Wieder einmal bemüht ein Autor (Michael Brumlik in einem Beitrag für
die "Blätter für deutsche und internationale Politik") die Legende vom
ostdeutschen Antisemitismus. Das Resultat seiner Untersuchung ist eine
herbe Enttäuschung. Mit diesem Beitrag desavouiert Brumlik seinen Ruf
als renommierter Professor für Erziehungswissenschaften. Methodisch
folgt er einem allzu bekannten Strickmuster: Man stellt eine "steile"
These auf und versucht, sie mit willkürlich ausgesuchten Zitaten zu
untermauern. Das allein erfüllt schon den Tatbestand des
populistischen Herangehens. Da es für jede noch so aberwitzige These
scheinbare Belege gibt, kann man eben alles oder eben auch nichts
"beweisen". Würde jemand behaupten, die DDR habe antijüdischen Haß, wo
immer er auftrat, bekämpft, würde man zahlreiche Hinweise finden, die
zu einem völlig entgegengesetzten Urteil führen könnten. Da es aber
Brumlik erkennbar nicht um Erkenntnis, sondern um Politik und
Ideologie geht, benutzt er den Hammer, nicht das Florett. Die aus der
Studie des Berliner Historikers Harry Weibel entnommene Zahl von ca.
9000 neonazistischen, rassistischen und antisemitischen Propaganda-
und Gewalttaten wird genausowenig wie auch die anderen von ihm
genannten Vergehen konkreten Zeiträumen zugeordnet. Da Weibel, wie
Brumlik schreibt, aus "streng geheimen" Quellen des Ministeriums der
Staatssicherheit (MfS) schöpft (seit wann zugänglich?), hätte Brumlik
zumindest die Frage aufwerfen müssen, ob diese Straftaten vom Staat
nicht nur, wie er schreibt, registriert, sondern auch verfolgt und
verurteilt wurden. Das aber interessiert ihn nicht, weil es ihm darum
geht, dem Narrativ der in Politik, Bildung und Wissenschaft weit
verbreiten Formel vom "verordneten" Antifaschismus ein weiteres Update
zu verpassen.

Ludwig Elm, Historiker aus Jena, hat sich zu diesem Vorwurf wie folgt
geäußert: "Die fälschende und beleidigende Diffamierung als
'verordnet' täuschte über das Hauptanliegen und fügte sich in den
anmaßenden und selbstgerechten Sound des Umgangs mit der DDR ein.

Als Vorwand wurden unbestreitbar autoritäre sowie parteiisch überhöhte
und einseitige Tendenzen in der Geschichts- und Gedenkpolitik der
DDR-Führung genannt. Sie hoben aber zu keiner Zeit auf, daß in der DDR
von ihrem Ursprung und Beginn sowie im Gegensatz zur BRD
antifaschistische Widerstandskämpfer und weitere Verfolgte der
Nazi-Diktatur führende Positionen auf allen politischen Ebenen
erlangten. Ihre Erfahrungen und Schlußfolgerungen gingen umfassend in
Politik, Bildung, Wissenschaft, Kunst und Literatur sowie Medien ein."
Ausdrücklich hinzufügen will ich das Filmschaffen und das
Theaterleben. Besonders vom ersteren profitieren bis auf den heutigen
Tag die Zuschauer des öffentlichrechtlichen Fernsehangebots.

Brumlik muß sich diese Einschätzung nicht zu eigen machen, aber er
hätte sich wenigstens mit ihr auseinandersetzen müssen, wenn er auf
Seriosität seiner Untersuchung wirklich Wert gelegt hätte. Die
Ausgangssituation, die Gründung der DDR und ihre gesellschaftliche
Entwicklung unter den ideologischen und ökonomischen Bedingungen im
kalten Krieg, ignoriert Brumlik einfach. Andernfalls hätte er erwähnen
müssen, daß faschistischer Ungeist nicht mit Kapitulation bzw.
Befreiung ausgestorben sein konnte, weder im "Westen" noch im "Osten".
Warum aber ignoriert er diese Tatsachen? Warum vermeidet er jedweden
statistisch tragfähigen Vergleich über politisch-persönliche
Kontinuitäten nach 1945 in beiden deutschen Staaten? Die Antwort fällt
nicht schwer: Brumlik arbeitet sich an der eingangs genannten These
ab. Zu diesem Zweck baut er eine ehemalige Sportlerin aus der DDR zur
Kronzeugin auf: Ines Geipel. Sie trumpft mit einem auf den ersten
Blick imponierenden Zahlenwerk auf: 80 Prozent der Lehrer seien
ehemalige Mitglieder der NSDAP gewesen, 45 Prozent der in ihrem
Heimatland wirkenden Ärzte wie auch 75 Prozent der Hochschullehrer
würden gleichfalls dieser faschistischen Partei angehört haben. Was
man schnell überlesen kann, sind fünf schlichte Worte: zu Beginn
der DDR! Wollte er, wie Bertolt Brecht sarkastisch aber letztlich
doch parteiisch formulierte, ein neues Volk backen lassen?

Es gibt einen sicherlich auch Brumlik bekannten Satz von Konrad
Adenauer, der die Integration alter Nazifunktionäre in seine Regierung
mit dem Satz begründet hat: "Wenn man kein sauberes Wasser hat, muß
man eben schmutziges Wasser nehmen." Vor dieser Wahl standen auch
diejenigen, die aus dem faschistischen Desaster einen neuen Staat
aufbauen wollten. Wie sind sie vorgegangen? Sie haben diejenigen, die
sich schwerste Verbrechen gegen die Menschlichkeit haben zuschulden
kommen lassen, verurteilt. Aber sie haben - und das ist ein
Kritikpunkt von Brumlik - die Mitläufer mit dem Rezept einer
Gehirnwäsche in Antifaschisten verwandelt. Das ist ein Vorwurf, den
ich nicht einfach beiseite schieben will, weshalb ich den zu Beginn
meines Widerspruchs erwähnten Aspekt aufgreife. In der Definition des
Faschismus, die in der DDR dominierte, werden Aspekte der Hegemonie,
der Identifizierung, also der massenhaften Zustimmung breiter Teile
der Bevölkerung ausgeblendet. Die sich daraus ergebende
"Schönfärberei" ließ die ideologischen Konflikte, die es in der DDR ja
gab, bis an ihr Ende zur Unendlichkeit verkümmern, mit der Weigerung,
daß postfaschistische Aktivitäten nicht bzw. nicht genügend in den
öffentlichen Diskurs der DDR-Gesellschaft gestellt wurden. Hätte sich
Brumlik allein auf diesen Aspekt bezogen, hätte ich seinem Beitrag
vielleicht positive Aspekte abgewinnen können.

Aber genau das war gar nicht das Anliegen des Autors. Bei ihm fehlt
jeder Hinweis auf die DDR-Gründerjahre, auf den Kampf um eine
antifaschistische Grundierung eines Staats mit hohem Bildungsanspruch.
Es fehlt jeder Hinweis auf eine Politik, die das Bildungsprivileg
nicht zuletzt durch die Gründung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten
gebrochen hat. Geradezu peinlich finde ich, mit welchen Worten Brumlik
die Integration von NSDAP-Mitläufern in den DDR-Staat kritisiert. Über
Juristen, die ab 1949 auf Lehrstühlen, in der Rechtsprechung, der
Verwaltung, den Sicherheitsorganen und der Politik ihre nunmehr
postfaschistische Karrieren unbehelligt fortsetzen durften, will sich
Brumlik nicht auslassen. Wie sollte er auch? Diese gab es nämlich zu
Tausenden nur in der Bundesrepublik. Daß "höchste Funktionäre der FDJ
aus Führungskreisen der HJ" stammten, dient ihm, egal ob es stimmt
oder nicht, als Argumentations-Strohhalm. Ehemalige Nazi-Funktionäre
vermag er nicht auszumachen. Diese bevölkerten indes nicht die
SED-Führung, statt dessen aber die erste Adenauer-Regierung.

Brumlik stellt sich hinter Ines Geipel, indem er ihr wissenschaftliche
Kompetenz zuweist und sie sagen läßt, daß ihr Geburtsland eine
Synthese "von eingekapseltem Hitler und neuer Diktatur" ist. Daß Ines
Geipel (inzwischen Liebling diverser Talkshows) mit ausdrücklicher
Zustimmung von Brumlik behaupten darf, daß die DDR in "Wissenschaft,
Bildung und Öffentlichkeit die Verfolgung und Ermordung von sechs
Millionen Juden weitgehend ausblendet", läßt nur einen Schluß zu: Hier
führen bei Ines Geipel nur antikommunistischer Haß und bei Micha
Brumlik ideologische Voreingenommenheit die Feder. Diese Grundhaltung
krönt Brumlik mit dem Satz, Antisemitismus sei der Sozialismus "eines
diktatorischen Staatssozialismus namens DDR". Vergessen wir also die
erste Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts und alle vorherigen!

Eine andere Behauptung von Brumlik: "Was die Aufarbeitung der eigenen
NS-Geschichte anbelangt, weist die ehemalige DDR im Vergleich zur
alten Bundesrepublik eine erhebliches Manko auf ...", ist Stoff für
Satire. Ich verweise noch mal auf die Sätze von Ludwig Elm, verzichte
darauf, Namen von einzelnen Künstlern zu nennen und begnüge mich mit
Friedrich von Schiller: "Wer zählt die Völker, nennt die Namen, die
gastlich hier zusammenkamen." Sie alle belegen das absolute Gegenteil.

Kurzum: Es ist mir schleierhaft, wie der Mitherausgeber der "Blätter"
es geschafft hat, einen derart flachen Beitrag mit (Un-)Kenntnis
seiner Kollegen in die Druckmaschine zu befördern. Meine Hoffnung ist,
daß sein Machwerk weder den wissenschaftlichen Standard der
Geschichts- noch den der Erziehungswissenschaften in Deutschland
widerspiegelt.

Hans Schoenefeldt

Micha Brumlik: Ostdeutscher Antisemitismus - Wie braun war die DDR?
In "Blätter für deutsche und internationale Politik", Heft 1/2020, S.
114 ff.


Vertiefendes, Ergänzendes und Weiterführendes findet sich u.
a. in

• Das Thema "Antifaschismus" in Filmen der DDR für Kino und
Fernsehen. 

Auswahlbibliographie 1946-1984. Sonderheft "Podium und Werkstatt",
Potsdam 1985, 138 S.

• Detlef Kannapin: Antifaschismus im Film der DDR. 

DEFA-Spielfilme 1945-1955/56. PapyRossa-Verlag, Köln 1997, 192 S.

• Matthias Krauß: Völkermord statt Holocaust. 

Jude und Judenbild im Literaturunterricht der DDR.

Anderbeck-Verlag, Anderbeck 2007, 204 S.

• Detlef Joseph: Die DDR und die Juden. Das Neue Berlin, 

Berlin 2010, 400 S. (mit der verdienstvollen Bibliographie Renate
Kirchners, die allein über tausend Titel nachweist, welche in der DDR
zum Thema erschienen sind)
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Dresden 1945

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Alternativen zum Kapitalismus sind notwendiger denn je

Angesichts der bekannten ökonomischen, politischen und
kulturell-geistigen Entwicklungen in Deutschland, in Europa und
weltweit braucht die Linkspartei gerade in der BRD eine Strategie, die
Alternativen zu Kriegen, zu Umweltzerstörung und zu autoritären,
faschistoiden Herrschaftsformen entwickelt. Das ist um so notwendiger,
je wahrscheinlicher die gegenwärtige neoliberale Gesellschaft zu neuen
allseitigen Krisen, Kriegen und Zusammenbrüchen führen wird. "Mit der
Auflösung der 'sozialen Marktwirtschaft' löst sich auch der
Kapitalismus in Barbarei auf." (Jürgen Kuczynski) Wenn da die Linke
nicht noch rechtzeitig viele Menschen für eine Alternative
mobilisieren kann, verfehlt sie ihre Aufgabe. Und weil die wichtigsten
Ursachen für alle diese Gefahren im Wesen der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung liegen, muß die linke Strategie nicht nur
kapitalismuskritisch, sondern antikapitalistisch, auf die
Einschränkung, Zurückdrängung und Überwindung der eigentumsbasierten
Macht der jetzt Herrschenden gerichtet sein. Das wäre auch im Sinne
der nach wie vor richtigen Zielstellung des geltenden Parteiprogramms.
Gegenwärtig liegen praktische Parteipolitik und Programmatik oft zu
weit auseinander. Tatsache ist aber, daß bereits im Einsatz gegen
akute verheerende soziale und politische Zustände tatsächliche
Alternativen und reale Utopien erkennbar sein müssen. Da geht es
sowohl um Materielles als auch um Hoffnung, um die Sehnsucht im
Menschen nach Würde, Anerkennung, Solidarität. Das Ziel einer
nichtkapitalistischen Gesellschaft darf unter dem Druck der
Herrschenden und ihrer "öffentlichen Meinung" nicht aufgegeben, nicht
verdrängt, verschwiegen, nicht auf Sonntagsreden für die Basis
beschränkt werden.

Zu alternativen Strategien gehört auch, gute wie schlechte Erfahrungen
der DDR, die zunehmend aufgearbeitet werden, mit dem Blick auf
Wesentliches aufzunehmen und nicht den antikommunistischen Zeitgeist
zu bedienen. Das ist für unsere lebenswichtigen Ziele kontraproduktiv
und nicht mit notwendiger Bündnispolitik zu verwechseln. (Zur
Notwendigkeit und zu denkbaren Elementen sozialistischer Alternativen
siehe z. B.: K. Steinitz. Warum ist die Diskussion sozialistischer
Alternativen gegenwärtig notwendig? Pankower Vorträge, Heft 206,
Berlin 2017)

Es wäre schon zu erwarten, daß Führungskräfte der Linkspartei ihre
Politik verwissenschaftlichen und Analysen und Schlußfolgerungen aus
allen Strömungen zur Kenntnis nehmen und erkennbar damit arbeiten.
Analyse als Grundlage von Strategie!

Antikapitalismus, Tagespolitik und Demokratie

Aus der notwendig antikapitalistischen Funktion der Partei ergibt
sich, daß ihre Strategie darauf auszurichten ist, daß der
tagespolitische Einsatz für die Abwehr akuter Gefahren und für die
Verbesserung der unmittelbaren Lebenslage der Erwerbsabhängigen mit
der Schwächung der Position der Machthabenden verbunden werden muß. Wo
möglich mit ein und demselben Projekt. Zum Beispiel: Kampf gegen
Mietwucher auch als Kampf für Vergesellschaftung von Grund und Boden
und zur Entmachtung von Immobilienspekulanten. Kampf gegen Aufrüstung,
Rüstungsexporte und Kriegsgefahr auch als Kampf für ein Verbot von
bestimmten Rüstungsproduktionen, für demokratische
Vergesellschaftungen und Umstellung auf zivile bedürfnis- und nicht
profitorientierte Produktion. Einsatz der frei werdenden öffentlichen
Mittel für Soziales. ("Entwaffnet Rheinmetall!") Ähnlich wäre es mit
Bereichen der Pharmaindustrie etc. Da sind gegen die alles fressende
Profitwirtschaft viele Initiativen, Bewegungen, selbstbestimmte
Organisationen, Spontanabwehr, auch Wut und Aktionsbereitschaft in
neuer Qualität und in fast allen Bereichen der Gesellschaft
entstanden. Aber gegenwärtig trabt die Linkspartei zu oft den durch
die Wirklichkeit erzwungenen Erkenntnissen über den Kapitalismus
hinterher.

Die PDL müßte im und mit dem Alltagskampf über die im Kapitalismus
wurzelnden Ursachen der Gefahren aufklären. Da könnten Kräfte in
grundsätzlicher Übereinstimmung ihrer Interessen gebündelt, Gegenmacht
könnte so tatsächlich aufgebaut werden. Marx hat darauf verwiesen, daß
Menschen, indem sie zur Änderung der Umstände ihres Lebens tätig
werden, sich selbst verändern - und so wieder die Umstände. Dabei ist
wichtig, nicht länger die Tatsache zu negieren, daß alle Bemühungen,
in die Sekundärverteilung einzugreifen oder gegen Details der
Entwicklung vorzugehen, den neoliberalen und militaristischen Trend
der Entwicklung nicht aufhalten konnten, und daß der Kampf nun auch an
die Wurzeln gehen muß. Und zwar schon, um die gegenwärtig giftigsten
Wucherungen abzuschneiden. Das heißt, die Linkspartei muß die
marxistische Erkenntnis von Basis und Überbau für die aktuellen
Verhältnisse konkret analysieren. Dem Wissen, daß - im Neoliberalismus
mehr denn je - die gesamten gesellschaftlichen Verhältnisse,
einschließlich Lebensweise und Politik, letzten Endes von den
Eigentums- und daraus abgeleiteten Machtpotentialen beherrscht werden,
ist nicht mehr auszuweichen. Und diese Verhältnisse werden ständig
reproduziert. Eine Orientierung, daß nun wieder wie im Fordismus, also
bei kapitalistischen Grundstrukturen, ein Primat der Politik über die
Ökonomie erlangt werden könne/müßte, geht aus mehreren Gründen fehl.

Für eine einheitlich kapitalismuskritische-antikapitalistische
Strategie wäre eine Konfliktlinie, eine kämpferische klassenpolitische
Grundhaltung der Linkspartei notwendig. Es wäre nicht vorrangig auf
das Mitmachen im ausgehöhlten, marktangepaßten, vermarkteten
Parlamentarismus hinzuarbeiten. Und zum Dogma verkommene
Orientierungen auf ein Mitregieren der Linkspartei helfen nicht, ihre
spezifische Funktion in der Gesellschaft zu erfüllen. Dann wird
bereits im Strategischen verkannt, daß der Staat nicht nur ein Feld
der Klassenauseinandersetzung, sondern vor allem ein Machtinstrument
der Herrschenden ist. Auch hierzu gibt es aufgearbeitete Erfahrungen,
historische Analysen, zuverlässige Verallgemeinerungen und Hinweise
auf Sinn, Gefahren und denkbare Notwendigkeiten, denen sich Politiker
stellen müßten.

Da wäre in Auseinandersetzung mit dem Klassenwesen des Staates, inner-
und außerhalb bestehender Strukturen, mit neuen Inhalten auch in neuen
Formen Politik zu machen. Es ginge darum, bürgerlich-demokratische
Errungenschaften gegen rechts zu verteidigen und dabei in
selbstermächtigenden, basisdemokratischen, vielleicht auch in
rätedemokratischen Richtungen, Demokratie neu zu erfinden und
fortzuentwickeln, z. B. Zukunfts-, Wirtschafts-, Umwelträte,
Gesetzesinitiativrecht für Gewerkschaften. Die außerparlamentarische
Wirklichkeit bringt hier schon einiges hervor, was in die Strategie
einer bewegungsorientierten PDL gehört. Demokratieentwicklung im
täglichen Kampf mit antikapitalistischer Orientierung zu diskutieren,
mehrheitsfähig zu machen und in verschiedenen Bereichen zu verbinden,
wäre eine Aufgabe der Linken.

Insgesamt wäre in diesem Sinne eine längerfristig angelegte, eine
daraus abgeleitete mittelfristige und eine Strategie zu entwickeln,
die auf gegenwärtig wichtigste Kettenglieder oder Projekte orientiert.
Hiervon sind jeweilige Programme für Wahlen zu unterscheiden, die
selbstverständlich in die Richtung der längerfristigen Politik gehen
müssen.

Zur Rolle der Eigentumsfrage in der Strategie der Linkspartei


Es ergibt sich, daß eine sozialistische Partei der Eigentumsfrage, der
nach Vergesellschaftung, darunter nach Verstaatlichung machtgebenden
privatkapitalistischen Großeigentums und seiner demokratischen,
bedürfnis- und nicht profitbestimmten Nutzung, nicht mehr ausweichen
und sie nicht mehr auf später vertagen kann. Mit der Bankenkrise 2008
ff. wurde das in linken Debatten bereits deutlich. Es geht um ein
notwendiges, aber selbstverständlich nicht hinreichendes Element einer
sozialistischen Strategie der Linkspartei. Und es geht ausdrücklich
nicht um einen Ersatz von bisherigen Versuchen, im Rahmen der
bestehenden Eigentums-, Macht- und Demokratieverhältnisse Herrschaft
aus Großeigentum einzuschränken, sondern darum, diese kämpferisch
fort- und bis hin zu revolutionären Brüchen zu entwickeln. Da geht es
um komplexe, auch internationale Strategien: um den Kern der
Klassenauseinandersetzungen und um entsprechenden Widerstand.

Hier nur - unter Nutzung bisheriger Diskussionen und auch
internationaler Erfahrungen - einige Stichworte und Fragen:

- konsequente Verweigerung von Privatisierungen in der
Daseinsvorsorge; Rückführung von privatisiertem in öffentliches
Eigentum, Forderungen nach Vergesellschaftungen einbringen und
unterstützen, damit Einschränkung der Herrschaft des Privatkapitals
über wichtige Lebensbereiche, über die Lebensweise und die
Zukunftsgestaltung der Erwerbsabhängigen,

- Nutzung des Grundgesetzes, u. a. Art. 14 und 15, und von
Landesverfassungen von 1946/47; von Rechtsprechung zum
Sozialstaatsprinzip und Art. 1 GG (Menschenwürde); von
Interpretationen von Eigentum, von grundgesetzlich nicht geschütztem
Eigentum, Besonderheit u. a. von Grund und Boden;
Privateigentum-Umwelterhaltung-Recht auf Leben; Thematisierung von
"Enteignung durch Neoliberalismus" und daß Arbeit Eigentum schafft
(auch BGB) und daraus Macht zu gebrauchen ist,

- Nutzung von gewerkschaftlichem großem Eigentum, um Anteile an
produktivem Kapital und damit Arbeiterrechte und strategische
Mitbestimmungsrechte für Gewerkschaften und Belegschaften zu erwerben,

- Kampf darum, daß öffentliches Eigentum - auch für Umweltschutz und
Digitalisierung - demokratisch kontrolliert, für das Gemeinwohl
eingesetzt und nicht den Marktgesetzen unterworfen wird,

- gesetzliche Verankerung von Vorkaufsrechten für die öffentliche Hand
und Gewerkschaften/Belegschaften, wenn private Wirtschaftsgüter wegen
Profitinteressen ins Ausland verlegt oder stillgelegt werden sollen,

- gesetzliche Förderung einer "Wirtschaftsdemokratie von unten" und
zukunftsträchtiger Lebensweisen.

Prof. Dr. Edeltraut Felfe, Greifswald

(Mitglied des Ältestenrates der Partei Die Linke)
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UNO fordert Kampf gegen NS-Propaganda

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Antikommunismus entschieden zurückweisen!

Am 9. Dezember trafen sich auf Einladung der KP Griechenlands 33
Vertreterinnen und Vertreter von 30 europäischen kommunistischen
Parteien. Sie diskutierten im Gebäude des EU-Parlaments über die
antikommunistische Resolution des EU-Parlaments zur "internationalen
Verurteilung der Verbrechen totalitärer kommunistischer Regimes" vom
19. September. Die Vertreter der Parteien verurteilten die
antikommunistische Resolution, die darauf abzielt, die historische
Wahrheit zu verzerren und den Kommunismus mit der Monstrosität des
Nazi-Faschismus gleichzusetzen. Sie brachten ihre Solidarität mit den
Parteien zum Ausdruck, die Verfolgung und Verbot ausgesetzt sind und
betonten, daß diese Bemühungen mit der Reinwaschung des Faschismus und
der Unterstützung reaktionärer, sogar offen faschistischer Kräfte
durch die EU einhergehen, wie beispielsweise in der Ukraine.

Es wurde folgende Abschlußerklärung verabschiedet:

Abschlußerklärung des Treffens europäischer kommunistischer und
Arbeiterparteien

Die kommunistischen und Arbeiterparteien, die am europäischen
Treffen 2019 teilnehmen, verurteilen die empörende antikommunistische
Resolution des EU-Parlaments. Es handelt sich um ein Machwerk, das auf
die Zerstörung der historischen Wahrheit abzielt und die Grundlagen
für die Rehabilitierung des Faschismus legt, der in Europa sein Haupt
erhebt. Die rote Fahne auf dem Reichstag ist unauslöschliches Zeugnis
dafür, wer den Nazismus/Faschismus besiegt hat.

Der entscheidende Beitrag der Sowjetunion zur Zerschlagung des
Faschismus/Nazismus und zur ewigen Verdammung seiner Verbrechen
kostete das Blut von Millionen Toten, Millionen Verwundeten und
unzähligen Opfern des antifaschistischen Kampfes der Völker Europas.
Das kann nicht ausgelöscht werden, es kann nicht durch eine
geschichtslose Niederträchtigkeit wie diese Resolution verzerrt
werden, die provokativ versucht, den Kommunismus mit dem Faschismus
gleichzusetzen, der aus dem Kapitalismus erwachsen ist.

Die arbeitenden Menschen, die Völker Europas wissen sehr wohl, daß
die neuen volksfeindlichen und antidemokratischen Maßnahmen, die
Unterdrückung der Arbeiterbewegung wie immer mit einer Eskalation des
Antikommunismus einhergehen. Wir rufen sie auf, die antikommunistische
Entschließung des EU-Parlaments zu verurteilen und zurückzuweisen, dem
Antikommunismus eine Absage zu erteilen, aktiv die antikommunistische
Hysterie zu blockieren und die kommunistischen und Arbeiterparteien
Europas in jeder Weise zu stärken!

Brüssel, 9. Dezember 2019

(Gestützt auf "UZ", 20.12.2019)

 * 

Über den Klassenkampf von oben und die notwendige Gegenwehr von
unten

Vor einiger Zeit hat ein Multimilliardär in den USA im Auftrag seiner
Klasse voller Überzeugung verkündet, daß sie heute und morgen den
Klassenkampf von oben führen und auch siegreich gestalten werden.* Das
Echo in den bürgerlichen Medien auf diese unmißverständliche
Kampfansage eines renommierten Exponenten des Kapitals war betretenes
Schweigen. Es ist davon auszugehen, daß es in der politischen und
ökonomischen Landschaft der BRD einige Reaktionen gab. Insbesondere
Vertreter des Großkapitals werden neben einer verständnisvollen, aber
lautlosen Zustimmung säuerlich darüber gewesen sein, daß jemand aus
ihrer Klasse den täglichen Prozeß der Ausbeutung, der Verarmung, des
massenhaften Tötens durch mörderische Kriege, des skrupellosen
Raubbaus der einmaligen Ressourcen unserer Erde so ungeschminkt als
"Klassenkampf von oben" formuliert. Gab es nicht unter allen
politischen, ökonomischen und juristischen Akteuren der BRD seit Jahr
und Tag eine stillschweigende Übereinkunft, daß alle Gedanken zum und
über den Klassenkampf in die politische Tabuzone gehören? Für viele
linke Politiker und auch für Gewerkschaften war es offensichtlich
schockierend und desillusionierend zugleich, daß ein Nichtmarxist und
eine Ikone des Kapitals so brutal sagt, es werde mit dem rasanten
technologischen Fortschritt im Kapitalismus (Digitalisierung,
künstliche Intelligenz, Industrie 4.0) keine soziale Wunderheilung für
die Gesellschaft geben. Und auch eine größere soziale Verantwortung
und moralische Bringepflicht durch die Kapitalisten wird man, von
einigen Ausnahmen abgesehen, in der Kapitalistenklasse vergeblich
suchen. Für Marxisten war die Äußerung des amerikanischen Kapitalisten
nur eine erneute Bestätigung dafür, daß gerade durch die Erschließung
und Nutzung der Hightech-Felder die Polarisierung der kapitalistischen
Gesellschaft weiter voranschreitet. Viele Menschen sehen in den
Schikanen am Arbeitsplatz, in den Ungerechtigkeiten und
Gesetzesverstößen bei den Arbeits- und Lebensbedingungen nur Willkür,
Herzlosigkeit und Geldgier einzelner Kapitalisten und ihrer Manager.
Oft werden diese dunklen Flecken im kapitalistischen Alltag nur dummen
Managementfehlern angelastet. Die Leugnung und Verteufelung des
Klassenkampfes durch die bürgerlichen Parteien und Medien haben eine
tiefe Schleifspur des Nichterkennens und der politischen Naivität
hinterlassen.

Klassenkampf von oben bedeutet heute ständige Sicherung der
politischen, ökonomischen, finanziellen, juristischen und gewünschten
sozialen Voraussetzungen, Rahmenbedingungen für eine größtmögliche
Kapitalverwertung in immer kürzeren Zeiträumen. Die äußeren, in der
Öffentlichkeit wahrgenommenen Ausdrucksformen des Klassenkampfes von
oben wie Entlassungen, Leiharbeit, Kurzarbeit und Beschneidung
gewerkschaftlicher Rechte verdecken die tiefer liegende Drehachse des
Klassenkampfes. Sie besteht darin, über die Entsolidarisierung der
abhängig Beschäftigten in den Unternehmen, über kapitalfreundliche
Beschäftigungsverhältnisse und Lohnformen, über die Lösung der
Tarifbindung des Lohnes, über das ständige Höherlegen der physischen
und psychologischen Belastbarkeitsgrenzen für die Beschäftigten, über
ein Klima andauernder sozialer Unsicherheit und auf Angst gegründeter
Disziplin den Ausbeutungsprozeß so profitabel wie möglich zu
gestalten. Die mit der Digitalisierung sich eröffnenden größeren
ökonomischen und arbeitsorganisatorischen Möglichkeiten werden den
einzelnen Beschäftigten rigoros aufgezwungen. Für das Kapital kann es
beruhigend wirken, wenn zig Millionen abhängig Beschäftigte den
Klassenkampf von oben nicht mehr richtig erkennen, da die Gemeinheiten
im Arbeitsvertrag und die Belastungen im kapitalistischen
Arbeitsprozeß als normaler Bestandteil des Alltagslebens hingenommen
werden.

Das Schweigen der Lämmer - Wie lange noch?

Die Konturen des Klassenkampfes verschwimmen und verschwinden, wenn
dem Beschäftigten das Kapital als freundlicher und jovialer
Unternehmer gegenübertritt.

Angetrieben durch das objektiv bedingte Profitstreben der Konzerne,
des Kapitals generell, werden heute im Klassenkampf von oben bis jetzt
geltende, international anerkannte Normative und Standards zum Schutz
von Klima und Natur bewußt mißachtet, werden bisherige Tabuzonen für
das Kapital (öffentliche Daseinsvorsorge, dem Gemeinwohl dienende
Infrastrukturen - Brücken, Straßen, Schulen) als renditeträchtige
Objekte regelrecht okkupiert, ist die Privatsphäre des Menschen dank
der modernen Elektronik kein Hemmnis mehr für eine Vermarktung durch
das Kapital. Der Motor für den Klassenkampf von oben ist die auf
Ausbeutung ausgelegte Wirtschaft mit ihrem entsprechenden
Finanzsystem. Der Schmierstoff sind die angestrebten Profitraten.

Der vom großen Kapital maßgeblich vorbereitete und vom Staat
finanzierte Krieg ist der brutalste und blutigste Klassenkampf von
oben. Der Klassenkampf von oben ist breit gefächert, aber dennoch
eindeutig fokussiert. Er reicht von den Konsequenzen aus der
jeweiligen kapitalistischen Betriebsordnung bis zum Funktionieren
jeder politischen Instanz des Staates.

Der Klassenkampf von oben zeigt in der BRD die für den Kapitalismus
allgemeintypischen Merkmale. Es gibt aber auch einige spezifische
Charakteristika. Das Bemühen um den ständigen Ausbau der Führungsrolle
der BRD in der EU, insbesondere in der Eurozone, der Kampf des
BRD-Kapitals um die Dominanz in der internationalen Exportwirtschaft
und das unverhüllte politische und militärische Weltmachtstreben der
BRD haben den Klassenkampf von oben maßgeblich geprägt und bestimmen
ihn weiter.

Der DAX - ein Raubtier im Gewand eines Dompteurs

Als Speerspitze und Regiezentrale des Klassenkampfes von oben
fungieren die 30 börsennotierten DAX-Konzerne. Mit ihrem
wissenschaftlich-technischen, ökonomischen und finanziellen Potential,
ihrer gewollten finanzpolitischen Absicherung als systemrelevante
Großunternehmen, ihrem mächtigen juristischen Flankenschutz und ihrer
kaum zu durchschauenden Vernetzung mit allen Bereichen der Wirtschaft
und mit allen Organen des Staates sind sie das eigentliche Wirtschafts-
und finanzpolitische Machtzentrum in der BRD. Die
DAX-Konzerne haben in besonderem Maße Rechte und Freiheiten, genießen
viele Vorteile und Vergünstigungen im volkswirtschaftlichen
Reproduktionsprozeß. Sie sind eine Art Sonderwirtschaftszone mit der
Aufgabe, für alle kleinen und mittleren Unternehmen eine
profitsichernde Sogwirkung aufzubauen. Ihre exklusive Stellung
ermächtigt sie, die Weichen für die Regierungsarbeit zu stellen. In
dieser Funktion sind sie Vordenker und Taktgeber im Klassenkampf von
oben. Einen entscheidenden Beitrag leisten dabei die vom Kapital
geschaffenen Denkfabriken, aufgebauten Unternehmerverbände (BDI, BDA
und viele Branchenverbände) und krakenartig agierenden einflußreichen
Lobbygruppen. Bei der Besetzung aller politischen Schaltzentralen in
der BRD sowie der EU und bei der Endfassung von Beschlüssen, Gesetzen,
Verordnungen haben sie faktisch das letzte Wort.

In Verbundenheit mit den bürgerlichen Medien, die sich als Übersetzer
und ideologische Designer des Kapitals verstehen, ist es bisher immer
gelungen, bei der Masse der Beschäftigten und der Bevölkerung
Verständnis, Einsicht und sogar Mitleid für "notleidende" Konzerne zu
entwickeln.

Es gehört zur bürgerlichen Verschleierungs- und Täuschungskultur, die
Annexion der DDR durch die BRD als friedliche Revolution und als
rechtsstaatlichen Akt zu preisen.

Sie war aber eine gesteuerte Klassenkampfoperation der Konzerne und
der Banken mit den Zielen:


	Ausgestaltung aller Konkurrenten auf dem nationalen und internationalen Markt durch eine radikale Deindustrialisierung;

	Umwälzung der Eigentumsverhältnisse mit einer Orientierung - Volkseigentum und genossenschaftliches Eigentum müssen Aktiva in den Bilanzen der Konzerne und des Adels werden;

	Okkupation eines sehr lukrativen Konsumgütermarktes für 16 Millionen Bürger;

	Eingliederung von sehr gut ausgebildeten Arbeitskräften in den kapitalistischen Arbeitsmarkt, ohne eigene Bildungsinvestitionen zu tätigen;

	wirtschaftliche, soziale und kulturelle Verödung größerer Landschaften auf DDR-Gebiet;

	gezielte Vernichtung herausragender Aufbauergebnisse;

	Entwertung der Biographien von Millionen DDR-Bürgern, die sich aktiv für ihren Staat eingesetzt hatten.



Das scheue Reh, die Treuhand, der Kapitalismus

Mit der Exekution des Staates und der Wirtschaft der DDR durch die
tödlichen Aktionen Privatisierung vor Sanierung, Rückgabe vor
Entschädigung, Delegitimierung des Staates und all seiner Organe,
Verteufelung der SED und der Staatssicherheit, gekoppelt mit einem
massenhaften politisch-sozialen Kahlschlag, wurde ein Klassenauftrag
erfüllt, der schon 30 Jahre vorher als Regieanweisung durch das große
Kapital in Auftrag gegeben wurde. Die Treuhand war das entscheidende
Instrument und der verläßliche Garant für die erfolgreiche Offensive
des BRD-Kapitals auf dem Territorium der DDR. Die politischen Köpfe
und Regisseure dieser Offensive - Konzerne, Banken, das
Finanzministerium, die BRD-Regierung - bleiben bis heute ungenannt.
Der Klassenkampf von oben hat unter dem Schirm der NATO und mit
freundlicher Zustimmung durch sowjetische Partei- und
Regierungsvertreter zur Zerschlagung des ersten sozialistischen
Staates auf deutschem Boden geführt. Die Dimension und Schärfe dieses
Klassenkampfes von oben hat alle bisher gekannten Maßstäbe gesprengt.
Mit dem Slogan "friedliche Revolution" hatte das große Kapital das
ideale Tarnnetz gefunden, um die beispiellose Verwüstung eines
souveränen Staates zu kaschieren.

Das große Kapital hat das Klassenkampfprojekt Agenda 10 mit den
Hartz-IV-Gesetzen zur bitteren Realität für über 45 Millionen abhängig
Beschäftigter werden lassen. Der Erfolg des Kapitals wird als
Klassiker des siegreichen Klassenkampfes von oben in die Analen der
Konzerne und der großen Unternehmerverbände eingehen.

Bemerkenswert sind dabei fünf Momente:

1. Auf das Ankündigen wachsender Schwierigkeiten im kapitalistischen
Verwertungsprozeß, auf die Signale des möglichen Verlustes der
ökonomischen und finanziellen Führerschaft in der EU, auf die
Alarmzeichen wachsenden scharfen internationalen Konkurrenzdrucks
sollte mit einer langfristigen, tragfähigen Strategie geantwortet
werden, die über viele Jahre hinweg höhere Profite sichert. Unter
Federführung der Konzerne hat das Kapital zwei strategische Eckpunkte
für eine bessere Kapitalverwertung gefunden:

- ständig hoher Kostendruck auf den Faktor Arbeit;

- Kosten-, Qualitäts- und Designvorteile gegenüber der internationalen
Konkurrenz sichern.

Deshalb wurden und werden Beschäftigungsverhältnisse,
Entlohnungssysteme, die Arbeitsorganisation, Rechte und Pflichten der
Beschäftigten, soziale Ansprüche der Arbeitslosen ständig auf den
Prüfstand gestellt mit einer glasklaren Orientierung: Umbau,
Veränderung, Einschränkung, Streichung im Interesse des Kapitals.

2. Die in Hartz IV enthaltenen sozialen Härten und menschlichen
Erniedrigungen mußten aufgefangen, neutralisiert und über Gesetze,
Verfügungen, also mit der Autorität des Staates, als ertragbar und
gesellschaftsfähig verordnet werden. Die Sanktionierungsgewalt der
Hartz-IV-Gesetze sollte von Anfang an Bestandteil des normalen
Rechtsempfindens der Bürger werden (auch wenn das
Bundesverfassungsgericht hier Anfang November 2019 Korrekturen
vorgenommen hat).

3. Mit Hartz IV sollte eine weitere Entsolidarisierung, soziale
Spaltung innerhalb der abhängig Beschäftigten vorgenommen werden. Die
Hartz-IV-Gesetze haben den Arbeitsvertrag zum Gütesiegel für gute
Arbeitseinstellung, große Lernbereitschaft erklärt, die
Arbeitslosigkeit und den Gang zum Jobcenter als selbstverschuldeten
Makel herausgestellt. Diese Gesetze sollen ein politisch und
juristisch abgesichertes Droh- und Einschüchterungspotential sein, das
dauerhaft demoralisierend wirkt und eine weitgehend forderungslose
Anpassung an das Unternehmen produziert.

4. Die mit Hartz IV eintretenden ökonomischen Effekte für das Kapital
sollten von Anfang an so erklärt werden, daß sie hilfreich für den
einzelnen sind und letztlich dem Gemeinwohl dienen.

5. Hartz IV zeigt unmißverständlich: Die Hauptstränge des
Klassenkampfes von oben mit den tiefgreifenden sozialen Konsequenzen
für die Beschäftigten verlaufen über die Regierung der BRD, über alle
Ministerien, über bürgerliche Parlamentsmehrheiten. Gesetze,
Verordnungen, Verfügungen, die den ökonomischen und finanziellen Nerv
des Kapitals berühren könnten, werden von vornherein kapitalfreundlich
formuliert. Mit einer kapitalfreundlichen und -stützenden Gesetzgebung
wird der Klassenkampf von oben endgültig auf Grün geschaltet. Gegen
die durch Gesetze und Verordnungen abgesegneten sozialen Einschnitte
und Kürzungen politische und juristische Gegenwehr zu organisieren
wird immer schwerer. Widerstand gegen das Kapital wird juristisch
zermürbt und medial diskreditiert. Im Klassenkampf von oben ist in der
BRD das Zusammenspiel von bürgerlicher Justiz und bürgerlichen Medien
ein Erfolgsmodell des Kapitals.

Es gibt keine Alternative zum Widerstand

Der Klassenkampf von oben wird heute auf Feldern geführt, die über
Jahrzehnte hinweg, vornehmlich in der alten BRD, kapitalistisch
geprägt, aber keine Sphären der Profitproduktion waren. Aus
Einrichtungen der gesellschaftlichen Daseinsvorsorge, des Gemeinwohls
in Städten und Gemeinden wurden Profitmaschinen. Mit den
Fallpauschalen, mit der bürgerlichen Betriebswirtschaft, mit der
Privatisierung von Krankenhäusern, Pflegeheimen, Reha-Kliniken und bei
Nutzung des finanziellen Notstandes der Kommunen hat man medizinische
Fabriken geschaffen, die über viele Jahre hinweg risikoarm hohe
Profite abwerfen können. Es ist Kapitalverwertung ohne nennenswerten
Konkurrenzdruck. Das medizinische Personal in diesen Einrichtungen ist
heute total den Regeln des Klassenkampfes von oben unterworfen.
Rendite geht vor Gesundheit.

Das große Kapital hat den Klassenkampf von oben in bisher nicht
gekannten Dimensionen und mit großer Härte in die Wohnungswirtschaft
getragen. Unter Nutzung der bürgerlichen Gesetzgebung bzw. ihrer
gezielten Aufweichung und in Anbetracht der skandalösen
Vernachlässigung des sozialen Wohnungsbaus durch den Staat wurde die
Mietwohnung als sichere Renditequelle und lukratives
Spekulationsobjekt im Ranking der kapitalistischen Verwertungsfelder
ganz oben eingestuft. Im Grunde ist der Mieter in der BRD zwei
Fraktionen des Kapitals ausgeliefert. Am Arbeitsplatz schwebt eine
jederzeit mögliche Kündigung und damit drohende Arbeitslosigkeit wie
ein Damoklesschwert über dem Menschen. Als Mieter hat er mit der sich
verstärkenden Unsicherheit und Angst zu leben, die höheren Mietpreise
nicht mehr bezahlen zu können. Mit der Akzeptanz der höheren Miete und
ihrer monatlichen Zahlung wird versucht, sich von den aufkommenden
Ängsten und Sorgen vor Wohnungs- und Obdachlosigkeit, vor sozialem
Abstieg freizukaufen.

Die Offensiven des Kapitals für eine effektivere Verwertungsdynamik
und für das Erschließen neuer Profitfelder haben die Gegenwehr der
abhängig Beschäftigten herausgefordert. Keimzellen der Gegenwehr, des
Widerstandes waren und sind vor allem die Gewerkschaften und
Initiativgruppen der Beschäftigten selbst. Durch Demonstrationen,
Protestaktionen, Streiks und öffentliche Anprangerung in den Medien
konnten manche unzumutbaren, brutalen Angriffsspitzen des Kapitals
gebrochen werden. Eine sehr schöpferische und zugleich wirksame
Gegenwehr hat das medizinische Personal in den Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen geleistet. Es ging und geht nicht nur um höhere
Löhne, um ihre Tarifbindung, sondern in hohem Maße um die Herstellung
und Sicherung von Arbeitsbedingungen, die den Patienten eine wirkliche
Hilfe sein können und die Schwestern und Pfleger in ihrem schweren
Dienst besser motivieren. Mit ihren mutigen Gegenwehraktionen ist das
medizinische Personal aber weitgehend allein geblieben.

Der explosionsartig angewachsene Mietwucher hat vor allem in den
großen Städten viele Gegenwehrinitiativen und -aktionen ausgelöst.
Neben dem Druck auf die Bürgermeister und Stadtverwaltungen, sich für
ein elementares Menschenrecht wirklich kompromißlos einzusetzen,
werden die Forderungen nach Enteignung der Immobilienfonds lauter. In
Berlin hat eine linke Senatorin, getragen von einer großen Zustimmung
durch die Bevölkerung, begonnen, gegen den Widerstand des
Immobilienkapitals, der privaten Wohnungswirtschaft und der
bürgerlichen Parteien alle notwendigen Schritte einzuleiten, um die
Mieten für die nächsten fünf Jahre zu deckeln. Das hätte, wenn damit
keine Schwächung der kommunalen und genossenschaftlichen
Wohnungsbaugesellschaften eintreten würde, eine Signalwirkung für alle
großen Städte der BRD. Zugleich wird deutlich: Der Widerstand durch
das Kapital mit seinen Protagonisten selbst gegen einen schon sehr
löchrigen Mietendeckel ist enorm und zeigt allen Mietern, daß kein
Zentimeter Profitaussicht aufgegeben werden soll. Alle juristischen
Geschütze zur Annullierung des Mietendeckels sind schon aufgefahren.

Ein ähnlich fester und wirksamer Widerstand gegen die Offensiven des
Kapitals könnte das Kräfteverhältnis zwischen dem Kapital und den
abhängig Beschäftigten merklich beeinflussen.

Zur bitteren Bilanz der Gegenwehr von unten aber zählt: Es ist nicht
gelungen, die Agenda 2010 mit den Hartz-IV-Gesetzen zu stoppen und das
System Fallpauschalen in den Kliniken außer Kraft zu setzen. In beiden
Fällen zeigt sich exemplarisch: Diese beiden Klassenkampfaktionen mit
strategischer Ausrichtung wurden vom Kapital politisch, fachkompetent
und juristisch akribisch vorbereitet und mit entsprechender medialer
Betreuung kompromißlos und ohne irgendwelche Rücksichtnahmen in die
Praxis umgesetzt. Das große, mittlere und kleine Kapital, vereint
unter einer profitorientierten Zielstellung, spricht mit einer Sprache
und handelt geschlossen und kompakt.

Es ist das Dilemma der klassenkämpferischen Gegenwehr, vielfach zu
spät, regional, berufsmäßig und organisatorisch zersplittert den Kampf
mit unterschiedlicher Prioritätensetzung zu führen. Die Linke, die
Gewerkschaften und andere engagierte Organisationen und
Initiativgruppen kamen oft nicht auf einen Nenner, fürchteten im
Mißtrauen untereinander um politische Instrumentalisierung. Der latent
vorhandene und offene Antikommunismus verfehlte nicht seine Wirkung.
Das Vorherrschende in der Gegenwehr von unten war kein kategorisches
Nein, sondern die Abmilderung, die Abstumpfung der
Klassenkampfprojekte des Kapitals. Natürlich hat der Kampf um höhere
Löhne, um ihre Tarifbindung, um bessere Arbeitsbedingungen und um den
Erhalt der Arbeitsplätze existentielle Bedeutung für die abhängig
Beschäftigten. Das schlug und schlägt politische Wellen. Aber
konsequente politische Forderungen werden nicht gestellt. Derartiges
ist - trotz anfangs aufhorchen machender Töne - auch von der neuen
Führungsspitze der SPD nicht zu erwarten. Zu sehr beharrt sie auf
ihrer Rolle als Helfershelfer bei der Umsetzung der Kapitalstrategie.
Die Linke hat es in den letzten 20 Jahren nicht vermocht, mit
aufrüttelnden, bewegenden politischen und sozialen Forderungen größere
Bewegungen, Aktionen auszulösen, denen sich sehr viele Bürger mit Herz
und Verstand hätten anschließen können. Die begrenzten
Mobilisierungsmöglichkeiten der Gewerkschaften und der Linken sind
nicht zu übersehen.

Sag mir, wo du stehst - und wohin du gehst!

Genau hier wollte die Initiative "Aufstehen" ansetzen, um dem Kapital
und damit dem Klassenkampf von oben eine breit gefächerte große Front
entgegenzustellen. Es sollte keine neue Partei entstehen, sondern über
Partei- und Organisationsgrenzen hinweg eine Sammlungsbewegung
geschaffen werden, die große, unter die Haut gehende soziale und
friedenspolitische Forderungen mit einer Stimme vertritt und
weitgehend einheitlich handelt. Viele Gründe haben zum Abbremsen und
zum Stillstand dieser Initiative geführt. Maßgeblich war aber
offensichtlich die Verweigerungshaltung der Linken gegenüber dieser
Sammlungsbewegung. Man fürchtete eine politische Abwertung der Linken
und sah nicht die Chancen einer Neubelebung der Partei durch diese
konsequent sozial- und friedenspolitisch ausgerichtete Bewegung.

Das aktive Handeln im Klassenkampf hat seine Wurzeln im klassenmäßigen
Herangehen an die gesellschaftlichen Prozesse. Es geht um die
Konsequenzen aus der Beantwortung der Frage: Was nützt - was schadet
den abhängig Beschäftigten, den Arbeitslosen, den von Armut bedrohten
Rentnern, Kindern und Jugendlichen, den in Angst lebenden Mietern, den
am Rande der Gesellschaft vegetierenden Obdachlosen? Für die Linke
bedeutet das, sich illusionslos als entschlossener Akteur im
Klassenkampf zu begreifen und sich mit einer klaren politischen
Strategie dem Klassenkampf von oben zu stellen. Das wird nur gelingen,
wenn sie es vermag, in Grundfragen, die heute praktisch jede
Diskussion bestimmen, eine weitgehend einheitliche Grundauffassung
herauszuarbeiten, die im Klassenkampf eine wirksame Hilfe sein kann.
Dazu zählen solche Themenkreise: Politik, Wirtschaft, Gesellschaft in
der DDR und die Ursachen ihres Scheiterns; Politik, Wirtschaft und das
wirkliche Machtgefüge in der BRD; der Charakter der EU und der NATO;
die Rolle Rußlands und Chinas in der internationalen Politik;
wesentliche Charakteristika der USA und Israels.

Es geht hier nicht um akademische Erörterungen, sondern um politische
Standortfindungen und klare Antworten auf die Frage, auf welcher Seite
des Klassenkampfes Linke und Sympathisanten dieser Partei stehen und
handeln sollten. Die Passivität der Führung der Linkspartei, ihr
Ausweichen vor dem politisch-theoretischen Streitgespräch, die
widersprüchlichen Auffassungen von Spitzenpolitikern der Linken und
ihre oft fabrizierten Kopien bürgerlicher Standpunkte haben schon vor
Jahren dazu geführt, daß die politische Standortfindung in der Regel
dem einzelnen überlassen blieb, man auf seinen gesunden
Menschenverstand vertraute. Eine solche ideologische und theoretische
Zerfaserung innerhalb der Linken liegt als Geschenk im
operativ-taktischen und strategischen Kalkül des Kapitals. Seine
Klassenkampfstrategie ist darauf ausgerichtet, in der schon spürbaren
Rezession, in den Vorläufern einer weltweiten Überproduktionkrise,
gekoppelt mit den politischen, ökonomischen und militärischen
Abenteuern der USA und der NATO, jenen Rahmen zu sehen, um mit einer
neuen Agenda rücksichtsloser, soziale und ökologische Standards
mißachtend, die Profitmaschinerie am Laufen zu halten. Die Gesetze des
Klassenkampfes werden in den kommenden Monaten und Jahren mit großer
Wucht, finanziell und sozial einschneidend das Arbeitsleben der
abhängig Beschäftigten, die persönliche Sphäre aller Bürger
beeinflussen.

Wie ist die Linke, wie sind die Gewerkschaften auf die sich
abzeichnende größere Schärfe und Kompromißlosigkeit im Klassenkampf
von oben eingestellt?

Prof. Dr. Achim Dippe
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Von der Tesla-"Gigafactory 4" bei Grünheide

Ein besonderes Lehrstück über den Zusammenhang von Politik und Kapital
wird gerade in Brandenburg geboten. Mitte November 2019 kündigte
Tesla-Chef Elon Musk an, im östlichen Umland von Berlin eine
Autofabrik aus dem Boden stampfen zu wollen, in der hauptsächlich
E-Autos produziert werden sollen. Von 4 Milliarden Euro und 8000 und
mehr Arbeitsplätzen ist die Rede. Dieses Vorhaben, der Bau einer
"Gigafactory 4", demonstriert die wahren Machtverhältnisse in der BRD,
aber auch die Konzeptionslosigkeit der politischen Führung in
wirtschaftsstrategischen Fragen.

Was mag dahinterstecken, wenn sich ein amerikanischer Konzern
ausgerechnet vor die Nase der doch wirklich nicht unbedeutenden
Auto-Industriemacht Deutschland pflanzt? Wie kann es sein, daß über
den Bau einer solchen riesigen Fabrik mit weitreichenden und
langfristigen Auswirkungen auf Volkswirtschaft und Gesellschaft ein
amerikanischer Privatinvestor entscheidet?

Offensichtlich zielt die Unternehmensstrategie darauf ab, von
Deutschland aus den europäischen Markt in dieser zukunftsträchtigen
Branche aufzumischen und unter Teslas Kontrolle zu bringen. Das
erfordert aus deren Sicht einerseits die lästige Konkurrenz aus
Deutschland, dem vermutlich stärksten Kontrahenten, aus dem Feld zu
schlagen und andererseits in diesem Zuge frei werdendes
hochqualifiziertes Fachpersonal für sich einzukassieren.

Die Tesla-Strategen gehen vermutlich davon aus, daß ihre eigene
wissenschaftlich-technische und wirtschaftliche Überlegenheit
billigere und bessere Produkte auf den Markt zu bringen vermag. Und da
dieser an sich schon gesättigt ist, also gar keine zusätzlichen Autos
mehr aufnehmen kann, müssen die Schwächeren zurückgedrängt werden,
werden sie gezwungen, ihre Produktion zu drosseln oder ganz
einzustellen. Wenn dieses Szenario aufgeht, werden Fachkräfte frei,
die sie dann mit offenen Armen empfangen können. Deshalb eben auch die
Nähe zu Berlin, denn die benötigten Wissenschaftler, Ingenieure,
Spezialisten usw. lassen sich viel leichter in die Hauptstadtregion
locken als z. B. nach Niedersachsen, in die Lausitz oder in die
Uckermark. Der größte Anteil von ihnen wird vor allem aus den
umliegenden Regionen Brandenburgs, Mecklenburg-Vorpommerns oder
Sachsens kommen müssen. Das bedeutet aber, daß diese gerade aus den
Regionen "abgesaugt" werden, die ohnehin immer schon als die
"strukturschwachen" Regionen charakterisiert worden sind. Schon seit
vielen Jahren gibt es diverse Versuche, z. B. in der Lausitz im
Ergebnis des erforderlichen Kohleausstiegs Ersatzarbeitsplätze zu
schaffen, um den Menschen dort eine Zukunft zu bieten. Minister Woidke
selbst hatte zu diesem Zweck vorgeschlagen, Ministerien von Potsdam
nach Cottbus umzusiedeln. Und auf höchster Ministerebene wurden
Vorschläge präsentiert, u. a. eine zentralisierte Batteriefertigung in
der Lausitz zu errichten.

Viele Milliarden wurden in Aussicht gestellt, um Industrieansiedlungen
in dieser Region zu fördern. Alles wird plötzlich über den Haufen
geworfen. Es waren durchaus vernünftige Überlegungen, die Arbeit
dorthin zu bringen, wo die Menschen sind. Sie fordern lautstark
Sicherung und Schaffung von zukunftsfähigen Arbeitsplätzen.

Aber es tut sich nichts. Wie auch? Es müßte Kapital fließen. Aber wenn
das Kapital nicht will, kann die Politik noch so viel betteln und
bitten, sogar mit Millionen und Milliarden versuchen zu ködern, es tut
sich nichts - im Ruhrgebiet übrigens seit Jahrzehnten das gleiche
Dilemma. Und plötzlich taucht da wie aus heiterem Himmel dieser
amerikanische Großinvestor auf, und alles wird nahezu auf den Kopf
gestellt. Jetzt kommt die Arbeit nicht zu den Menschen, wo sie
dringend gebraucht werden würde; jetzt sollen die Menschen dahin
kommen, wo es dem Großkapital gefällt - mit wohlwollender Billigung
der Landesregierung - und vergessen sind alle bisherigen Bemühungen.

Das ist natürlich auch eine "Lösung": Wenn man auch noch die Letzten
der arbeitswilligen Bevölkerung weglockt, braucht man dort nicht mehr
für Arbeitsplätze zu sorgen. Ist das aber nun wirklich Sinn und Zweck
wirtschaftspolitischer Strukturpolitik? Nein! Die läßt man sich lieber
von amerikanischen Multis diktieren!

Was passiert im Ostberliner Umfeld, wenn diese Giga-Fabrik dort
tatsächlich gebaut werden sollte? Die Probleme, die es schon heute
gibt, werden sich in dramatischer Weise verschärfen. Die Preise und
Mieten für Grundstücke, Wohnungen und Gewerbe werden weiter deutlich
ansteigen mit verheerenden Auswirkungen auf die dortige Bevölkerung.
Die Verkehrsprobleme, die bereits jetzt chaotischen Charakter
annehmen, werden sich weiter verschärfen u. a. m.

Aber es geht noch weiter: Ein großer Teil der in der Giga-Fabrik
gebauten Autos sind zweifellos für den Export bestimmt. Das bedeutet,
daß sich in der deutschen Volkswirtschaft, die schon heute ständig
Exportüberschüsse ausweist, die Disproportionalität weiter zuspitzt.
Dieses Problem, das hin und wieder in Fachkreisen auch angesprochen,
aber nie als ein wirklich ernstes Problem angeprangert wird, hat
weitreichende negative Konsequenzen. Im Inland entwickeln sich
Mißverhältnisse in der Verteilung von Arbeitskräften auf die einzelnen
Bereiche in Wirtschaft und Gesellschaft. Wie bekannt ist, fehlen
Arbeitskräfte fast flächendeckend und permanent: Es werden
händeringend Handwerker, medizinisches Personal, Pflegepersonal,
Lehrer usw. gesucht. In Justiz, Polizei, Verwaltungen herrscht
Arbeitskräftemangel. Schulen, Sporteinrichtungen, Straßen, Brücken
usw. können wegen fehlender Kapazitäten nicht ausreichend
instandgehalten werden. Schon jetzt würden manche Branchen gar nicht
mehr arbeitsfähig sein, wenn nicht ausländische Arbeitskräfte
eingesetzt worden wären. Und der Ruf nach immer mehr ausländischen
Arbeits- und Fachkräften wird immer lauter. Die Hauptursache für
diesen Zustand ist darin zu suchen, daß die Exportindustrie (darunter
auch die Autoindustrie) überproportional viel Potential aufsaugt, das
dann zwangsläufig in den anderen Bereichen fehlt, was mit dem Bau
einer Giga-Fabrik noch deutlich verschlimmert wird.

Auch außenwirtschaftlich ist diese Entwicklung unkalkulierbar
problematisch. Die Gefahr, daß von Deutschland aus der europäische
Markt weiter dominiert wird, ist sehr groß. Schon jetzt wird
vielerorts die disproportionale Entwicklung der Volkswirtschaften vor
allem im Euro-Raum beklagt mit solchen Konsequenzen wie steigender
Staatsverschuldung anderer Mitgliedsländer, wachsender
Arbeitslosigkeit, ansteigendem Nationalismus, anschwellenden sozialen
Konflikten usw.

Wem also nützt diese Giga-Fabrik? Ausschließlich dem Tesla-Konzern mit
dem Herrn Elon Musk an der Spitze. Hier in Deutschland und Europa
dagegen wird kein einziges Problem gelöst und keine Lösung zumindest
glaubhaft in Aussicht gestellt. Im Gegenteil, die schon vorhandenen
Probleme werden sich mit Sicherheit verschärfen.

Und was treibt die brandenburgische Landesregierung (damals noch
rot-rot!) und den Herrn Ministerpräsidenten Woidke dazu, dieses
Riesenprojekt zu unterstützen (sogar Fördermittel aus der Landeskasse
sind im Spiel)? Erklärbar ist dies wohl nur mit dem neoliberalen
Irrglauben eines bedingungslosen Wachstumsfetischismus, bei dem nur
Zuwachsraten zählen, ohne zu fragen, woher, wohin, wem es nützt - und
mit einer gehörigen Portion nationalem und brandenburgischem
Landes-Egoismus. Man demonstriert allenthalben die Unterwürfigkeit der
Politik unter die Interessen und die Macht des Kapitals in diesem
System. Und was, wenn sich der Herr Musk plötzlich als ein Herr
"Murks" entpuppt? Wer zahlt dann die Zeche?

Dr. Peter Elz
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BUCHTIPS

Phillip Hoose: Sabotage nach Schulschluß

Wie wir Hitlers Pläne durchkreuzten

Die Faschisten belächelten Dänemark als ihre "Schlagsahnefront", weil
das Land sich 1940 kampflos ergibt und kaum widersetzt. Doch damit
will sich der 14jährige Knud nicht abfinden. Er gründet den
Churchill-Club, eine Gruppe Jungs, die sich auf ihren Fahrrädern
aufmachen, um die deutschen Besatzer zu sabotieren: Sie verdrehen
Schilder, zerschneiden Stromleitungen und schreiben Parolen an
Häuserwände. Was mit einfachen Streichen beginnt, entwickelt sich zu
einem gefährlichen Abenteuer. Die Jungs gehen immer strategischer vor,
stehlen Waffen und zerstören deutsche Fahrzeuge. Für ihre Prinzipien
setzen sie ihr Leben aufs Spiel und ahnen nicht, daß ihre Taten später
den Widerstand im ganzen Land entfachen werden.

Phillip Hoose hat für dieses Buch mit einem Zeitzeugen
zusammengearbeitet und dessen Erinnerungen aufgeschrieben. Das Buch
selbst ist in unterschiedliche Lesebereiche geteilt. Zwischen den
Erzählungen von Knud Pedersen, einem der Gründer und Anführer des
Churchill-Clubs, gibt es Zeitungsberichte, Briefe, Zeichnungen und
Fotos zu sehen, die über die damalige Zeit und die allmähliche
Entwicklung des Widerstands der Dänen gegen die Besatzer anschaulich
Auskunft geben.

dtv-Verlag, München 2018, 240 S., 9,95 €. Altersempfehlung: ab
12 Jahren



A. Becker/S. Eberhardt/H. Kellershohn (Hg.): Zwischen
Neoliberalismus und völkischem "Antikapitalismus"

Sozial- und wirtschaftspolitische Konzepte und Debatten innerhalb der
AfD und der neuen Rechten

Das Buch ist eine Bestandsaufnahme der sozial- und
wirtschaftspolitischen Konzepte und Debatten innerhalb der AfD und der
Neuen Rechten und unterzieht diese einer kritischen Analyse. Die
Beiträge berücksichtigen dabei drei Dimensionen: erstens die Ebene der
Akteure, also der Kräfte, welche die Debatte bestimmen; zweitens geht
es um konkrete Themenfelder, in die mit Konzepten, Thesenpapieren etc.
interveniert wird; und drittens geht es um die jeweiligen
ideologiepolitischen Perspektiven und deren Verortung im Spannungsfeld
zwischen Neoliberalismus und völkischem "Antikapitalismus", sowohl
unter dem Blickwinkel der innerparteilichen Auseinandersetzungen als
auch unter dem der Relevanz für die von der AfD angesprochene
Wählerkoalition. Darüber hinaus spannt das Buch einen
ideengeschichtlichen Bogen zurück zur "konservativen Revolution", die
der Neuen Rechten als eine Art Steinbruch von Ideen und Argumenten
dient, welche je nach Lage und Intention aktualisiert werden.

Edition DISS im Unrast-Verlag, Münster 2019, 272 S., 24 €




Dieter Hoffmann: Der Skandal

Hindenburgs Entscheidung für Hitler

Dieter Hoffmanns glänzende Darstellung geht einem ungelösten Rätsel
auf den Grund: Weshalb ernannte Reichspräsident Paul von Hindenburg
den von ihm abgelehnten Emporkömmling Adolf Hitler zum Reichskanzler?
Eine Entscheidung mit unabsehbaren Folgen - für Deutschland, Europa
und die Welt.

Im Mittelpunkt steht ein Skandal, den damals schon viele als die
Ursache für Hindenburgs Vorgehen ansahen und der im Januar 1933 in
zunehmendem Maße die deutsche Öffentlichkeit und die Presse
beschäftigte. Ein Ausschuß des Reichstags begann, den Hinweisen auf
betrügerische Machenschaften bei der "Osthilfe", dem größten
Subventionsprogramm der Weimarer Republik, nachzugehen. Die
Finanzhilfen kamen hauptsächlich den ostelbischen Großgrundbesitzern
zugute, während das Volk unter den Lasten der Weltwirtschaftskrise und
Arbeitslosigkeit litt. Die Aufdeckung der Mißstände drohte Hindenburg,
den "Vater" der "Osthilfe", in Verruf zu bringen. Was spielte sich
hinter den Kulissen ab? Darauf hat die Geschichtsschreibung bis heute
keine befriedigende Antwort gefunden. Dieter Hoffmann gibt sie in
seinem spannend erzählten Buch.

Donat-Verlag, Bremen 2019, 208 S., 18 €




Holger Michael: Kompromißlos gegen Mobbing

Ein Lehrer wehrt sich

Ein Geschichtslehrer muß sich vier Jahre lang an einer Oberschule
gegen Vorgesetzte wehren, die ihn organisiert diskreditieren,
diskriminieren und ihm zu kündigen versuchen. Durch seinen aktiven
Widerstand verschafft er seinen Gegenspielern jedoch permanent
Mißerfolge und Niederlagen. Eine Geschichte, die sich so wirklich
ereignet hat, die hier mit zahlreichen Details, kühnen und spannenden
Aktionen aufwartet und die so auch an anderen Schulen unter Lehrern
passieren kann. Hilfreich sind die praktischen Ratschläge, wie mit
Mobbingsituationen umgegangen werden, und Tips, wie man sich effektiv
zur Wehr setzen kann.

Der Autor ist Historiker und veröffentlichte zahlreiche geschichtswissenschaftliche
Werke.

Kellner-Verlag, Bremen 2019, 300 S., 14,90 €




Volker Hermsdorf: Lektionen der Geschichte

Hans Modrow über Kuba, die DDR und die Perestroika

70 Jahre nach der Gründung der DDR erscheint diese aktualisierte
Neuauflage von Reflexionen ihres vorletzten Ministerpräsidenten Hans
Modrow über Entwicklungen und Fehlentwicklungen in seinem Staat, über
die Perestroika und über die Chancen Kubas, den Sozialismus zu
bewahren.

In nachdenklichen Gesprächen mit dem Hamburger Journalisten Volker
Hermsdorf findet Hans Modrow nicht nur überraschende Worte zu Fehlern
und Versäumnissen in der DDR, er erinnert auch an die Anstrengungen,
das Erreichte und historische Notwendigkeiten. Modrow erläutert seine
Sicht von Glasnost und Perestroika und denkt darüber nach, warum
Gorbatschow ihn und andere hat täuschen können. Und er begründet,
warum Kuba, das er seit 1970 regelmäßig besucht, nicht nur für ihn
weiterhin eine Insel der Hoffnung ist.

Verlag Wiljo Heinen, Böklund und Berlin 2019, 130 S., 9,50 €
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Neue Töne aus dem Kurt-Schumacher-Haus

Muß das Kapital jetzt zittern?

Bislang befand sich die SPD fest im Griff des Kapitals. Selbst wenn an
der Spitze der Bundesregierung ein Sozialdemokrat stand, brauchten
sich Konzerne, Banken und Vermögenshaie um ihre Pfründe keine Sorgen
zu machen. Wenn es je eine Hoffnung in SPD-Kreisen auf eine
Rückbesinnung auf die Gründerziele der Partei gab, so blieb diese eine
Fata Morgana und stellte sich spätestens mit der Politik von
SPD-Kanzler Schröder in Gestalt der Agenda 2010 als Täuschung heraus.

Zum Jahresende 2019 hatten die Mitglieder, vor allem die Jüngeren,
genug davon, sich von ihrer Leitung an der Nase herumführen zu lassen.
Sie entschieden sich in einer Befragung über einen neuen SPD-Vorsitz
mit immerhin fast neun Prozent Mehrheit für ein Duo, das eine Wende
der SPD-Strategie zum Mit- oder auch Gegenregieren in der BRD
versprach. Dieses Duo wollte die große Koalition mit der CDU/CSU neu
verhandeln oder gar diese Regierung verlassen.

Welche Unverschämtheit, schrieen nun das Kapital, seine Verwalter und
medialen Verteidiger, auch in der SPD selbst. Schlotterten ihnen die
Knie ob der Forderung der neuen SPD-Führung nach Umschuldung im
Finanzhaushalt auf Sozialausgaben und Investitionen für Infrastruktur
und Wohnungsbau? Hatten sie Angst, daß Ausgaben für Rüstung und
Kriegsteilnahme reduziert und so ihre Profite eingeschränkt werden
könnten? Machten sie sich Sorgen um den Wohlstand einer herrschenden
Minderheit? Bangten sie womöglich um ihre Macht?

Der neue Doppelvorstand Walter-Borjans/Esken zeigte zwar Krallen gegen
die GroKo. Die sind jedoch viel zu stumpf, um dem Kapital zu nahe zu
kommen und der CDU/CSU die christlich-demagogische Maske vom Gesicht
zu reißen. Zu weit hat sich die SPD im vergangenen Jahrhundert von
ihren sozialistischen Zielen entfernt, ist ins Lager der
Kapitalismusbefürworter übergelaufen und hat sich schon seit langem
zum "Arzt am Krankenbett des Kapitalismus" herabgelassen.

Für das Erinnern an die geistigen Väter der Sozialdemokratie August
Bebel, Wilhelm Liebknecht und Ferdinand Lassalle sowie deren Ideen
gibt es in der Sozialdemokratie keinen Platz mehr. Allenfalls hängen
da und dort in SPD-Büros vergilbte Fotos von ihnen. Zu viele von
diesen Erben haben vor entscheidenden Wahlen ihren Wählern den
sozialen Himmel auf Erden versprochen. Waren sie dann erfolgreich,
wurden sie aber nicht nur wortbrüchig, sondern durch einen leichten
Anstoß ihrer Wahlgegner einfach umgestoßen. Die Namensskala reicht von
Philipp Scheidemann über Kurt Schumacher, Willi Brandt, Gerhard
Schröder und Martin Schulz bis zu Andrea Nahles.

Was kann man nun von der neuen SPD-Doppelspitze erwarten? Wird sie
standfest bleiben, oder wird sie vom Sturm ihrer außer- und
innerparteilichen Gegner auch wieder umgeblasen? Sympathie aus der
Basis allein wird dem Sturm nicht standhalten. Es braucht dazu mehr:
politische Ehrlichkeit, ideologische Opposition gegen das herrschende
Kapital und Mut zum Kämpfen für eine Systemwende. Besitzt das Duo
diesen Charakter? Wohl kaum, denn schon ist es passiert: Das
Anti-GroKo-Geschrei ist nach seiner Wahl erheblich leiser geworden.
Was vor der Mitgliederentscheidung lauthals verkündet wurde, wird nur
noch geflüstert, und die schrillen Töne bleiben im Halse stecken. Das
Kapital und seine GroKo brauchen sich nicht mehr die Ohren zuzuhalten.
Die Gefahr, übertönt zu werden, ist für sie wieder einmal vorbei.

Manfred Wild

Berlin
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Rekrutierer statt Ausbilder

Fachkräftemangel und Zuwanderungsgesetz

Auf einmal kann es nicht schnell genug gehen. Am 1. März 2020 tritt
das Gesetz, das die Zuwanderung von Fachleuten aus Nicht-EU-Ländern
regeln soll, in Kraft. Mitte Dezember 2019 gab es dazu einen "Gipfel"
mit Kapital und Gewerkschaften im Kanzleramt. Laut Entwurf der
Abschlußerklärung werden "Rekrutierungsreisen" organisiert, zugleich
wird das "inländische Potential" als "wichtigste Stellschraube"
bejubelt. Verlogener geht's kaum.

Das offizielle Geschichtsmärchen dazu lautet: Jahrzehntelang haben
sich insbesondere CDU und CSU gegen Einwanderung gesträubt. Das ist
Schwindel. Zum einen historisch: Das Geschäftsmodell der
Bundesrepublik - Dumpinglöhne und Exportweltmacht - ist Fortsetzung
einer alten Strategie des deutschen Kapitals. Sie basiert auf
massenhaftem Hereinholen von Niedriglöhnern, also gezielter
Lohndrückerei nach innen. Das geht traditionell einher mit
rassistischer Hetze. Der "Alldeutsche Verband", so etwas wie die AfD
des Kaiserreichs, behauptete schon damals, die ins Ruhrgebiet
einwandernden Polen und Italiener schafften die Deutschen ab. Die
Sozialdemokratie war damals so gespalten wie heute:
standortchauvinistisch oder internationalistisch. Nach 1945 änderte
sich wenig: Die Geschichte der Bundesrepublik ist eine Geschichte des
Fachkräfteklaus. In den 50er Jahren aus der DDR, dann aus Südeuropa,
der Türkei, ab 1990 wieder aus Ostdeutschland, seit den 2000ern aus
Osteuropa. Grundsatz ist: Die Abgeworbenen werden nicht als
gleichwertige Bürger behandelt.

Zum anderen wird beim Gejammer über Fachkräftemangel die hiesige
Bildungskatastrophe "vergessen". Mit der "Stellschraube" verhält es
sich so: Die Bundesregierung erklärte im November auf eine Anfrage der
Linken, von den knapp 15 Millionen jungen Erwachsenen zwischen 20 und
unter 35 Jahren in der Bundesrepublik hätten 4,8 Millionen keinen
Berufsabschluß. Darunter waren 2,2 Millionen, die weder berufliche
noch schulische Bildung vorweisen können. Das ist gewollt. Wer 50
Prozent aller 15jährigen das Lesen verleidet, wie es PISA gerade
feststellte, und ein Drittel nicht bis zur Lesefähigkeit bringt, dem
sind Schule, sind Heranwachsende lediglich Profitverkürzer. Bewußt
wird ein großer Teil der Heranwachsenden Analphabetismus und "Bildung"
durch Youtube-Influencer überlassen.

Bisher übernahm das nahe Ausland ja die Kosten für Qualifizierung. Nun
rücken also Drückerkolonnen nach Brasilien, Indien, Vietnam und Mexiko
mit der Parole "Make it in Germany" aus. Geheuert wird wie eh und je
mit falschen Versprechungen auf raschen Wohlstand, friedliches
Zusammenleben oder sogar Staatsbürgerschaft.

Angela Merkel faßte das Programm in der Binsenweisheit zusammen: "Ohne
ausreichend Fachkräfte kann ein Wirtschaftsstandort nicht erfolgreich
sein." Tja, und wenn der Erfolg ausbleibt, Krise herrscht, dann
fliegen wie gewohnt die zuerst, die zuletzt kamen.

Arnold Schölzel
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66 Prozent der Deutschen ohne Verstand?

In der "Welt am Sonntag" (WamS) vom 29.12.2019 befaßte sich der
Chefkommentator der "Welt"-Gruppe, Jacques Schuster, mit den
Ergebnissen einer Umfrage, die einige Tage zuvor in der Welt zu lesen
waren. In der WamS-Druckausgabe trägt Schusters Text die kryptische
Überschrift "Weltkind in der Mitten", in der Internetfassung steht
oben drüber: "Bei Rußland setzt der Verstand vieler Deutscher aus".
Dort gibt es auch, anders als auf dem bedruckten Papier, einen kleinen
Vorspann. Der lautet: "Rußland wird von vielen Deutschen mit Milde
betrachtet, von einigen sogar als Alternative zum Bündnispartner USA
gesehen. Doch ein Regime, das seine Kritiker wegsperrt und
Nachbarstaaten bekriegt, kann kein Partner sein."

Den Anlaß für die schlechten Kopfnoten, die Schuster wie ein
Oberlehrer der Nation erteilt, beschreibt er so: "Während knapp 70
Prozent der Amerikaner sich künftig engere Beziehungen zu Deutschland
wünschen, legen 66 Prozent der Menschen hierzulande mehr Wert auf
bessere Beziehungen zu Rußland als zu den Vereinigten Staaten." O.k.,
das muß einem "Welt"-Chef für Sonstwas nahe gehen. Oder gibt es die
Verpflichtungen, genannt "Unternehmensgrundsätze", an die sich jeder
bei Springer zu halten hat, nicht mehr? 2017 hieß es darin jedenfalls
noch: "Wir zeigen unsere Solidarität in der freiheitlichen
Wertegemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika." Schuster
hält sich einfach dran - im Gegensatz zu "vielen Deutschen". Das wäre
in Ordnung, betrachtete er die Landsleute mit Milde. Die ist aber
offenbar in den Unternehmensgrundsätzen nicht vorgesehen. Das Urteil
"Verstand setzt aus" kommt ungefähr dem gleich, wie einst
steißtrommelnde Dorfschullehrer über ihre Schüler dachten. Schusters
Vertrauen haben die 66 Prozent in ihrem "Sumpfboden des kollektiven
Unbewußten" jedenfalls verloren.

Anders als bei ihnen funktioniert Schusters Verstand zu Stichworten
wie USA, Rußland, Bundesrepublik. Den 66 Prozent wirft er daher vor:
"Daß Rußland als erster Staat seit dem Zweiten Weltkrieg mit der
Landnahme der Krim und dem Krieg in der Ostukraine die Grenzen in
Europa gewaltsam verschob, kümmert sie genausowenig wie das
autokratische Gebaren des russischen Präsidenten." Zynisch und
menschenverachtend sind sie auch noch! Im Grunde gehören sie
aufgelöst.

Tatsachen sind da überflüssig. Die erste gewaltsame Grenzverschiebung
in Europa nach 1945 war die Abtrennung des Kosovo von Serbien durch
den NATO-Krieg 1999. Das EU-Protektorat, in dem bis heute deutsche
Soldaten stationiert sind, wird wegen seines illegalen Status nicht
einmal von allen Mitgliedsstaaten anerkannt. Und der "Krieg in der
Ostukraine" hat Grenzen verschoben? Das behaupten nicht einmal
Washington, Berlin, Paris und ihre Marionetten in Kiew, obwohl sie
alle zu jedem antirussischen Schwindel bereit sind.

Aber Schuster verfügt über eine journalistische Wunderwaffe, die dem
Russen keine Chance läßt: den deutschen Konjunktiv. "Hätte", hebt der
deutsche Verstandesexperte an, "Donald Trump kurz vor Weihnachten
öffentlich verkündet, im Zweiten Weltkrieg habe Polen keinerlei
Landverlust hinnehmen müssen, schlimmer noch: Hätte der amerikanische
Präsident behauptet, Warschau habe damals 'den ersten Schritt zum
Genozid, zur Vernichtung des europäischen Volkes' getan, und die
Sowjetunion sei der letzte Staat in Europa gewesen, der einen
Nichtangriffspakt mit Hitler geschlossen habe, hätte Trump einen Sturm
der Entrüstung ausgelöst." Das sind ziemlich viele "Hätte" auf einmal.
Putin, hat - anders als Schuster unterstellt - das meiste davon auch
nicht gesagt. Der Russe hat möglicherweise neben Verstand auch noch
Vernunft. Ohne Aussetzer.

A. S.

 * 

WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Über Freiheit und Verantwortung (1)

Beitrag des Deutschlandsenders vom 29. April 1976

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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BEI ANDEREN GELESEN

Preiswürdig

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Als Soldaten Mörder wurden
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Die Fabel vom Hund und von den Wölfen
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Wolfgang Reuter: Ein Autor stellt sich vor

Ich bin Jahrgang 1943, in Görlitz geboren und dort aufgewachsen. Mit
meinem Lehrerstudium an der Pädagogischen Hochschule Potsdam mußte ich
mich allmählich von meiner Heimatstadt lösen; als Lehrer kam ich ab
1965 nach Laubusch (Kreis Hoyerswerda). Mein Leben hatte immer mit
jungen Leuten zu tun; neben meiner Arbeit als Lehrer u. a. bei der
Organisation von Singeclubs oder beim Festival des Politischen Lieds.

Später landete ich beim Kinderfernsehen der DDR, dessen Chefredakteur
ich kurz vor der "Wende" wurde. Mit dem Sandmännchen, Pittiplatsch,
Herrn Fuchs und Frau Elster, Clown Hoppla, mit dem Märchenland, dem
Spielhaus und vielen anderen Freunden der Kleinsten hatte auch ich
meine Freude.

Nebenbei ergab sich in Gera die Gelegenheit, zu Weihnachten und in den
Sommerferien Programme für Kinder aufzuführen. Insgesamt über zehn
verschiedene Stücke liefen im großen Saal des Hauses der Kultur. Viele
lokale Kinder- und Jugendgruppen - vom Kinderchor über eine Tanzgruppe
oder einen Kinder-Gesellschaftstanzkreis bis zur Sportwerbegruppe der
IG Wismut - freuten sich, auf der "großen Bühne" mitwirken zu dürfen.
Also schrieb ich Kindermusicals, die diese Volkskunstgruppen mit ihren
Möglichkeiten einbezogen.

Im letzten Jahr des Deutschen Fernsehfunks leitete ich das
werktägliche "Mittagsjournal" und die Samstagsreihe "Land und Leute",
in der Menschen mit Familientraditionen über mehrere Generationen
vorgestellt wurden. Am 31.12.1991 war ich unter denen, die im
DDR-Fernsehen das Licht ausknipsen mußten. Nach einem Jahr
Arbeitslosigkeit bewarb ich mich erfolgreich beim neugegründeten
Deutschen Sportfernsehen in München-Unterföhring und arbeitete dann
dort als Sendeleiter bis zu meinem Rentenbeginn im April 2008.

Inzwischen habe ich mehrere Bücher geschrieben (u. a. "High-matt-Land"
oder "Jetzt ham wa den Salat!") und verfasse gerne ironische
Reimereien wie die obenstehende Fabel - an Anlässen dazu mangelt es in
diesem geeinten (?) neuen Deutschland ja wahrlich nicht.

 * 

Warnung vor dem Kommunisten

Der kürzliche Besuch bei der Verwandtschaft meiner Frau war ein
Ausflug in das Leben der Oberschicht. Die besuchte Cousine bewohnt
eine gigantische Villa mit riesigem Garten in einer der
Oberklassen-Gemeinden nördlich von Frankfurt. Die Kinder sind aus dem
Haus, der Mann arbeitet in den USA im finanzkapitalistischen Sektor
für einen Investmentkonzern, das Vermögen ist in einer Stiftung
angelegt.

Im Gegensatz zu der in ähnlichen Klassenprivilegien lebenden Schwester
(die vor lauter Klassenarroganz ihren - angeheirateten - Wohlstand
nicht nur für ihr höchst eigenes Verdienst hält, sondern als Ausweis
ihrer menschlichen und moralischen Überlegenheit über monetär
minderbemitteltere Zeitgenossen sieht), ist die Cousine allerdings
"normal" geblieben, hat Humor und das Herz auf dem rechten Fleck. Die
Tatsache, daß sie sich sowohl ihre Empfindsamkeit wie eine gewisse
unverstellte Sicht auf die Bedingungen menschlicher Existenz bewahrt
hat, manifestiert sich bei ihr allerdings in einem ausgiebigen
Gebrauch legaler Drogen ... Umgang und Gespräche mit ihr sind jedoch
erfrischend, unterhaltsam und mitunter tiefgründig. Anläßlich eines
bei ihr im Hause vergessenen Anoraks kommt es zu einem Telefonat, in
dem sie mir folgende Anekdote mitteilt: "Weißt du, was das Beste ist?
Paß auf, der J. (ihr Mann) und ich haben uns fast nicht mehr
eingekriegt vor Lachen: Deine Schwiegermutter hat meine Mutter
angerufen, damit die mich warnt. 'Sag mal deiner Tochter, daß der Kay
ein Kommunist ist. Also nicht nur irgend so ein Linker, sondern
Kommunist durch und durch!'"

Ich muß ebenfalls loslachen und fühle mich wie in einem bizarren
antikommunistischen Film aus der McCarthy-Ära. Ich schlage meiner
Gesprächspartnerin vor, lieber vorsichtig zu sein und schnell
aufzulegen - sonst würde ihr nachts noch Stalin erscheinen oder
plötzlich "Die Internationale" als Klingelton ihres Smartphones
ertönen ...

Wir reden dann aber doch noch eine Weile weiter und amüsieren uns
gemeinsam über den putzigen Versuch ihrer Tante - meiner
Schwiegermutter -, unter dem Vorwand der wohlmeinenden Warnung vor
abweichenden Meinungen Zwietracht zu stiften und sich selbst wichtig
in Szene zu setzen. Da mir durch meinen täglichen Umgang mit
Hochaltrigen, Dementen und altersbedingt verwirrten Menschen sowieso
nichts Menschliches fremd ist, weiß ich die Einlassung meines alten
Schwiegermütterchens - die dazu noch Produzentin der republikweit
allerbesten Blaubeer-Pfannkuchen ist - richtig einzuschätzen und
beschließe, beim nächsten Besuch mal mein T-Shirt mit der Aufschrift
"Brigade der sozialistischen Arbeit" anzuziehen.

Für mich interessant: meine anthropologischen Feldstudien in einer
Familie mit zwei Sorten Bourgeois durchführen zu können: sowohl die
klassischen Exemplare voller Standesdünkel und Klassenarroganz als
auch menschlich korrekte Vertreter ihrer Klasse, die einfach Fachleute
der kapitalistischen Geldvermehrung sind, weil das die Welt ist, in
die sie geboren wurden und in der sie für sich das Beste herausholen.
Opfer des Ausbeutersystems sind sie beide (genau wie die lohnabhängige
Klasse sowieso), selbst wenn sie sich auf der Gewinnerseite wähnen.

Kay Strathus

 * 

Aphorismen zum Nachdenken Streiten

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Ohrfeigen für literarisches Banausentum

In der Eifel eröffnete man ein Museum für Clara Viebig. Die
Landesregierung von Rheinland-Pfalz gab Zigtausende für die "Förderung
der Kriminalliteratur" aus. Kurt Beck verlieh die
Carl-Zuckmayer-Medaille an Udo Lindenberg, und die Deutsche
Lesegesellschaft in Frankfurt/Main gab "das schnellste Buch der Welt"
heraus, das von 40 Autoren in weniger als zwei Stunden geschrieben und
nach insgesamt 24 Stunden fertig gebunden ausgeliefert wurde.

Dem setze ich entgegen: Alle mit Literatur und ihrer Wertung ernsthaft
und kompetent Befaßten: Philologen, Linguisten, Sprachlehrer,
Schriftsteller, Lektoren und Rezensenten sind sich darin einig, daß
das höchste Lob, das man einem literarischen Text spenden kann, darin
besteht, daß man sagt: "Dies ist Dichtung." Fragt man aber nach den
Gründen für so hohes Lob, weil man wissen will, woran man denn die
wesentlich dichterische (oder poetische) Eigenart eines Textes
erkennen und wie man Dichtung von anderer, minderwertiger Literatur
unterscheiden kann, so ist der Befragte mitunter ratlos und reagiert
womöglich mit betretenem Schweigen wie ein vornehmlich am Umsatz
interessierter Buchverkäufer, dem schließlich nichts Besseres
einfällt, als auf irgendeine Bestsellerliste zu verweisen.

Da uns hiermit nicht geholfen ist, weil Verkaufszahlen in aller Regel
in die Irre führen, wollen wir einmal tiefer ansetzen, das heißt uns
an der Sache orientieren, meint Texte lesen und uns bewußtmachen, was
uns an ihnen begeistert oder kalt läßt. Ich will versuchen, dies, von
eigenen Leseerfahrungen ausgehend, an mehr oder weniger bekannten
literarischen Werken zu veranschaulichen, und nenne hier vorab schon
einmal drei Merkmale oder Kennzeichen des Dichterischen, die ich im
Lauf meines Lebens als für die Definition von Dichtung am besten
geeignet erkannt zu haben glaube: nämlich das Lebendige, das Mythische
und das Kosmische. Beginnen wir mit dem Lebendigen. Was ist damit
gemeint? Zwei Beispiele, die ich anerkannt großer Literatur entnehme,
mögen es zeigen: In Emile Zolas Roman "Germinal" findet sich eine
Szene, in der sich tief unter Tage zwei ausgemergelte und nahezu
erblindete Grubenpferde begegnen, die einander beschnuppern, vor
Freude wiehern und einen sekundenlangen sehnsüchtigen Tagtraum vom
Leben auf einer sonnigen Wiese haben. Das mögliche Glück und das
tatsächliche Leid, die Qual dieser Tiere ist vom Autor in nur wenigen
Sätzen so voller Mitgefühl geschildert, daß es dem Leser die Kehle
schnürt, und es zeigt dies, daß Zola nicht nur ein sozialkritischer
Schriftsteller, sondern aufgrund seiner Gemütstiefe, seiner Fähigkeit
des Mitleidens mit Mensch und Tier, also seiner Liebe zum Lebendigen,
auch ein großer Dichter war.

Ein weiteres Beispiel des Lebendigen ist mir aus meiner Schulzeit in
Erinnerung geblieben, als ich zum ersten Mal Tolstois Novelle "Herr
und Knecht" las mit der mich damals und noch heute zutiefst
erschütternden Szene, in der das vom Knecht Nikita zärtlich geliebte
Pferd Muchortyj im Todeskampf mit den Hinterhufen gegen die Wand des
Schlittens trommelt, in dem die Menschen liegen, als wollte es diese
auf sich aufmerksam machen und ihre Hilfe erflehen. Dann hört das
Getrampel mit den Hufen auf - Muchortyj ist tot. Eine herzzerreißende
Szene, die auch Tolstoi als großen, lebendig fühlenden und mit
Lebendigem fühlenden Dichter ausweist. Kommen wir nun zum Mythischen
als einem weiteren Kennzeichen dichterischer Gestaltung:

Das Wesen der Mythenbildung ist die Personifizierung apersonaler
Naturmächte und Naturdinge wie Wälder, Berge, Quellen, Flüsse und
Meere oder auch toter Gebrauchsgegenstände oder von Menschen
geschaffener Dinge, die der Dichter gleichsam zum Leben erweckt, indem
er ihnen eine Seele einhaucht und eine Stimme verleiht, mit der sie
dann zu ihm sprechen und zu erzählen beginnen, was er ihnen in den
Mund legt, so daß sie nun an seiner Statt reden und er selbst ihnen
nur noch zu lauschen braucht. Solche nunmehr personifizierten,
belebten, redenden und das heißt mythisierten Größen können ein
zerbrochenes altes Windrad, ein klappernder Fensterladen, eine
knarrende Bodendiele, ein vergessener Sonnenschirm oder ein
Schaukelstuhl auf der Terrasse eines alten, halbverfallenen Hauses,
eine alte Uhr oder ein Möbelstück sein - die zauberhafte Wirkung auf
den Leser ist stets die gleiche: die Mythe lebt dank der
lebenspendenden Macht des allwissenden und allmächtigen Erzählers.
Entscheidend für die Mythisierung ist immer, daß nicht wie in
alltäglicher Rede über einen oder von einem Gegenstand in der dritten
Person gesprochen wird, sondern daß dieser personifiziert wird, also
entweder selbst wie ein menschlicher Erzähler zu einem Hörer spricht
oder aber wie ein geliebter Partner vom Erzähler mit dem
freundschaftlich-familiären Du angeredet, ins Vertrauen gezogen und
gleichsam zum Intimus gemacht wird.

Zwei Beispiele aus der klassischen deutschen Lyrik mögen dies
veranschaulichen: In seinem Gedicht "An den Mond" sagt Goethe:
"Fließe, fließe, lieber Fluß!" und wenig später: "Rausche, Fluß, das
Tal entlang, ... Rausche, flüstre meinem Sang Melodien zu." und
Hölderlins Ode "Heidelberg" beginnt mit den Versen: "Lange lieb ich
dich schon, möchte dich, mir zur Lust, Mutter nennen und dir schenken
ein kunstlos Lied, ..."

Bleibt als drittes wesentliches Kennzeichen für Dichtung noch der
Begriff des Kosmischen zu erklären. Hierfür ein Beispiel zwar nicht
aus der Gegenwartsliteratur, aber doch aus der modernen neuzeitlichen
englischsprachigen Literatur: nämlich A. J. Cronins Roman "Die Sterne
blicken herab". Schon mit dem Titel des Buches hat der Autor die
Dimension des Kosmischen eröffnet und das von ihm erzählte irdische
Geschehen (der Roman spielt 1909 und in den folgenden Jahren in dem
Städtchen Sleescale im englischen Steinkohlenrevier) in den Rahmen
eines übermächtigen, schicksalhaften, unendlich Erhabenen gestellt,
angesichts dessen den Leser ein Schauer aus Furcht und Mitleid
überrieselt. Der Schlußabschnitt des Romans macht es deutlich:
"Schweigen. Die Stange klirrte. Wieder Schweigen. Der Klang einer
fernen Glocke. Da standen sie, die Männer, aneinandergedrängt im Korb,
aneinandergedrängt in Schweigen und Dunkel der Dämmerung, über ihnen
ragten die Schachttürme des Bergwerks, beherrschten die Stadt, den
Hafen, das Meer, unter ihnen lag, gleich einer Gruft, das verborgene
Dunkel der Erde. Der Korb fiel. Er fiel plötzlich, rasch, ins
verborgene Dunkel, und das Geräusch seines Falls stieg auf aus dem
Dunkel wie ein großer Seufzer, drang empor bis zu den fernsten
Sternen."

Nein, hier geht es nicht um handwerklich-technische Methoden, die sich
in Schreibseminaren erlernen lassen. Das Wesen des Dichterischen ist
nicht erlernbar. Dichtung erwächst aus der Tiefe der Person des
Autors. Er mag ihr den Boden bereiten durch beharrliches Üben und
Praktizieren alles nur irgend Erlernbaren - das Beste ist am Ende doch
Inspiration. Es wird ihm geschenkt, wenn er's fühlt, doch (frei nach
Goethe), wenn er's nicht fühlt, so wird er's nicht erjagen ...

So bleiben am Ende Staunen und Bewunderung des Grandiosen als Freude
und Glück des literarischen Kenners, der das wahrhaft Große im
sprachlichen Kunstwerk zu schätzen und zu würdigen weiß. Freilich: den
Banausen wird dies nicht daran hindern, Makulatur mit Literatur
verwechselnd, Bücher von Hera Lind und Dieter Bohlen zu lesen und
Gustave Flaubert für den Erfinder des Luftgewehrs zu halten ...

Theodor Weißenborn

 * 

Logbuch einer Entdeckungsreise

Geh doch rüber! Das war bei uns im Westen die Totschlagsphrase,
wenn man über den Frieden, die Arbeit, die Kinder, die Rente, die
Mieten, die Alltagssorgen redete. Wenigstens das sollte doch aufhören,
so glaubten wir, als die DDR dem deutschen Kapital und seinem Staat
einverleibt war. Aber nein - "Geh doch rüber!" verwandelte sich in
"Willst du die DDR wiederhaben?". Die Platitüde überdauert den
offiziellen Tod der DDR bereits seit 29 Jahren.

"Die DDR ist unsterblich", heißt es auf der ersten Tafel der
Ausstellung des Vereins "Unentdecktes Land", die Anfang Oktober 2019
auf dem Berliner Alexanderplatz gezeigt wurde. "Die DDR ist
unsterblich, von Arbeitslosigkeit bis Zwangsarbeit, manchmal auch das
schlechte Wetter. Schuld ist immer sie. Dafür wird sie ausgepeitscht,
öffentlich auf den Bildschirmen, in den Schlagzeilen, Leitartikeln und
Opfergruppen, vom Heer der Bundes-Aufarbeiter."

48 Tafeln, auf acht wetterfesten Gestellen befestigt, informieren über
das, was mit den 30-Jahre-"Mauerfall"-Gedächtnisfeiern nun doch
endlich vergessen gemacht werden sollte. Das Potsdamer Abkommen als
politische und wirtschaftliche Grundlage der DDR, ihre äußerst
schwierigen Ausgangsbedingungen werden erläutert. Gezeigt wird, wie
ein "Industriestaat aus dem Nichts" geschaffen wurde. Betriebe und
Kombinate werden vorgestellt, und es wird Bilanz gezogen: Im Teil "Die
Wirtschaft der DDR vor dem Anschluß" wird die Lüge von der "Pleite der
maroden DDR" widerlegt. Der größte Teil der Ausstellung zeichnet die
Zerstörung der DDR, die Enteignung der DDR-Bürger und die
Deindustrialisierung des Ostens nach.

Es wurden damals keine "Fehler", gemacht, es geht nicht um das
"Versagen" einzelner Beamter oder der Treuhand. Das Ganze hatte
System, die Bundesregierung stand dahinter, und sie handelte im
Auftrag des deutschen Kapitals. Die Abläufe werden auf den Schautafeln
akribisch aufgelistet, Fakten, die niemand schönreden kann, sofern er
sie zur Kenntnis nimmt. Drei Abteilungen der Ausstellung beschäftigen
sich mit speziellen Themen: "Nazis in der DDR" (unentbehrlich für
jeden, der ausgerechnet die antifaschistische DDR für die
Rechtsentwicklung und die neuerlichen Wahlerfolge der AfD bei den
Landtagswahlen verantwortlich macht), "Auferstanden aus Ruinen:
Wohnungspolitik in der DDR und heute" (für dieses heute so brisante
Thema eine interessante Diskussionsgrundlage), "Der Mensch im
Mittelpunkt:

Das Rechtssystem der DDR" (wer etwas über das "Absterben des Staates"
im Sozialismus lernen will, über das Marx, Engels, Lenin geschrieben
haben, kann hier anhand des praktischen Beispiels Material finden).
Weitere Themen sind beim Verein "Unentdecktes Land" in Arbeit.

Ein Renner bei den Besuchern der Ausstellung ist der Katalog. "Sind da
wirklich alle Texte drin?", "Da lese ich noch mal nach", "Das schicke
ich meinem Enkel im Westen!" Überhaupt sind die Reaktionen auf dem
Alexanderplatz überwiegend freundlich und zustimmend. Viele erzählen
ihre eigene Sicht, ihre eigene Geschichte. Manche verteidigen sehr
vehement die DDR, sind zum Teil extra zur Ausstellung gekommen. Eine
Besucherin aus Kolumbien, die in der DDR studiert hat und begeistert
von der Ausstellung ist, mahnt an, daß die internationale
Solidaritätsarbeit der DDR beleuchtet werden müsse. Sie erzählt, wie
Antifaschisten aus Chile während des Pinochet-Regimes Asyl gegeben
wurde, wie das zunächst etwas Ärger gegeben habe bei denen, die
deshalb länger auf eine bessere Wohnung warten mußten, aber wie die
Notwendigkeit dieser praktischen Solidarität dann doch von den meisten
eingesehen wurde. Der Themenbereich "Internationale Solidarität" ist
beim Verein "Unentdecktes Land" bereits in Vorbereitung - das Wissen
solcher Menschen kann da eine große Hilfe sein. Überhaupt wird gerade
durch einen Mangel der Charakter der DDR als Projekt der
internationalen Arbeiterbewegung sichtbar - öfters wird bedauert, daß
der Text nicht auf Englisch vorhanden ist.

Interessant sind auch die Gespräche mit Zweiflern und Schwankenden,
denen die Ausstellung gefällt, die aber darüber grübeln, was in der
DDR schiefgelaufen ist, vieles kritisch sehen, dann aber wieder sagen:
Aber das, was wir heute haben, geht überhaupt nicht. Bei solchen
Gesprächen habe ich manchmal die Frage gestellt, ob es denn überhaupt
realistisch ist, daß der Sozialismus sofort fertig und einwandfrei
funktioniert, ob das nicht eher ein mit heftigen Kämpfen verbundener
Übergang ist (was ja übrigens auch die Ausstellung in ihrem
Faktenreichtum sehr deutlich zeigt). Und dann gab es - zwar in der
Minderheit, aber unüberhörbar - die erklärten Gegner. Alle
beispielhaft dafür, daß die Lüge, die Halbwahrheit, das Vorurteil
keine Beweise brauchen.

372 Quellenangaben findet man auf den letzten drei Tafeln der
Ausstellung. Die Wahrheit herauszufinden, das "unentdeckte Land" zu
entdecken, ist harte und schöne Arbeit, bei der jeder dabeisein kann.

Man kann:

- die Ausstellung anfordern (Outdoor-Ausstellung, für jedes Wetter
geeignet)

- den Katalog anfordern (gegen Spende),

- die Ausstellungstafeln im Internet ansehen,

- den Verein "Unentdecktes Land" mit Material für die weitere Arbeit
an der Ausstellung arbeitsmäßig und/oder finanziell unterstützen.

Kontakt und weitere Informationen:

www.unentdecktes-land.org

E. W.-P.

(Red. bearbeitet aus: KAZ, Nr. 368)
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Vor 70 Jahren verabschiedete die provisorische Volkskammer der DDR
das 1. Jugendgesetz

Wenige Wochen nach der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik
beschloß die provisorische Volkskammer am 8. Februar 1950 das von der
Regierung der DDR und dem Zentralrat der Freien Deutschen Jugend
gemeinsam erarbeitete "Gesetz über die Teilnahme der Jugend am Aufbau
der Deutschen Demokratischen Republik und die Förderung der Jugend in
Schule und Beruf, bei Sport und Erholung". Es war eines der ersten
Gesetze der provisorischen Volkskammer der DDR, die sich am 7. Oktober
1949 konstituiert hatte.

Bereits in der vom III. Deutschen Volkskongreß im Mai 1949
beschlossenen und mit der Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 in Kraft
getretenen Verfassung war die verfassungsrechtliche Gleichstellung der
Jugend in Staat und Gesellschaft, ihre Mitverantwortung und
Mitentscheidung in allen die Entwicklung der DDR betreffenden Fragen
festgeschrieben. Unmittelbar nach seiner Wahl zum Präsidenten regte
Wilhelm Pieck die Erarbeitung eines Jugendgesetzes und dessen
Beschlußfassung durch die provisorische Volkskammer an. Anliegen des
Jugendgesetzes war es, den Mädchen und Jungen ihre Rechte und
Pflichten in Staat und Gesellschaft aufzuzeigen und sie, als die
Hausherren von morgen, auf die Wahrnehmung künftiger Verantwortung
vorzubereiten.

Die Abgeordneten der Volkskammer und die Regierung der DDR würdigten
mit dem Gesetz den Beitrag der Jugend unter Leitung ihrer
einheitlichen, antifaschistisch-demokratischen Jugendorganisation, der
FDJ, zur endgültigen Zerschlagung der Herrschaft des deutschen
Imperialismus, zur Beseitigung des von den Faschisten hinterlassenen
Chaos sowie der Trümmer und Zerstörungen im östlichen Teil
Deutschlands. Mit dem Gesetz zollten Abgeordnete und Regierung der
Jugend Achtung und Anerkennung für ihre aktive Mitwirkung beim Aufbau
einer neuen, einer antifaschistisch-demokratischen Ordnung auf dem
Territorium der ehemaligen sowjetischen Besatzungszone.

Die vom 1. Parlament der FDJ im Juni 1946 in Brandenburg/Havel im
Auftrag der deutschen Jugend eingeforderten Grundrechte der Jugend

- das Recht auf gleichberechtigte Teilnahme der Jugend am politischen
Leben,

- auf Arbeit und Erholung,

- auf Bildung, 

- auf Freude, Frohsinn und ein glückliches Leben im Frieden und in
Freundschaft mit der friedliebenden Jugend der Welt hatten ihre
Bewährungsprobe bestanden. Mit dem Beschluß vom 8. Februar 1950 wurden
die Grundrechte der Jugend in der DDR gesetzlich verankert.

Der jahrzehntelange Kampf der revolutionären deutschen
Arbeiterjugendbewegung für eine Entmachtung des Kapitals, die
Beseitigung der Ursachen für Ausbeutung und Unterdrückung des
deutschen Volkes und seiner Jugend, eines geschürten Rassismus und
verbrecherischer Kriege gegenüber anderen Völkern, hatte zumindest in
einem Teil Deutschlands, der DDR, zum Erfolg geführt.

Mit dem Jugendgesetz wurde erstmals in der deutschen Geschichte den
Mädchen und Jungen, insbesondere den Kindern der Arbeiterklasse, der
Bauern und der anderen werktätigen Schichten, soziale Sicherheit,
umfassende Bildung und eine allseitige Entwicklung ihrer
Persönlichkeit, unabhängig von ihren konfessionellen Anschauungen,
zugesichert.

Die Mehrheit der Mädchen und Jungen der DDR nahmen ihre neue Stellung
in der Gesellschaft und das in sie gesetzte Vertrauen wahr und
erklärten ihre Bereitschaft, sich den neuen Herausforderungen zu
stellen.

An der Seite der älteren Kampfgefährten entfaltete die Jugend unter
Leitung der FDJ in den Städten, Dörfern, Betrieben, Schulen,
Hochschulen und Universitäten vielfältige Initiativen und Aktivitäten
beim Aufbau, der Stärkung und der Verteidigung des ersten
Arbeiter-und-Bauern-Staates in der Geschichte Deutschlands.

Die Relikte der alten kapitalistischen Gesellschaft - Ausbeutung,
Unterdrückung, Bildungsprivilegien, Arbeitslosigkeit, politische
Rechtlosigkeit, Rassendiskriminierung und die Ursachen für Kriege -
wurden in der DDR ausgemerzt. Humanistische und sozialistische Ideale
setzten sich in den Beziehungen der Bürger der DDR und ihrer Jugend
durch. Der Kampf für eine Welt des Friedens, die Herstellung
freundschaftlicher Beziehungen zur Sowjetunion sowie internationale
Solidarität mit allen friedliebenden Völkern prägten das neue Denken
und Handeln der Mehrheit der Jugend der DDR. Die Zusammenarbeit
staatlicher Institutionen mit der Jugend und ihrer Organisation, der
FDJ, bei der Verwirklichung der im Jugendgesetz enthaltenden
Festlegungen und Aufgaben drückte ein völlig neues Verhältnis in den
Beziehungen eines deutschen Staates und seiner Regierung gegenüber den
heranwachsenden Generationen und deren Zukunft aus.

Anläßlich der Verleihung seines Namens an die höchste
Bildungseinrichtung der FDJ, die Jugendhochschule am Bogensee (am 14.
September 1950) charakterisierte Wilhelm Pieck das neue Verhältnis von
Staat und Jugend mit den Worten: "Wenn uns seit dem Bestehen der
Deutschen Demokratischen Republik eine Tatsache immer mit großem Stolz
und innerer Befriedigung erfüllte, dann war es die Haltung unserer
Jugend zur Deutschen Demokratischen Republik, der große Schwung, mit
dem sie an die Lösung der ihr gestellten Aufgaben herangegangen ist.
Es gibt heute schon keinen Betrieb mehr in der Deutschen
Demokratischen Republik, keine Baustelle, keinen Schacht, in dem nicht
die Jugend durch ihr stürmisches Vorwärtsdrängen das Tempo der Arbeit
bestimmt und täglich aufs neue unter Beweis stellt, daß sie gewillt
ist, zu lernen, daß sie gewillt ist, zu arbeiten, und daß sie gewillt
ist, den Frieden zu verteidigen." (Wilhelm Pieck, An die Jugend,
Verlag Neues Leben, Berlin 1955, S. 139)

Die im Osten Deutschlands nach 1945 gestaltete Jugendpolitik, zunächst
auf Länder- und Kreisebene und ab Oktober 1949 durch den neuen Staat
entsprach sowohl den Wünschen und Vorstellungen der jungen Generation
wie auch den Interessen und Zielen der Arbeiterklasse und aller
anderen werktätigen Schichten des deutschen Volkes.

Volkskammer und Regierung der DDR waren stets darum bemüht, die
objektive Übereinstimmung zwischen den Interessen der Jugend und den
Zielen der DDR in ihrer Jugendpolitik zu beachten und diese, unter
Berücksichtigung sich verändernder Bedingungen und neuer
Herausforderungen, zu konkretisieren bzw. weiterzuentwickeln.

So verabschiedete die Volkskammer der DDR am 4. Mai 1964 das 2.
Jugendgesetz "über die Teilnahme der Jugend am umfassenden Aufbau des
Sozialismus und ihrer allseitigen Förderung in Beruf, Schule und bei
Kultur und Sport". Zehn Jahre später, am 28. Januar 1974, wurde das 3.
Jugendgesetz "über die Teilnahme der Jugend an der Gestaltung der
entwickelten sozialistischen Gesellschaft und ihrer allseitigen
Förderung" von der Volkskammer beschlossen.

Die in den Jugendgesetzen vorgegebenen Orientierungen und
beschlossenen Festlegungen für die Gestaltung staatlicher
Jugendpolitik waren für alle staatlichen Organe, Institutionen,
Betriebe und Einrichtungen bindend. Weitergehende Präzisierungen
erfolgten im Rahmen von Verordnungen und Gesetzen, so z. B. im
Arbeitsgesetzbuch der DDR, durch Maßnahmen auf der Ebene der Bezirke
und Kreise, und vor allem durch die in Betrieben, Institutionen und
Einrichtungen, gemeinsam mit der Jugend und den Leitungen der FDJ,
jährlich zu erarbeitenden und zu beschließenden Jugendförderungspläne.
Jeder Leiter eines Betriebes oder einer Einrichtung war dazu
verpflichtet, jährlich vor der Jugend seines Bereiches über den Stand
der Erfüllung des Jugendförderungsplans zu berichten.

Die verfassungsrechtliche Stellung der Jugend in der DDR, ihre aktive
Teilnahme am Aufbau und der Gestaltung neuer gesellschaftlicher
Verhältnisse stieß auch bei der Jugend der BRD, insbesondere der
Arbeiterjugend und ihren Organisationen, auf große Aufmerksamkeit und
Zuspruch. Wurde ihnen doch nach 1945, mit Duldung der westlichen
Besatzungsmächte, durch die alten, sich weiterhin in der Wirtschaft
und den staatlichen Einrichtungen an der Macht befindenden Kräfte des
Kapitals eine gesetzliche Gleichstellung und Mitbestimmung untersagt.
An diesem Zustand hat sich mit der Gründung der BRD am 7. September
1949 und dem in Kraft getretenen Grundgesetz nichts geändert. Bis
heute, 70 Jahre nach der Gründung der BRD und fast 30 Jahre nach der
"Wiedervereinigung", wird der Jugend die gesetzliche Gleichstellung
versagt und ihr die Mitbestimmung und Mitentscheidung über ihr Leben
und ihre Zukunft verwehrt.

Kapital und Bundesregierung unternahmen bisher alles, Aktionen der
Jugend, insbesondere der Arbeiterjugend, zur Durchsetzung ihrer
berechtigten Forderungen auf Verbesserungen ihrer sozialen Lage, eine
gleichberechtigte Bildung und insbesondere eine gesicherte Zukunft in
Frieden zu verhindern. Der Einsatz von Gewalt und Verboten gegen
Demonstrationen und Aktionen der Jugend wurde zu keiner Zeit
ausgeschlossen. Nichts fürchtet das Kapital mehr als eine kritische,
auf Veränderungen drängende Jugend und ihre Organisationen. Die
Geschichte der BRD ist reich an Beispielen und Tatsachen, wie der
Staat von seiner Gründung an die berecht igten Forderungen der Jugend
und deren Kampfentschlossenheit auch mit Gewalt unterdrückte bzw.
verhinderte, Funktionäre verurteilte, Vereinigungen und Organisationen
unter Verbot gestellt hat. (Verbot der FDJ in der BRD am 26. Juni
1951; Verbot der KPD am 17. August 1956; Radikalenerlaß [Berufsverbot]
am 28. Januar 1972 u. a. m.)

Junge Bundesbürger, Mitglieder und Funktionäre der Gewerkschaf
tsjugend, von Arbeiterjugendorganisationen u. a. demokratischen
Jugendorganisationen der BRD betonten in Gesprächen auf Treffen,
Kongressen und Begegnungen der Jugend beider deutscher Staaten immer
wieder, daß die gesellschaftliche Stellung der Jugend in der DDR, ihr
Engagement und ihre Mitverantwortung für die Jugend der BRD
beispielgebend und für ihren Kampf hilfreich sind.

Nicht wenige Erfolge in den Auseinandersetzungen zur Verbesserung der
Lage der Jugend in der BRD bis Ende der 80er Jahre waren vor allem der
Existenz der DDR, ihrer Friedens- und Jugendpolitik, zu verdanken. Bei
vielen Tarifverhandlungen mit den Unternehmern saß die DDR als dritter
Verhandlungspartner mit am Tisch. Der Durchsetzung innen- und
außenpolitischer Forderungen des Kapitals waren durch die Existenz der
DDR Grenzen gesetzt.

Mit der Liquidierung des ersten Staates der Arbeiter und Bauern und
einzigen deutschen Friedensstaats, zu dessen Untergang die BRD durch
ihre menschenfeindliche Innen- und diktatorische Außenpolitik
("Hallstein-Doktrin") gegenüber anderen Staaten beigetragen hat,
wurden alle von der Jugend der DDR erreichten Ergebnisse und Erfolge
über Nacht für null und nichtig erklärt.

Die Jungen und Mädchen aus der DDR wurden durch die Politik der
Bundesregierung 1990 in die gleiche soziale Lage und rechtliche
Stellung in der Gesellschaft hinabgestoßen, in der sich die Jugend der
BRD seit Jahrzehnten befand. Auch für die Jugend der alten BRD ging
damit der Wunsch auf eine hoffnungsvolle gesicherte soziale und
friedliche Zukunft zu Ende.

Seit 1990 zieht die Bundesregierung mit allen ihren Institutionen und
Einrichtungen, unterstützt durch die Medien u. a. alle Register zur
Verschleierung der wahren Ziele ihrer jugendfeindlichen Politik, um
die Jugend daran zu hindern, die wahren Ursachen für ihre soziale
Schieflage und Rechtlosigkeit in der Gesellschaft zu erfassen.

Die Herrschenden der BRD sind seit 1990 intensiv darum bemüht, ihren
seit Jahrzehnten geschürten Antikommunismus weiter zu beleben und
fortzusetzen. Um die Bundesbürger, vor allem die Jugend, von den
wahren Zielen bundesdeutscher Innen- und Außenpolitik abzulenken,
stellt man den Staat an den Pranger, der sich trotz aller Probleme und
Schwierigkeiten über viele Jahre hinweg darum bemüht hat, eine Politik
im Interesse seiner Bürger und ganz besonders seiner Jugend und deren
Zukunft zu gestalten: "SED-Diktatur", "Unrechtsstaat DDR" dröhnt es
Tag für Tag in unterschiedlichsten Schattierungen von den Herrschenden
und ihren Medien.

- Ist das etwa ein Rechtsstaat, der seit nunmehr über 70 Jahre seiner
Jugend, insbesondere der arbeitenden Jugend, soziale Sicherheit,
gleiche Bildungschancen, rechtliche Gleichstellung in der
Gesellschaft, Mitbestimmung und Mitentscheidung sowie eine Zukunft in
Frieden und guter Nachbarschaft mit allen friedliebenden Völkern
verweigert?

- Ist es rechtens, wenn ein nicht geringer Teil der Jugend der BRD
sich in einer katastrophalen sozialen Lage befindet und weitestgehend
aus der Gesellschaft ausgegrenzt ist? (In der BRD leben über zwei
Millionen Kinder in Armut.)

- Ist es rechtens, wenn Teilen der Jugend aufgrund vorherrschender
Bildungsprivilegien jede Chance auf eine freie Entfaltung ihrer
Persönlichkeit genommen ist?

- Ist es rechtens, wenn sich Zehntausende junge Bundesbürger in
Uniform im Auftrag der Bundesregierung im Auslandseinsatz befinden, um
die Profit- und Machtinteressen des deutschen Kapitals und der BRD in
fremden Ländern durchzusetzen? Über hundert junge Soldaten haben bei
ihnen befohlenen Kriegseinsätzen bereits ihr Leben verloren. Tausende
(genaue Zahlen werden verschwiegen) kommen traumatisiert von ihrem
Einsatz zurück.

Das alles reicht den Herrschenden der BRD offensichtlich nicht. Sie
wollen in der internationalen Politik wieder den Ton angeben. Nicht
anders darf man die Aufforderung der Vorsitzenden der Christlich
Demokratischen Union und Bundesministerin für Verteidigung auf dem
Parteitag der CDU Ende November 2019 in Leipzig nach einem stärkeren
Ausbau der Bundeswehr und einer Ausweitung ihrer Auslandseinsätze,
verstehen. Daß die Mehrheit der Bevölkerung der BRD diese Politik
ablehnt, wird von der Bundesregierung und den derzeitigen
Regierungsparteien nicht zur Kenntnis genommen.

Die hier angeführten Beispiele widerspiegeln die wirkliche Lage der
Jugend in der BRD, dem angeblich reichsten Land in der Europäischen
Union.

Ihre Lage und gesellschaftliche Stellung in der BRD verändern kann die
Jugend nur dann, wenn sie sich zusammenschließt und gemeinsam ihre
Interessen und Ziele gegen den Widerstand von Kapital und Staat
durchsetzt.

Die geschichtliche Erfahrung der Jugendbewegung der DDR besagt: die
Jugend kann in ihrem Handeln nur dann erfolgreich sein, wenn sie an
der Seite der Arbeiterklasse und aller Werktätigen kämpft.

Die DDR besteht seit nunmehr 30 Jahren nicht mehr. Ihre Erfahrungen
und Lehren, gerade auf dem Gebiet staatlicher Jugendpolitik, sind
jedoch für die Gegenwart und in Zukunft von unschätzbarem Wert. Eine
kritische und wahrheitsgetreue Aufarbeitung der Jugendpolitik beider
deutscher Staaten, der DDR und der BRD - sowie in den drei Jahrzehnten
seit der sogenannten Wiedervereinigung -, wäre im Interesse der heute
Lebenden wie kommender Generationen dringend notwendig!

Dr. Dieter Luhn

Berlin

 * 

Internationale Solidarität war in der DDR Staatsdoktrin

So wie der Ruf "Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg!" war auch die
internationale Solidarität in der Geburtsurkunde der DDR manifestiert.
Ein solcher Staat kann niemals nur "eine Fußnote der Geschichte" sein,
wie Stefan Heym das Ergebnis der Wahlen zur Volkskammer vom 18. März
1990 kommentierte. Rhetorisch gefragt: In welcher Welt hat Stefan Heym
eigentlich gelebt? Als die UNO die BRD und die DDR 1973 in die Familie
der Völkergemeinschaft aufnahm und als gleichberechtigt anerkannte,
nahmen 134 Länder mit der DDR diplomatische Beziehungen auf.
Spätestens ab dieser Zeit entfaltete sich eine starke internationale
Solidarität mit den vom Imperialismus unterjochten Völkern auf fast
allen Kontinenten. Zwischen 1964 und 1989 waren insgesamt 22
FDJ-Freundschaftsbrigaden in 16 Ländern Asiens, Afrikas und
Lateinamerikas tätig.

Diese und andere bemerkenswerten Aussagen zur Geschichte der
internationalen Solidarität der DDR trafen Thomas Kunze und Thomas
Vogel in ihrem Buch "Ostalgie international: Erinnerungen an die DDR
von Nicaragua bis Vietnam".

"Die Zeit in der DDR war die beste in meinem Leben", erklären damals
Studierende aus Nikaragua noch heute.

Während sich die BRD nach dem Sieg der Sandinisten auf die Seite der
USA schlug und deren Blockadepolitik unterstützte, flogen regelmäßig
Maschinen mit Solidaritätsgütern aus der DDR nach Managua.
Unvergeßlich bleibt die Entstehung des Krankenhauses "Carlos Marx".
1984 wurde das Berufsbildungszentrum gegründet, in dem jährlich 300
Lehrlinge aller Fachrichtungen ausgebildet wurden. Das immer noch voll
funktionsfähige Polytechnische Institut "Ernst Thälmann" ist 1984 von
der DDR gegründet worden. Es ist lebendig im Bewußtsein der
Bevölkerung Nikaraguas geblieben, daß dieses Institut durch die
Solidarität der DDR entstanden ist.

Das standhafte und dem US-Imperialismus trotzende Kuba war ein
weiterer Schwerpunkt der DDR-Solidarität. Seit 1961 gab es unzählige
Verträge zwischen beiden Ländern, in deren Rahmen viele junge
Kubanerinnen und Kubaner an den Universitäten, Hoch- und
Fachhochschulen der DDR ausgebildet wurden. Durch ihre fundierte
Qualifikation haben diese Absolventen bis heute hohe Positionen in der
kubanischen Administration. Unzählige Kultureinrichtungen, Museen,
Vereine, wissenschaftliche und wirtschaftliche Gremien - sie alle
profitierten von der Hilfe durch die DDR. Das Kulturzentrum "Bertolt
Brecht" befindet sich heute noch im Zentrum Havannas. Das kubanische
Archipel mit mehr als 4000 Inseln trägt den Namen Ernst Thälmanns.
Beliebte und billige Fahrzeuge sind immer noch die DDR-Motorräder.
Kubaner mit DDR-Erfahrung empfinden die Zeit ihres Aufenthalts in der
DDR als ihre "schönsten Lebensjahre" überhaupt. Jährlich treffen sich
Absolventen von DDR-Hochschulen am 11.11. um 11.11 Uhr in Alt-Havanna
auf der Plaza de Armas. So pflegen die Menschen die Erinnerung an die
DDR und halten sie damit lebendig. Während die BRD den faschistischen
Putsch in Chile finanziell, propagandistisch und politisch
unterstützte, gab die DDR Tausenden geflüchteten Chilenen ein Zuhause.
Später wurden als Dank und Anerkennung Margot und Erich Honecker in
Chile herzlich aufgenommen.

Die DDR war jahrzehntelang ein enger und treuer Verbündeter der
Befreiungsbewegungen im südlichen Afrika. Zwischen ihr und den
afrikanischen Staaten gab es in vielen internationalen Fragen
weitgehende Übereinstimmung, wobei ihnen die DDR als Partner und
Verbündeter immer zur Seite stand.

Während die Bundesrepublik das Apartheidregime in Südafrika hofierte,
gab die DDR den schwarzen Verfolgten Schutz. Trotz ihrer begrenzten
ökonomischen Möglichkeiten "hielt die DDR an der Hilfe für die
Befreiungsbewegungen im südlichen Afrika unvermindert fest, teilweise
wurde die Unterstützung sogar noch verstärkt". Viele junge Afrikaner
aus Namibia, Angola, Mosambik und Südafrika wurden in der DDR
ausgebildet. Befreiungsbewegungen des Kontinents, der Afrikanische
Nationalkongreß (ANC), die Mosambikanische Befreiungsbewegung FRELIMO,
die Befreiungsbewegung Namibias SWAPO und die MPLA aus Angola
erhielten finanzielle und beratende Unterstützung. "Die DDR und ihre
Bürger haben durch aktive Solidarität einen Beitrag zur Überwindung
des Kolonialismus und der Apartheid geleistet. [...] Wir waren
zutiefst getroffen durch den Kollaps der DDR", sagte der
Parlamentspräsident Südafrikas, Max Sisulu.

Die DDR stand stets auf der Seite der national-patriotischen
arabischen jungen Nationalstaaten Ägypten, Algerien, Libyen, Irak und
Syrien. Die Solidarität mit dem Volk Palästinas hatte besonderes
Gewicht. Freundschaftliche Kontakte charakterisierten das Verhältnis
zwischen dem PLO-Chef Jassir Arafat und Erich Honecker. "Arafat ist
Honecker bis zu dessen Tod treu geblieben." Die DDR hat Palästina
offiziell als Staat anerkannt. In Berlin residierte ein
Palästina-Botschafter. Nach der Restauration des Kapitalismus in
Ostdeutschland "verloren wir den diplomatischen Status", stellt
Abdallah Frangi, Chef der palästinensischen Vertretung in der BRD,
verbittert fest. Zur Solidarität mit dem afghanischen Volk sei auf
meinen Beitrag im Dezember-"RotFuchs" verwiesen.

Es darf nicht vergessen werden, auf die Rolle und die zahlreichen
Initiativen der DDR in den Abrüstungsgremien der Vereinten Nationen
hinzuweisen. Die Deutsche Demokratische Republik war ein
Friedensstaat. Solange sie existierte, traute sich der westdeutsche
Imperialismus nicht, ohne weiteres in einen Krieg zu ziehen. Nach dem
Ende der DDR führte die BRD wieder völkerrechtswidrige Kriege, vom
Balkan bis zum Hindukusch. Zur Zeit ist die Bundeswehr auf insgesamt
16 Kampfschauplätzen international aktiv.

Von wegen "Fußnote der Geschichte"! Wenn es die DDR nicht gegeben
hätte, müßte sie erfunden werden. Dieser Friedensstaat auf deutschem
Boden wird im kollektiven Gedächtnis der friedliebenden Völker
weiterleben. Wir Menschen aus den ehemaligen Kolonien und Halbkolonien
haben der DDR und ihren Bürgern viel zu verdanken.

Das Buch beleuchtet die DDR aus verschiedenen Perspektiven. Es gibt
sachliche und lesenswerte Beiträge, aber auch andere, eher feindselige
Texte, die man vernachlässigen kann. Wer sich hier die Mühe macht, die
Spreu vom Weizen zu trennen, wird mit vielen nützlichen Informationen
belohnt.

Dr. Matin Baraki


Thomas Kunze/Thomas Vogel (Hrsg.): Ostalgie international.
Erinnerungen an die DDR von Nicaragua bis Vietnam. 

Ch.-Links-Verlag, Berlin 2010, 256 S. (Nur noch als E-Book lieferbar)
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Ein Schwimmbad in der Haftanstalt Hohenschönhausen?

Schon vor einiger Zeit haben mich einige Freunde und Bekannte dazu
überredet, meine Erinnerungen aufzuschreiben - nun liegen sie bereits
gedruckt als Buch vor (Edition Berolina). Ich war ja eher der Ansicht,
daß ich ganz normal meine Arbeit getan habe, nach bestem Wissen und
Gewissen. Ich war von April 1967 bis zum Januar 1990 Mitarbeiter der
Hauptabteilung Untersuchung IX/7 beim MfS und dort mit der Aufklärung
von politisch und operativ bedeutsamen Vorkommnissen in der DDR
befaßt. Da ich ursprünglich Morduntersucher beim Ministerium des
Innern war, hatte ich auch in meiner Diensteinheit viel mit nicht
natürlichen Todesfällen, aber auch mit anderen Vorkommnissen zu tun.
Fast drei Dutzend von vielen Fällen, an deren Bearbeitung ich
beteiligt war, sind nun im Buch beschrieben. Spannendes, Tragisches
und Skurriles. Natürlich setzt man sich nicht einfach hin und schreibt
drauflos. Neben vielen Gesprächen mit ehemaligen Weggefährten mußte
ich auch etliches recherchieren, Akten und Bücher lesen, um meine
Erinnerungen aufzufrischen.

Dabei fielen mir viele fast vergessene Sachen ein, unter anderem das
mit dem Schwimmbecken für die Gefangenen der Haftanstalt des MfS, die
innerhalb unserer Dienststelle lag. Wir (also meine Diensteinheit)
hatten mit der Haftanstalt nichts zu tun; wir übergaben die
überführten Straftäter, in meinem Fall Mörder, Brandstifter usw. an
die entsprechenden Kollegen, die für die Hafteinrichtungen zuständig
waren. Allerdings konnte ich vom Fenster meines Büros auf einen Teil
der Haftanstalt hinunterblicken. Und einige Jahre blickte ich auf ein
großes Schwimmbecken, welches Teil der Haftanstalt war. Dieses Becken,
es bestand aus Beton und hatte eine Einstiegsleiter aus Edelstahl, war
nicht etwa zur Entspannung des Wachpersonals gedacht, nein, es war für
die Häftlinge. Jahrelang konnte ich sehen, wie sich die Gefangenen in
dem Schwimmbecken tummelten. Allerdings wurde es so um 1973
eingeebnet. Der Beton hatte wohl Risse bekommen, und die Reparatur
wäre zu aufwendig und zu teuer geworden. An die Stelle des
Schwimmbeckens kam ein Gewächshaus, in dem die Häftlinge gärtnern
konnten und Obst und Gemüse zur Eigenversorgung anbauten.

Nach den gesellschaftlichen Umbrüchen hatte ich erst einmal gehörig zu
tun, um mich und meine Familie über Wasser zu halten.

Aber ich blieb neugierig und wißbegierig, das war schließlich lange
Zeit Bestandteil meines Berufes. So stattete ich im Jahr 2000 zum
ersten Mal der zur Gedenkstätte erklärten Haftanstalt einen Besuch ab.
Die etwa zweistündige Führung beeindruckte mich sehr, aber
wahrscheinlich hätte mich die Führung durch eine alte Haftanstalt
irgendwo in der Welt nicht minder beeindruckt. Eine Haftanstalt ist
nun mal keine Ferieninsel, und die meisten Menschen kennen so was ja
nur aus Filmen.

Irgendwann erklärte der Referent, daß die DDR 33 000 Häftlinge an den
Klassenfeind verkauft hätte, und wälzte das Thema breit aus, weil die
DDR der einzige Staat gewesen wäre, der so etwas getan habe. Nach
seinen Ausführungen blickte er zufrieden in die Runde und sagte: "Gibt
es noch Nachfragen zum Thema, sonst gehen wir weiter ..." Ich meldete
mich und fragte, wieviel Häftlinge sich bei der UNO oder sonstwo über
ihre Haftbedingungen beschwert hätten. Aber erst als ich die Frage
wiederholte, bekam ich die kurze Antwort: "Keiner!"

Gemeinsam mit Freunden besuchte ich zehn Jahre später noch einmal die
Gedenkstätte. Zu Beginn des Rundganges wurden uns an einem großen
Modell alle Gebäude der Haftanstalt, gelegentlich auch Arbeitslager X
genannt, erläutert. Natürlich gab es keinen Hinweis auf ein
Schwimmbecken. Also - ich hatte es seinerzeit ja mit eigenen Augen
gesehen - fragte ich danach. Damit handelte ich mir einen schiefen
Blick und die Bemerkung "Sie sind wohl gekommen, um zu provozieren?"
ein. Und auf mein Nachhaken gab es die Antwort: "Das war doch ein
Feuerlöschbecken ..." Ich begann dann keine Diskussion, indirekt war
ja mein Wissen bestätigt worden.

Im Anschluß an die Führung tranken wir Kaffee auf dem Hof und stellten
fest, daß es auch vom Gewächshaus keine Spur mehr gab. Danach ging's
in die hauseigene Buchhandlung. Naturgemäß gab es dort fast
ausschließlich Bücher, die über die "schlimmen" Verhältnisse in der
DDR aufklären sollten. Da ich mich ja über Dinge informieren wollte,
die ich nicht wissen konnte, kaufte ich mir das Buch "Gefangen in
Hohenschönhausen", herausgegeben von Hubertus Knabe, bis zu seinem
unrühmlichen Abgang vor ein paar Wochen Leiter der Gedenkstätte. Zu
meinem großen Erstaunen las ich abends im Buch, daß ein Häftling,
Hans-Eberhard Zahn, über das Schwimmbecken schrieb. Er war 1958 bis
1959 Häftling in Hohenschönhausen. Ich zitiere hier nun seine
Ausführungen zum Schwimmbecken: "'Willkommen bei uns im Lager!'
begrüßte man uns - und einer bietet mir sogleich eine aus edlem Tabak
selbstgedrehte Zigarette an. Welch ein Kontrast: Vor Stunden noch
Stumpfsinn in der Bautzener Einzelzelle, jetzt ein sonnenbeschienenes
Gelände mit - man mag es nicht glauben - einem Schwimmbecken, in dem
sich fröhliche Gefangene tummeln. Mußten wir noch in der 'Freistunde'
zum Beispiel im Zuchthaus Brandenburg in Reih und Glied unter
argwöhnischer Aufsicht im Gleichschritt um den Hof marschieren, so
wandeln hier pfeiferauchende Gefangene angeregt plaudernd lässig um
den 'See' oder sitzen in einem großen, von Musik durchfluteten Saal
schachspielend bei selbstgebrühtem Tee ..."

Natürlich hat die Person Hans-Eberhard Zahn mein Interesse geweckt,
und ich forschte nach. Er war am 11. November 1953 vom MfS
festgenommen und inhaftiert worden. Bei der Festnahme hatte er 67.000
DDR-Mark dabei, die er nach eigenen Angaben an notleidende Angehörige
von in Westberlin Studierenden auszahlen wollte. Er selbst wohnte in
Westberlin.

Das Stadtgericht Berlin verurteilte ihn jedoch wegen Militärspionage
zu sieben Jahren Freiheitsentzug, den er bis November 1960 verbüßte.
Nach der Haftentlassung setzte er sein Psychologiestudium bis zum
Abschluß fort und arbeitete danach als wissenschaftlicher Assistent.
Er war Ehrenvorsitzender des reaktionären "Bundes Freiheit der
Wissenschaft" und nach 1989 Gründungsmitglied der Gedenkstätte
Hohenschönhausen. Dort war er von 2003 bis 2005 Vorstandsmitglied, von
2001 bis 2010 Besucherreferent und hat 2011 das Bundesverdienstkreuz
erhalten. Am 29. August 2013 ist er verstorben.

Mit ihm hatte ich einen "Zeugen" für das Schwimmbecken in der
Haftanstalt gefunden, der meine eigenen Erinnerungen bestätigte.

Hans Becker

Berlin

 * 

Fanatismus der Auslöschung - Gab es in "Ostzonesien" Kunst?

In der "Phänomenologie des Geistes" verwandte der Philosoph Georg
Wilhelm Friedrich Hegel 1807 die Formulierung "Furie des
Verschwindens". Er drückte damit seine Mißbilligung bestimmter
Entwicklungen der Großen Französischen Revolution von 1789 aus.
Ansonsten feierte er sie zeitlebens an jedem 14. Juli als "großen
Sonnenaufgang" und hielt sie für ein weltgeschichtliches Ereignis, mit
dem die Welt auch im übertragenen Sinn "auf den Kopf gestellt" worden
sei. Unbehagen aber bereiteten ihm zwei Dinge. Erstens: die
Leichtigkeit, mit der im Namen der allgemeinen Freiheit in ganz
Frankreich Köpfe rollten. Das sei "der kälteste, platteste Tod, ohne
mehr Bedeutung als das Durchhauen eines Kohlhaupts oder ein Schluck
Wassers". Den Abschnitt, in dem sich diese Aussagen finden, versah er
mit dem Titel "Die absolute Freiheit und der Schrecken", was sich auch
übersetzen läßt mit: keine Revolution, die nicht konterrevolutionäre
Züge trägt. Zweitens: So unvermeidlich die mit der Revolution
freigesetzte Gesellschaft der "Nützlichkeit" war, so wenig gefiel sie
ihm: "Kein positives Werk noch Tat" könnten diese allgemeine Freiheit
hervorbringen, es bleibe ihr nur das negative Tun, sie sei "nur die
Furie des Verschwindens". Hegel mochte den Kapitalismus nicht, nahm
ihn aber notgedrungen hin. Nur in der "Welt der Bildung" komme der
Einzelne dazu, sich nicht nur negativ oder in Entfremdung zu sehen.
Das war ein politisches Programm, das besagt: Wenn der Kapitalismus
schon kommt, dann streng geregelt durch den Staat und auf der
Grundlage von Bildung, durch Reformen.

Der Vorgang wiederholte sich 200 Jahre nach 1789, allerdings
rückwärtsgewandt: In der DDR und den anderen sozialistischen Ländern
Europas fand eine Konterrevolution statt. Daß es sich um eine solche
handelte, war exakt meßbar an den Quantitäten sozialistischen
Eigentums, die durch eine staatliche Einrichtung, die "Treuhand", in
ähnlich kurzer Zeit beseitigt wurden, wie einst für "das Durchhauen
eines Kohlhaupts" benötigt worden war. Rasend schnell verloren in der
DDR mehr als vier Millionen Menschen ihre Arbeitsplätze,
transportierten die Eroberer alles Mobile und Verwertbare an Maschinen
ab und sicherten sich die Immobilien. Mit den Betrieben verschwanden
die real existierenden sozialen und kulturellen Netzwerke, dann die
Beschäftigten. Nach Erhebungen des Leibniz-Instituts für
Wirtschaftsforschung in Halle an der Saale vom April 2019 verließen
von 1989 bis 2015 etwa 5,2 Millionen Menschen die DDR bzw.
Ostdeutschland. Mehr als 3,3 Millionen zogen in die umgekehrte
Richtung.

Der "Furie des Verschwindens" schien erst recht alles ausgeliefert zu
sein, was nach Kunst und Kultur der DDR aussah. In keinem anderen
sozialistischen Land herrschte eine ähnliche Zerstörungswut. Millionen
Bücher und Zehntausende Kunstwerke wurden vernichtet, Künstler und
Schriftsteller, Journalisten und Wissenschaftler verleumdet und an den
Pranger der "Qualitätsmedien" gestellt.

Die Zerstörung hatte nicht nur mit der Wiederkehr des Kapitalismus zu
tun, sondern vor allem mit der kolonialen Attitüde seiner
Repräsentanten. Das Verdikt lautete: Die Eingeborenen von
"Ostzonesien" hatten keine Kunst, keine Literatur, keine Spielfilme
und keine wichtigen Theaterinszenierungen hervorgebracht, sondern
lediglich Agitation und Propaganda. Literaturwissenschaftler wie der
Bremer Professor Wolfgang Emmerich, in den 80er-Jahren Verfasser einer
"Kleinen Literaturgeschichte der DDR", beteuerten nun, sie hätten dem
ostdeutschen Staat "zuviel Kredit" eingeräumt, und schrieben ihre
"Standardwerke" eilends um. Bildende Kunst wurde in offiziellen und
offiziösen Verlautbarungen zu "Staatskunst" oder "Auftragskunst"
erklärt, was negativ gemeint war. Ästhetische Qualität hatte es
demnach im Osten nie gegeben, nur Politik. Es dauerte eine Weile, bis
Sachverständige darauf aufmerksam machten, daß bildende Kunst seit
Tizians oder Michelangelos Zeiten zumeist beides gewesen war.

Das änderte wenig. Höhepunkt der kolonialen Exzesse war eine
"Ausstellung" genannte Parallelisierung von Nazi- und DDR-Gemälden
1999 in Weimar. Die Gleichsetzung der "beiden deutschen Diktaturen",
also die Verharmlosung von Faschismus, Weltkrieg und Auschwitz, ist
Staatsdoktrin - erst recht im Umgang mit der DDR-Kultur. Repräsentativ
blieb, was der Maler Georg Baselitz 1990 dekretierte: "Es gibt keine
Künstler in der DDR" - um dann einzuschränken: "Die Künstler der DDR
sind Arschlöcher"; 2018 reduzierte er diesen Befund auf
"Nationalpreisträger".

Zeichnete sich dieser Fanatismus des Auslöschens vor 1989 ab? Nach
außen hin nicht: DDR und BRD schlossen 1986 ein Kulturabkommen ab,
Ausstellungen wanderten über die Grenze, Wissenschaftler loteten
Möglichkeiten einer Zusammenarbeit aus. Nach dem 3. Oktober 1990
plötzlich schien es diesen Austausch nie gegeben zu haben.
Bundesdeutsche Professoren wickelten ihre ostdeutschen Kollegen zu
Zehntausenden ab.

Die heutige Medienwelt transportiert eine Generalnachricht, die Peter
Hacks als die große Lüge ausmacht. Sie besage, "daß es mit dem Zustand
der Gesellschaft seine Unabänderlichkeit und seine Richtigkeit habe".
Das sei so irrsinnig, daß das Erkenntnisstreben des Rezipienten
ausgetilgt werden müsse. Hacks hatte richtig beobachtet. Spätestens in
den 80er-Jahren war die sogenannte Massenkultur in Teilen der
DDR-Bevölkerung hegemonial geworden. Das BRD-Privatfernsehen, durch
Kanzler Helmut Kohl mit einer seiner ersten Amtshandlungen 1983
freigeschaltet, wurde in Ostdeutschland zum Renner. Staat und Kommunen
ermöglichten Gemeinschaftsanlagen für den Fernsehempfang. Die Legende
vom "Tal der Ahnungslosen" begann zu blühen. "Dallas" sah in der DDR
prozentual ein größerer Teil der TV-Zuschauer als in der BRD.

Die sozialistische Kulturpolitik hatte kapituliert, es ging nicht mehr
um einen Gegenentwurf zum Imperialismus und dessen Verheerungen, nicht
mehr vorrangig um Solidarisierung mit widerständiger Kunst im Westen,
sondern um "anything goes" - um den Mythos der Postmoderne, wonach die
Zeit der "großen Erzählungen" von Sozialismus, Humanismus, von Kunst
und Philosophie vorbei sei. Das hatte den Glanz von Liberalität,
Offenheit, ja Anarchie im Sinne von Herrschaftsfreiheit und fragte
nicht nach realer Macht. Romantik eben.

Den Rest erledigte die koloniale Bürokratie: Auf ostdeutscher Seite
herrschte bei vielen Künstlern und Kunstliebhabern 1989 und 1990 noch
die Illusion, daß durch Stiftungen und Sponsoring die kulturelle
Infrastruktur der DDR erhalten werden könne. Immerhin fand die
sogenannte Kulturklausel Eingang in den "Einigungsvertrag", wonach die
"kulturelle Substanz der DDR" keinen Schaden davontragen sollte. Das
galt für die Hochkultur. Der Bund finanzierte mit Milliarden Deutscher
Mark die Zusammenführung von Kunstsammlungen, 1991 die Gründung der
Stiftung Weimarer Klassik und 1994 der Stiftung Bauhaus Dessau, die
Einrichtungen unterhielten, die in der DDR entstanden waren.

Opernhäuser und Theater schlossen erst nach und nach, Orchester wurden
schrittweise aufgelöst. Die sogenannte Breitenkultur überlebte den
Anschluß allerdings kaum. Der Kulturwissenschaftler Horst Groschopp
zählte 1994: Verschwunden waren damals bereits 360 von 861
Kulturhäusern, 2552 hauptamtliche und 753 ehrenamtliche Bibliotheken
sowie 47 Kulturhäuser von Organisationen. Von knapp 100.000 in
kulturellen Einrichtungen Beschäftigten blieben einige Tausend. Analog
verlief die Abwicklung im Wissenschaftsbereich als scheinbar
unpolitischer Verwaltungsakt. Bis 1992 waren fast alle 200.000
Wissenschaftler der DDR entlassen oder auf befristete Arbeitsstellen
versetzt. Das übertraf bei weitem die Zahlen früherer historischer
Zäsuren von 1919 über 1933 bis 1945. Der Vernichtungswille war
grenzenlos.

Das kulturelle Netz schien ein für alle Mal zerrissen, heute stellt
sich aber heraus: Soweit die Ostdeutschen geblieben sind, blieb vieles
erhalten. Mehr als 80 Prozent von ihnen fanden in den 90ern, daß der
Sozialismus zumindest eine "positive Idee" sei (heute sind es knapp 60
Prozent). Das wiedererwachte Interesse für Musik, bildende Kunst und
Literatur der DDR wurde als "Ostalgie" denunziert, als Unbotmäßigkeit
der "Zone". Der ostdeutsche SPD-Politiker Hans-Jürgen Misselwitz
schrieb dazu: "Es ist die öffentliche und systematische Ignoranz bzw.
Nichtanerkennung ihrer Geschichte, die aus den unterschiedlichen
Menschen und gegensätzlichen Schicksalen in der DDR nun in der
Bundesrepublik ein paradoxes DDR-Erfahrungskollektiv schmiedet."

Anders gesagt: In einem gewissen Sinn wurde die DDR-Kulturnation nach
1990 wiederhergestellt. Das heißt zudem: Auch eine Konterrevolution
enthält ihr Gegenteil. Kapitalismus in seiner kolonialen Form führt
nicht zur Assimilation, sondern zur Artikulation des Unterdrückten.
Die Erfahrung der Kolonisierten enthält Bildungselemente, von denen
die Kolonialkommissare nichts wissen. Die "Furie des Verschwindens"
ist ein Anfang dieser Dialektik. Gegenwärtig gibt es Überlegungen, die
X. Kunstausstellung der DDR, die 1987/1988 in Dresden stattfand, zu
rekonstruieren. Meldungen dieser Art häufen sich.

Arnold Schölzel
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Schicksal Treuhand?

Brach die Treuhandpolitik 1990 tatsächlich wie ein "Schicksalsschlag",
d. h. eine Art Unwetter oder Naturgewalt über die Ostdeutschen herein?
So lautet die Frage im Umschlagtext des Begleitbuchs zur Ausstellung
"Schicksal Treuhand - Treuhand-Schicksale" der
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Vergessen wir bei unseren Urteilen nie:
Alles Seiende ist geworden - ein Blick zurück ist daher
nützlich. Am 18. Oktober 1989 wurde Erich Honecker von seinen Partei-
und Staatsämtern abgelöst; das SED-Politbüro und die Regierung unter
Ministerpräsident Willi Stoph traten zurück. Am 9. November ordnete
der Staatsratsvorsitzende der DDR Egon Krenz die Öffnung der
Grenzübergänge an, nachdem er den Einsatz der Schußwaffen untersagt
hatte. Dem Wesen der Sache nach diktierte nun die BRD der DDR die
Bedingungen - von Verhandlungen "auf Augenhöhe" konnte keine Rede mehr
sein. Die westdeutschen Fernsehanstalten ARD und ZDF hatten bei zu
vielen DDR-Bürgern Illusionen über die BRD erzeugt. Nichts ist
bekanntlich so begehrenswert wie ein Land ohne Sorgen und Mühsal, das
man nicht hat.

Dr. Dagmar Enkelmann (PDL) schreibt: "Der Protest gegen die Politik
der Treuhand hat die Anstalt von Anfang an begleitet - ebenso wie die
Erfahrung, daß Widerstand in Form von Betriebsbesetzungen,
Demonstrationen vor der Treuhandzentrale in Berlin oder sogar
Hungerstreiks zumeist vergeblich war. [...]

Bei den Massenentlassungen ging es nicht um individuelle
Lebensleistungen. [...] berufliche Qualifikationen und Kenntnisse aus
40 Jahren DDR fanden keinerlei Berücksichtigung. Das war vor allem für
jene schmerzhaft, die die DDR mit aufgebaut hatten, deren Lebens- und
Familiengeschichte auf vielfältige Art und Weise mit der
Berufstätigkeit und dem Arbeitskollektiv verknüpft war. Sie mußten
ohnmächtig mit ansehen, wie ihr Betrieb für die symbolische eine
D-Mark verkauft oder gleich ganz geschlossen wurde. [...] Dabei war
die ursprüngliche Idee der Errichtung einer Treuhandanstalt eine ganz
andere gewesen. Als 'Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des
Volkseigentums' war sie am 1. März 1990 von der Modrow-Regierung
beschlossen worden mit dem Ziel, das Volkseigentum zu bewahren und im
Interesse der Allgemeinheit zu verwalten. Mit dem Sieg der 'Allianz
für Deutschland' bei der letzten Volkskammerwahl 1990 wurde die
Treuhand dann zur Privatisierungsbehörde. Die Auswirkungen sind bis
heute spürbar. Noch immer besteht eine wirtschaftliche und soziale
Kluft zwischen Ost- und Westdeutschland. Das Versprechen der
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ist nicht erfüllt. Die
Wirtschaftsstruktur im Osten ist eher kleinteilig, es fehlen große
Industriebetriebe. Bei Einkommen und Vermögen hinkt der Osten dem
Westen hinterher."

Werfen wir einen Blick auf meine Heimatstadt Mühlhausen/Thüringen. Zur
Erinnerung: In ihr vollzog sich mit der Einsetzung eines Ewigen Rates
im Frühjahr 1525 ein Akt frühbürgerlicher Revolution. Nachdem bei
Frankenhausen die aufständischen Bauern von den Heeren der vereinigten
Feudalherren geschlagen waren, wurde Thomas Müntzer in der Wasserburg
zu Heldrungen festgesetzt und der Folter unterzogen. Vermutlich wegen
der gebrochenen Finger diktierte er seinen letzten Willen dem
anwesenden Gerichtsschreiber am 17. Mai 1525: "Liebe Brüder, es ist
euch hoch von Nöten, daß ihr solche Schlappen nicht empfangt wie die
von Frankenhausen, denn solch eine ist ohne Zweifel dadurch
entsprungen, daß ein jeder seinen eigenen Nutzen mehr gesucht hat als
die Rechtfertigung der Christenheit. Darum haltet guten Unterschied
und nehmt eure Sachen gleich wahr, daß ihr nicht weiterhin euren
Schaden verursacht." D. h. Müntzer meinte, daß allmählich die eigenen
Interessen der Aufständischen gegenüber den allgemeinen zu stark
geworden waren. Zehn Tage später wurde er im Fürstenlager vor den
Toren der Stadt Mühlhausen enthauptet. Dennoch hatte die Reformation
bürgerliche Revolutionen ausgelöst, die dann wenige Jahrzehnte später
beginnend in den Niederlanden, in England, in der
Unabhängigkeitsbewegung der USA und in Frankreich bis 1848, 1905/07,
1911 und 1917/1918 eintraten und die Monarchien überwanden.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurde Mühlhausen 1945 Kreisstadt mit
mehreren großen Betrieben wie Schlachthof, Spinnerei, Betriebe für
Förderwagen und Beschlagteile, Bekleidung, Baumwollerzeugnisse,
Spezialnähmaschinen, Fahrräder, Fahrzeugteile, Lederwaren,
Schulrechner, Möbel, Bier und Limonade, Konserven, Zierblumen und
Baustoffe. Im umliegenden Kreis gab es die Produktion von
Feinstrumpfwaren, Land- und Forstwirtschaft, Kaliproduktion,
Baubetrieb, Kreisbetrieb für Landtechnik, Landschafts- und
Grünanlagenbau, Pflaumenmus-, Marmeladen- und Konservenherstellung,
eine Molkerei und ertragreiche Tier- und Pflanzenproduktion sowie die
Ausbildung von Lehrern sowie Krankenpflegerinnen und -pflegern.

Arbeitslose gab es nicht. Die Abteilung Arbeit beim Rat des Kreises
beanspruchte ganze zwei Zimmer für die Vermittlung von Arbeitsplätzen.
Es gab die Standorte für Grenztruppen und ein Motorisiertes
Schützenregiment der Nationalen Volksarmee. Eisenbahnverbindungen gab
es nach Schlotheim (Netz-, Seiler- und Sportwaren) sowie Bad
Langensalza, Erfurt (auch Eilzüge), Gotha und Leinefelde. Die Deutsche
Reichsbahn verlangte pro Kilometer 2. Klasse 8, 1. Klasse 12 Pfennig.
Auf Arbeiterrückfahrkarten bekam man 75 Prozent Ermäßigung! Fahrten
zur Arbeit mit eigenem oder betriebseigenem PKW waren daher zum
überwiegenden Teil unangebracht.

Nach der als "Wiedervereinigung" (es wuchs eben wirklich nur das
zusammen, was zusammengehörte - was nicht ins westdeutsche Konzept
paßte, wurde "entsorgt") bezeichneten Okkupation muß zur Kenntnis
genommen werden, daß die BRD und die NATO die mit dem 8. Mai 1945
entstandene geopolitische Lage in Europa zu ihren Gunsten verändert
haben. Das bundesrepublikanische Deutschland tritt in der Europäischen
Union und in der NATO als Großmacht auf und denunziert das Wirken der
Russischen Föderation und der Volksrepublik China als international
größte mögliche Gefahr.

In Mühlhausen/Thüringen sind nach 1990 fast alle großen Betriebe
beseitigt worden. Das Arbeitsamt organisierte z. B. den Abriß des
Lederwarenwerkes, das die gesamte DDR, aber auch westdeutsche und
belgische Großhändler, versorgt hatte. Die Einwohnerzahl ging deutlich
zurück. Die Stadt verlor deutlich an Bedeutung. Kleinere
Textilunternehmen, IFA-Zulieferer und Handwerksbetriebe produzieren
aufbauend auf der früheren soliden Qualitätsarbeit.

Anstrengungen touristischer Art (Thüringer Bratwurstmuseum) und gute
Gastronomie sollen der wirtschaftlichen Lage dieser ehemals
bedeutenden deutschen Reichsstadt auf die Sprünge helfen. Zahlreiche
Handwerksbetriebe fahren montags früh mit Transportern als
Wanderarbeiter ("Pendler") in die alten Bundesländer und kehren am
Wochenende wieder zurück.

Und nun wird so getan, als seien die "Wessis" und die Treuhand
sozusagen wie ein Heuschreckenschwarm von alleine gekommen; die habe
man nicht gewollt. Nun wählen viele aus Frust über die eingetretene
Lage "freie Wähler" oder AfD.

Aus revolutionsgeschichtlicher Sicht hat sich auf deutschem Boden seit
dem Herbst 1989 eine Konterrevolution vollzogen; deren Akteure zum
großen Teil in "freien Wahlen" 1990 - um ein Bild zu verwenden - die
betrogenen "großen Kälber" waren, die sich im Schlachthof ihre Metzger
selber wählten. Und konsequent, als sollte die Richtigkeit der
Erkenntnisse von Marx, Engels und Lenin unterstrichen werden, wurden
systematisch alle Basis- und Überbauebenen (Ökonomie, Politik,
Soziales, Recht, Moral, Kunst, Religion, Einzelwissenschaften,
Philosophie) der DDR mit ihren Einrichtungen, ihrem Personal, ihren
Tätigkeiten und den daraus hervorgehenden Formen des
gesellschaftlichen Bewußtseins) historisch um- bzw. zurückgewälzt.

Prof. Dr. Eike Kopf

Beijing







Treuhänderische Vereinigungskriminalität ...

Einer brachte es sogar fertig, der Treuhand eine ostdeutsche
Schiffswerft abzuschwatzen und dafür eine Subvention in Höhe von 850
Millionen Mark zu kassieren, die er für den Erhalt von Arbeitsplätzen
erhielt, aber lieber in sein angeschlagenes Westunternehmen steckte.
Als dies aufflog und der ehrenwerte Herr angeklagt wurde, lautete das
Urteil: Freispruch. Wieso? Weil das Bundesfinanzministerium mit einer
sogenannten Haftungsfreistellung für die führenden Treuhandbeamten die
Hand über Fahrlässigkeit und Mißbrauch hielt. Strafrechtliche
Konsequenzen hatte demnach keiner der Treuhandmitarbeiter zu fürchten.
So konnte ein unredlicher Unternehmer alles auf die Treuhand schieben.

Lutz Jahoda

 * 

LESERBRIEFE

Mir persönlich imponierte an der DDR ihre entschiedene Haltung für
eine friedliche Zukunft. Gleich vom ersten Tag an hieß es: "Nie wieder
Krieg, nie wieder Faschismus! Anerkennung der bestehenden Grenzen!
Solidarität mit den um ihre nationale Befreiung kämpfenden Völkern!".
Im Gegensatz dazu machten sich im Westen wieder alte Nazis breit, und
es wurde über die verlorenen "Ostgebiete" gejammert. Wir wurden zu
Anstand und Achtung vor unseren Mitmenschen erzogen und nicht zu
Ellenbogenmentalität. Der DDR wurde die vormilitärische Ausbildung
vorgeworfen, aber Soldaten und Offiziere zogen nicht in Kriege. Heute
gibt es die vormilitärische Ausbildung nicht mehr, dafür beteiligt
sich die Bundeswehr wieder an Kriegen.

Die Hemmschwelle für Feindseligkeit und Aggressivität ist in einem
derart erschreckenden Maße gesunken, daß es einem Angst und Bange
werden muß. Beleidigungen, Beschimpfungen und Angriffe in der
Öffentlichkeit, in den asozialen Medien und im Schriftverkehr sind an
der Tagesordnung und überall wahrnehmbar. Die heutige Gesellschaft ist
zerrissener, zerstrittener und gespaltener als jemals zuvor.

Jürgen Förster, Dresden



Rußland sollte souveräner auf die nicht enden wollenden
Anschuldigungen wegen des tragischen Abschusses von MH17 über der
Ostukraine reagieren: Es war ein "Kollateralschaden", wie sie die NATO
bei ihren Angriffskriegen in Serie produziert. Als die USS Vincennes
am 3.7.1988 irrtümlich die Iran Air 655 abschoß (mit annähernd
gleicher Opferzahl), gab es weder jahrelange "Ermittlungen" noch
internationale Haftbefehle gegen Mitglieder der Besatzung. Die
Behauptung, Rußland sei "direkt" für das Unglück verantwortlich, halte
ich für eine bösartige Falschaussage - ich denke, die russische
Luftüberwachung wäre durchaus in der Lage gewesen, das
Passagierflugzeug zu identifizieren. Das gilt nicht für die
Aufständischen in der Ostukraine, denen Rußland zur Abwehr von
Luftangriffen ein Flak-Gerät zur Verfügung gestellt hat. Die
Verantwortung für die Katastrophe liegt allein bei der Regierung in
Kiew, die ein Kriegsgebiet mit eigenem (!) Luftwaffeneinsatz nicht für
die Zivilluftfahrt gesperrt hat. Dabei erscheint es plausibel, daß
ukrainische Kampfflugzeuge im "Radarschatten" des Linienflugzeugs
Angriffe geflogen und so die Verwechslung provoziert haben.

In diesem Zusammenhang ist eine Randbemerkung zum "Zwei-Prozent-Ziel"
bei Rüstungsausgaben angebracht: Die Bundesrepublik hätte dann den
gleichen Militäretat wie Rußland. Es gibt aber 28 weitere
NATO-Staaten, darunter drei Atommächte, wobei allein die USA das
10fache für Rüstung ausgeben wie Rußland. Also: Wer bedroht jetzt hier
wen?!

Michael Gies, Stegaurach



Die US-Sanktionen gegen die Erdgas-Pipeline "Nord Stream 2", wodurch
russisches Erdgas nach Westeuropa transportiert wird, sind nichts
anderes als eine ökonomische Kriegserklärung gegen Rußland und
Westeuropa. Mit ihren völkerrechtswidrigen Sanktionen verfolgen die
Vereinigten Staaten natürlich die Interessen eigener Energie-Konzerne.
Es ist schon unverfroren, wie Donald Trump sein Erpressungsmanöver mit
angeblich edlen Zielen kaschiert. Derselbe Mann, der einst mit dem
NATO-Austritt drohte, sorgt sich nun um das Wohl Europas. Wahrlich
mehr als ein Witz! Die US-Amerikaner reden zwar von europäischen
Interessen, meinen aber in der Tat nur ihre eigenen. Sie treiben einen
Keil zwischen die Europäer, um ihr teureres Flüssiggas in den Markt zu
drücken und Rußland zu schädigen. Der Riß, der sich in dieser Frage
durch Europa zieht und den die USA nach Kräften vertiefen, ist die
eigentliche Botschaft aus Übersee.

Dr. Matin Baraki, Marburg



Jetzt hat Deutschland dem Druck des US-Präsidenten nachgegeben und die
Militärausgaben auf zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts erhöht.
Damit wird jeder achte Euro des Etats für die Rüstung ausgegeben.

Zugestimmt hat die Bundeskanzlerin auch, daß deutlich mehr
amerikanisches Frackinggas eingekauft wird, obwohl es teurer ist als
das russische Erdgas. Trotz all dieser Zugeständnisse unterschrieb
Trump Sanktionen gegen Firmen, welche an Nordstream 2 arbeiten. Der
Vorwurf, Deutschland mache sich mit dieser Erdgasleitung von Rußland
abhängig, ist durch die Praxis von über 60 Jahren Lieferungen von
russischem Erdöl und Erdgas nicht nachvollziehbar. Rußland war stets
ein zuverlässiger Vertragspartner. Daß die neue Leitung unter Umgehung
von Polen und der Ukraine gebaut wird, erhöht meiner Meinung nach
sogar die Liefersicherheit.

Die Maßnahmen der US-Regierung belegen einmal mehr, wer hier wen
erpressen will.

Ralf Kaestner, Bützow



Der deutsche Imperialismus ist dabei, seine Weltherrschaftspläne, die
seit langem in der Schublade schlummern, Schritt für Schritt
umzusetzen. Die Bundesverteidigungsministerin leistet dabei
unentbehrliche Schützenhilfe. Erinnert sei nur an ihren Vorstoß zur
"Einrichtung einer Schutzzone in Nordsyrien", natürlich mit
Beteiligung der Bundeswehr, zur angeblichen Bekämpfung der Terrormiliz
"Islamischer Staat". Das Trostpflaster, anschließend beim Wiederaufbau
des zerstörten Staatsgebietes zu helfen, liefert sie gleich mit - was
für eine "humanistische" Haltung! Annegret Kramp-Karrenbauer hat
offensichtlich noch nicht erfaßt, daß nichts in Syrien zu vollziehen
ist ohne die Zustimmung der syrischen Regierung.

Hans-Georg Vogl, Zwickau



Frau Kramp-Karrenbauer schlägt für alle, bevor sie ins Berufsleben
einsteigen, eine Dienstpflicht von einem Jahr vor. Das erinnert mich
sehr an den Arbeitsdienst und das Pflichtjahr für Mädchen in der
Hitler-Zeit. Weiß sie davon nichts? Es ist unglaublich, daß AKK so
etwas wieder hervorholt und ins Gespräch bringt. Was wird der
CDU-Vorsitzenden und der Regierung noch alles einfallen? Mehr Geld für
die NATO, mehr Rüstung, mehr Kriegseinsätze - es graust mich. Der
Schoß ist fruchtbar noch? Der Schoß gebiert schon! Menschen, seid
wachsam!

Beate Bölsche, Beetzsee



Papst Franziskus ist sehr beunruhigt über den gegenwärtigen Zustand
der gesellschaftlichen Strukturen und politischen Kräfte auf der Welt.
Er spricht sogar von Erscheinungsformen eines Weltkrieges in
unterschiedlichen Gefährdungen. Eindeutig und unmißverständlich hat er
im Gegensatz zu früheren Verlautbarungen aus dem Vatikan die Anwendung
von Atomwaffen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit und als durch
nichts zu rechtfertigen bezeichnet. Acht Kardinäle geißelten auf der
Sondersynode für das Amazonasgebiet schon die bloße Untätigkeit in der
Politik als Verbrechen gegen Mensch und Natur.

Diese ernsten Überlebensmahnungen sind bekannt. Auf dem jüngsten
NATO-Jubiläumstreffen und aus dem Munde der deutschen
Bundesverteidigungsministerin war darüber nichts zu hören.

Der Zustand der Welt drängt nach der Beantwortung der Frage: Wie
weiter mit uns Menschen? Letztlich muß jene Gesellschaftsordnung sich
durchsetzen, in der die Achtung vor dem Menschen und der Schutz der
Umwelt hochgehalten werden, das heißt, Grundlage gesellschaftlichen
Denkens und Tuns ist. Vergessen wir nicht, daß der Mensch ein
gesellschaftliches Wesen ist und seine Individualität sich aus der
Qualität der Gesellschaft ergibt.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz



Freiheit, Demokratie und Menschenrechte sind Begriffe, die einen guten
Klang haben. Sie wurden aber so oft mißbraucht, daß man sie doch
hinterfragen sollte - Freiheit für und gegen wen? Wer spricht im Namen
des Volkes? Welche Rechte sollten alle Menschen haben? Es macht sich
gut, wenn es da "Helden" gibt, die sich an die Spitze "heldenhafter
Volksbewegungen" für Freiheit, Demokratie und Menschenrechte stellen.
Um solche "Helden" in den Kampf zu führen, hilft man gerne nach. So
geschehen in Venezuela. Dort hat man einen "selbsternannten
Präsidenten" unterstützt, der versprach, binnen kürzester Zeit den
rechtmäßigen Präsidenten Nicolás Maduro, der ein linker Diktator sei,
hinwegzufegen. Doch das Volk spielte nicht mit. Der Marktwert des
"Selbsternannten" ging nun gegen Null. Es wurde still um den "Helden".


Neue "Helden" waren jüngst zu sehen in Hongkong. Junge Leute mit
bunten Regenschirmen demonstrierten gegen ein beabsichtigtes
"Auslieferungsgesetz". Nach deren Lesart drohe Kämpfern für "Freiheit,
Demokratie und Menschenrechte" die Auslieferung nach Peking und damit
Gefängnis, Folter oder gar der Tod. Der Gesetzentwurf wurde inzwischen
zurückgezogen, doch die Proteste gehen weiter. Man fordert nun "freie
Wahlen". Auch wenn das Wahlrecht in Hongkong tatsächlich nicht den
westlichen "Standards" entspricht, bleibt die Sache doch innere
Angelegenheit Chinas. Die westliche Seite wäre gut beraten, sich einer
Einmischung zu enthalten. Doch die deutsche Kanzlerin, die Ende 2019
mit einer Wirtschaftsdelegation nach China reiste, konnte es nicht
lassen, ihre Stimme für "Menschenrechte und Demokratieaktivisten" zu
erheben. Prompt wurde ihr beschieden, daß sich Einmischung nicht mit
guten Beziehungen verträgt. Und was unsere deutschen "Helden" aus der
Zeit der "friedlichen Revolution" betrifft, hatten diese - 30 Jahre
nach dem "Mauerfall" - wieder mal reichlich Gelegenheit, ihre
"Gruselgeschichten" zu präsentieren. Da rechte Antikommunisten mit
SPD-Parteibuch zunehmend an Glaubwürdigkeit verlieren, springen immer
mehr Spitzenfunktionäre der Partei Die Linke ein und stärken die Front
der DDR-"Unrechts"bekämpfer. Wissen sie nicht, daß das Wasser auf die
Mühlen der AfD ist?

Bernd Freygang, Berlin



Zu Hans Schoenefeldt: Thüringer Wahlabend, RF 263, S. 9

Es hat mich sehr gefreut, daß Schoenefeldt in seinem Beitrag sozusagen
auf wissenschaftlicher Grundlage das Schlagwort "Unrechtsstaat" DDR
aufgreift. Daran, daß es diesen Begriff gibt, ist vielleicht der
frühere Justizminister Klaus Kinkel mit seiner
Delegitimierungsaufforderung schuld.

Den Schlußsatz im genannten Artikels würde ich so formulieren: Es muß
gelingen, eine wissenschaftliche Aufarbeitung der DDR-Geschichte zu
gewährleisten, aus der eine realistische Betrachtung für künftige
Gesellschaftsmodelle geschöpft werden kann.

Manfred Jantsch, Pirna



Die Mär vom "Unrechtsstaat" DDR hatte im vergangenen Jahr
Hochkonjunktur. Das Völkerrecht kennt einen solchen Begriff nicht, er
wurde eigens zur Diffamierung der DDR erfunden. "Unrechtsstaat" DDR -
völkerrechtlich von der UNO und weit über einhundert Staaten
anerkannt, ein Staat des Friedens, der Völkerverständigung, der
Solidarität mit allen Völkern, die unter imperialistischen Kriegen zu
leiden hatten, aus kolonialer Versklavung ausgebrochen waren oder
Aufbau- und Entwicklungshilfe brauchten und von der DDR erhielten.

"Unrechtsstaat" DDR, der den Antifaschismus als Staatsdoktrin
festgeschrieben hatte und das Potsdamer Abkommens konsequent umsetzte.
"Unrechtsstaat" DDR - ein Staat, der seinen Bürgern das Recht auf
Arbeit, eine solide Bildung, ein gut funktionierendes
Gesundheitssystem, erschwingliche Mieten und vieles andere mehr
garantierte. Wie schwer muß den Herrschenden wohl dieser kleine
sozialistische Staat DDR, der ihren Raubgelüsten 40 Jahre lang im Wege
stand, immer noch im Magen liegen, daß deren Hetze kein Ende zu nehmen
scheint?

Zum Kampfbegriff "Rechtsstaat" BRD muß man anmerken, daß sich dieser
selbst zum Rechtsnachfolger der Weimarer Republik und des
Hitlerregimes erklärte. Zu seinen Gründungsvätern zählt nicht nur
Adenauer, sondern zählen auch solche Faschisten und Helfershelfer wie
Globke, Gehlen, Speidel, Lübke, Kiesinger und Filbinger, um nur einige
zu nennen.

Eine ernsthafte juristische Verfolgung faschistischer Kräfte, ein
Verbot jeglicher faschistischer und nationalistischer Bewegungen -
NPD, NSU, SS- und Wehrmachtstraditionsvereine etc. - gab und gibt es
nicht.

Siegfried Schott, Templin



In seiner Autobiographie warnte Werner Eberlein vor einer "Totalkritik
am Sozialismus der DDR". Aber gerade dazu sah sich die
Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja Karliczek (CDU) nun
berufen. Sie regte an, einen Wettbewerb zur Auseinandersetzung mit dem
"Unrechtsstaat" DDR auszurufen. 14 Forschungsverbünde, zumeist an
Universitäten angesiedelt, wurden dafür in einem wettbewerblichen
Verfahren ausgewählt. Als "Honorar" stehen 40 Millionen Euro bereit.
Damit will man nun endlich die "Wissenslücken über die DDR schließen",
denn nur, "wer die Vergangenheit kennt, kann Zukunft gestalten", weiß
Frau Karliczek.

"Geforscht" werden soll über solche Themen wie "Sexuelle Gewalt und
traumatische Erfahrungen in DDR-Kinderheimen" (Uni Leipzig) oder zur
"Seelenarbeit im Sozialismus - die ambivalente Rolle der Psychologie,
Psychiatrie und Psychotherapie im Gesundheitssystem der DDR"
(Universitätsklinikum Jena). Es gibt auch einen Verbund zu "Das
mediale Erbe der DDR. Akteure, Aneignung, Tradierung" (LMU München).


30 Jahre nach dem Ende der DDR gibt es also offenbar noch immer viel
zu erforschen, selbstredend mit dem Ziel, der DDR nachträglich
jegliche Legitimation abzusprechen. Der Sieger schreibt die
Geschichte, und die kapitalistische Bundesrepublik hat für alle Zeit
das "Paradies auf Erden" zu sein. "Alternativlos" eben, wie Frau
Merkel gerne betont. Damit dies so bleiben möge, sind 40 Millionen
Euro sicherlich gut investiert.

Dr. Heinz Sonntag, Magdeburg



Die Entscheidung der Berliner Finanzbehörde, der VVN-BdA die
Gemeinnützigkeit zu entziehen, ruft zu meinem Entsetzen keinen
Aufschrei in der Öffentlichkeit hervor.

Diese Vereinigung wurde von Menschen gebildet, die unter Einsatz ihres
Lebens den Hitlerfaschisten aktiven Widerstand entgegensetzten. Es
waren nicht nur Kommunisten und Sozialdemokraten, die den Kampf gegen
Hitler und sein Regime aufnahmen, aber sie standen in vorderster
Reihe. Sie wurden mir, dem damals 19jährigen Hitlerjungen, zum Vorbild
auf meinem Weg zum Sozialisten. Die VVN ist und bleibt für mich die
Verkörperung des antifaschistischen Widerstandes - und diese
Vereinigung soll nicht mehr gemeinnützig sein? Und das in einer Zeit,
in der Neofaschisten und Kriegstreiber wieder ihr Haupt erheben und
weltweit blutige imperialistische Kriege stattfinden! Ich fühle mich
dem Schwur von Buchenwald verpflichtet: "Nie wieder Krieg! Nie wieder
Faschismus!"

Es muß gelingen, daß diese schändliche Weisung sofort zurückgenommen
wird!

Eberhard Kunz, Berlin



Auf Betreiben der Fraktion der Linken im Chemnitzer Stadtrat wurde
beschlossen, den 8. Mai 2020 in Chemnitz als einen Tag zum "Gedenken
aus Anlaß des 75. Jahrestages der Befreiung vom Nationalsozialismus
und der Beendigung des 2. Weltkrieges am 8. Mai" zu begehen. Es sind
Veranstaltungen, darunter auf dem sowjetischen Friedhof unter
Einbeziehung von Vertretern der Antihitlerkoalition - zum Beispiel von
Jugenddelegationen aus den Chemnitzer Partnerstädten -, geplant.

Damit wollen wir das im Alltagsbewußtsein der Menschen verankerte
Gedenken an Antifaschisten, die an der Seite der Roten Armee kämpften,
so auch an Dr. Richard Sorge und Fritz Schmenkel (beide 1964 posthum
als "Helden der Sowjetunion" ausgezeichnet), erneuern.

Peter Blechschmidt, Chemnitz 



Zu Gerd-Rolf Rosenberger: Antifaschistische Kaufleute, RF 260, S.
29 

Im September-RF wurde über die Bremer Familie Hollmann berichtet. Als
weit entfernter Verwandter kannte ich nur die Namen Hollmann und
Mehlhase. Durch Zufall gelangte ich nun in den Besitz des Buches
"Bremen im 3. Reich. Anpassung - Widerstand - Verfolgung"
(Carl-Schünemann-Verlag, 1986). 

In der Schule der 50er-Jahre war nicht viel über diese Zeit an uns
gelangt und so interessierte mich der Inhalt des erworbenen Buches
sehr. Erstaunt las ich im Abschnitt über den kommunistischen
Widerstand: Der Fall Hollmann. Ich erfuhr Stück für Stück mehr über
die Zusammenhänge in der Vor- und Nachkriegszeit 1933 bis 1955. Namen
wie Leo Drabent, Georg Gumpert, Hans Neumann, Karl Preißner und andere
wurden zu festen Begriffen. 

Im "Weser-Kurier" wurde im letzten Jahr über den Kampf eines Freundes
um die Anerkennung des Straßenschildes Leo-Drabant- und
Hans-Neumann-Weg berichtet. Offenbar ist es bis heute in Teilen
Deutschlands immer noch nicht selbstverständlich, Kommunisten und
Antifaschisten für deren Widerstand in der Nazizeit öffentlich zu
ehren.

Peter Mehlhase, Farmsen-Berne 



Zu Joachim Augustin: Sabra und Schatila nicht vergessen! RF 263, S.
7  

Zunächst eine Berichtigung: Die ca. 850.000 Palästinenser wurden
bereits 1948 vertrieben (die sog. Nakba-Katastrophe). Sehr viele kamen
in den Libanon. Weitere ca. 750.000 wurden infolge des Sechstagekriegs
1967 ("Naksa") vertrieben, die meisten nach Jordanien. 

Seit 2000 besucht jährlich im September die italienische Delegation
"Sabra und Schatila nicht vergessen!", zusammengesetzt aus mehreren
regionalen Aktivisten-Gruppen, die palästinensischen Flüchtlingslager
im Libanon. Die Initiative wurde von dem Journalisten Stefano Chiarini
(1951-2007) ins Leben gerufen, die in Beirut zusammen mit
Internationalisten aus aller Welt Solidaritätsaktivitäten für die
Palästinenser organisiert: Besuche der Lager, Zusammenarbeit mit der
palästinensischen NGO Beit Atfal Assumoud, Diskussionen mit der PLO,
PFLP und libanesischen politischen Parteien, Gedenkveranstaltungen und
Demonstrationen. Ich war vor einigen Jahren auch dabei. 

Die heute ca. 450.000 Palästinenser leben in zwölf Flüchtlingslagern,
zusammengepfercht auf engstem Raum. Besonders in Schatila ist es
schlimm. Die Flüchtlingskonglomerate dürfen nicht erweitert werden, d.
h. die Häuser, oft ohne Fundament, können nur aufgestockt werden. Man
bewegt sich zwischen engen Gassen, knapp über den Köpfen ein Gewirr
von schlecht isolierten Stromleitungen. 

Die Wasser- und Abwasserversorgung und die gesundheitliche Vorsorge
sind prekär. Hinzu kommt, daß seit dem Syrien-Krieg in einigen der
Lager auch syrische Flüchtlinge leben. 

Die libanesische Regierung verweigert den Palästinensern seit ewig das
Recht auf Berufsausübung, Hauseigentum usw. So können sie nur prekären
und unterbezahlten Arbeiten nachgehen. Dazu kommt, daß das
UNO-Flüchtlingswerk UNWRA seit der Aussetzung der Unterstützung durch
die Trump-Regierung nur noch begrenzt helfen kann. 

Aber wie freuen sich die Menschen, wenn sie Solidarität erfahren!
Stolz zeigen sie die Schlüssel der Häuser aus Palästina, die ihre
Großeltern aufbewahrt haben; ein Symbol für das von der UNO-Resolution
194 "garantierte", aber von Israel verweigerte Recht auf Rückkehr. Für
mich der ergreifendste Augenblick: Eine Frau zeigt uns das Bild ihrer
vier während des Massakers von 1982 ermordeten Kinder ...

Leonhard Schäfer, E-Mail 



Klimastreikende genießen wenig Wohlwollen der Regierenden. Wen
wundert's, daß Teile der Bevölkerung den Jugendlichen ebenso ablehnend
bis feindlich begegnen. Meinung wird gemacht und meist nicht in Köpfen
gedacht, was täglich die Straße beweist. Regierende üben sich in
Doppelmoral. Genötigt haben sie ein Klimapaket geboren, was
überwiegend ein faules Ei ist. 

Wie Energiewende wird Konzernen die "Wende" vergoldet, mit
Steuertricks profitabler gemacht. Schöne, große Worte, nichts
dahinter, so wird Volkes Verstand vernebelt. Jeder zahlt in bestem
Glauben aus seiner Tasche für alle "Wenden", die eher nichts wenden.
Bürger glauben für Umwelt, Klima und Zukunft zu verzichten seit schon
vielen Jahren, und was sind die Ergebnisse aller bisherigen Gipfel der
Regierenden außer Spesen? Wenn sich Markus Söder für die Autoindustrie
mehr Patriotismus wünscht, ist das vielsagend. Die Klimaleugner bringt
es in Stimmung. Spott bis Haß richtet sich gegen Klimastreikende und
Umweltverbände, die mit Vorliebe zu Zerstörern der Autoindustrie
erklärt werden. Kein Umweltfreund will das, keiner will Autos
verbieten und das eigne ebenso nicht. Wer malt warum dieses Feindbild?


Es genügt zu wissen, daß Umwelt-, Klima-, Naturschutz neben einigem
anderen eine gesellschaftliche Aufgabe, Pflicht und Verantwortung ist.
Also des Staates und unser aller. Konzerne, ob Auto, Rüstung, Pharma,
Agrar, Lebensmittel, Energie, Gesundheit, Pflege u. a. privatisierte
Konzerne, interessiert gesellschaftliches Wohl nur, soweit es ihr
Geschäft, ihre Profite und den Markt nicht stört. Ansonsten gilt "Nach
uns die Sintflut", und die kommt im übertragenen Sinne nicht nur in
der Bibel. Wer Klimastreiks als Unsinn verlacht, hat von
Marktwirtschaft nicht einmal das Elementarste verstanden - den Markt,
der gnadenloser Wettbewerb und Konkurrenz und nichts anderes ist. Die
Spötter und Feinde der Klimaschützer haben so oft und gern uns allen
die Marktwirtschaft erklärt und immer gemeint, deutsche Konzerne
müßten immer die Sieger sein. Sind Autokonzerne nicht ins
Hintertreffen geraten, haben einiges verschlafen, sich ausgeruht und
andere Konkurrenten vielleicht auch lange verlacht? 

Wer Patriotismus für Autokonzerne fordert, der muß es auch für
Rüstungs-, Pharma-, Agrar-, Lebensmittel- , Energie- oder
Gesundheitskonzerne fordern. Für deren Wohl sollen das Volk, wir
Steuerzahler, also patriotisch sein und denen die Lasten tragen? Wer
dann die Sache zu Ende denkt, dürfte mit seinem Patriotismus an noch
ganz andere Zukunftsträume gelangen. Das scheint vielen zu
anstrengend.

Roland Winkler, Aue 



Ganz nach dem alten DDR-Schlager "Warte, warte nur ein Weilchen, bald
kommt auch das Glück zu dir ..." verkündete die hellseherische
Kanzlerin im Rahmen der Anti-DDR-Jubelfeier am 9. November, daß die
Angleichung der neuen Bundesländer an das Westniveau ein halbes
Jahrhundert dauern könnte - ganz im Gegensatz zur blitzschnellen
Annexion der DDR durch das westdeutsche Monopolkapital.

Günther Röska, Leipzig 



Hört das denn nie auf? Gut, einer der beiden neuen Eigentümer der
"Berliner Zeitung" hatte "Stasi"-Kontakte gehabt. Es wäre nicht
notwendig, den abgetakelten Racheengel Marianne Birthler mit einem
Historiker auf die Schiene zu setzen, um bereits Bekanntes mit einem
moralischen Empörungs-Anstrich zu veredeln. 

Die "Berliner Zeitung", die so stolz auf ihre über drei Jahrzehnte
betriebene "Aufarbeitung" ist, müßte doch in der Lage sein, zwischen
Verbrechen und opportunistischem Verhalten zu differenzieren. Ich
denke an den Satz von Günter Gaus: "Jeder Mensch hat ein Recht auf
Opportunismus." Wobei ich gar nicht weiß, ob die jetzt am Pranger
stehenden Eigentümer sich überzeugt für einen Staat jenseits des
kapitalistischen Ausbeutungsmechanismus eingesetzt haben. Wenn ja, um
so besser! 

Eine sich zur Aufarbeitung der Zeitgeschichte bekennende Zeitung hätte
sich schon längst einem ganz anderen Aspekt des Themas widmen müssen.
Der Auftrag des damaligen Justizministers Kinkel an seine
"Gefolgschaft", das DDR-System zu delegitimieren, weil es "bis zum
bitteren Ende seine Rechtfertigung aus antifaschistischer Gesinnung
hergeleitet hat" (Welch ein Kompliment!), wurde von den Worten des
zeitweiligen Großinquisitors Gauck begleitet: "Wir konnten nicht
zulassen, daß die sozialistischen Globkes in ihren Ämtern und
Positionen in Staat und Gesellschaft blieben." Diese mehr als perfide
Gleichsetzung mit dem Mitautor der Nürnberger Rassegesetze hatte
dramatische Folgen: Entlassungen von Tausenden Beschäftigten aus dem
öffentlichen Dienst, Beschimpfungen, Demütigungen - auch mit der
Konsequenz, daß Intellektuelle, Hochschullehrer, weltweit anerkannte
Wissenschaftler, auch Kunstschaffende und hochgeschätzte Schauspieler
in den Suizid getrieben wurden. 

Tausende Mitglieder der NSDAP durften ab 1949 in der Bundesrepublik
als Juristen auf Lehrstühlen, in der Rechtsprechung, der Verwaltung,
in Sicherheitsorganen und in der Politik ihre Karrieren unbehelligt
fortsetzen, flankiert von gleichfalls braunbefleckten Journalisten.
Zumindest ist mir vom ehemaligen Bundespräsidenten Gauck, auch als
Chef seiner Zulassungsbehörde, keine im zeithistorischen Rückblick
geäußerte Kritik bekannt. 

Die beiden Chefredakteure der "Berliner Zeitung" und des "Berliner
Kurier" wollen offenbar den vor allem aus dem Hause Springer auf sie
gerichteten Kanonen ausweichen. Wie gesagt, jeder hat ein Recht auf
Opportunismus. Aber eine Zeitung, die auf eine unabhängige, kritische
und auch analytische Berichterstattung Wert legt, sollte sich nicht
auf diese Art und Weise devot, ja geradezu lächerlich machen und sich
nicht den ewig Gestrigen zu Füßen legen. Besser wäre es, sich auf die
"ewig Morgigen" einzulassen!

Hans Schoenefeldt, Berlin

 * 
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DOKUMENTATION/1728: Das Erste - Bye, Bye, Lindenstraße, 29.3.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. März 2020

Bye, Bye, Lindenstraße

Ein Rückblick auf 35 Jahre Fernsehkult

Film von Katrin Niemann

29.03.2020, 18.00 - 18.49 Uhr | Das Erste



Es sollte eine Familienserie nach britischem Vorbild werden. Eine
Endlos-Serie, in der normale Menschen in einem normalen
Mehrfamilienhaus ganz normale Dinge tun: Spiegeleier braten, reden,
sich streiten, sich lieben. Sie wolle "unterhalten, aber nicht
verblöden", hieß es damals im Ankündigungstext. Schnell wurde die
"Lindenstraße" mehr als reine Unterhaltung: Sie brachte
gesellschaftspolitische Themen in die Wohnzimmer von Millionen
Menschen. Rechtsradikalismus, Umweltzerstörung, Sterbehilfe, AIDS -
Themen, die das Land bewegen und seit dem Serienstart 1985 immer
wieder auch in der wohl bekanntesten Fernsehstraße Deutschlands für
Zündstoff sorgten.

Zum Ende der Kult-Serie blickt die Dokumentation zurück auf über drei
Jahrzehnte "Lindenstraße". Autorin Katrin Niemann mischt
zeithistorisches Archivmaterial mit Ausschnitten aus der Serie und dem
Blick hinter die Kulissen der Produktion in Köln-Bocklemünd.
Zahlreiche Darsteller sowie Produzent und Erfinder Hans W.
Geißendörfer und seine Tochter Hana erzählen, wie die "Lindenstraße"
ihr Leben geprägt hat.

Die "Lindenstraße" schaffte es immer wieder, die Grenzen zwischen der
Serien-Realität und dem echten Leben zu verwischen. Der Serienstart
1985 fiel in eine Zeit, als die Deutschen ihr grünes Bewusstsein
entdeckten. Seit 1983 saßen die Grünen im Bundestag. In der
"Lindenstraße" engagierte sich Beimer-Spross Benny bei der
Naturschutzorganisation Robin Wood, die sich in der realen Welt kurz
zuvor gegründet hatte. Unter dem Eindruck der Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl 1986 fand am 26. November 1989 eine Anti-Atom-Aktion am
Privathaus von Umweltminister Klaus Töpfer statt. Kurz zuvor hatte
Benny Beimer in der "Lindenstraße" dazu aufgerufen. Hatte er die ganze
Aktion vielleicht provoziert - wie manche Zeitung mutmaßte? Provokant
war die "Lindenstraße" vor allem in ihren ersten Jahren: In die
Fernsehgeschichte eingegangen ist der Kuss zwischen Carsten Flöter und
Robert Engel 1990. Es folgte ein Sturm der Entrüstung. Drohbriefe und
Hassnachrichten gingen bei den Schauspielern Georg Uecker und Martin
Armknecht ein. Doch es gab auch positive Resonanz: Zu einer Zeit als
Lesben und Schwule für mehr Akzeptanz kämpften, machte die
"Lindenstraße" gleichgeschlechtliche Liebe sichtbar und sorgte so für
ein Stück Normalität.

 * 
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DOKUMENTATION/1727: ZDF - Terra X "Eine kurze Geschichte über..." in drei Teilen, am 29.03., 05.04. und 12.04.2020 (ZDF)


Terra X: Eine kurze Geschichte über...

Dreiteilige Dokumentationsreihe mit Mirko Drotschmann

ab 29. März 2020, sonntags, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Sendedatum, Stab

– 1. Eine kurze Geschichte über... Das Mittelalter

– 2. Eine kurze Geschichte über… Die Hexenverfolgung

– 3. Eine kurze Geschichte über... Das Alte Ägypten

– Interview mit Moderator Mirko Drotschmann

– Kurzbiografie Mirko Drotschmann



Ab Sonntag, 29. März 2020, 19.30 Uhr, ZDF
Ab Mittwoch, 25. März 2020, 10.00 Uhr, alle drei Folgen vorab in der ZDFmediathek
Terra X: Eine kurze Geschichte über...
Dreiteilige Dokumentationsreihe mit Mirko Drotschmann

Buch: Sabine Klauser ("Das Alte Ägypten"), Daniel Sich ("Das Mittelalter", "Die Hexenverfolgung"), Nina Koshofer ("Die Hexenverfolgung")
Regie: Nina Koshofer, Robert Wiezorek
Producer: Sabine Klauser
Moderation: Mirko Drotschmann
Kamera: Martin Christ, Torbjörn Karvang, Achim Seck
Schnitt: Fabian Reisch ("Das Alte Ägypten", "Die Hexenverfolgung"), Claudia Spoden ("Das Mittelalter")
CGI: Faber Courtial, Andreas Hougardy, Felix Brüggen, Kristina Kister
CGI und Grafik Gruppe 5: Julian Balducci, Alexandra Hamann
Musik: Paul Rabiger
Wissenschaftliche Beratung: Dr. Tarek Sayed Tawfik ("Das Alte Ägypten"),Dr. Carl Dietmar ("Das Mittelalter"), Dr. Kai Lehmann ("Die Hexenverfolgung")
Produktionsleitung Gruppe 5: Sabine Eisner
Produktionsleitung ZDF: Kerstin Schönborn, Cora Szielasko-Schulz
Redaktionelle Mitarbeit: Birgit Eggerding
Produzent: Alexander Hesse
Redaktion ZDF: Georg Graffe, Claudia Moroni
Länge: 43'30''

 * 

Sonntag, 29. März 2020, 19.30 Uhr
Teil 1
Terra X: Eine kurze Geschichte über... Das Mittelalter

Das Mittelalter gilt als dunkel, rückständig und grausam. Aber war es das wirklich? Mirko Drotschmann erzählt in einer filmischen Reise durch 1000 Jahre die Geschichte einer Epoche, die erstaunlich bunt und vielgestaltig war.

Das Mittelalter reicht vom 5. Jahrhundert nach Christus – als die Antike mit dem Untergang des Römischen Reiches im Westen zu Ende ging – bis zur Erfindung des Buchsdrucks mit beweglichen Lettern durch den Mainzer Johannes Gutenberg. Gewaltige Burgen und mehr als hundert Meter in den Himmel ragende Kathedralen zeigen eindrücklich, zu welchen Leistungen die Menschen im Mittelalter bereits fähig waren. Computeranimationen lassen auch die Bereiche der damaligen Welt wieder sichtbar werden, die heute längst verschwunden sind oder schon immer im Verborgen lagen. Dazu gehören auch Himmel und Hölle. Für die Menschen im Mittelalter waren sie so real, wie die Welt, die sie umgab. Mirko Drotschmann erklärt, was diese Weltsicht mit den Menschen gemacht hat.

Noch heute sind viele mittelalterliche Redewendungen im Sprachgebrauch. Besonders viele stammen aus der Welt der Ritter wie zum Beispiel die Formulierung "jemandem mit offenem Visier begegnen" oder "mit offenem Visier kämpfen" oder auch "für jemanden eine Lanze brechen". Aber was hieß das eigentlich, als Ritter zu leben, Herr auf einer eigenen Burg zu sein oder für den König zu kämpfen? Aus bis zu 150 Einzelteilen bestand eine Rüstung, die den Ritter vor Lanzen, Schwerthieben oder Pfeilen schützen sollte. Um sich in die Zeit hineinzuversetzen, wird Mirko Drotschmann von Kopf bis Fuß in eine Rüstung gesteckt. Ein wissenschaftliches Experiment soll Klarheit bringen, wie beweglich ein Ritter in voller Montur noch war. Die Teststrecke ist ein 450 Meter langer Hindernisparcours. Das verblüffende Ergebnis: Die gut 30 Kilogramm schwere, auf Maß gefertigte Rüstung ermöglicht einen nahezu vollen Bewegungsumfang.

Frauen führten im Mittelalter ein besonders hartes Leben. Selbst im Kloster, wo sie nicht heiraten mussten und damit vor männlicher Willkür besser geschützt waren, besaßen sie nur eingeschränkte Rechte. Zu ihren traditionellen Aufgaben gehörte die Versorgung der Kranken und Schwangeren aus den umliegenden Dörfern. Dass Nonnen aber auch in Männerdomänen eindrangen und wie Mönche im Skriptorium Bücher kopieren durften, haben Paläontologen am Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte herausgefunden. Im Zahnstein einer Nonne, die vor rund 900 Jahren in einem Kloster auf dem Gebiet des heutigen Nordrhein-Westfalen begraben wurde, entdeckten sie Spuren von Lapislazuli. Aller Wahrscheinlichkeit nach gelangte der kostbare blaue Farbstoff beim Verzieren von Büchern in den Mund der Frau, beim Anlecken des Pinsels. Und das bedeutet, dass Frauen womöglich doch einen höheren Status hatten, als man bisher vermuten konnte.

Das Mittelalter war alles andere als ein dunkles, düsteres Zeitalter. Vieles hat sich innerhalb der 1000 Jahre entwickelt: Städte sind wie Pilze aus dem Boden geschossen, Kathedralen in den Himmel gewachsen. Es gab große Fortschritte in Handwerk und Medizin. Und auch der Horizont der Menschen erweiterte sich: 1492 landete Kolumbus in der Neuen Welt, und Luthers Reformation rüttelte an der Vormachtstellung der katholischen Kirche. Die Menschen lenkten ihren Blick mehr und mehr auf das irdische Leben und stellten Überliefertes in Frage. Damit war der erste Schritt auf dem Weg in die Moderne getan.

 * 

Sonntag, 5. April 2020, 19.30 Uhr
Teil 2
Terra X: Eine kurze Geschichte über… Die Hexenverfolgung

Verhöre, Folter, Scheiterhaufen – die Hexenprozesse der Vergangenheit schockieren heute. Kaum ein Thema ist so klischeebeladen wie die Hexenverfolgung. Noch lange sind nicht alle Fragen über die dunkle Epoche der Hexenjagd in Deutschland beantwortet. Wie konnte es dazu kommen? Wer waren die Opfer, wer die Täter? Waren es wirklich vor allem Frauen, die verfolgt wurden? Und was genau geschah hinter den Mauern der Gerichtssäle und Folterkammern? Bis 1780 fielen etwa 50.000 Menschen den Hexenverfolgungen in Europa zum Opfer – über die Hälfte davon im Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation. Mirko Drotschmann räumt mit hartnäckigen Vorurteilen auf und erklärt, was man über Hexenwahn und Hexenverfolgung wissen muss. Er schildert, wie es dazu kam, dass Nachbarn oder Bekannte plötzlich andere als Hexen bezichtigten. Und er erzählt, warum Frauen und Männer plötzlich Taten gestanden haben, die sie nicht begangen hatten.

Der Film rollt den tragischen Fall der "Bader-Ann" aus Veringenstadt auf der Schwäbischen Alb auf. Im Jahr 1680 wurde sie als Hexe verurteilt, enthauptet und auf dem Scheiterhaufen verbrannt. Mirko Drotschmann findet im Archiv der Stadt die Verhörprotokolle und Prozessakten. Es ist eine Expedition in ein düsteres Kapitel der Geschichte: Wer einmal in die Mühlen des juristischen Apparates geriet, war kaum noch zu retten. Die Verurteilung sollte auf einem Geständnis beruhen, doch das wurde in den meisten Fällen mit Folter erzwungen. Neben dem Richter spielte vor allem der Scharfrichter eine wichtige Rolle im Prozess. Die Henker waren mehr als reine Vollstrecker. Sie kannten sich mit der menschlichen Anatomie mindestens genauso gut aus wie Ärzte. Die perfide Aufgabe des Henkers war es, das Opfer so lange wie möglich am Leben zu halten, um das gewünschte Geständnis zu erpressen.

Die Menschen der frühen Neuzeit lebten in einer Welt, die von Aberglaube und magischem Denken bestimmt war. Zudem versetzten Wetterkatastrophen, Missernten, Krieg und Pestepidemien viele in eine apokalyptische Stimmung. Die Archäologin Marita Genesis ist Expertin für Richtstätten – also Orte, an denen Verurteilte gehängt, gerädert oder enthauptet wurden. Sie hat Dutzende Skelette ausgegraben und herausgefunden, dass einige Tote aus Angst vor Wiedergängern mit magischem Abwehrzauber bestattet wurden.

Zum Motor für die unmenschlichen Verfolgungen und massenhaften Hinrichtungen wurde ein Handbuch der Hexenjäger: der "Hexenhammer". Der Dominikanermönch Heinrich Kramer beschreibt darin detailliert, wie Hexen und Zauberer zu erkennen und zu verfolgen seien. Vor allem in Frauen sah er willfährige Opfer des Teufels. Mirko Drotschmann beschäftigt sich mit der Motivation des fanatischen Hexenverfolgers und analysiert, warum sein Werk so lange seine fatale Macht entwickeln konnte. Erst im Jahr 1775 wurde die letzte vermeintliche Hexe in Deutschland umgebracht.

Doch wer glaubt, der Spuk sei heute vorüber, irrt sich. Tatsächlich gibt es auch heute noch Hexenverfolgungen, zum Beispiel in einigen Gebieten Südostasiens, Lateinamerikas und Afrikas. Auch dort ist es keine Seltenheit, dass überwiegend Frauen der Hexerei bezichtigt, verstümmelt oder sogar getötet werden. Es scheint in der Natur des Menschen zu liegen, sich einen Sündenbock zu suchen, Menschen in eine Schublade zu stecken, oder Feindbilder aufzubauen. Für erlebtes Leid wird oft ein anderer verantwortlich gemacht – so wie damals die Hexen.

 * 

Sonntag, 12. April 2020, 19.30 Uhr
Teil3
Terra X: Eine kurze Geschichte über… Das Alte Ägypten

3000 Jahre Hochkultur am Nil. Kein Reich existierte länger, keines war seiner Zeit so weit voraus. Monumentale Tempel, die Grabanlagen im Tal der Könige und vor allem die Pyramiden von Gizeh zeugen von den Leistungen der alten Ägypter. Mirko Drotschmann erzählt ihre faszinierende Geschichte. Was war das Geheimnis dieser einzigartigen "Erfolgsstory"? Welche Bedeutung hatte der Totenkult? Drotschmann geht auf Spurensuche in ägyptischen Museen, trifft Mumienforscher und ist dabei, wenn Ingenieure an der Uni Kassel eine geniale Technik entschlüsseln, die für den Bau der Pyramiden genutzt wurde. Computeranimationen zeigen, wie die Pyramiden von Gizeh zur Zeit der Erbauung ausgesehen haben und welche Geheimnisse noch heute in ihrem Inneren verborgen sind.

Die Geschichte des Pharaonenreiches beginnt mit einem Schatz der Natur: dem Nil. Der majestätische Strom durchquert rund 1000 Kilometer trockene Wüste und schenkte Ägypten Fruchtbarkeit und Reichtum. An seinen Ufern entwickelte sich die ägyptische Hochkultur. Nach der Vereinigung von Ober- und Unterägypten herrschten die Pharaonen über den ersten zentral gelenkten Staat der Geschichte. Zum "Kitt" der Gesellschaft wurden die religiösen Mythen, die vielen Götter und die gottgleichen Pharaonen. Der Film zeigt, wie die wie Götter verehrten Herrscher lebten, wie ihr Leben im Palast aussah und warum Inzest zur gängigen Heiratspolitik gehörte.

Für die toten Pharaonen entstanden prachtvolle Grabbauten wie die Pyramiden von Gizeh oder die unterirdischen Gräber im Tal der Könige. Tiefe Fallschächte und Scheintüren sollten Grabräuber in die Irre führen. Doch nur die Kammer eines eher unbekannten Pharao blieb bis Anfang des 20. Jahrhundert unentdeckt: das Grab des Tutanchamun. Aberhunderte Beigaben wie kostbarer Schmuck, Kultobjekte, Amulette, Waffen und Alltagsgegenstände ziehen bis heute in Bann. Mirko Drotschmann reist nach London, wo unter anderem auch dieser legendäre Grabschatz bis Mai 2020 ausgestellt wird.

Die Toten im alten Ägypten wurden mit unglaublicher Akribie vor dem Verfall bewahrt. Einige Mumien sehen noch heute so aus, als wären sie erst vor wenigen Jahren gestorben. Für die Forscher des German Mummy Projects sind Mumien ganz besondere "Bio-Archive", die über das Leben und Leiden der alten Ägypter Aufschluss geben: Wie ernährten sie sich? Wie alt wurden sie? Woran sind sie gestorben? Hat man versucht, sie zu heilen? Und welche Medikamente nahmen sie ein, oder konsumierten sie Drogen? Der Zuschauer erfährt, dass die ägyptischen Ärzte ihrer Zeit weit voraus waren. Sie operierten am Kopf, amputierten Gliedmaßen und behandelten Knochenbrüche. Erfolgreich – wie Untersuchungen an Mumien beweisen.

Knallharte Machtpolitik und der Totenkult hielten das Reich 3000 Jahre lang zusammen. Zwar versuchten immer wieder sogenannte Fremdländer, das reiche Ägypten zu erobern, aber erst ab 500 vor Christus gelang es zunächst den Persern, dann Alexander dem Großen und schließlich den römischen Cäsaren, das Pharaonenland zu schwächen und schließlich in die Knie zu zwingen. Die Eindringlinge prägten die Kultur und die Sprache. Aber haben sie sich auch in genetischer Hinsicht verewigt? Forschern des Max-Planck-Instituts für Menschheitsgeschichte ist es erstmals gelungen, das Erbgut von altägyptischen Mumien zu entziffern. Die Ergebnisse sind verblüffend.

 * 

"Unser Geschichtsbild ist überfrachtet mit Klischees"
Interview mit Moderator Mirko Drotschmann

Mirko Drotschmann alias "MrWissen2Go" ist Journalist, YouTuber und Webvideo-Produzent mit Schwerpunkt Geschichte, Politik und Gesellschaftsthemen. Für "Terra X" ist er bereits auf dem YouTube-Kanal "Terra X Natur & Geschichte" zu sehen. Für die dreiteilige "Terra X"-Reihe "Eine kurze Geschichte über…" steht er zum ersten Mal als "Terra X"-Moderator vor der Fernsehkamera.

Du wechselst von Social Media zum klassischen Fernsehen – was ist da anders?

Eigentlich bin ich ein eher untypischer YouTuber, da ich zuerst klassisches Fernsehen gemacht und dann erst mit Webvideos angefangen habe. Unter anderem war ich als Reporter und Moderator für die ZDF-Kindernachrichten "logo!" unterwegs. Aber natürlich gibt es Unterschiede in der Art und Weise, wie produziert wird. Fernsehen ist oft "großes Kino" mit einem großen Team, YouTube nicht selten eine "One-Man-Show".

Hast Du "Terra X" schon vorher regelmäßig gesehen und gemocht?

Definitiv. Ich bin schon sehr lange Fan der Sendung, vor allem der Ausgaben zu historischen Themen. Aufwendig produziert, inhaltlich wasserdicht und spannend erzählt – da kommt sehr viel Gutes zusammen. Deshalb ist es für mich auch eine große Ehre, mit an Bord sein zu dürfen.

Ist "Terra X" ein Format für junge Leute? Wie könnte man das Format für sie noch attraktiver machen?

Spannende Geschichten hört jeder gerne, egal, wie alt man ist. Und wenn diese Geschichten auch noch so bildgewaltig produziert werden wie bei "Terra X", interessiert das natürlich auch jüngere Leute. Was hier besonders wichtig ist, ist eine dynamische, bewegte Erzählweise. Genau das versuchen wir mit der neuen Reihe "Eine kurze Geschichte über... " umzusetzen.

Warum hast Du eigentlich einen Geschichtskanal eröffnet? Wen wolltest Du erreichen?

Ich habe Geschichte studiert, weil ich ein absoluter "Historien-Nerd" bin. Schon in der Schule hat es mich fasziniert, mich mit der Vergangenheit auseinanderzusetzen. Ich bin der Meinung, dass man unsere Gegenwart erst dann richtig verstehen kann, wenn man weiß, was Generationen vor uns erlebt haben. Deshalb ist es mir wichtig, die meist komplexen historischen Zusammenhänge in leicht verständlicher Form vor allem an Jüngere zu vermitteln und sie für Geschichte zu begeistern. Und da die Jungen in der Regel mehr auf YouTube unterwegs sind als im klassischen Fernsehen, habe ich es einfach mal mit einem Kanal auf der Plattform probiert.

Wie begeisterst Du Deine Fangemeinde für Geschichte?

Geschichte muss man spannend erzählen: Geschichte als Geschichten. Dabei darf man nicht den Eindruck erweckten, wir wüssten heute zu 100 Prozent, wie es früher war. An den Diskussionen, die wir über aktuelle politische Themen führen, merken wir zum Beispiel, dass es immer unterschiedliche Ansichten gibt – und die bleiben natürlich auch in der Retrospektive bestehen. Geschichte ist nicht schwarz-weiß. Und genau das sollte vermittelt werden – so objektiv und wertungsfrei wie möglich.

Wie bereitest Du Dich auf eine Moderation vor?

Ich sauge alles wie ein Schwamm auf, was ich zu dem jeweiligen Thema finden kann. Natürlich gehört es dazu, in Fachbüchern zu stöbern. Ich bin aber auch ein großer Freund von auditiven und audiovisuellen Medien. Für mich könnte das Angebot von Podcasts, Hörbüchern und Dokumentationen im Genre Geschichte noch um ein Vielfaches größer sein, als das momentan der Fall ist.

Was ist für Dich die Herausforderung beim aktuellen Format "Eine kurze Geschichte über…"?

Wir sprechen über Epochen, die lange zurückliegen. Wie haben die Menschen damals gelebt, was haben sie gedacht – und wie sind sie miteinander umgegangen? Sich hier einzufinden, ist gar nicht so einfach. Dazu kommt die große inhaltliche Spannbreite, die sich aus den Themen ergibt. An einem Aufzeichnungstag haben wir zum Beispiel morgens ein Interview zum Alten Ägypten gedreht, mittags eine Moderation zum Mittelalter und abends ein Interview über Hexenverfolgung. Da muss man aufpassen, dass man am Ball bleibt.

Was sollen die Zuschauer von Ägypten, vom Mittelalter und von den Hexen mitnehmen?

Dass unser Geschichtsbild überfrachtet ist mit irreführenden Klischees: Hexen waren bucklige alte Frauen. Bei den Ägyptern haben Sklaven die Pyramiden erbaut. Das Mittelalter war finster und komplett frei von Innovationen. Das alles ist falsch – aber man bekommt es nur schwer aus den Köpfen. Wenn wir daran etwas ändern könnten, wäre das sehr schön.

Die Fragen stellten Claudia Moroni und Magda Huthmann.

 * 

Kurzbiografie Mirko Drotschmann

Mirko Drotschmann studierte Geschichte und Kulturwissenschaft in Karlsruhe und absolvierte ein journalistisches Volontariat beim Südwestrundfunk. Er arbeitete vor und hinter Kamera für ARD und ZDF, von 2014 bis 2017 unter anderem als Reporter und Moderator für die ZDF-Sendereihe "logo!". Bekannt geworden ist er vor allem als "MrWissen2Go" auf seinem eigenen YouTube-Kanal, mit dem er 2012 an den Start ging. Seither erklärt Mirko Drotschmann Woche für Woche historische, gesellschaftliche und politische Themen und begeistert eine ständig wachsende Fangemeinde im Internet. Inzwischen hat sein Kanal über 1,1 Millionen Abonnenten. Im Online-Medienangebot funk von ARD und ZDF ist Drotschmann als "MrWissen2Go – Geschichte" ebenso fest verankert wie mit "#jahr100" auf dem YouTube-Kanal der ZDF-Marke "Terra X".
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen
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MELDUNG/450: BR - Kommunalwahl in Bayern 2020, 29.3.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 27. März 2020

BR Fernsehen, BR24 und BR Text

Kommunalwahl 2020: die Stichwahlen am 29. März im BR



Der Bayerische Rundfunk berichtet am Sonntag, 29. März 2020, über die
Stichwahlen der Kommunalwahl im BR Fernsehen, in seinen Hörfunkwellen
sowie auf BR24. BR Text, der Videotext des Bayerischen Rundfunks,
berichtet aktuell ab Seite 800.


Sendungen im BR Fernsehen / Livestream:

18.00 Uhr: Livestream bei BR24 (ausschließlich Livestream)

Kommunalwahl 2020 - Die Stichwahlen

Moderation: Stefan Scheider

Wahlanalysen: Andreas Bachmann

18.30 Uhr

Rundschau

Mit ersten Trends & Zahlen zu den Stichwahlen der Kommunalwahl
2020

Schalten in das BR-Wahlstudio zu Andreas Bachmann

19.00 Uhr: Livestream bei BR24

Kommunalwahl 2020 - Die Stichwahlen

19.30 Uhr: BR Fernsehen

Kommunalwahl 2020 - Die Stichwahlen

Die Entscheidungen bei den OB- und Landratswahlen

Mit Liveschalten in die Regionen

Moderation: Stefan Scheider und Julia Büchler (Nürnberg)

Wahlanalysen: Andreas Bachmann

Gast im Studio: Prof. Ursula Münch

21.00 Uhr: Livestream bei BR24

Kommunalwahl 2020 - Die Stichwahlen

Wahl kompakt

21.45 Uhr

Rundschau Magazin

Ergebnisse der Stichwahlen der Kommunalwahl 2020

Schalten in das BR-Wahlstudio zu Andreas Bachmann

23.00 - 23.45 Uhr: BR Fernsehen
Kommunalwahl 2020 - Die Stichwahlen
Die Entscheidungen bei den OB- und Landratswahlen
Mit Liveschalten in die Regionen
Moderation: Stefan Scheider und Julia Büchler (Nürnberg)
Wahlanalysen: Andreas Bachmann

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. März 2020

Herausgeber:
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SERIE/961: Das Erste/WDR/ONE - "Lindenstraße". Spannendes Finale, drei Kultnächte und eine Dokumentation, 29.3. - 5.4.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 23. März 2020

"Lindenstraße"
Spannendes Finale, drei Kultnächte und eine Dokumentation

Sonntag, 29. März 2020, 18.50 Uhr, Das Erste



Am kommenden Sonntag (29. März 2020, 18.50 Uhr, Das Erste) geht eine
TV-Ära zu Ende: Mit der 1758. Folge "Auf Wiedersehen" verabschiedet
sich die "Lindenstraße" nach 34 Jahren und vier Monaten. Die letzte
Folge ist mit 33 Minuten und 28 Sekunden länger als üblich - und
bleibt spannend bis zum Schluss. Eine Dokumentation und zwei
Kultnächte im Ersten, eine weitere Kultnacht im WDR Fernsehen sowie
"Lindenstraßen-Schätzchen" im ARD-Sender ONE machen das Finale für die
Fans komplett.


Was wird aus "Fliederschubse" Anna - und wo ist Helga?

Die letzte Folge der "Lindenstraße" hat es nochmal in sich: Muss
"Fliederschubse" Anna wegen Wolf Lohmeiers tödlichen Sturzes wieder
ins Gefängnis? Was werden Helga und Angelina, die das Drama
miterlebten, der Polizei erzählen? Nebenbei bereitet sich Helga auf
ihren großen Tag vor: Zu ihrem 80. Geburtstag hat sie ihre Familie und
all ihre Freunde, Nachbarn und Bekannten zu einer klimafreundlichen
Party ins "Akropolis" eingeladen. Nach und nach treffen die Gäste ein -
 doch Helga ist plötzlich wie vom Erdboden verschluckt...


Dokumentation lässt mehr als 34 Jahre Revue passieren

Die WDR-Dokumentation "Bye bye Lindenstraße" am 29. März 2020 um 18
Uhr im Ersten blickt auf über drei Jahrzehnte der Kultserie zurück und
mischt zeithistorisches Archivmaterial aus "Tagesschau" u.a. mit
Ausschnitten aus der "Lindenstraße". Aktuelle und ehemalige
Darsteller*innen kommen zu Wort und erzählen, wie die "Lindenstraße"
ihr Leben geprägt hat.


Kultnächte im Ersten und im WDR Fernsehen

Das Erste zeigt zwei "Lindenstraßen-Kultnächte": In der Nacht vom 28.
auf den 29. März 2020 (1.30 bis 5.05 Uhr) und in der Nacht vom 29. auf
den 30. März 2020 (1.40 bis 4.55 Uhr) werden insgesamt elf Folgen
wiederholt. Los geht es mit Folge 1 "Herzlich willkommen" vom 8.
Dezember 1985. Auch der legendäre Schwulenkuss zwischen Carsten Flöter
und Robert Engel (1990) ist dabei, ebenso Klausi Beimers Nazi-Eid
(1993), der "Bratpfannenmord" von Lisa an Matthias Steinbrück (1995),
die "Wählt Gung!"-Kampagne (1998) und die Live-Folge zum Tod von Erich
Schiller (2015).

Im WDR Fernsehen sind in der Nacht vom 3. auf den 4. März 2020 von 0
bis 7 Uhr insgesamt 13 Kult-Folgen zu sehen. Los geht es mit
"Erklärungen" (1992), der Folge, in der Jo Zenker (Til Schweiger)
seiner Stiefmutter Gabi seine Liebe gesteht. Mit dabei ist mit "Auf
Grundeis" (1997) auch die Hochzeit von Carsten Flöter (Georg Uecker)
und Theo Klages (David Wilms) sowie mit "Abschied und Ankunft" (2006)
der Tod von Kultfigur Else Kling (Annemarie Wendel). Mit dabei sind
auch die Folge "Falsch ist genau richtig" (2018), in der die Sorgen
und Probleme von Transgender Sunny Zöllig (Martin Walde) im
Mittelpunkt stehen, und der Tod von Hans Beimer (Joachim H. Luger) in
"Die Ruhe nach dem Sturm" (2018) mit der live eingespielten Musik des
WDR Funkhausorchesters.


Programmschwerpunkte in ONE

Der ARD-Sender ONE unter WDR-Federführung wiederholt bereits seit dem
8. März 2020 jeweils sonntags ab 10.05 Uhr mehrere Beiträge rund um
die "Lindenstraße". Am 29. März steht u.a. "Nicht sendefähig! Die
Lindenstraße lacht" - ein Zusammenschnitt von Drehpannen aus den
ersten zwei Jahren der Serie auf dem Programm. Die Wiederholungen der
"Lindenstraßen"-Folgen werden in ONE noch bis zum 8. September 2020
montags bis freitags jeweils um 17.15 Uhr ausgestrahlt, dann ist auch
dort die letzte Folge erreicht.


Sendehinweise im Überblick

DAS ERSTE

29. März 2020, 18.00 Uhr: Dokumentation "Bye bye Lindenstraße"

29. März 2020, 18.50 Uhr: Folge 1758 "Auf Wiedersehen"

Erste Lindenstraßen-Kultnacht vom 28. auf den 29. März 2020, 1.30 bis
5.05 Uhr

Zweite Lindenstraßen-Kultnacht vom 29. auf den 30. März 2020, 1.40 bis
4.55 Uhr

WDR FERNSEHEN

Lindenstraßen-Kultnacht vom 3. auf den 4. April 2020, 0 bis 7 Uhr

3. April 2020, 20.15 Uhr: Wiederholung der Dokumentation "Bye bye
Lindenstraße"

5. April 2020, 7.45 Uhr: Wiederholung Folge 1758 "Auf Wiedersehen"

ONE

Bis 8. September 2020, montags bis freitags, 17.15 Uhr: Wiederholungen
der "Lindenstraßen"-Folgen

29.3.2020, 10.15 bis 10.45 Uhr: Lindenstraße - Ihre neuen
Nachbarn

Zum Start der neuen Serie werden alle Hauptdarsteller vorgestellt.
Ihre Rollenbiographie wird geschildert und Deutschlands Zuschauer
werden so auf ihre neuen Nachbarn in der Lindenstraße vorbereitet

29.3.2020, 10.45 bis 11.20 Uhr: Nicht sendefähig! Die Lindenstraße
lacht

Zusammenschnitt von Drehpannen und kuriosen Einstellungen aus der
Produktion anlässlich des zweiten Geburtstages der "Lindenstraße"

29.3.2020, 11.20 bis 11.55 Uhr: Lindenstraße - Klappenfilm

Die witzigsten Versprecher, die besten Pannen und die lustigsten
Hänger aus den ersten 18 Jahren "Lindenstraße" - präsentiert von Georg
Uecker und weiteren Schauspielkollegen

5.4.2020, 10.15 bis 11.00 Uhr: Wiederholung der Dokumentation "Bye bye
Lindenstraße"

Ältere Folgen gibt es auch in der ARD-Mediathek

https://www.ardmediathek.de/one/shows/Y3JpZDovL3dkci5kZS9saW5kZW5zdHJhw59lX2VpbnNmZXN0aXZhbA/lindenstrasse

Themenseite zur Lindenstraße

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2020/02/20200202_uebersicht_lindenstrasse.html

 * 
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Presseinformation vom 23. März 2020
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FEATURE/1432: Deutschlandfunk - Fitnesskult zwischen Wahn und Sinn, 29.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Reihe "Leibkultur"

Waschbrettbauchträume

Fitnesskult zwischen Wahn und Sinn

von Hilde Regeniter
Regie: Uta Reitz
Produktion: Deutschlandfunk 2010
Freistil
Sonntag, 29. März 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Auge dominiert die Welt. Eine oberflächliche Welt der
Äußerlichkeiten. Die unzähligen gestylten Menschenfotos im World Wide
Web überrollen uns wie ein Tsunami der körperlichen Selbstoptimierung.
Eine Folge: Der eigene Körper ist mehr denn je ein Ort der Neurosen
geworden. Freistil beschäftigt sich fünf Wochen im März mit der
aktuellen "Leibkultur" und ihren verschiedenen Aspekten. Die sexuelle
Revolution mit ihrem freien, unverklemmten Umgang mit dem Körper, sie
ist eigentlich längst Geschichte. Ist das heutige Selfie- und
Instagram-Zeitalter nicht eine neue Periode der körperlichen
Determiniertheit und Unfreiheit? Schafft die Suche nach äußerlicher
Perfektion nicht wieder mehr Scham, mehr Komplexe und weniger
Körperlichkeit? Der designte Körper ist heute mehr Statussymbol als
Auto, Urlaubsreise oder Wohnung. Oder ist die Liberalität heute doch
größer als man denkt und alles gar nicht so negativ? Und welche
Chancen und unerwarteten Möglichkeiten bieten die neuen Körperwelten?

Hilde Regeniter sucht in Fitness-Studios nach "Waschbrettbauchträumen"
(Deutschlandfunk 2010) und findet einen Fitnesskult zwischen Wahn und
Sinn.

Sie springen uns an von Plakaten und aus Hochglanzmagazinen: perfekte
Körper. Schlank und in Form sein ist schön. Doch übertriebene Fitness
kann den Körper auch krank machen. Ein weites Feld zwischen Spaß und
Sportmanie. Der Weg zu Waschbrettbauch und perfekter Figur ist
steinig. Er führt über Laufbänder, Marathonrouten und Kraftparcours,
und manche fallen unterwegs vom Trimmrad. Andere werden sportsüchtig
oder erkranken gar an Sportbulimie. Viele Menschen verlegen ihre
Freizeit komplett ins Fitnessstudio. Sie streben das Ideal eines
perfekten Körpers an, einem Heilsversprechen, das von den
Werbeplakaten langsam ins Unterbewusstsein gedrungen ist. Die
Discounterisierung der Fitness und Nischenangebote wie spezielle
Studios für Schöne und Reiche oder für muslimische Frauen verstärken
den Effekt. Schon in der Antike wünschte man sich einen gesunden Geist
in einem gesunden Körper. Vor dem Hintergrund der Industrialisierung
entwickelte sich die Turnbewegung. Heute liegen Gesundheits- und
Entspannungssportarten wie Yoga im Trend. Gute Fitness - schlechte
Fitness?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. März 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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HÖRSPIEL/2063: Deutschlandfunk Kultur - "Die Verlassene" von Honoré de Balzac, 29.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Verlassene

Von Honoré de Balzac
Deutschlandfunk Kultur 2020/ca. 85'
(Ursendung)
Hörspiel
Sonntag, 29. März 2020, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Frühling 1822 wird der junge Pariser Gaston de Nueil zur Erholung
in die Normandie geschickt. Im örtlichen Salon hört er von einer
gewissen Mme de Beauséant, einer verheirateten Frau, die vor den Augen
von ganz Paris von ihrem Geliebten verlassen wurde. Als Konsequenz
lebt die nicht mehr junge Frau nun von der Gesellschaft völlig
zurückgezogen in der Provinz. Schon aus der Ferne verliebt sich Gaston
in sie. Durch eine List gelingt es ihm, zu Mme de Beauséant
vorzudringen, und sie lässt sich auf eine längere Unterredung ein.
Gaston will sie wiedersehen, er schreibt ihr einen Brief. Aber Claire
ist abgereist: in die Schweiz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. März 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/2062: WDR 3/1LIVE - "Baggergeddon" von Thilo Gosejohann, 29./30.3.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 24. März 2020

Baggergeddon

Von Thilo Gosejohann

Technische Realisation: Mechthild Austermann und Dirk
Hülsenbusch

Dramaturgie: Natalie Szallies

Produktion: WDR 2020

Hörspiel | 29. März 2020, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

1LIVE Soundstories | 30. März 2020, 23.00 - 00.00 Uhr | 1LIVE



Schluss mit lustig: Der frustrierte Ex-Ingenieur Rudolf frisiert einen
alten Braunkohlebagger und frisst sich damit durch Deutschland. Sein
Ziel: die Zerstörung des Reichstags. Durch Zufall landet die linke
Klimaaktivistin Louisa mit im Führerhaus des gigantischen Fahrzeugs:
"Wutbürger" trifft auf "Gutmenschen".

Das stählerne Monstrum ist nicht aufzuhalten, ein Aussteigen ist für
die Aktivistin völlig unmöglich - und bis Berlin sind es noch drei
Tage. Ungewollt haben Rudolf und Louisa mehr als genug Gelegenheit,
über ihre Positionen zu diskutieren - und sich darüber zu streiten,
was dem Bagger zum Opfer fallen darf und was nicht. Drei Tage voller
Kampf - aber auch der Beginn einer sich allen Widrigkeiten zum Trotz
entwickelnden Freundschaft. Einer Freundschaft, die aber an einer
entscheidenden Frage zu zerbrechen droht: Soll man den Reichstag nun
unterbuddeln oder nicht?

Besetzung

Rudi Zehgruber: Hilmi Sözer

Louisa Lundberg: Daniela Galbo

Ulrike Berghoff: Tina Seydel

Peter Veigel: Lutz van der Horst

Jens Köpke: Simon Gosejohann

Horst Gatzke: Alexis Kara

Jürgen Potzkoten: Dietrich Hollinderbäumer

Karl: Juri Senft

Sigrid Zehgruber: Edda Fischer

Koppelmann: Leo Koppelmann

Gerd Friedrichsruh: Patrick Steiner

Die Hörspiel-Kooperation von 1LIVE und WDR 3 - Pop trifft Politik,
Doku trifft Drama, Herz trifft Schmerz. Jeden Montag!

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 29. März 2021 zum Download zur
Verfügung.

 * 
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MELDUNG/2047: BR - Kommunalwahl in Bayern 2020, 29./30.3.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 27. März 2020

BR-Hörfunk, BR24 und BR Text

Kommunalwahl 2020: die Stichwahlen am 29. März im BR



Der Bayerische Rundfunk berichtet am Sonntag, 29. März 2020, über die
Stichwahlen der Kommunalwahl im BR Fernsehen, in seinen Hörfunkwellen
sowie auf BR24. BR Text, der Videotext des Bayerischen Rundfunks,
berichtet aktuell ab Seite 800.


Sendungen in den BR-Hörfunkprogrammen:


BAYERN 1

BAYERN 1 splittet sein Programm für eine Sondersendung zu den
Stichwahlen von 18.00 bis 21.00 Uhr fünffach auf. Pro Stunde wird
abwechselnd zweimal 25 Minuten Programm aus den BR-Studios Augsburg,
Regensburg, Nürnberg, Würzburg und München gesendet. Die
Korrespondentinnen und Korrespondenten des Bayerischen Rundfunks
melden sich mit Ergebnissen, Reaktionen und Hintergründen zu den
Stichwahlen in allen Regionen des Freistaats. Jeweils zur vollen und
zur halben Stunde bringt BAYERN 1 aus dem Funkhaus München eine
Zusammenfassung bayernweit relevanter Ergebnisse.

Bayern 2

Montag, 30. März 2020, 6.05 Uhr

radioWelt: Beitrag zu den Stichwahlen


BAYERN 3

Am Wahlsonntag zwischen 18.00 und 21.00 Uhr gibt es auf BAYERN 3
halbstündlich Nachrichten mit den wichtigsten Ergebnissen aus den
Stichwahlen.


B5 aktuell

B5 aktuell berichtet am Sonntagabend alle halbe Stunde aktuell über
die Stichwahlen mit Live-Schalten in die Hotspots nach München,
Nürnberg, Regensburg und Augsburg. Zwischen 18.00 und 20.00 Uhr gibt
es jeweils zur vollen Stunde ein zehnminütiges "B5 extra" zu den
Wahlen. Um 22.00 Uhr werden die Ergebnisse noch einmal ausführlich
zusammengefasst. Moderation: Irene Esmann und Denise Ferchow.


Das Online-Angebot:

BR24 berichtet von den Kommunalwahlen 2020 im Web, in der BR24-App und
auf allen Social-Media-Plattformen in regionaler Breite und
analytischer Tiefe. Unter br24.de/wahl bietet BR24 ein umfangreiches
Dossier mit wichtigen Informationen und den Ergebnissen der ersten
Runde am 15. März. Am Stichwahlabend informiert BR24 umfassend mit
einem Liveticker, Berichten aus den Regionen und landespolitischen
Analysen. Im Mittelpunkt steht das große Ergebnisportal zur Stichwahl
der Landräte und der Bürgermeister aus Gemeinden mit mehr als 10.000
Einwohnern. Auch die Livestreams des BR Fernsehens können auf allen
BR24 Plattformen verfolgt werden (siehe oben).


BR Text:

Der BR Text bietet am Wahltag ab Seite 800 alle Ergebnisse der
Stichwahlen bis zu den Bürgermeistern von Gemeinden mit mehr als
10.000 Einwohnern sowie die ersten Reaktionen darauf.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. März 2020
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NOTFALL/352: COVID-19 und Herznotfälle - Bei Herzinfarkt-Verdacht keine Scheu vor dem Notruf 112 (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 20.03.2020

Corona-Pandemie und Herznotfälle: Bei Herzinfarkt-Verdacht keine Scheu vor dem Notruf 112

Notfallmediziner warnen: Bei Verdacht auf Herzinfarkt oder andere
Herznotfälle nicht zögern, sondern sofort den Notruf 112 absetzen.
Kliniken sind trotz Corona-Pandemie für Herz- und andere Notfälle gerüstet



Jedes Jahr sterben pro Jahr bundesweit fast 345.000 Menschen an
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, davon rund 47.000 Menschen allein am Herzinfarkt.
Unter den Herzinfarkt-Sterbefällen sind auch Menschen im mittleren Alter,
was jüngst im Profifußball der tragische Tod eines 48-jährigen
Spielerberaters zeigt. Etwa 30 Prozent der Herzinfarktpatienten versterben
außerhalb der Klinik, auch weil sie zu spät oder gar nicht den Notarzt
(112) alarmieren. "Bei Herzinfarkt-Verdacht zögern immer noch viele
Betroffene davor, den lebensrettenden Notruf 112 abzusetzen, häufig aus
Scheu vor dem Rettungswagen vor der eigenen Haustür oder weil die Symptome
nicht richtig zugeordnet werden", berichtet der Kardiologe Prof. Dr. med.
Thomas Voigtländer, stellvertretender
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung. "Herzinfarkt, aber auch
andere Herznotfälle wie eine akut dekompensierte Herzinsuffizienz oder
lebensbedrohliche Herzrhythmusstörungen sind keine aufschiebbaren
Krankheitsfälle, sondern unterliegen selbstverständlich weiterhin der
Notfallversorgung", bestätigt Voigtländer. "Eine Notfallversorgung für
diese Patienten ist weiterhin gewährleistet." Infos zur Ersten Hilfe bei
Herzinfarkt und Herzstillstand unter 

www.herzstiftung.de/herznotfall-verhalten.html

Corona-Pandemie: Macht sie Notfallpatienten für die 112 zögerlicher?

Zu langes Warten bei Herzinfarkt-Verdacht ist besonders gravierend bei
Frauen und Männern, die älter als 65 Jahre sind. Bei Ihnen dauert es im
Schnitt über vier beziehungsweise drei Stunden, bis sie nach dem Auftreten
der ersten Herzinfarkt-Symptome in die Notaufnahme gelangen
(MEDEA-Studie (*)). "Dieses fatale Verzögerungsverhalten bei Notfallpatienten dürfte
sich angesichts der Corona-Pandemie noch deutlich verstärken", warnt der
Ärztliche Direktor des Agaplesion Bethanien-Krankenhauses und Kardiologe
am Cardioangiologischen Centrum Bethanien (CCB) Frankfurt am Main."
Schließlich gelten mit der Pandemie verbundene Einschränkungen wie eine
soziale Distanz besonders für den Schutz der Risikogruppe der über
60-Jährigen mit Vorerkrankungen wie chronische
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Diese Art Rückzugsgebot dürfte bei diesen Menschen die
Hemmschwelle für den Notruf 112 oder den Schritt in die Klinik um ein
Weiteres erhöhen."

Die Deutsche Herzstiftung appelliert deshalb an Herzpatienten und Menschen
mit Vorbelastung für Herzinfarkt und andere Herzkrankheiten, bei Verdacht
auf Herzinfarkt sofort den Notruf 112 abzusetzen. "Der Notarzt ist hier so
wichtig, weil der Herzinfarkt jederzeit in Herzkammerflimmern übergehen
und der Patient in wenigen Minuten am plötzlichen Herztod versterben kann.
Ebenso kann durch den Infarkt ein größerer Teil des Herzmuskels
irreparabel zerstört werden und der Patient entwickelt dadurch akut oder
auch langfristig eine Herzschwäche", betont Voigtländer. "Beim Herzinfarkt
zählt deshalb jede Minute nach dem Prinzip: Zeit ist Herzmuskel."

Herzinfarkt-Verdacht: auf diese Warnzeichen achten!

Typische Herzinfarkt-Symptome sind insbesondere plötzlich einsetzende
starke Schmerzen, die länger als fünf Minuten anhalten und sich in Ruhe
nicht bessern (häufig: kalter Schweiß, Blässe, Übelkeit, Atemnot, Unruhe
und Angst). Die Schmerzen sind überwiegend im Brustkorb, häufig hinter dem
Brustbein, bisweilen auch nur im Rücken zwischen den Schulterblättern oder
im Oberbauch. Die Schmerzen können in den Arm, den Hals oder Kiefer
ausstrahlen. Mehr Infos zu dem Herzinfarkt-Schmerzorten unter:

www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html

Bei diesen Warnzeichen sofort zum Arzt!

Generell sollten Betroffene bei den folgenden Warnzeichen umgehend zum
Internisten oder Kardiologen. Sie können untersuchen, ob z. B. eine
Herzrhythmusstörung als Folge einer koronaren Herzkrankheit (die
Grunderkrankung des Herzinfarkts), oder andere Herzerkrankungen wie
Herzklappenerkrankungen oder eine Herzschwäche vorliegt. Unbehandelt
können diese Erkrankungen zu schwerwiegenden, auch notfallmäßigen,
Komplikationen führen:


	Schmerzen oder ein unangenehmes Engegefühl im Brustkorb (Angina pectoris) und/oder Luftnot

	Herzrasen mit Einschränkung der Belastbarkeit

	Hartnäckiges Herzstolpern

	Kurze Bewusstlosigkeiten (Synkopen)

	Schwindelanfälle, drohende Bewusstlosigkeiten



Diese Beschwerden können Warnzeichen auch für mehrere Herzerkrankungen
zugleich sein. "Angina pectoris-Beschwerden können Vorboten für eine
fortgeschrittene Herzkranzgefäßverengung bis hin zum Herzinfarkt sein,
aber auch Anzeichen einer operationsbedürftigen Herzklappeninsuffizienz",
erläutert Voigtländer. Auch Atemnot und Leistungsschwäche sind, wie der
Herzspezialist betont, typische Symptome für eine Herzschwäche oder eine
andere Herzproblematik wie Herzklappenerkrankung oder aber Vorhofflimmern.
Kurze Synkopen können ein harmloses neurologisches Problem, aber auch
Vorboten einer bösartigen Herzrhythmusstörung (Kammerflimmern) sein.
"Deshalb sollte man bei diesen Symptomen einen Facharzt aufsuchen", rät
Voigtländer.

Unbemerktes Vorhofflimmern und Schlaganfallgefahr

Bei etwa 50 % der über 1,8 Millionen Betroffenen mit Vorhofflimmern macht
sich die Herzrhythmusstörung mit spürbaren Beschwerden wie Herzstolpern
und Herzschlag bis zum Hals, Druckgefühl im Brustkorb, Angst, Luftnot,
Schwindelgefühl und Leistungsschwäche bemerkbar. Bei Vorhofflimmern ist
meistens das Herz völlig außer Takt, es schlägt chaotisch mit einem Puls
von bis zu 160 Schlägen pro Minute, selten sogar schneller. Ist der Puls
unregelmäßig oder liegt er in Ruhe über 100 Schlägen pro Minute, sollte
man den Hausarzt oder Internisten aufsuchen. Bei Vorhofflimmern können
schon in wenigen Stunden in den Herzvorhöfen Blutgerinnsel entstehen, die
vom Blutstrom mitgeschleppt Arterien verschließen und je nach betroffenem
Areal einen Schlaganfall verursachen. Die typischen Warnzeichen für einen
Schlaganfall, bei denen auch sofort der Notarzt (112) zu alarmieren ist,
sind abrufbar unter www.herzstiftung.de/schlaganfall-herzpatient.html

Tipp: Ein Notfallset mit dem Ratgeber "Was tun im Notfall?" (14 S.) und 2
Notfallkärtchen fürs Portemonnaie mit Darstellungen der Herzinfarkt-
Alarmzeichen und Erläuterungen zur Laien-Reanimation bietet die
Herzstiftung kostenfrei unter Tel. 069 955128400 oder unter

www.herzstiftung.de/herznotfall-set.html an.

Die Herzinfarkt-Alarmzeichen unter:

www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html


(*) MEDEA-Studie: 

Comparison of Delay Times Between Symptom Onset of an
Acute ST-elevation Myocarclial Infarction and Hospital Arrival in Men and
Women ‹ 65 Years Versus 65 Years of Age.: Findings From the Multicenter
Munich Examination of Delay in Patients Experiencing Acute Myocardial
Infarction (MEDEA) Study. Ladwig KH, Fang X, Wolf K, Hoschar S, Albarð
qouni L, Ronel J, Meinertz T, Spieler D, Laugwitz KL, Schunkert H. Am J
Cardiol. 2017 Dec 15;120(12):2128-2134. 

doi: 10.1016/j.amjcard.2017.09.005.

Weitere Infos der Herzstiftung zum Coronavirus unter:

www.herzstiftung.de/pressemeldungen_artikel.php?articles_ID=956

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/herznotfall-set.html

http://www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79539

PM_DHS_Corona-Pandemie_Herznotälle-Notruf-112

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 20.03.2020
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ETHIK/1314: COVID-19 - "Wir entscheiden nicht nach Alter!" ... Klinisch-ethische Entscheidungs-Empfehlungen (DIVI)


Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) - 23. März 2020

"Wir entscheiden nicht nach Alter!" - Intensiv- und Notfallmediziner legen klinisch-ethische Entscheidungs-Empfehlungen vor



Deutschlands Notfall- und Intensivmediziner bereiten sich auf die
schwerste aller Entscheidungen vor: Welchen Patienten im Fall der
Fälle intensivmedizinisch behandeln und welchen palliativmedizinisch
versorgen, wenn die Intensivbetten und Ressourcen knapp werden? Noch
ist es nicht so weit. "Aber sollten wir in die schwierige Situation
kommen, zwischen Patienten entscheiden zu müssen, dann wollen wir
gewappnet sein", sagt Professor Uwe Janssens, Präsident der Deutschen
Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI)
und Chefarzt der Klinik für Innere Medizin und Internistische
Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler. "Wir wollen am
Ende dieses schwierigen, schmerzlichen Prozesses sagen können: Es war
eine fundierte, gerechte Entscheidung." Sieben Fachgesellschaften, die
Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI), die Deutsche Gesellschaft für Interdisziplinäre
Notfall- und Akutmedizin (DGINA), die Deutsche Gesellschaft für
Anästhesiologie und Intensivmedizin (DGAI), die Deutsche Gesellschaft
für Internistische Intensivmedizin und Notfallmedizin (DGIIN), die
Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin (DGP), die
Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin (DGP) und die Akademie für
Ethik in der Medizin (AEM), legen deshalb heute gemeinsame
klinisch-ethische Empfehlungen vor: Entscheidungen über die Zuteilung
von Ressourcen in der Notfall- und der Intensivmedizin im Kontext der
COVID-19-Pandemie.

Die Entscheidungen müssen medizinisch begründet sein. Und es muss
gerecht zugehen. Als Kriterium soll die klinische Erfolgsaussicht
gelten, also die Wahrscheinlichkeit, ob der Patient die
Intensivbehandlung überleben wird. So heißt es in den
Handlungsempfehlungen: Die Priorisierungen erfolgen ausdrücklich nicht
in der Absicht, Menschen oder Menschenleben zu bewerten, sondern
aufgrund der Verpflichtung, mit den (begrenzten) Ressourcen möglichst
vielen Patienten eine nutzbringende Teilhabe an der medizinischen
Versorgung unter Krisenbedingungen zu ermöglichen. Zehn Tage hat die
Gruppe von 14 Autoren, darunter Fachvertreter aus Notfall- und
Intensivmedizin, Medizinethik, Recht und weiteren Disziplinen, an dem
Paper geschrieben und dieses sorgfältig geprüft. "Ein großer Kraftakt,
den ich so in meiner Laufbahn auch noch nie erlebt habe", erklärt
Janssens - und meint dies durchaus positiv. "Die Handlungsempfehlungen
sind aus meiner Sicht ein hervorragendes Resultat, absolut
praxistauglich." Es sei erschütternd gewesen zu sehen, unter welchem
Druck Kollegen in anderen Ländern bereits Entscheidungen dieses
Ausmaßes hätten fällen müssen, ohne irgendeine Orientierung zu haben,
so Janssens, nicht nur DIVI-Präsident, sondern auch Sprecher der
DIVI-Sektion Ethik. "Die Kollegen in Italien und Spanien sind jetzt
schon schwer traumatisiert. Das geht an niemandem spurlos vorbei.
Daher ein solcher Kriterienkatalog auf jeden Fall eine Stütze sein!"

Kriterium ist die klinische Erfolgsaussicht - nicht das Alter!

Fair und medizinisch gut begründet zu entscheiden, in einem Team aus
drei Experten mit unterschiedlichen Blickwinkeln - all das haben die
Autoren festgelegt. Es gelte der Gleichheitsgrundsatz. Janssens
erklärt: "So ist es nicht zulässig, nach dem kalendarischen Alter oder
nach sozialen Kriterien zu entscheiden!" In Deutschland werde nicht
dem 80-Jährigen von vornherein die Behandlungsmöglichkeit verweigert.
"Wir haben uns ganz klar gegen das Kriterium "Alter" entschieden und
wollen sehr viel differenzierter vorgehen." Dabei spielen der
Schweregrad der aktuellen Erkrankung sowie relevante
Begleiterkrankungen (z.B. schwere vorbestehende Organdysfunktion mit
prognostisch eingeschränkter Lebenserwartung) eine wesentliche Rolle.
Der Patientenwille (aktueller, vorausverfügter, zuvor mündlich
geäußerter oder mutmaßlicher Patientenwille) ist naturgemäß fester und
mandatorischer Bestandteil bei allen Entscheidungen.

Aus Gründen der Gleichberechtigung sieht das Paper zudem vor, dass
eine Auswahl unter allen Patienten erfolgen sollte, die eine
Intensivbehandlung benötigen, unabhängig davon, wo sie gerade versorgt
werden (Notaufnahme, Allgemeinstation, Intensivstation) und ganz
gleich, ob COVID-19-Infizierter, Schlaganfall-Patient oder
Unfallopfer. "Aus ethischer Sicht sind solche Priorisierungen immer
ein Dilemma und damit für das Personal sehr belastend", mahnt
Professor Georg Marckmann, Vorstand des Instituts für Ethik,
Geschichte und Theorie der Medizin, Ludwig-Maximilians-Universität
München und Präsident der Akademie für Ethik in der Medizin, der die
Empfehlungen federführend mit Gerald Neitzke (Hannover) und Jan
Schildmann (Halle) erarbeitet hat.

Autoren wünschen weitere Diskussion und Überarbeitung

Die vorliegende klinisch-ethische Empfehlung ist auf der Homepage der
DIVI abrufbar. Die Autoren bitten ihre Kollegen explizit um Kommentare
und eine lebhafte Diskussion, um in einem offenen Diskurs die Inhalte
der Empfehlung weiter zu entwickeln. Auch könne sie so an neue
Erkenntnisse und die jeweils aktuelle Situation angepasst werden. "Wir
wollen eine maximale Transparenz herstellen", sagt Janssens. "Und wir
wollen Vertrauen schaffen in der Bevölkerung. Damit alle wissen:
Selbst in dieser schwierigsten aller Situation wird nicht einfach nach
dem Bauchgefühl entschieden." Man habe im Gegenteil jetzt einen roten
Faden für Situationen, die in Deutschland rechtlich durchaus
unterschiedlich bewertet werden. Es sei erschütternd gewesen zu sehen,
unter welchem Druck Kollegen in anderen Ländern bereits Entscheidungen
dieses Ausmaßes hätten fällen müssen. Die heute vorgelegten
Handlungsempfehlungen geben deshalb jetzt verantwortlichen Akteuren
durch medizinisch und ethisch begründete Kriterien und
Verfahrensweisen eine Entscheidungsgrundlage.
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AUSLAND/2572: Die neuen globalen Gesundheitsmächte (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 27. März 2020

german-foreign-policy.com

Die neuen globalen Gesundheitsmächte

Berlin und Brüssel werfen China wegen seiner Covid-19-Hilfen einen
"Kampf um Einfluss" mit einer "Politik der Großzügigkeit" vor.



BERLIN - Die Bundesregierung und die EU-Kommission bringen
sich gegen chinesische Hilfsaktionen im Kampf gegen die Covid-19-Pandemie
in Stellung. Mit Blick darauf, dass beispielsweise Italien systematisch
Unterstützung aus Beijing bekommt, nachdem die EU ihm Hilfen verweigert
hat, heißt es im Bundesverteidigungsministerium, es stünden "kontroverse
Debatten zum Umgang mit ... China" bevor. Der EU-Außenbeauftragte Josep
Borrell diagnostiziert eine "globale Schlacht der Narrative": Beijing führe
einen "Kampf um Einfluss" mit einer "Politik der Großzügigkeit"; dem müsse
die Union nun entgegentreten. Hintergrund ist, dass China, seit es ihm
gelungen ist, das Covid-19-Virus einzudämmen, einer wachsenden Zahl an
Staaten weltweit zur Seite springt, während die Mächte des Westens, die
traditionell mit Hilfsleistungen ihren globalen Einfluss zementiert haben,
das Virus nicht unter Kontrolle bekommen und teils selbst von Hilfe
abhängig werden. Experten prognostizieren für die Zeit nach dem Ende der
Pandemie "eine veränderte Weltordnung" mit den Ländern Ostasiens als "neue
globale Gesundheitsmächte".

Chinas Hilfsaktionen

China baut seine internationalen Hilfsaktionen im Kampf gegen die 
Covid-19-Pandemie immer weiter aus. Nach einer Reihe von Lieferungen medizinischer
Schutzausrüstung unter anderem nach Italien, Spanien, Frankreich,
Griechenland und in weitere europäische Länder ist am Mittwoch das
inzwischen dritte chinesische Ärzteteam zu einem Hilfseinsatz nach Italien
aufgebrochen. Darüber hinaus unterstützt Beijing nicht nur Iran und den
Irak, sondern inzwischen auch die Länder Afrikas. Zum einen geben
chinesische Mediziner in Videokonferenzen systematisch ihre Kenntnisse und
Erfahrungen an Kollegen aus afrikanischen Staaten weiter; zum anderen sind
erste Hilfslieferungen auf dem afrikanischen Kontinent eingetroffen. Am
Sonntag etwa kamen in Äthiopiens Hauptstadt Addis Abeba mehr als 100 Tonnen
Hilfsgüter für die Afrikanische Union (AU) an, darunter 1,5 Millionen
Testkits. Jeder der insgesamt 55 AU-Mitgliedstaaten soll daraus 20.000
Testkits, 100.000 Schutzmasken, 1.000 Schutzanzüge und weitere Materialien
erhalten. Die Ausrüstung werde, hieß es, mit Hilfe von Ethiopian Airlines
auf dem gesamten Kontinent verteilt. Auf chinesischer Seite wird die Aktion
von der Jack Ma Foundation und der Alibaba Foundation durchgeführt.[1]

Erstmals keine US-Führung

Über die chinesischen Hilfslieferungen ist inzwischen im Westen eine
heftige Debatte entbrannt - insbesondere, da die Mächte Westeuropas und
Nordamerikas mangels Vorbeugung sogar tiefer in die Krise geraten sind als
China und, völlig anders als gewohnt, teils selbst Hilfe benötigen. Noch
vor wenigen Jahren hätten den weltweiten Kampf gegen die Ebola-Epidemie die
Vereinigten Staaten angeführt, rief in der vergangenen Woche Rush Doshi,
ein Experte der Washingtoner Brookings Institution, in Erinnerung. Jetzt
hingegen erlebe man "die erste große globale Krise seit Jahrzehnten ohne
aussagekräftige US-Führung und mit bedeutender chinesischer Führung".[2] In
Europa stößt besonders auf, dass die EU, die sich stets ihrer angeblichen
"Solidarität" brüstet, bis heute nicht einmal den am schwersten betroffenen
Ländern - insbesondere Italien und Spanien -Unterstützung zukommen lässt.
"Wir merken uns das", schrieb erst kürzlich der stellvertretende
Chefredakteur der traditionell loyal EU-orientierten italienischen
Tageszeitung La Repubblica.[3] Italien erhält inzwischen Unterstützung vor
allem aus China, aber auch aus Russland und Kuba.

"Nur bedingt verlässlich"

Die Entwicklung wird in Berlin mit Sorge registriert. "Italiens Zuwendung
zu China und Russland erfolgt auch, da sich die EU und deren
Mitgliedstaaten aus italienischer Sicht als nur bedingt verlässlich ...
zeigen", heißt es in einem Lagebericht des Bundesverteidigungsministeriums:
Man könne einen "zunehmenden Einfluss der Gesundheitsversorgung und -
politik" konstatieren.[4] Die Bundesregierung sucht gegenzusteuern, hat
inzwischen eine Hilfslieferung nach Italien auf den Weg gebracht und eine
kleinere Zahl an Betten auf Intensivstationen deutscher Krankenhäuser für
Covid-19-Patienten aus den am schwersten betroffenen Regionen Frankreichs
und Italiens zur Verfügung gestellt. Mit Blick auf Beijings
Hilfsaktivitäten in Afrika verlangt Bundesentwicklungsminister Gerd Müller
neue Maßnahmen, um die Covid-19-Pandemie auch in "Entwicklungsländern
einzudämmen und zu bekämpfen" [5]; darüber hinaus berichtet Außenminister
Heiko Maas, die G7-Außenminister seien sich einig, man solle "Unterstützung
für die gegen den Virus am schlechtesten gewappneten Länder der Welt"
leisten [6]. Konkrete Maßnahmen, die mit denjenigen Chinas auch nur
annähernd mithalten könnten, sind freilich nirgendwo in Sicht.

"Eine veränderte Weltordnung"

Experten sagen mit Blick auf die Pandemie mittlerweile ernstzunehmende
Machtverschiebungen voraus. "China und andere asiatische Länder", etwa
Südkorea und Singapur, hätten "einen Weg gefunden, das Virus einzudämmen
und jeden neuen Ausbruch zu kontrollieren", konstatiert der
Politikwissenschaftler Maximilian Mayer von der University of Nottingham
Ningbo China, die von der britischen University of Nottingham gemeinsam mit
chinesischen Stellen betrieben wird.[7] In Europa sei das Covid-19-Virus
"quasi als Naturgewalt kommuniziert" worden, "die wir nur noch abmildern
können". In Asien hingegen, so berichtet Mayer, "hat man von Anfang an
gesagt: 'Wir stoppen das aktiv!'" Nach dem Ende der Pandemie werde es "eine
veränderte Weltordnung" geben - "und innerhalb dieser Ordnung könnte man
die ostasiatischen Länder als die neuen globalen Gesundheitsmächte
bezeichnen", urteilt Mayer: "Schon jetzt bietet China europäischen Ländern
die eigene Expertise an. Daran zeigt sich, wie sich die internationale
Ordnung verändert."

"Schlacht der Narrative"

In Ermangelung der Fähigkeit, auf dem Feld der Hilfsleistungen im Kampf
gegen die Covid-19-Pandemie mit Beijing gleichzuziehen, setzen Berlin und
die EU-Kommission jetzt auf politischen Druck und ideologische Kampagnen.
In nächster Zeit sei in der EU wie auch in der NATO mit "kontroversen
Debatten zum Umgang mit Russland und China" zu rechnen, heißt es mit Blick
auf Italien und andere europäische Empfänger chinesischer - und russischer -
 Hilfe drohend in dem erwähnten Lagebericht des
Bundesverteidigungsministeriums.[8] Eine weitere Kampfansage kam zu
Wochenbeginn aus Brüssel. In einer Stellungnahme erklärte der 
EU-Außenbeauftragte Josep Borrell: "Covid-19 wird unsere Welt neu formen."[9]
Zwar müsse die EU noch beweisen, "dass Solidarität keine hohle Phrase ist",
sowie im Kampf gegen die Pandemie "mit Partnern auf der ganzen Welt"
kooperieren. Doch sei zugleich "eine globale Schlacht der Narrative" im
Gang: "China verbreitet aggressiv die Botschaft, dass es - anders als die
USA -ein verantwortungsvoller und zuverlässiger Partner ist." Dem "Kampf um
Einfluss" durch eine "Politik der Großzügigkeit" müsse man entgegentreten.

"Fake News"

Die EU tut dies unter anderem, indem sie ihre East StratCom Task Force
gegen China in Stellung bringt. Die East StratCom Task Force wurde seit
2015 aufgebaut, um tatsächliche oder angebliche Desinformationskampagnen
aufzuspüren und offenzulegen. In den vergangenen Jahren war dabei
gewöhnlich von "Pro-Kreml-Propaganda" die Rede (german-foreign-policy.com
berichtete [10]). Jetzt nimmt die East StratCom Task Force auch die
Volksrepublik ins Visier. In einem aktuellen "Special Report" listet die
Einrichtung angeblich "falsche Narrative" im Zusammenhang mit dem 
Covid-19-Virus auf. Als "Fake News" werden dabei auch folgende Aussagen
klassifiziert: "Die EU ist nicht bereit, ihren Mitgliedstaaten dringende
Hilfe zu leisten - stattdessen müssen sie sich auf äußere Hilfe verlassen",
etwa aus China; und: "China kommt der EU zu Hilfe, während Brüssel die 
EU-Mitgliedstaaten im Stich lässt."[11] Erste Berichte in Leitmedien greifen
die beiden Aussagen inzwischen als Beispiele für angebliche "Fake News"
auf.[12]


Mehr zum Thema:

Annahme verweigert

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8224/


Anmerkungen:

[1] Edith Mutethya: Africa's fight against COVID-19 receives major boost
with Alibaba's donation. chinadaily.com.cn 24.03.2020.

[2] Steven Lee Myers, Alissa J. Rubin: Its Coronavirus Cases Dwindling,
China Turns Focus Outward. nytimes.com 18.03.2020.

[3] Lässt Europa Italien im Stich? Frankfurter Allgemeine Zeitung
24.03.2020. 


S. auch Die Solidarität der EU 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8218/

und Die Solidarität der EU (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8220/

[4] Alexander Sarovic: Europa verliert den Kampf der Bilder. spiegel.de
25.03.2020.

[5] Tobias Heimbach: Wehe, wenn Corona die ärmsten Länder erreicht -
Entwicklungsminister Müller sieht die Welt in der größten Krise seit
Jahrzehnten. businessinsider.de 25.03.2020.

[6] Außenminister Maas nach dem virtuellen Treffen der G7-Außenminister.
Pressemitteilung des Auswärtigen Amts. Berlin, 25.03.2020.

[7] Judith Görs: "Wir befinden uns im Propagandakrieg". n-tv.de 19.03.2020.

[8] Alexander Sarovic: Europa verliert den Kampf der Bilder. spiegel.de
25.03.2020.

[9] The Coronavirus pandemic and the new world it is creating.
eeas.europa.eu 23.03.2020.

[10] S. dazu Kalter Medienkrieg

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6805/

[11] EEAS Special Report: Disinformation on the coronavirus - short
assessment of the information environment. euvsdisinfo.eu 19.03.2020.

[12] Thomas Gutschker, Friederike Böge: Globale Schlacht der Narrative.
Frankfurter Allgemeine Zeitung 26.03.2020.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





AUSLAND/2571: Gleichberechtigung führt nicht immer zu gleichem Gesundheitszustand von Männern und Frauen (idw)


Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 25.03.2020

Bevölkerungsgesundheit: Gleichberechtigung führt nicht immer zu gleichem Gesundheitszustand von Männern und Frauen

In gleichberechtigten Gesellschaften schätzen Frauen und Männer ihre
Gesundheit ähnlich ein - nicht aber auf Kuba. Das belegt MPIDR-Forscherin
Mine Kühn in ihrer jüngsten Publikation.



Der Unterschied in der Lebenserwartung zwischen Männern und Frauen auf
Kuba ist besonders klein. Man könnte also annehmen beim Gesundheitszustand
sei dies ähnlich. Ist es aber nicht: Frauen in Havanna schätzen ihre
Gesundheit deutlich schlechter ein als Männer in der kubanischen
Hauptstadt. Ab dem 60. Lebensjahr schätzen Frauen in Havanna nicht nur
ihre Gesundheit als deutlich schlechter ein, sondern leiden auch häufiger
und stärker als Männer unter Depression sowie an chronischen und
altersbedingten Krankheiten.

Dabei gilt die kubanische Gesellschaft als besonders gleichberechtigt und
das Gesundheitssystem als vorbildlich. Jeder hat dazu kostenlosen Zugang.
Schon in den 1960er- und 1970er-Jahren hat sich aufgrund von
Gesundheitsreformen insbesondere die Lebenserwartung deutlich verbessert.
Sie gehört heute zu den höchsten in Lateinamerika und ist nur etwas
geringer als in den USA.

"Um unsere These zu stützen, verglichen wir den Gesundheitszustand der
Bewohner Havannas mit Bevölkerungen, die einen schlechteren Zugang zum
Gesundheitssystem haben und als weniger gleichberechtigt gelten", sagt
Mine Kühn. Die Forscherin am Max-Planck-Institut für demografische
Forschung in Rostock zog als Vergleichspopulationen die Bewohnerinnen und
Bewohner Mexiko-Stadts und die nicht in den USA geborene
lateinamerikanische Bevölkerung in den USA heran.

In allen drei Gesellschaften ist der Gesundheitszustand der Frauen
schlechter als der der Männer. Am größten sind die Unterschiede
überraschenderweise in Havanna. "Das bleibt auch dann noch so, wenn wir in
unseren Berechnungen Einflussfaktoren wie Alter, Einkommen, Bildung,
Familienzusammensetzung und Rauchen berücksichtigen", sagt Mine Kühn. Ihre
Ergebnisse veröffentlichte sie im Wissenschaftsjournal European Journal of
Ageing. Für ihre Schätzungen nutzte sie Daten der Umfragen "Survey on
Health, Well-Being, and Aging in Latin America and the Caribbean" und der
"2000 Health and Retirement Study".


Über das MPIDR

Das Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersucht die Struktur und Dynamik von Populationen. Die
Wissenschaftler*innen des Instituts erforschen politikrelevante Themen wie
den demografischen Wandel, Altern, Geburtendynamik und die Verteilung der
Arbeitszeit über die Lebensspanne, genauso wie den digitalen Wandel und
die Nutzbarmachung neuer Datenquellen für die Erforschung von
Migrationsströmen. Das MPIDR ist eine der größten demografischen
Forschungseinrichtungen in Europa und zählt international zu den
Spitzeninstituten in dieser Disziplin. Es gehört der
Max-Planck-Gesellschaft an, der weltweit renommierten deutschen
Forschungsgemeinschaft.

www.demog.mpg.de


Originalpublikation:
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Gender differences in health in Havana versus in Mexico City and in the US
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POLITIK/2050: COVID-19 - Preisexplosion für Medikamente und Schutzausrüstungen - Politik muss eingreifen (DIVI)


Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) - 23. März 2020

COVID-19: Preise für Medikamente und Schutzausrüstungen schnellen in die Höhe - Intensiv- und Notfallmediziner fordern sofortiges Eingreifen der Politik!



Deutschlands Intensiv- und Notfallmedizinern geht die persönliche
Schutzausrüstung zur Behandlung von Covid-19-Patienten aus! Noch
erhältliche Atemschutzmasken, mehrlagiger OP-Mundschutz,
Untersuchungshandschuhe oder laminierte Schutzkittel werden auf dem
Markt mittlerweile zu vielfach überteuerten Preisen angeboten. "Diese
reine Profitgier und den akuten Materialengpass muss die Politik
sofort stoppen", fordert Professor Uwe Janssens, Präsident der
Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI) und damit Stimme von rund 3.000 auf diesem
Gebiet der Medizin tätigen Menschen. "Wenn jetzt nicht binnen weniger
Tage ausreichend Schutzausrüstungen für unser medizinisches Personal
bereitgestellt wird, dann können die bald nicht mehr arbeiten!" Betten
gäbe es noch genug. "Aber so hart es ist: Mitarbeiterschutz geht vor",
so der Chefarzt der Klinik für Innere Medizin und Internistische
Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler.

Der Mediziner selbst bekommt aktuell pro Tag rund zehn Angebote von
Privatanbietern, die dringend benötigte Schutzausrüstung nach eigenem
Bekunden direkt liefern könnten. "Diese Angebote sind überwiegend
unseriös, die Preise werden in eine phantasievolle Höhe getrieben",
beobachtet Janssens. Eine sogenannte FFP2-Maske mit Atemschutzfilter
kostet je nach Ausführung 11 bis 60 Cent.

"Unsere Klinik kauft heute notgedrungen tausende Masken zum Preis von
7 Euro das Stück. Normalerweise müsste die Politik direkt einschreiten
und ausreichend Masken vom Markt nehmen und den Kliniken zur Verfügung
stellen. Es scheint sie ja zu geben", so der Chefarzt. Ein normaler,
dreilagiger Klinik-Mundschutz mit Gummiband lag vor eintreten der
Corona-Pandemie bei 3 bis 15 Cent, eine OP-Maske mit hoher
Keimdichtigkeit bei 5 bis 15 Cent. Erste Anbieter verlangen nun das
Fünffache. Die Lieferzeiten sollen zwischen 14 und 30 Tagen liegen.

Medikamente zur Intensivbehandlung: Pharma-Preissteigerungen sofort stoppen

Wie viele Schutzausrüstungen deutschlandweit fehlen, lässt sich
aktuell aber nur schwer einschätzen. Die Intensiv- und
Notfallmediziner haben in den vergangenen Tagen das
DIVI-Intensivregister aufgebaut, in dem Kliniken ihre aktuell freien
Behandlungskapazitäten auf Intensivstationen aufzeigen können. Viele
Kliniken haben Operationen verschoben, um Platz zu schaffen für
Covid-19-Patienten.

Aktuell stehen rund 5.000 freie Intensivbetten zur Verfügung. "Daran
sehen wir, dass die von der Politik georderten 10.000 Masken - von
denen wir noch keine gesehen haben - nur ein Tropfen auf den heißen
Stein sein können", sagt Jassens. "Alle Mitarbeiter in medizinischen
Einrichtungen leisten gerade überwältigende Arbeit, das muss allen
klar sein. Deswegen muss die Politik am besten noch heute alle
Ressourcen an Schutzmaterialien ausschöpfen, sichern und
bedarfsgerecht über eine zentrale Stelle verteilen", sagt der
DIVI-Präsident. Gleiches gelte dabei bei Medikamenten für die
Intensivbehandlung. "Wir beobachten schon jetzt, dass einige
Pharma-Unternehmen die Preise ihrer Produkte in die Höhe schnellen
lassen. Aus einer solchen Notlage nun Profit zu schlagen, ist
unsolidarisch und ethisch überhaupt nicht mehr zu vertreten. Das muss
sofort gestoppt werden!"

Übergeordnete Instanz muss schnell und bedarfsgerecht Schutzmaterialien verteilen

Schwierigkeiten könnten nun auch beim Kauf von dringend benötigten
Beatmungsgeräten auftreten. "Zwar produzieren die uns bekannten
Hersteller schon zu einem marktüblichen Preis nach, aber die
Lieferzeiten betragen bis zu 20 Wochen", sagt Michael Dischinger,
Leiter des Einkaufes am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler. Was die
Schutzausrüstung des Klinik-Personals angeht, ist Dischinger sehr
besorgt. "Die Preise explodieren, die Vorräte reichen nur noch wenige
Tage. Und wie wir an neues Material von seriösen Anbietern kommen,
kann ich noch nicht sagen." Zudem wurden bislang nach seiner Auskunft
rund 90 Prozent der benötigten Materialien ohnehin in Asien gefertigt -
 und die seien nun eben nicht mehr lieferbar.

In einer Einkaufsgemeinschaft mit rund 200 Kliniken ist Dischinger
daran beteiligt, passende Lösungen zu finden. "Wir werden Schutzmasken
und Kittel so aufbereiten, dass diese wie früher mehrfach verwendet
werden können. Aber auch da sind uns Grenzen gesetzt." Wie viele
seiner Kollegen hofft er darauf, dass die Politik nun eine
übergeordnete Instanz zur seriösen Beschaffung und Verteilung der
Schutzausrüstungen einsetzt.

 * 

Quelle:

Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e.V. (DIVI)

Pressemitteilung vom 23. März 2020

Luisenstraße 45, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 40 00 56 07

Fax: 030 / 40 00 56 37

E-Mail: info@divi.de

https://www.divi.de
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STANDPUNKT/011: COVID-19 - Sozialversicherungspflicht für honorarärztliche Tätigkeit schnell aussetzen (DGIV)


Sozialversicherungspflicht für honorarärztliche Tätigkeit schnell aussetzen

Sozialversicherungspflicht für honorarärztliche Tätigkeit schnell aussetzen



Berlin - Die Deutsche Gesellschaft für Integrierte Versorgung im
Gesundheitswesen e. V. (DGIV) empfiehlt dringend, während der
Corona-Krise durch Aussetzung der Sozialversicherungspflicht für die
Tätigkeit von nicht angestellten Ärzten im Krankenhaus eine weitere
wichtige sozialrechtliche Maßnahme für die Aufrechterhaltung der
Versorgungsaufträge der Krankenhäuser zu treffen.

"Durch die Ausweitung von Krankenhauskapazitäten auf den Schwerpunkt
der Versorgung von Corona-Patienten muss in den Krankenhäusern
ärztliches Personal umgesetzt oder zusätzlich organisiert werden. Das
führt automatisch zu Engpässen in der Regelversorgung.", so Prof.
Stefan G. Spitzer, Vorstandsvorsitzender der DGIV. "Die mit den
BSG-Entscheidungen aus dem vergangenen Jahr festgestellte regelmäßige
Sozialversicherungspflicht für die ursprünglich in freier Mitarbeit im
Krankenhaus tätigen Ärzten stellt immer noch ein großes Hemmnis für
die Unterstützung der Krankenhausversorgung durch - überwiegend
niedergelassene - Ärzte dar. Dieses Hindernis sollte jetzt angesichts
der Corona-Krise schnell und unbürokratisch beseitigt werden."

Mit dieser Maßnahme kann für alle Krankenhäuser ein ärztliches
Potenzial erschlossen werden, das dringend benötigt wird. Die
Sozialversicherungspflicht wurde bereits vor einigen Jahren für die
notärztliche Versorgung abgeschafft. Zur Begründung dieses Schrittes
erklärte die Bundesregierung, dass dieser Personenkreis neben einer
anderen ausgeübten Tätigkeit zur Sicherstellung einer flächendeckenden
notärztlichen Versorgung und somit zur Erfüllung einer öffentlichen
Aufgabe beiträgt. Diese Ausnahme (von der Sozialversicherungspflicht)
sei im Interesse des Allgemeinwohls und zum Schutz von Leben und
Gesundheit von Patientinnen und Patienten in Akutsituationen
gerechtfertigt 

(http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811142.pdf).

Mit der Corona-Krise ist zweifellos eine Akutsituation gegeben, die
eine solche Ausnahme nicht nur jederzeit rechtfertigt, sondern
dringend erforderlich macht. Die Krankenhäuser suchen händeringend
nach Ärzten, die sie unmittelbar oder mittelbar zur Auseinandersetzung
mit der Epidemie einsetzen können. Viele hochqualifizierte Fachärzte
sind bereit und in der Lage, meist noch neben ihrer hauptberuflichen
Tätigkeit auch in Krankenhäusern außerhalb eines
Arbeitsrechtsverhältnisses mitzuarbeiten.

Die Bundesregierung sollte jetzt das Ihre dazu beitragen, dass diese
grundsätzliche Bereitschaft auch eine möglichst große Umsetzung in der
Versorgungswirklichkeit findet.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Integrierte Versorgung im Gesundheitswesen e. V.

Pressemitteilung vom 25. März 2020

Friedrichstraße 171, D-10117 Berlin

Telefon: 0 30 / 44 72 70 80, Fax: 0 30 / 44 72 97 46

E-Mail: info@dgiv.org

Internet: www.dgiv.org
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EPIDEMIE/179: COVID-19 - Erste Daten für die Anzahl von Patienten sowie verfügbaren Intensivbetten (DIVI)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 20.03.2020

COVID-19: Erste Daten für die Anzahl von Patienten sowie verfügbaren Intensivbetten



Gute Nachrichten in Zeiten der COVID-19-Pandemie: Deutschlands
Intensiv- und Notfallmediziner gewinnen nach erstmaliger Datenerhebung eine
Ad-hoc-Übersicht auf die verfügbaren Behandlungskapazitäten hiesiger
Intensivstationen. Im neu geschaffenen DIVI Intensivregister wird nun auf
einen Blick deutlich, in welchen Kliniken aktuell genau wie viele Plätze
für Corona-Patienten zur Verfügung stehen. Derzeit berichten die
teilnehmenden Kliniken von rund 4.800 Intensivbetten, die in den nächsten
24 Stunden bereitgestellt werden können. Im Moment werden deutschlandweit
schon einige hundert Corona-Patienten intensivmedizinisch behandelt.

Beteiligt haben sich am Register der Deutschen Interdisziplinären
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) bereits die Hälfte
aller Intensivstationen in Deutschland, die ihre Daten laufend
aktualisieren.

Es sind die ersten Zahlen, die die derzeitige Situation in Deutschland vor
Augen führen: Wie hoch ist die tatsächliche Zahl schwer Erkrankter, die in
einer Klinik behandelt werden müssen? Haben wir genug Kapazitäten auf den
Intensivstationen? Genug Beatmungsplätze? Und Personal? Auf die
drängendsten Fragen dieser Tage können die Deutsche Interdisziplinäre
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI), das Robert
Koch-Institut (RKI) und die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) nun
gemeinsam Antworten geben. Am Dienstag starteten sie das DIVI
Intensivregister - eine Datenbank, in der Intensivstationen unter anderem
ihre derzeitige Belegung sowie Fallzahlen behandelter COVID-19-Patienten
melden. Bisher folgten rund 600 Intensivstationen dem Aufruf. Dies
entspricht etwa der Hälfte aller Intensivstationen in Deutschland. Mit der
wachsenden Zahl teilnehmender Kliniken werden die Experten ab sofort
erkennen können, wie sich die Zahl freier Intensivbetten im Verhältnis zu
den schwer verlaufenden Infektionen weiterentwickelt.

Stündlich mehr Datensätze abrufbar

"Das DIVI Intensivregister, innerhalb kürzester Zeit entwickelt, ist
bereits nach wenigen Tagen ein großer Erfolg", freuen sich PD Dr. Linus
Grabenhenrich vom Robert Koch-Institut in Berlin wie auch PD Dr. Mario
Menk, Intensivmediziner an der Charité - Universitätsmedizin Berlin. "Die
Bereitschaft der Kliniken ist wirklich toll! Und stündlich kommen neue
oder aktualisierte Datensätze hinzu." DIVI-Sektionssprecher Professor
Christian Karagiannidis, Leiter des ECMO-Zentrums der Lungenklinik
Köln-Merheim und sein Stellvertreter, Professor Steffen Weber-Carstens,
Sprecher des ARDS-ECMO Centrums an der Charité - Universitätsmedizin
Berlin ergänzen: "Es ist uns somit gelungen, erstmals die Kapazitäten auf
den Intensivstationen in der ganzen Republik tagesaktuell darzustellen.
Darüber hinaus bietet das Intensivregister die Möglichkeit,
Prädiktionsmodelle zum Verlauf der Pandemie im Hinblick auf die
intensivmedizinisch zu versorgenden Patienten zu entwickeln."

Tägliche Veröffentlichung aktualisierter Kartendarstellungen der Fallzahlen und Bettenkapazitäten

Die DIVI veröffentlicht deshalb auch ab sofort täglich Kartenansichten
unter www.divi.de/register/kartenansicht, die die regionalen
Patientenzahlen wie auch verfügbaren Kapazitäten auf Intensivstationen,
besonders für beatmungspflichtige Patienten, darstellen. "Diese
Kartendarstellung liest sich ähnlich einer Wettervorhersage und ist
mithilfe der Datensätze des Registers möglich", erklärt Linus
Grabenhenrich, der die Karten im RKI berechnet und erstellt.

Der Mann der Zahlen kann deshalb auch berichten

(Stand 20. März 2020, 18 Uhr):

- Unser Register erfasst bereits 323 COVID-19-Fälle in
intensivmedizinischer Behandlung. Die Zahl der im gesamten Bundesgebiet
behandelten Patienten lässt sich daraus nur bedingt schätzen, da noch
nicht alle Krankenhäuser Daten in das Register eingegeben haben.

- In den kommenden 24 Stunden, so berichten die Kliniken, können sie
4.814 weitere Intensivbetten neu belegen. Und dies deckt nur einen Teil
aller Klinikstandorte in Deutschland ab - die tatsächliche Zahl
verfügbarer Intensivbetten liegt also deutlich höher.

Service für Feuerwehr und Rettungsdienste zur Leitung der Patienten

In diesem wachsenden und lernenden System ist ein Teil der Datenbank
öffentlich sichtbar. Dies ermöglicht im Notfall auch Feuerwehr und
Rettungsdiensten, Patientenberatungen und denen in Stadthallen, Schulen
oder Hotels zentral eingerichteten Corona-Kliniken, schnell und
unkompliziert freie Bettenkapazitäten zu finden. Ein einfaches Ampelsystem
signalisiert mit Rot, Gelb oder Grün die Verfügbarkeiten.

DIVI, RKI und DKG fordern weiterhin alle Kliniken und die hier tätigen
Intensivbereiche auf, sich im deutschlandweiten DIVI Intensivregister zu
registrieren und dort Daten täglich zu aktualisieren. Alle
Intensivmediziner können mitmachen: www.divi.de/intensivregister

"Die Zahlen verfügbarer Intensivbetten und Beatmungsplätze machen Mut", so
die DIVI-Sektionssprecher Karagiannidis und Weber-Carstens. "Hier zeigt
sich die hohe Bereitschaft vieler Kliniken, sich der Krise für die
Bevölkerung entgegenzustemmen. Wir sind bereit!"

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-covid-19-erste-daten-fuer-die-anzahl-von-patienten-sowie-verfuegbaren-intensivbetten

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79541

COVID-19: Erste Daten für die Anzahl von Patienten sowie verfügbaren Intensivbetten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 20.03.2020

WWW: http://idw-online.de
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HERZ/1238: Warnung vor voreiliger Chloroquin-Azithromycin-Kombinationstherapie gegen COVID-19 (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 25.03.2020

Warnung vor voreiliger Chloroquin-Azithromycin-Kombinationstherapie gegen COVID-19: Risiko bösartiger Rhythmusstörungen



Nach Trump-Äußerung: Deutsche Herzstiftung und Herzspezialisten warnen vor
voreiligem Einsatz beider Wirkstoffe in Kombination. Ihr Nutzen ist bis
heute nicht bewiesen, zudem besteht ein Risiko durch lebensgefährliche
Herzrhythmusstörungen.

Die Deutsche Herzstiftung und Herzspezialisten warmen vor den jüngsten
Äußerungen des US-amerikanischen Präsidenten ein sofortiger versuchsweiser
Einsatz des Anti-Malariamittels Chloroquin Kombination mit dem
Antibiotikum Azithromycin könne bei COVID-19-Erkrankten einen Durchbruch
bringen. Hierzu äußerte sich bereits in Medienberichten der Direktor des
nationalen Instituts für Allergien und Infektionskrankheiten der USA,
Anthony Fauci: Es gebe bislang nur vereinzelte
Berichte über eine Wirksamkeit des Medikaments (Chloroquin), aber keine
ernsthaften klinischen Studien, so ein dpa-Bericht. "Erst recht gibt es
keine ernstzunehmenden Berichte über die Kombinationstherapie von
Chloroquin und Azithromycin", gibt der Kardiologe und Pharmakologe Prof.
Dr. med. Thomas Meinertz vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen
Herzstiftung (www.herzstiftung.de) zu bedenken. "Man weiß aber, dass jedes
der beiden Medikamente zu bösartigen Herzrhythmusstörungen führen kann und
sich eine Kombinationstherapie beider Medikamente eigentlich verbietet."
Bevor eine solche problematische Therapie zum Einsatz komme, so die
Forderung von Meinertz, müsse man deren Wirksamkeit und
Nebenwirkungshäufigkeit unter klinischen Bedingungen, ganz überwiegend in
vergleichenden Untersuchungen (randomisiert) mit anderen Medikamenten,
kritisch untersuchen. "Nur dann, wenn die Wirksamkeit die
Nebenwirkungshäufigkeit bei weitem überwiegt - was durchaus sein könnte -
ist ein klinischer Einsatz einer solchen Therapie gerechtfertigt."

Vor Einsatz beim Patienten: Kombinationstherapie muss erst klinisch erprobt werden

Deutsche Herzstiftung und Herzspezialisten warnen jedoch davor, die
Kombinationstherapie von Chloroquin und Azithromycin zum jetzigen
Zeitpunkt klinisch einzusetzen. Sie muss zuvor in klinischen Studien
erprobt werden. Beide Medikamente können in jeweils seltenen Fällen,
häufiger aber bei Patienten mit vorbestehender Herzerkrankung, bösartige
Herzrhythmusstörungen (Kammerflimmern) mit zum Teil Todesfolge auslösen.
Der Mechanismus, das sogenannte Long-QT-Syndrom (LQT), ist für beide
Medikamente ähnlich: eine Verlängerung des QT-Intervalls und eine damit
einhergehende elektrische Instabilität des Herzens. Im EKG-Diagramm der
Herzstromkurve zeigt sich hierbei eine sichtbare Verlängerung des
Intervalls zwischen dem Beginn der Q-Zacke und dem Ende der T-Welle. Man
muss davon ausgehen, dass sich diese gefährlichen Nebenwirkungen beider
Medikamente addieren: "Chloroquin verlängert in höheren Dosen die QT-Zeit
deutlich. Gibt man dann Azithromycin, das selbst die QT-Zeit meist nur
mäßig verlängert, dazu, kann sich die QT-Zeit noch einmal verlängern",
darauf weist der Heidelberger Herzspezialist Prof. Dr. med. Klaus von
Olshausen, ehemaliger Chefarzt der Abteilung für Kardiologie der
Asklepios-Klinik Hamburg Altona, hin.

Empfehlung des US-Präsidenten unvertretbar und fahrlässig

Demnach ist die Empfehlung des US-amerikanischen Präsidenten unvertretbar
und fahrlässig. Sollte sich in klinischen Studien, die derzeit
durchgeführt werden, herausstellen, dass eine solche Kombinationstherapie
effektiv ist, "müsste diese unter EKG-Monitor-Kontrolle und
intensivmedizinischer Überwachung durchgeführt werden. Allerdings immer
nach dem Prinzip: Der Nutzen der Therapie muss das mögliche Risiko
deutlich überwiegen", betont von Olshausen. Sollte dies der Fall sein,
könnte eine kombinierte Therapie beider Medikamente trotz ihrer Risiken
durchaus infrage kommen. Unter welchen Bedingungen und unter welcher
Überwachung, ist dann zu klären.

Forschung setzt Hoffnung in Anti-Malaria-Medikament

Die bisherigen Erfahrungen zur Behandlung von COVID-19 Infektionen
beziehen sich praktisch ausschließlich auf Chloroquin als Einzeltherapie.
Zur Kombinationstherapie mit Azithromycin liegen praktisch keine
belastbaren klinischen Ergebnisse vor. Die Erfolge der Chloroquin-Therapie
erwecken große Hoffnungen, ohne bislang bewiesen zu sein. "Bei dieser
Therapie ist - trotz der relativ hohen Dosierung - das Risiko tödlicher
Herzrhythmusstörungen deutlich geringer als bei einer
Kombinationstherapie", so die Einschätzung von Meinertz. "Es ist zu
erwarten, dass hier mögliche günstige Wirkungen die negativen Auswirkungen
auf den Herzrhythmus überwiegen." In jedem Fall erfordere auch hier eine
relativ hoch dosierte Therapie mit Chloroquin (zweimal 500 mg täglich)
eine Überwachung des EKGs beziehungsweise des Herzrhythmus.

Laut Medienberichten planen Forscher, darunter das Tübinger Institut für
Tropenmedizin, das Antimalariamedikament Chloroquin im Kampf gegen
Corona-Erkrankungen an Menschen zu testen. Mit Verweis auf den Institutsleiter
Peter Kremsner wirke das Antimalaria-Medikament im Reagenzglas auch gegen
das Virus Sars-CoV-2, so ein dpa-Bericht. Auch seien in China und Italien
dem Institutsleiter zufolge Covid-19-Patienten mit Chloroquin behandelt
worden. Unklar sei aber, ob mit Erfolg, da die Erkrankten Chloroquin teils
in sehr hoher Dosierung und gemeinsam mit vielen weiteren Medikamenten
bekommen hätten, wie die dpa berichtet. "Es kann auch sein, dass es nicht
wirkt oder sogar schadet", wird Kremsner von der dpa zitiert.


Weitere Infos der Herzstiftung zum Coronavirus unter:

www.herzstiftung.de/pressemeldungen_artikel.php?articles_ID=956

Tipp: 

Eine Liste der Medikamente, die tödliche Herzrhythmusstörungen
auslösen können, darunter auch Chloroquin und Azithromycin, bietet der
kostenfreie Ratgeber der Herzstiftung "Lebensbedrohliche
Herzrhythmusstörungen: Wie schütze ich mich vor dem plötzlichen Herztod?,
anzufordern unter bestellung@herzstiftung.de oder per Tel. unter 069
955128400 oder unter 

www.herzstiftung.de/Herzwochen-2019-Ratgeber.html

Quellen zu den nicht veröffentlichten, aber im Internet zugänglichen
Arbeiten:

Colson P. et al., Chloroquine and hydroxychloroquine as available weapons
to fight COVID-19, in: International Journal of Antimicrobial Agents.

https://doi.org/10.1016/j.ijantimicag.2020.105932

Gautret P. et al., Hydroxychloroquine and Azithromycin as a treatment of
COVID-19: preliminary results of an open-label non-randomized clinical
trial

doi: https://doi.org/10.1101/2020.03.16.20037135

https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2020.03.16.20037135v1.full.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Infos der Herzstiftung zum Coronavirus unter: www.herzstiftung.de/pressemeldungen_artikel.php?articles_ID=956

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79554

DHS_COVID-19-Warnung-vor-Kombination-Chloroquin-Azithromycin_2020-03-25_FIN

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 25.03.2020
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KREBS/1231: Trotz Corona-Krise Versorgung von Krebspatienten sicherstellen (idw)


Deutsche Krebshilfe - 25.03.2020

Trotz Corona-Krise: Versorgung von Krebspatienten sicherstellen

Deutsche Krebshilfe, DKFZ und Deutsche Krebsgesellschaft sorgen sich um
die Versorgung der Krebspatienten in Zeiten der Corona-Krise



Bonn/Heidelberg/Berlin - Aufgrund der COVID-19-Pandemie ist eine
zunehmende Zahl von Patientinnen und Patienten mit Krebserkrankungen
besorgt, ob ihre Behandlung derzeit auf optimalem Niveau durchgeführt
werden kann. Die Deutsche Krebshilfe, das Deutsche Krebsforschungszentrum
(DKFZ) und die Deutsche Krebsgesellschaft haben sich zusammengetan und
eine gemeinsame Task Force eingerichtet, um über ihre
Krebsinformationsdienste deutschlandweit betroffene Patientinnen und
Patienten zu beraten und mit aktuellen Informationen zu versorgen. Über
die Netzwerke von DKFZ, Deutscher Krebshilfe und Deutscher
Krebsgesellschaft wird außerdem die Veränderung der aktuellen
Versorgungssituation der Krebspatienten erfasst und ein Frühwarnsystem
aufgebaut, um möglichst frühzeitig ein Signal über mögliche Einschnitte in
der Onkologie an Entscheidungsträger geben zu können.

Das INFONETZ KREBS der Deutschen Krebshilfe und der
Krebsinformationsdienst KID des Deutschen Krebsforschungszentrums sind mit
einer zunehmenden Anzahl von Anfragen von äußerst beunruhigten
Krebspatientinnen und -patienten konfrontiert. Diese weisen darauf hin,
dass aufgrund der Corona-Situation bei einzelnen Patientinnen und
Patienten diagnostische Maßnahmen oder Therapien angepasst oder sogar
verschoben werden.

Die Verläufe und Therapieverfahren bei Krebs unterscheiden sich je nach
Tumorart stark. Daher benötigt auch in der aktuellen Krisensituation jede
Patientin und jeder Patient eine Behandlung, die auf die individuelle
Situation zugeschnitten ist. "Es gibt bei Krebs manchmal
Erkrankungssituationen, in denen kein schnelles Handeln erforderlich ist.
In anderen Fällen ist eine dringende Behandlung geboten, um
Heilungschancen nicht zu gefährden", sagt Professor Dr. Michael Baumann,
der Vorstandsvorsitzende des Deutschen Krebsforschungszentrums, und
ergänzt: "In wieder anderen Fällen muss die Behandlung aufgrund einer
besonderen Infektionsgefährdung von Patienten individuell angepasst
werden. Pauschale Empfehlungen lassen sich daher nicht geben."


Der Krebsinformationsdienst des DKFZ (0800 - 420 30 40,
krebsinformationsdienst@dkfz.de) und das INFONETZ KREBS der Deutschen
Krebshilfe (0800 - 80 70 88 77, krebshilfe@infonetz-krebs.de) stellen
bereits seit Beginn der COVID-19-Pandemie zusätzliche Informationen für
Krebspatienten zur Verfügung. Darüber hinaus wurden die Kapazitäten zur
Beratung und Diskussion vorgeschlagener Behandlungsoptionen weiter
ausgebaut.

In Deutschland erkranken durchschnittlich etwa 1.400 Menschen täglich neu
an einer Krebserkrankung, die oft lebensbedrohlich ist. Mehrere
hunderttausende Patientinnen und Patienten mit Krebserkrankungen befinden
sich in Diagnostik und Therapie. "Trotz der sich schnell ausbreitenden
COVID-19-Pandemie, die das Gesundheitssystem vor besondere
Herausforderungen stellt, darf die Versorgung unter keinen Umständen
vernachlässigt werden", sagt Gerd Nettekoven, Vorstandsvorsitzender der
Stiftung Deutsche Krebshilfe.

Um kontinuierlich zu analysieren, ob es während der COVID-Pandemie zur
Unterversorgung von Krebspatienten und -patientinnen in Deutschland kommt,
baut die gemeinsame Task Force von DKFZ, Deutscher Krebshilfe und
Deutscher Krebsgesellschaft derzeit ein Frühwarnsystem unter Einbeziehung
ihrer Netzwerke mit universitären Krebszentren, zertifizierten Zentren,
den Krebsinformationsdiensten und weiteren Partnern auf. Die aktuelle
Versorgungslage in Deutschland wird regelmäßig bewertet, um kurzfristig
den Dialog mit den politischen Entscheidungsträgern zu suchen.

"Wir gehen davon aus, dass die verantwortlichen Behandler vor Ort mit
ihren Patienten gemeinsam das Interesse haben, auch unter den erschwerten
Bedingungen zu einer bestmöglichen Lösung für ihre Patienten zu kommen,
dazu gehört auch, Risikopatienten mit Krebs vor weiteren gesundheitlichen
Problemen zu schützen", so Professor Dr. Olaf Ortmann, Präsident der
Deutschen Krebsgesellschaft.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution500

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Krebshilfe - 25.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





NIERE/091: Dialysepatienten sind in mehrfacher Hinsicht Covid-19-Hochrisikopatienten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 25.03.2020

Dialysepatienten sind in mehrfacher Hinsicht Covid-19-Hochrisikopatienten



Berichte aus Dialysezentren zeigen, dass Corona-infizierte
Dialysepatienten oft einen schweren Verlauf der Covid-19-Erkrankung haben
und nach vorliegender Datenlage auch überproportional häufig versterben.
Die DGfN mahnt im Hinblick auf die eingeschränkte, noch vorläufige
Datenlage dazu, diese nur vorsichtig zu interpretieren, möchte aber für
diese Patientengruppe sensibilisieren: Dialysepatienten kumulieren in sich
die bereits bekannten Covid-19 Risikofaktoren, sind wie kaum eine andere
Patientengruppe gefährdet und müssen in besonderem Maße geschützt werden.
Das darf nicht aus dem Fokus der Politik und Öffentlichkeit geraten.

Laut Robert Koch-Institut zählen Patienten mit Nierenerkrankungen als
Personen mit einem höheren Risiko für einen schweren
COVID-19-Krankheitsverlauf [1]. Sie sollten besonders strikt die
Hygieneempfehlungen und empfohlenen allgemeinen Maßnahmen (sozialen
Distanzierung) befolgen, um ihr Infektionsrisiko gering zu halten. Nach
Ansicht der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN) stehen
Nierenpatienten - und insbesondere Dialysepatienten - aber nicht nur in
der Reihe der gefährdeten Patientengruppen, sondern haben im Gegensatz zu
den anderen Patientengruppen sogar ein kumulatives Risiko, denn sie
vereinen mehrere bereits identifizierte Komorbiditen und Risikofaktoren,
insbesondere Herzerkrankungen, Bluthochdruck und Diabetes mellitus. Hinzu
kommt, dass Dialysepatienten nicht zu Hause bleiben können, sondern sich
drei- bis viermal pro Woche dem Transport in ihr Dialysezentrum und damit
dem Kontakt mit anderen, möglicherweise infizierten, Menschen und
Patienten aussetzen müssen. Dialysepatienten haben ein extrem erhöhtes
kardiovaskuläres Risiko und versterben überproportional häufig an
Herz-Kreislauferkrankungen [2]. Die Dialysepflichtigkeit ist außerdem bei fast
der Hälfte der Betroffenen eine Folgeerkrankung von Diabetes mellitus und
bei gut einem Viertel der Betroffenene eine Folge von Bluthochdruck. Last,
but not least: Die Mehrzahl aller Dialysepatienten ist alt (über 70
Jahre).

"Unsere Patienten sind somit hochempfindlich und wir müssen uns daher
besonders intensiv um sie kümmern und versuchen, die Infektionsraten in
der Dialysepopulation möglichst gering zu halten", erklärt Professor Julia
Weinmann-Menke, Mainz, Pressesprecherin der DGfN. "Die Dialysezentren
arbeiten mit Hochdruck, um das Ansteckungsrisiko gering zu halten.
Notwendige Voraussetzung ist die ausreichende Ausstattung von
Dialysezentren mit Hygienematerial, also Schutzmasken und
Desinfektionsmittel. Auch bei den Krankentransporten hin und vom
Dialysezentrum sind besondere Schutzvorkehrungen nötig. Nur dann können
wir die Verbreitung des Virus in der Dialysepopulation eindämmen."

"Die Linie zwischen Information und Panikmache ist allerdings sehr dünn
und wir haben es bisher vermieden, an die Öffentlichkeit zu gehen - in
erster Linie, um unsere Patienten nicht zu verunsichern. Doch weil
Nierenpatienten als Risikogruppe oft aus dem Blick geraten, sei es in der
Berichterstattung der Medien, z.T. auch in der Wahrnehmung der Behörden
und Politik, müssen wir dringend Aufklärungsarbeit leisten: Es liegen
Daten vor, die bei Dialysepatienten einen besorgniserregenden
Krankheitsverlauf mit hoher Sterberate zeigen", erklärt DGfN-Präsident
Professor Jan Galle, Lüdenscheid. Zu nennen ist die Publikation eines
Dialysezentrums aus Wuhan [3]. Von 230 Dialysepatienten waren 37 Patienten
mit dem Coronavirus infiziert und 6 dieser Corona-positiven Patienten
verstarben, also fast jeder sechste.

"Natürlich, es sind Daten aus China, die wir nicht ohne weiteres auf
Europa übertragen können, auch ist die Fallzahl insgesamt so gering, dass
noch keine statistisch valide Aussage getroffen werden kann. Die DGfN baut
derzeit ein eigenes Register auf und wird das Krankheitsgeschehen bei
Corona-positiven Dialysepatienten auswerten. Aber im Moment gibt es schon
erste Berichte einzelner Zentren und bei aller Vorsicht bei der
Interpretation dieser Daten, dürfen wir die Signale aus diesen Berichten
nicht ignorieren", so Galle. Andererseits stimmen aktuelle italienische
Daten wiederum optimistischer [4] - von 18 infizierten Patienten leben
alle, nur einer ist schwer erkrankt und wird intensivmedizinisch
überwacht.

"Nochmal: Wir wollen keine Panik schüren, müssen aber zum jetzigen
Zeitpunkt konstatieren und an die Öffentlichkeit bringen, dass die
Dialysepopulation eine hochgefährdete Patientengruppe darstellt. Egal, ob
die Todesrate am Ende bei 1:30 oder 1:6 liegt - sie ist um ein Vielfaches
höher als in der Allgemeinbevölkerung, wo sie laut Einschätzung des
Virologen Prof. Drosten bei 0,5% liegt, also bei 1:200. Das bedeutet, dass
wir Dialysepatienten in einem besonderen Maße schützen müssen", so der
DGfN-Präsident abschließend.

Die italienischen Daten [4] zeigen, dass man mit höchsten
Sicherheitsvorkehrungen die Infektionsraten in Dialysezentren eindämmen
kann. Dazu gehöre auch, so die italienischen Autoren, dass alle Patienten
- wenn möglich - einen Mundschutz tragen. "Leider lässt das die derzeitige
Ausstattung von Dialysezentren mit Schutzmaterial derzeit nicht zu, wir
sind froh, wenn wir überhaupt das Personal und infizierte Patienten mit
Masken versorgen können", erklärt Pressesprecherin Weinmann-Menke und
appelliert an die Politik, Dialysezentren bevorzugt mit Hygienematerialien
auszustatten.
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STUDIE/294: Zelleigene Protein-Schredder zum Kampf gegen Krebs (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 25.03.2020

Zelleigene Protein-Schredder zum Kampf gegen Krebs



Ein internationales Forscherteam unter Federführung der Universitäten Bonn
und Ulm hat untersucht, wie sich ein zelleigener "Protein-Schredder"
gezielt zum Kampf gegen Krebs programmieren lässt. In ihrer Studie konnten
die Wissenschaftler den Abbau von Proteinen nachweisen, die zum Beispiel
bei Brustkrebs übermäßig aktiv sind. Die Ergebnisse sind in der
renommierten Fachzeitschrift "Chemical Science" erschienen.

Zellen produzieren am laufenden Band Proteine, um ihre Aufgaben im Körper
wahrnehmen zu können. Diejenigen Eiweiß-Moleküle, die nicht mehr gebraucht
werden, erhalten eine Art "Entsorgungs-Aufkleber". Alle Proteine mit einem
solchen Etikett werden dann von einem zelleigenen Schredder, dem
Proteasom, zerkleinert und recycelt.

Seit einigen Jahren versuchen Forscher, diesen Mechanismus gezielt zum
Kampf gegen Krankheiten wie Krebs zu nutzen. Denn auch Tumorzellen
benötigen bestimmte Proteine. Könnte man diesen ein Abbau-Etikett
anheften, würden sie vom Proteasom unweigerlich geschreddert. Die
Krebszelle würde so in ihrem Wachstum gehemmt.

Tatsächlich hat sich dieser Ansatz im Reagenzglas bereits als wirksam
erwiesen. Wissenschaftler nutzen dazu so genannte PROTACs (das Kürzel
steht für "proteolysis targeting chimeras"). "Die Herstellung dieser
Wirkstoffe ist aber sehr kompliziert", erklärt Prof. Dr. Michael Gütschow
vom Pharmazeutischen Institut der Universität Bonn. "Wir haben untersucht,
welche Strategien dazu erfolgversprechend sind und wie sich besonders
effektive PROTACs gewissermaßen maßschneidern lassen."

Molekulare Zwitterwesen

PROTACs sind molekulare Zwitterwesen: Sie bestehen einerseits aus einem
Molekülteil, der an das Krebs-Protein andockt. Andererseits enthalten sie
eine Struktur, die an Etikettier-Enzyme binden kann. Beide Einheiten sind
über eine Art Arm miteinander verbunden. PROTACs bringen also Zielprotein
und Etikettier-Maschine zusammen und sorgen so dafür, dass das schädliche
Eiweiß den Entsorgungs-Aufkleber erhält.

"Wir haben viele Moleküle synthetisiert, unter anderem um herauszufinden,
welche Struktur und Länge der Arm haben muss, damit das Protein möglichst
effektiv etikettiert wird", erläutert Christian Steinebach vom
Pharmazeutischen Institut der Universität Bonn. Darüber hinaus optimierten
die Wissenschaftler noch einen weiteren Punkt der PROTACs. Jede Zelle
verfügt nämlich über Dutzende verschiedener Etikettier-Enzyme,
Ubiquitin-Ligasen genannt. Nicht jedes von ihnen funktioniert bei jedem Protein
gleich gut. "Wir haben daher verschiedene PROTACs für unterschiedliche
Ligasen hergestellt und getestet", betont der Privatdozent Dr. Jan Krönke
vom Universitätsklinikum Ulm.

Die entwickelten Wirkstoffe richten sich gegen ein Protein, das dafür
sorgt, dass Krebszellen sich besser vermehren können. Die PROTACs bewirken
nun, dass der zelleigene Schredder das Protein zerstört. "In Versuchen mit
Zellkulturen konnten wir zeigen, dass unsere PROTACs tatsächlich die
zelluläre Konzentration dieses Proteins deutlich absenken und das Wachstum
der Krebszellen effektiv unterdrücken", erklärt Dr. Krönke. "Die
Wirkstoffe erlauben es uns nun, für den Tumor wichtige Proteine
detaillierter zu studieren."

Die Universitäten Bonn und Ulm zählen auf dem jungen Gebiet der
PROTAC-Forschung zu den deutschlandweit führenden Einrichtungen. "Unsere Studie
zeigt prototypisch auf, mit welchen Techniken sich diese Wirkstoffe
herstellen und gezielt optimieren lassen", sagt Gütschow. Das Interesse an
solchen Strategien ist groß, gelten PROTACs doch als ein wichtiger
Hoffnungsträger für die Behandlung schwerer Erkrankungen.

Originalpublikation:
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PSYCHOLOGIE/207: COVID-19 - Seelenhygiene in Zeiten der Krise (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 25.03.2020

DGPM: Seelenhygiene in Zeiten der Krise - Psychische Belastungen durch Covid-19 und was wir dagegen tun können



Covid-19 verändert unsere Gesellschaft und das Leben jedes Einzelnen. Das
betrifft nicht nur akut am Virus erkrankte Menschen, sondern auch all
jene, die sich vor einer Infektion fürchten, um ihre Existenzgrundlage
bangen müssen oder etwa strengen Quarantäne-Regelungen unterliegen. Durch
die aktuelle Lage können Ängsten und seelische Belastungen ausgelöst
werden, die sich nicht zuletzt auch körperlich auswirken, indem sie etwa
unser Immunsystem schwächen. Darauf weist die Deutsche Gesellschaft für
Psychosomatische Medizin (DGPM) hin. Einige Tipps können helfen, die
seelische Gesundheit aufrecht zu erhalten.

Wenn Menschen viel Zeit allein verbringen müssen, ist das nicht selten mit
erheblicher seelischer Belastung verbunden. Längerdauernde Quarantäne kann
Betroffene aus der Bahn werfen, dazu führen, dass das Pflegen sozialer
Kontakte immer schwerer fällt, und die psychische Gesundheit auch nach der
Zeit der physischen Isolation beeinträchtigt ist. "Die einschneidenden
Alltagsveränderung belasten uns alle - insbesondere aber jene sind
gefährdet, die neben den allgemeinen Belastungen noch spezifische erleiden
müssen, etwa durch Existenzängste oder besondere berufliche
Herausforderungen, wie sie beispielsweise Mitarbeiter in
Gesundheitsberufen aktuell erleben", sagt Professor Dr. med. Harald
Gündel, Mediensprecher der DGPM aus Ulm. Folgende Maßnahmen können helfen,
Zeiten der Isolation und eingeschränkter Kontakte möglichst gut zu
bewältigen:

Guter Draht nach draußen

In Zeiten von Quarantäne und Kontaktverboten werden Internet und Telefon
immer wichtiger. Nutzen Sie zur Verfügung stehende Kanäle, um die
Verbindung zu Freunden und Familie aufrecht zu erhalten. Gleiches gilt im
beruflichen Kontext: Regelmäßige persönliche Kontakte zu den Kollegen über
Telefon oder Videokonferenzen können beitragen, den Arbeitstag zu
erleichtern, Normalität zu bewahren und sich gegenseitig zu unterstützen.

Strukturierter Alltag und sinnvolle Aktivitäten

Auch wenn Sie derzeit keiner Arbeit nachgehen: Strukturieren Sie Ihren
Alltag - etwa mit festen Aktivitäts-, Ruhe- und Schlafenszeiten - und
suchen sich sinnvolle Aktivitäten, um die frei gewordene Zeit zu nutzen.
Dazu sollte nach Möglichkeit auch körperliche Betätigung und Bewegung an
der frischen Luft gehören. Eine weitere Möglichkeit kann sein, sich
kreativ zu betätigen oder lang aufgeschobene Tätigkeiten anzugehen.

Keine Stigmatisierung und Ausgrenzung

Jeder kann dazu beitragen, das Wohlbefinden von Menschen, die akut an
Covid-19 erkrankt sind, zu steigern - indem man die Erkrankten bestmöglich
in der Versorgung unterstützt und potentielle Risikogruppen wie ältere und
vorerkrankte Menschen sowie Personen aus Risikogebieten nicht über das zur
Infektionsvermeidung notwendige Maß meidet. Das kann etwa bedeuten, den
Einkauf für Betroffene zu erledigen oder persönliche Kontakte über Telefon
und Internet zu pflegen.

Gruppenstress in Familien und Wohngemeinschaften thematisieren

Quarantäne in einer Familie oder einer Wohngemeinschaft kann zu völlig
neuen Dynamiken und Gefühlen bei den Beteiligten führen. Im schlimmsten
Fall erschweren sich Familien- und WG-Mitglieder gegenseitig die ohnehin
belastende Isolation, anstatt die Vorteile der Gemeinschaft zu nutzen.
Nehmen Sie daher eigene Bedürfnisse etwas mehr zurück, als Sie es gewohnt
sind. Finden Sie einen Rahmen, etwa das tägliche gemeinsame Abendessen, um
mögliche Spannungen oder Probleme in Ruhe anzusprechen. Verschweigen und
Überspielen kann toxisch auf das Gruppengefüge wirken, und sich beim
Einzelnen durch körperliche Symptome bemerkbar machen. Dabei sollte kein
Familienmitglied oder Mitbewohner ausgegrenzt werden - das heißt, dass
beispielsweise Kinder, ältere Menschen und auch akut an Covid-19 erkrankte
Menschen sich gleichberechtigt äußern dürfen und sollten.

Ängsten begegnen, Ängste aushalten, Ängste behandeln

Professor Manfred Beutel, der die Klinik und Poliklinik für
Psychosomatische Medizin und Psychotherapie am Universitätsklinikum Mainz
leitet, sagt: "Generell ist Angst ein nützlicher Begleiter, der uns
Gefahren signalisiert und dafür sorgt, uns besonnen und
verantwortungsbewusst zu verhalten. Übermäßige und unrealistische Ängste
können aber auch zu Panik oder führen." Diese äußert sich oft körperlich,
durch Herzklopfen, Herzrasen, Engegefühle in der Brust oder
Beklemmungsgefühle. "Wichtig ist jetzt vor allem, sich rational mit dem
neuen Virus auseinanderzusetzen und sich in seriösen Quellen zu
informieren, wie man sein Infektions- und Erkrankungsrisiko senken und
gegebenenfalls andere unterstützen kann", so der Experte.

Ob Robert-Koch-Institut, das Bundesgesundheitsministerium oder die
Tagesschau - nutzen Sie vertrauenswürdige Quellen für die
Informationsgewinnung. "Dabei kommt auch den Medien und Internetnutzern
eine besondere Verantwortung zu: Bilder von leeren Regalen,
dramatisierende Vergleiche oder das Verbreiten von Gerüchten tragen nicht
zur gemeinsamen Sicherheit bei", ergänzt Gündel. Ein übermäßiger und
wahlloser Medienkonsum kann daher zusätzlich verwirren und entscheidende
Informationen verwässern.

Diese Maßnahmen können beitragen, Angst, Depression und allgemeinen Stress
zu reduzieren. Letzteres ist gerade in Zeiten von Covid-19 von besonderer
Bedeutung: Experimentelle Studien zeigen, dass chronischer Stress das
körpereigene Immunsystem hemmt, welchem eine zentrale Rolle bei der
Bekämpfung von viralen Infektionen, zu denen auch das neuartige Virus
zählt, zukommt.

Angst vor einer Infektion mit Covid-19 kann sich auch darin äußern, dass
Krankheitssymptome körperlich erlebt werden, obwohl keine Infektion
vorliegt. "Dann verschlimmern sich die gesundheitlichen Ängste nochmal und
es droht ein Teufelskreislauf", so Gündel. Ein erster Schritt der
Bewältigung ist es, seine Ängste zu benennen und sich mit anderen darüber
auszutauschen. Ist die Angst begründet? Wie kann ich ihr begegnen, ohne
bestimmte Situationen grundsätzlich zu vermeiden? Nehmen Angstzustände
überhand, sollten Betroffene sich professionelle Hilfe durch einen
ärztlichen oder psychologischen Psychotherapeuten suchen.

Abstand verbindet

"Gerade in der aktuellen Situation gelten neue Maßstäbe für ein
angemessenes und rationales Verhalten - so ist etwa das strikte Vermeiden
körperlicher Nähe sinnvoll und kein Symptom psychischer Überlastung oder
einer Vermeidungshaltung", sagt Gündel. Um die persönlichen Gefühle
einzuordnen, ist es daher umso wichtiger, den Austausch mit vertrauten
Menschen zu suchen und Gedanken und Ängste zu thematisieren. Das
Bewusstsein, mit der Quarantäne "ein gutes Werk" zu tun, andere Menschen
zu schützen, sich also altruistische Aspekte vor Augen zu führen, ist
ebenfalls ein Schutzfaktor für das gesunde Bewältigen einer solchen Zeit.
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ENTWICKLUNG/1521: COVID-19 - Zwei unterschiedliche Konzepte für einfache Beatmungsgeräte (idw)


Philipps-Universität Marburg - 25.03.2020

Marburger Forscherinnen und Forscher entwickeln einfaches Beatmungsgerät



Weltweit gibt es zu wenige hochleistungsfähige Beatmungsgeräte, um
gleichzeitig viele schwere COVID-19-Fälle zu versorgen. Auch wenn die
Kliniken in Deutschland gut vorbereitet sind, könnte sich ein Engpass
ergeben, wenn die jetzt getroffenen Maßnahmen des Bundes und der Länder
nicht greifen und es zu einer hohen Zahl von schweren Krankheitsfällen
kommt. Das in Marburg entwickelte Gerät kann zur Kompensation fehlender
Beatmungsplätze in der Corona-Pandemie eingesetzt werden.

Ein Team aus Forschung und Technik der Philipps-Universität Marburg und
des Universitätsklinikums Gießen und Marburg (UKGM) hat angesichts der
Befürchtungen, dass die Beatmungskapazitäten in der Corona-Pandemie
möglicherweise nicht ausreichen werden, in sehr kurzer Zeit zwei
unterschiedliche Konzepte für einfache Beatmungsgeräte entwickelt. Die
Geräte können schnell und vergleichsweise preisgünstig hergestellt werden
und in Situationen zum Einsatz kommen, in denen in Kliniken nicht mehr
ausreichend reguläre Beatmungsplätze zur Verfügung stehen.

Das erste Konzept basiert auf der Verwendung von so genannten CPAP
(Continuous Positive Airway Pressure)-Geräten. Diese Geräte werden zum
Beispiel zur Behandlung von Schlafapnoe eingesetzt und sind in vielen
privaten Haushalten vorhanden. Die CPAP-Geräte werden so erweitert, dass
sie zur künstlichen Beatmung eingesetzt werden können. Erste Prototypen
laufen bereits und wurden von einschlägigen Medizinerinnen und Medizinern
des Universitätsklinikums Marburg sehr positiv beurteilt. Derzeit wird
nach Produktionsmöglichkeiten für die Geräte gesucht.

Der Kanzler der Philipps-Universität, Dr. Friedhelm Nonne, sagt: "Ich bin
tief beeindruckt und dankbar, dass von diesem Team binnen weniger Tage mit
außergewöhnlichem Engagement und in einem beispiellosen Zusammenwirken aus
vielen Bereichen der Universität und des Universitätsklinikums Geräte
entwickelt wurden, die helfen können, die aktuelle Coronavirus-Pandemie
besser zu bewältigen. Das Beispiel zeigt, wie mit Hilfe der in
Universitäten gebündelte Kompetenz rasch Beiträge zur Bewältigung
gesellschaftlicher Problemlagen geleistet werden können."

Die modifizierten CPAP-Geräte sind nicht so leistungsfähig wie
professionelle Beatmungsgeräte. Für die Erstversorgung von akuten,
schweren COVID 19-Fällen mit starker Atemnot sind sie nicht geeignet. Für
solche Fälle müssen klinische Beatmungsgeräte eingesetzt werden. Wenn sich
die Patienteninnen und Patienten aber nach ein paar Tagen so weit erholt
haben, dass sie weniger intensiv beatmet werden müssen, könnten die
modifizierten CPAP-Geräte für die Beatmung zum Einsatz kommen. Dann wären
klinische Beatmungsgeräte wieder frei und stünden für die nächsten
Personen mit akuten Problemen zur Verfügung.

Für Länder, in denen CPAP-Geräte nicht verbreitet sind, entwickelt das
Team derzeit als zweiten Ansatz einfache Geräte auf der Basis von so
genannten "Ambu Bags". Diese "Ambu Bags" oder Beatmungsbeutel werden in
der Ersten Hilfe zur Erstversorgung eingesetzt und sind in großer
Stückzahl preisgünstig verfügbar. Sie bestehen aus einer Maske, die auf
das Gesicht gedrückt wird, und einem komprimierbaren Beutel, der mit der
Hand in regelmäßigen Abständen zur Beatmung zusammengedrückt wird. Das
Team entwickelt nun mechanische Apparaturen, welche die Beutel periodisch
zusammendrücken.
Das Ziel des Teams ist es, alle technischen Informationen und
Bauanleitungen öffentlich verfügbar zu machen. Damit soll die Möglichkeit
geschaffen werden, die Geräte weltweit nachzubauen und in größeren
Stückzahlen herzustellen.

Der Ärztliche Geschäftsführer des Marburger Universitätsklinikums, Prof.
Dr. Harald Renz, sagt: "Unsere Oberärzte bestätigen, dass man die
entwickelten Geräte als 'last line of defense' zur Beatmung einsetzen
würde, wenn man keine andere Möglichkeit mehr hätte. In Deutschland sind
wir derzeit gut aufgestellt. Es gibt aber andere Regionen der Welt, in
denen man sicher dankbar wäre, diese Geräte auch in der 'first line of
defense' einzusetzen."


Derzeit ist das Team auf der Suche nach Räumlichkeiten und finanziellen
Mitteln für die Produktion.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg - 25.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5205: Sony Music Press Relations Newsletter - KW13/2020 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW13/2020

München, 27. März 2020



Ein Geschenk - Heute am 27. März veröffentlicht Bob Dylan seine
neue Single "Murder Most Foul"

Bob Dylan veröffentlicht heute am 27. März mit "Murder Most Foul"
eine neue Single. Es ist das erste Lebenszeichen des
Nobelpreisträgers mit eigenem Songmaterial seit acht Jahren. "Dies
ist ein unveröffentlichtes Stück, das wir vor einiger Zeit
aufgenommen haben, das ihr eventuell interessant finden könntet",
richtet Dylan die Worte an seine Fans und mahnt weiter: "Bleibt in
Sicherheit, bleibt aufmerksam und Gott soll mit euch sein."


Klassik trifft HipHop - Miki Kekenj veröffentlicht am 08.
Mai sein Album "Mein Utopia"

Am 8. Mai erscheint mit "Mein Utopia" das Debüt von Producer,
Komponist und Violinist Miki Kekenj. Ein großangelegtes Konzeptalbum
zwischen epischen Orchesterklängen, HipHop-Beats und Rap, aufgenommen
mit dem WDR-Funkhausorchester und Rap-Legende Curse.

Miki Kekenj lebt seine ganz eigene Utopie: Als Violinist und erster
Konzertmeister bei den Bergischen Symphonikern hegt er als
Profi-Musiker seit Jahren ein Faible für die Klassische Musik. Aber
der 40-Jährige hat noch eine weitere Leidenschaft: HipHop, die
Produktion von Beats und das Rappen. Wer auch immer in Deutschland
ein Streicherarrangement für eine amtliche HipHop-, Soul- oder
Pop-Produktion benötigt, wird früher oder später auf seinen Namen
stoßen. Er hat bereits Künstler wie Namika oder Johannes Oerding,
Curse, Aloe Blacc oder Erykah Badu, Joy Denalane oder Joris mit
Streicherarrangements klanglich in Szene gesetzt.

"Mein Utopia" ist von der Klassik und ihrer Klangsprache hergedacht,
verliert aber den HipHop nie aus dem Fokus. Schon die Ouvertüre
"Frühling" zu Beginn des Albums kommt zwar ganz ohne Drums daher,
aber liefert in ihrer Dynamik doch eine musikalische Grundlage für
den Rap von Miki und Curse. Als Instrumentalkonzert für Violine, Rap
und Orchester konzipiert, schälen sich aus jedem der Sätze
HipHop-Songs mit stilechten Drums.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

27.03. Mia. - Limbo

27.03. 24KGoldn - Dropped Outta College

03.04. Bury Tomorrow - Cannibal

10.04. The Strokes - The New Abnormal

17.04. Julian Le Play - Tandem

24.04. Loïc Nottet - Sillygomania

01.05. Depeche Mode - Spirits In The Forest

01.05. Joel Brandenstein - Frei

01.05. Dixie Chicks - Gaslighter

01.05. Mathea - M

15.05. Declan McKenna - Zeros

15.05. Bruckner - Hier

15.05. Alicia Keys - Alicia

29.05. Jan & Jascha - Liebes Leben

05.06. Wardruna - Kvitravn

?? Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road


On Tour

Matthias Reim

24.05. Köln - E-Werk

26.05. Mannheim - Capitol

27.05. Neunkirchen/Saar - Neue Gebläsehalle

29.05. Dresden - Junge Garde

30.05. Dresden - Junge Garde

04.06. Wolfhagen - Kulturzelt

05.06. Leipzig - Parkbühne

17.07. Bad Elster - NaturTheater Bad Elster

30.07. Lauchheim - Schloss Kapfenburg

08.08. Landsberg SA - Open Air am Streinbruch

14.08. Torgau - Schloss Hartenfels

15.08. Klaffenbach - Chemnitz, Wasserschloss Klaffenbach

16.08. Fulda - Universitätsplatz

21.08. Freital - Hains Freizeitzentrum

22.08. Weissenfels - Schloss Neu-Augustusburg

28.08. Creuzburg - Burg Creuzburg

29.08. Forst/Lausitz - Ostdeutscher Rosengarten

04.09. Gelsenkirchen - Amphitheater

05.09. Oranienburg - Schloss Oranienburg

10.09. Radolfzell - Milchwerk

11.09. Nürnberg - Serenadenhof

12.09. Potsdam - Porta-Potsdamfest

Céline Dion

17.06. München - Olympiahalle

19.06. Mannheim - SAP-Arena

21.06. Köln - Lanxess-Arena

22.06. Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07. Berlin - Waldbühne

Peter Maffay

(Nachholtermine)

22.07. Erfurt - Messehalle

24.07. München - Olympiahalle

25.07. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyerhalle

28.07. Mannheim - SAP-Arena

30.07. Magdeburg - Getec-Arena

01.08. Schwerin - Sport- und Kongresshalle

03.08. Dortmund - Westfalenhalle

05.08. Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

06.08. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

08.08. Hannover - TUI-Arena

09.08. Braunschweig - Volkswagenhalle

12.08. Bremen - ÖVB-Arena

14.08. Oberhausen - König-Pilsner-Arena

16.08. Köln - Lanxess -Arena

18.08. Zürich - Hallenstadion

20.08. Regensburg - Donau-Arena

22.08. Halle/Westf. - Owl-Arena

23.08. Leipzig - Quarterback-Immobilien-Arena

24.08. Frankfurt - Festhalle

Jeff Lynne's ELO

26.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

27.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

29.09. Köln - Lanxess-Arena

30.09. München - Olympiahalle

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

11.11. Dortmund - Westfalenhalle

26.11. München - Olympiahalle

28.11. Mannheim - SAP-Arena

30.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.11. Hamburg - Barclaycard-Arena

Harry Styles

Support: King Princess

(Nachholtermine)

20.02.2021 München - Olympiahalle

04.03.2021 Hamburg - Barclaycard-Arena

06.03.2021 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

26.03.2021 Köln - Lanxess-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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KLASSIK/10313: BR-KLASSIK - Klassikfestival #MusikBleibt live im Videostream, 29.3.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 26. März 2020

BR-KLASSIK

Klassikfestival #MusikBleibt live im Videostream

Im Web auf br-klassik.de

In der BR Mediathek

Auf Facebook unter facebook.com/brklassik

Im Youtube-Channel von BR-KLASSIK

Sonntag, 29. März, ab 18.00 Uhr



Musiker weltweit spielen seit Beginn der Corona-Pandemie in sozialen
Netzwerken für ihre Fans. BR-KLASSIK bringt sie zusammen und
veranstaltet ein ganzes Festival live per Videostream. Am Sonntag, 29.
März, ab 18.00 Uhr musizieren Künstler wie Weltklasse-Tenor Jonas
Kaufmann, Pianist Lang Lang, Sopranistin Golda Schultz und viele
andere nacheinander bei sich daheim oder im Studio für Klassik-Fans
weltweit. BR-KLASSIK macht unter #MusikBleibt aus den Wohnzimmern eine
Festivalbühne und präsentiert das Konzerte exklusiv auf br-klassik.de,
in der BR Mediathek sowie bei Facebook und Youtube.

Das Festival ist eine Aktion zugunsten des Nothilfefonds der Deutschen
Orchester-Stiftung. Die Künstler des Festivals verzichten auf Gagen
und spenden diese dem Fonds, der freischaffende Künstler unterstützt.

BR-KLASSIK möchte mit dem Klassikfestival #MusikBleibt auf die
Corona-bedingte prekäre Situation für Künstler in Deutschland wie auch
weltweit aufmerksam machen. Zahlreiche freischaffende Künstler stehen
von heute auf morgen ohne Einnahmemöglichkeiten da und sind dringend
auf finanzielle Unterstützung angewiesen.

Weitere Informationen sowie das komplette Line-Up folgen am Freitag,
27. März, auf br-klassik.de und auf facebook.com/brklassik.

"Für BR-KLASSIK ist dieses Festival einerseits ein wichtiges
 kulturelles Anliegen, andererseits eine große (technische)
 Herausforderung. Deswegen freuen wir uns nicht nur über jedwede
 Unterstützung, dieses Festival bekannt zu machen, sondern bitten
 gleichzeitig schon einmal um Nachsicht, wenn der zeitliche Druck
 und die große Herausforderung, Künstler aus den Wohnzimmern in die
 Wohnzimmer zu bringen, vielleicht zum einen oder anderen
 technischen Problem führen sollte."

 Peter Fohrwikl, Projektleiter bei BR-KLASSIK




#MusikBleibt - hier live sehen

Im Web auf br-klassik.de

In der BR Mediathek

Auf Facebook unter facebook.com/brklassik

Im Youtube-Channel von BR-KLASSIK

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 26. März 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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AUSLAND/9357: Aus aller Welt - 27.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Regierung will Nordgrenze mit Truppen sichern

Als Maßnahme gegen die Coronavirus-Pandemie erwägt die
Trump-Administration die Entsendung von US-Truppen an die Grenze zu
Kanada. Die Regierung in Ottawa protestiert gegen die Pläne. Es sei
im gemeinsamen Interesse beider Länder, daß die Grenze
entmilitarisiert bleibe, sagte der kanadische Regierungschef Justin
Trudeau. Ähnlich äußerte sich auch die kanadische Außenministerin
Chrystia Freeland. Durch diesen unnötigen Schritt würden die
kanadisch-amerikanischen Beziehungen schaden nehmen, warnte die
Ministerin. Kanada und die USA haben wegen der Corona-Krise die
gemeinsame Grenze vorübergehend geschlossen.

27. März 2020
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JUSTIZ/9357: Kriminalität und Rechtsprechung - 27.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kasseler Polizei findet größere Mengen Drogen

Im Kasseler Stadtteil Wesertor haben Zivilfahnder bei der Kontrolle
eines Fußgängers diverse Drogen und eine Schußwaffe mit Schalldämpfer
gefunden. Der 36jährige Mann führte in seinem Rucksack ein Kilogramm
Kokain, 38 Ecstasy Tabletten sowie 15 Gramm Marihuana und über 1.000
Euro Bargeld mit sich. Bei der Durchsuchung seiner Garage fanden die
Beamten weitere zehn Kilogramm Amphetamine, acht Kilogramm eines
Streckmittels und die Waffe samt Munition. Gegen ihn wird nun wegen
Herstellung sowie Handels mit Betäubungsmitteln und Verstoßes gegen
das Waffengesetz ermittelt.

27. März 2020
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MILITÄR/9354: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 27.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue EU-Mission auf dem Mittelmeer

Die EU einigte sich auf ein Mandat für die neue Mission "Irini" zur
Überwachung des UN-Waffenembargos gegen Libyen. Die am 1. April
beginnende Operation soll das Embargo aus der Luft, per Satellit und
auf dem Meer überwachen. Der Einsatz folgt auf die Marinemission
"Sophia", die Ende März ausläuft. Der Einsatz von "Sophia" beschränkt
sich seit April 2019 nur noch auf die Ausbildung der libyschen
Küstenwache, weil sich die EU-Staaten nicht auf die Verteilung aus
Seenot geretteter Flüchtlinge einigen konnten.

27. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9356: Aus Parlament und Gesellschaft - 27.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bundesrat sieht Korrekturbedarf bei geplanter Grundrente

Der vom Bundeskabinett beschlossene Gesetzentwurf zur Grundrente muß
nach Ansicht der Länder nachgebessert werden. Der Bundesrat sieht
unter anderem Nachteile für Neurentner, weil Einkünfte der
vorvergangenen Jahre berücksichtigt werden sollen. Außerdem soll ein
Erstattungssystem des Bundes zugunsten der Rentenkassen geprüft
werden, um zu verhindern, daß künftige Rentenerhöhungen geringer
ausfallen. Ferner soll sich der Bund an den Kosten für die Einführung
des automatisierten Datenaustauschs beteiligen, der für die
Einkommensprüfung benötigt wird.

27. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9354: Tragisches und Kurioses - 27.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Radfahrerin von Traktor überfahren

Im nordrhein-westfälischen Kempen-St. Hubert ist eine Radfahrerin
beim Abbiegen von einem Traktor überrollt worden. Die 61jährige
erlitt dabei tödliche Verletzungen. Der 53jährige Treckerfahrer hatte
die Frau beim Herausfahren aus einem Hof möglicherweise aufgrund der
tiefstehenden Sonne übersehen. Der Ehemann der Frau blieb unverletzt.

27. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8439: Aus Forschung und Technik - 27.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Atlas-Rakete bringt Kommunikationssatellit AEFH-6 ins All

Die vor vier Monaten gegründete United States Space Force hat am
Donnerstagabend ihre erste Mission ins All gestartet. Eine
Atlas-V-Rakete der United Launch Alliance (ULA) brachte den sechsten
und letzten Satelliten des Advanced Extremely High Frequency (AEFH)
Programms von der Luftwaffenbasis Cape Canaveral (Florida) in einen
geostationären Orbit. Die AEFH-Gruppe soll dem US-Militär einen
störsicheren und verschlüsselten Datenverkehr ermöglichen. Laut
Hauptauftragnehmer Lockheed Martin sei damit selbst bei einem
Atomkrieg die Kommunikation für die US-Armee gesichert.

27. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8453: Aus aller Welt - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Staatengruppe fordert Aufhebung internationaler Sanktionen

Die Regierungen von Rußland, China, Syrien, Iran, Nordkorea,
Venezuela, Nicaragua und Kuba haben sich in einem gemeinsamen Brief
an den Uno-Generalsekretär António Guterres mit der Aufforderung
gewandt, sich für eine sofortige und vollständige Aufhebung
internationaler Sanktionen einzusetzen. Die russische
Nachrichtenagentur Interfax berichtete von dem Schreiben am
Donnerstag. Die Unterzeichner begründen ihr Anliegen mit dem Kampf
gegen das Coronavirus. Wegen der Sanktionen fällt den betroffenen
Ländern vor allem die Beschaffung von medizinischer Ausrüstung und
Medikamenten schwer. Das Schreiben erreichte Guterres kurz vor einem
Video-Sondergipfel der Staats- und Regierungschefs der führenden
Wirtschaftsmächte (G20) zur gemeinsamen Bewältigung der Coronakrise
und ihrer wirtschaftlichen Folgen.

27. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8408: Medizin und Gesundheitswesen - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Kinder mit Rückenschmerzen

Bekanntlich sind Rückenschmerzen eine Volkskrankheit. Allerdings sind
sie nicht nur ein Problem Erwachsener, sondern auch bei Kindern und
Jugendlichen weit verbreitet. Das hat die Deutsche Gesellschaft für
Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) unterstrichen. Eine Umfrage
hatte ergeben, daß mehr als drei Viertel der Elf- bis 17jährigen
angaben, in den vergangenen drei Monaten Schmerzen gehabt zu haben.
Fast die Hälfte davon klagte dabei über Rückenschmerzen. Der Grund:
Körperliche Aktivität spielt im täglichen Leben von Kindern und
Jugendlichen eine immer geringere Rolle. Dem müsse laut DGOU
unbedingt entgegengewirkt werden.

27. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8441: Kriminalität und Rechtsprechung - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Erste Zahlen zu Attacken auf Asylbewerber und ihre Unterkünfte

2019 wurden von den Polizeidienststellen in Deutschland vorläufigen
Zahlen zufolge mehr als 1700 Übergriffe auf Flüchtlinge und
Asylbewerberunterkünfte gemeldet, wie die Bundestagsabgeordnete
Jelpke von der Fraktion Der Linken auf eine Kleine Anfrage hin
erfuhr. Bei den Attacken, zu denen Beleidigungen, Sachbeschädigungen
und Gewalttaten zählen, wurden 229 Menschen verletzt. In 260 Fällen
setzten die Angreifer Sprengsätze ein, legten Brände oder verwendeten
Waffen. Von den 128 Übergriffen auf Flüchtlingsunterkünfte wurden 118
von Rechtsextremen durchgeführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8363: Sprache, Kunst und Medium - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Wie Bibliotheken Bücher unter die Leute bringen wollen

Viele Menschen hätten jetzt die Zeit, mal wieder nach einem Buch zu
greifen oder sich in der benachbarten Bücherhalle mit Lesestoff
einzudecken. Aber wegen der Corona-Pandemie sind derzeit in 12
Bundesländern sämtliche Bibliotheken geschlossen, in weiteren vier
Ländern sind zeitraubende Sicherheitsstandards zu durchlaufen.
Außerdem wurden wegen der Enge im Innern sämtliche Bücherbusse
stillgelegt.

Wie die Vize-Präsidentin des Bibliotheken-Weltverbandes und Leiterin
der Stadtbibliothek Bremen, Barbara Lison, im Deutschlandfunk Kultur
erklärte, wolle man alternative Verleihformen ausprobieren. So sollen 
die Bestände an E-Books aufgestockt werden. Einige Bücherhallen
wollen ein Terminsystem ausarbeiten, bei dem nach Verabredung
vorbestellte Bücher in einer Papiertüte abgeholt werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8430: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr mobilisiert gegen Corona-Pandemie

Die Bundeswehr hält spätestens zu kommenden Dienstag 15.000 Soldaten
und Soldatinnen bereit, die von den zivilen Behörden bei der
Bekämpfung der Corona-Pandemie im Land eingesetzt werden können. Von
dem vertraulichen, in der Geschichte der BRD einmaligen Einsatzplan
berichtete die Online-Ausgabe des Nachrichtenmagazins Der Spiegel am
Freitag. Dem dreiseitigen Papier zufolge werden 5500 Soldaten für
"Absicherung/Schutz" abgestellt. 6000 sind für "Unterstützung der
Bevölkerung" eingeplant. Darüber hinaus können 600 Militärpolizisten
der Feldjäger im "Ordnungs-/Verkehrsdienst" eingesetzt werden und
rund 250 Soldaten der ABC-Abwehr für Desinfektionsaufgaben. 2500
Logistiksoldaten mit 500 Lastwagen sind für "Lagerung, Transport,
Umschlag" zuständig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8444: Aus Parlament und Gesellschaft - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesrat läßt Düngemittelverordnung passieren

Der Bundesrat hat am Freitag in offener Abstimmung die
Düngemittelverordnung in veränderter Form verabschiedet. Demnach
haben die Länder statt bislang geplanten sechs Monaten neun Monate
bis Ende des Jahres Zeit, die Verordnung zur Entlastung des
Grundwassers von Nitraten umzusetzen. Die Erlaubnis zur Verlängerung
der Frist hatte sich die Bundesregierung mit Verweis auf die
Corona-Pandemie von der EU-Kommission geholt. Die Bundesregierung
mußte die Düngemittelverordnung bis April in nationales Recht
übernehmen, andernfalls hätte eine Strafe der Kommission in Höhe von
rund 850.000 Euro pro Tag gedroht. Die Abstimmung im Bundesrat war
deswegen vorgezogen worden. Die Landwirte in Deutschland haben in der
Vergangenheit massiv gegen die Düngemittelverordnung protestiert,
weil sie unter anderem Ernte- und Einkommensverluste befürchten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8413: Tragisches und Kurioses - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Philippinen verbannen auch E-Zigaretten

Nachdem seit 2017 bereits das Rauchen von Tabak in der Öffentlichkeit
unter Strafe steht, hat die philippinische Regierung unter Präsident
Rodrigo Duterte die Bestimmung inzwischen auch auf das Rauchen von
E-Zigaretten, das sogenannte "Vapen", ausgedehnt.

Der Erlaß besagt, daß Unternehmer für Herstellung, Import, Vertrieb
und Handel eine Lizenz bei der Drogenbehörde FDA beantragen müssen -
die sie vermutlich nicht erhalten werden.

Laut ARD Tagesschau habe Duterte angeordnet, daß jeder, der in der
Öffentlichkeit E-Zigaretten raucht, festgenommen werden soll. Das
Verbot gilt aber auch für Innenräume, denn dort würden Leute
vergiftet, so Duterte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8442: Arbeit, Soziales und Familie - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



"Bündnis Entwicklung Hilft" mahnt globale Solidarität an

Zu Heuschreckenplagen, Krieg und Dürren in den ärmeren Ländern kommt
aller Wahrscheinlichkeit nach die Corona-Pandemie hinzu. Diese hätte
weitaus verheerendere Folgen als in Deutschland und den
Industriestaaten. Deswegen mahnt das "Bündnis Entwicklung Hilft -
Gemeinsam für Menschen in Not e.V.", Menschen nicht deswegen an der
Corona-Infektion sterben zu lassen, weil sie arm sind, Hunger haben
oder fliehen mußten. Eine globale Unterstützung der betroffenen
Länder im Kampf gegen das Virus und grenzenlose Solidarität sind
dringend erforderlich. Dem Anfang 2005 gegründeten Verein "Bündnis
Entwicklung Hilft" gehören Entwicklungsorganisationen wie die
Welthungerhilfe, Brot für die Welt, Misereor, terre des hommes und
Oxfam an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8419: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Philippinen bald eine riesige Plastikmüllhalde

Die Philippinen drohen zur Plastikmüllhalde zu verkommen. Zu diesem
Ergebnis gelangte eine Untersuchung der Nichtregierungsorganisation
Gaia. Nicht weniger als 48 Millionen Einkaufstüten aus Plastik sollen
auf dem Inselstaat täglich benutzt werden. Das sind im Jahr mehr als
17 Milliarden. Dazu kommen jährlich etwa 16,5 Milliarden kleinere und
dünnere, häufig durchsichtige Plastiktüten. Die NGO fordert von der
Regierung in Manila daher strengere Bestimmungen und ein Umdenken
auch bei den Unternehmen und Herstellern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8430: Märkte und Finanzen - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Mietzahlungen werden wegen Filialschließungen eingestellt

Zahlreiche Unternehmen, die ihre Filialen in Deutschland wegen der
Corona-Pandemie und auf behördliche Anordnung hin schließen mußten,
zahlen ab April vorübergehend keine Miete. Das erfuhr das
Nachrichtenmagazin Der Spiegel auf Anfrage. Namentlich genannt werden
der Modehändler H&M, der Sportartikelhersteller Adidas und die
Schuhkette Deichmann. Der aktuellen Gesetzeslage zufolge sind die
Mieter von Wohn- und Geschäftsräumen weiterhin verpflichtet, Miete zu
zahlen. Für sie gilt jedoch ein Kündigungsschutz bei Rückständen für
die Monate April, Mai und Juni. Außerdem kann die Mietzahlung für
diese Zeit bis Ende Juni 2022 aufgeschoben werden, wobei die
Vermieter in der Regel vier Prozent Verzugszinsen fordern können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8442: Aus Forschung und Technik - 27.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Blutdruckmessen mittels Smartphone immer genauer

Man kann mit Fug und Recht sagen, daß wir gegenwärtig im Zeitalter
der Smartphones leben. Mittlerweile gibt es kaum noch einen Vorgang,
bei dem diese flachen Alleskönner nicht auf den Plan treten. So auch
beim Blutdruckmessen. Apps gibt es schon länger. Allerdings waren die
resultierenden Werte alles andere als genau. Daher begnügten sich
viele mit dem Gedanken, daß man mit ihnen grob Entwicklungen erfassen
konnte, um nötigenfalls eine genaue Messung durchzuführen. Das soll
bald nicht mehr nötig sein. Ein kleines Zusatzgerät soll es Besitzern
von Smartphones künftig ermöglichen, den Blutdruck durch einfaches
Pressen des Zeigefingers auf einen Sensor zu bestimmen. Im Gegensatz
zu den bislang bestehenden Apps soll das von Ramakrishna Mukkamala
von der Michigan State University in East Lansing und Mitarbeiter
entwickelte Gerät zuverlässige Blutdruckwerte liefern. Zwar muß das
Gerät gegenwärtig noch exakt in Höhe des Herzens gehalten und zum
anderen die Fingerbeere punktgenau auf den Drucksensor gelegt werden,
um korrekte Werte zu ermitteln. Doch Experten sind überzeugt,
daß diese Kinderkrankheiten bald ausgeräumt sind.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1369: Bibliographie-Datenbank "dblp" knackt die 5-Millionen-Marke (idw)


Schloss Dagstuhl - Leibniz-Zentrum für Informatik GmbH - 25.03.2020

Bibliographie-Datenbank "dblp" knackt die 5-Millionen-Marke



Am 23. März 2020 indexierte die Informatik-Bibliographie "dblp computer
science bibliography" ihren 5-millionsten Fachartikel. Damit hat die
weltweit größte, frei zugängliche Metadatensammlung wissenschaftlicher
Informatik-Publikationen ihre Größe innerhalb von nur sechs Jahren
verdoppelt. Die Bibliographie festigt somit ihre Rolle als ein
Exportschlager aus Deutschland, der in der internationalen
Informatik-Forschungsgemeinschaft ein hohes Ansehen genießt.

Moderne Informatik-Forschung benötigt den unmittelbaren und umfassenden
Zugriff auf aktuelle Publikationen, um den Bedürfnissen in einer sich
immer schneller entwickelnden und immer komplexer werdenden
Forschungslandschaft gerecht zu werden. Hoch qualitative und vollständige
Metadaten und Informationen über neuste Forschungsarbeiten sind in der
Regel jedoch nur schwer zu erhalten. Freie Suchmaschinen wie etwa Google
erlauben einen weiten Einblick in das Internet, besitzen aber keinerlei
Qualitäts- und Vollständigkeitsgarantien oder semantische Organisation.
Kommerzielle Datenbanken verkaufen Metadaten als teure Dienstleistung,
weisen aber in vielen Fachdisziplinen (wie etwa in der Informatik) nur
eine mangelhafte Abdeckung und eine oft ungenügende Datenqualität auf.

Die "dblp computer science bibliography" leistet auf diesem Gebiet nun
bereits seit über 25 Jahren einen substanziellen Beitrag durch die offene
Bereitstellung qualitätsgeprüfter und aufbereiteter Publikationsdaten für
die gesamte Informatik. Über die Webseite https://dblp.org erlaubt dblp
einen einzigartigen Einblick in die komplexen Zusammenhänge der
internationalen Informatikforschung. Die Datenbank hat sich in den
vergangenen Jahren zu einem mächtigen Werkzeug entwickelt, das Forschende
weltweit zur Suche nach Grundlagen, Ideen und Experten nutzen. Das
dblp-Team legt dabei besonderen Wert auf die Zuverlässigkeit und Qualität
der Metadaten, indem es einen rigorosen, manuellen Datenpflegeprozess
anwendet. Zudem werden alle Daten der Allgemeinheit unter der "CC0 1.0
Public Domain Dedication"-Lizenz frei zur Verfügung gestellt.

Derzeit indexiert dblp mehr als 5 Millionen Publikationen, geschrieben von
über 2,4 Millionen Autoren. Damit ist dblp die weltweit größte, frei
zugängliche Sammlung bibliographischer Metadaten in der
Informatikforschung. Jedes Jahr wächst der Datenbestand um mehr als
400.000 Einträge; dies entspricht einer Neuaufnahme von über 1.600
Einträgen je Arbeitstag. Täglich beantworten die dblp-Server über eine
Million Anfragen, jeden Monat besuchen eine halbe Million Nutzer aus der
ganzen Welt die dblp-Webseite. Die Datenbank wurde bereits mit mehreren
Preisen wie z.B. dem "ACM SIGMOD Contributions Award" ausgezeichnet.
Dr. Michael Ley von der Universität Trier reagierte bereits 1993 mit der
Gründung von dblp auf die spezielle Publikationskultur in der Informatik,
in der die oft schwer zu recherchierenden Konferenzbeiträge ein höheres
Gewicht besitzen als Veröffentlichungen in Fachjournalen. Von 2010 bis
2018 wurde die Datenbank gemeinsam mit Schloss Dagstuhl - Leibniz-Zentrum
für Informatik betrieben. Ende 2018 hat Schloss Dagstuhl den Betrieb mit
seinem erweiterten dblp-Team in Trier vollständig übernommen, um die
Nachhaltigkeit der Infrastruktur langfristig zu sichern.

Hintergrund:

Schloss Dagstuhl - Leibniz-Zentrum für Informatik (https://dagstuhl.de)
fördert die Informatikforschung auf internationalem Spitzenniveau durch
die Bereitstellung von Infrastrukturen zur wissenschaftlichen
Kommunikation und für den Austausch zwischen Forschenden. Ziel von Schloss
Dagstuhl ist die Förderung der Grundlagenforschung und der
anwendungsorientierten Forschung, die wissenschaftliche Fort- und
Weiterbildung im Informatikbereich, und der Wissenstransfer zwischen
Forschung und Industrie.

Schloss Dagstuhl lädt das ganze Jahr über Wissenschaftler aus aller Welt
ins nördliche Saarland ein, um über neueste Forschungsergebnisse in der
Informatik zu diskutieren. Mehr als 3.500 Informatiker von Hochschulen,
Forschungseinrichtungen und aus der Industrie nehmen jährlich an den
Seminaren teil. Zudem betreibt Schloss Dagstuhl die offene
Bibliographie-Datenbank "dblp computer science bibliography"
(https://dblp.org) und ist als Open-Access-Verleger für die
Informatikforschenden aktiv. Seit 2005 ist Schloss Dagstuhl Mitglied in der
Leibniz-Gemeinschaft, in der zurzeit 96 außeruniversitäre
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen in
Deutschland vertreten sind. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung
fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution788

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schloss Dagstuhl - Leibniz-Zentrum für Informatik GmbH, 25.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2237: Die Stunde der G20 - Die Welt in der Coronakrise


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 26. März 2020

Die Stunde der G20: Die Welt in der Coronakrise



Anlässlich der heutigen G20-Videokonferenz erklärt Jürgen Trittin,
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

"Von der Videokonferenz der G20 geht ein Aufbruchsignal aus. Die
Mitglieder versprechen im gemeinsamen Statement alles zu tun, was
nötig ist, um die ökonomischen und sozialen Schäden der
Corona-Pandemie möglichst gering zu halten. Das Abschlussstatement ist
ein Plädoyer für den Multilateralismus, für die Zusammenarbeit in
internationalen Formaten und Organisationen. Das Statement ist damit
eine Absage an die Trump'sche Art, Weltpolitik zu machen, die erst vor
zwei Tagen eine gemeinsame Politik der alten Industriestaaten in den
G7 scheitern ließ.

Die Botschaft der G20 lautet nun: Schluss mit den Nullsummenspielen,
Schluss mit dem Handelskrieg. Zumindest auf dem Papier herrscht nun
Einigkeit, dass die Antwort auf diese globale Krise global sein muss.
Damit handeln die G20 verantwortlicher als die G7. Jetzt müssen die
G20 zeigen, dass sie ihren Ankündigungen Taten folgen lassen.

Das gilt auch für Deutschland. Die Bundesregierung kann sich nicht bei
G20 zu einer gemeinsamen Strategie gegen die Corona-Krise bekennen -
und dann aus nationalistischem Eigennutz in Europa eine große Anleihe
blockieren. Inzwischen fordert eine breite Koalition von
Wirtschaftswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern, von Wirtschaft
wie Gewerkschaften, diese Coronabonds um Europa zusammenzuhalten und
den Euro zu retten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1854: Die Bundesregierung darf Europa nicht im Stich lassen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. März 2020

Die Bundesregierung darf Europa nicht im Stich lassen



Zum Ergebnis des EU-Gipfels erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher
für Haushaltspolitik, und Dr. Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik:

"Das Ergebnis des EU-Gipfels ist enttäuschend. Es ist verständlich,
dass Italien und Spanien angesichts der dramatischen Situation in
ihren Ländern eine Erklärung mit leeren Worten nicht mittragen
wollten. Jetzt werden die finanzpolitischen Antworten auf die Krise
erneut 14 Tage vertagt. Die Mitgliedsstaaten spielen auf Zeit. Zeit,
die sie angesichts der schweren Krise in Europa nicht haben. Das liegt
auch an der Weigerung Berlins. Deutschland muss jetzt aktiv und
schnell an einem finanziellen Schutzschirm für den gesamten Euroraum
und einem gemeinsamen Schultern der Last mitarbeiten. Dazu gehören
auch Eurobonds, um die Lasten gemeinsam zu schultern. Gemeinsame
europäische Anleihen können bei richtiger Ausgestaltung einen
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der Eurozone li efern. Ansonsten
ist die Bundesregierung in der Pflicht, alternative wirksame Wege
aufzuzeigen, wie die Zinslasten in der Krise gemeinsam für alle
niedrig gehalten werden können.

Die Bundesregierung muss in Europa genauso entschlossen handeln, wie
sie es in Deutschland tut. Es droht wieder zu einem 'too little, too
late' in Europa aufgrund Deutschlands zu kommen. Maßnahmen einzelner
Staaten sind dringend notwendig, reichen aber nicht alleine aus. Der
Preis für Kleinstaaterei wird dann unvorstellbar hoch sein.
Andersherum gilt: Was anderen Ländern nun in dieser Krise hilft, hilft
letztendlich auch Deutschland.

Es braucht außerdem medizinische Unterstützung für die europäischen
Hotspots der Corona-Krise und eine koordinierte europäische Produktion
der notwendigen medizinischen Produkte. Es ist in unserem ureigenen
Interesse, jetzt europäisch zu handeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1065: Ethische Abwägungen sind zentral für politische Entscheidungen zur Coronakrise


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. März 2020

Ethische Abwägungen sind zentral für politische Entscheidungen 
zur Coronakrise



Zur Veröffentlichung der Ad-hoc-Empfehlung des Deutschen Ethikrats
"Solidarität und Verantwortung in der Corona-Krise" erklären Dr.
Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung, und
Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Pflege- und Altenpolitik:

"Die vom Deutschen Ethikrat veröffentlichte Ad-hoc-Empfehlung
'Solidarität und Verantwortung in der Corona-Krise' leistet einen
wertvollen Beitrag dazu, dass Gesellschaft und Politik Klarheit
gewinnen über die Entscheidungen, die wir zu treffen haben werden im
Zuge der Coronakrise. Die psychosozialen Folgen der Coronakrise und
der getroffenen Maßnahmen zur Verlangsamung der Ausbreitung des Virus
sind gravierend. Einsamkeit, Angst und Hilflosigkeit mit der Situation
müssen stärker adressiert werden. Die Effekte der Krisen-Maßnahmen
müssen zeitnah evaluiert werden.

Eine parlamentarisch-demokratisch legimitierte Politik ist die
Grundlage für den Umgang mit der Krise. Darauf werden wir auch
weiterhin bestehen. Mit offenen Ohren, Köpfen und Herzen müssen sich
alle politischen und medizinischen Akteurinnen und Akteure auf die
schwierigen Entscheidungen vorbereiten, die sie möglicherweise zu
treffen haben werden. Wir müssen weiterhin als Gesellschaft Sorge
dafür tragen, dass wir die Verbreitung des Virus eindämmen und
ausreichend intensivmedizinische Kapazitäten zur Verfügung stellen.
Wir wollen Solidarität mit denjenigen großschreiben, die im Ernstfall
Entscheidungen darüber treffen müssten, wer wie behandelt wird, wenn
Triagen vorgenommen werden müssten, weil womöglich nicht mehr
ausreichend intensivmediz inische Ressourcen für alle bedürftigen
Patienten verfügbar sind. Wir dringen darauf, wie es der Deutsche
Ethikrat tut, dass der Staat menschliches Leben nicht be- oder gar
abwerten darf. Keiner und keinem darf aus diskriminierenden Gründen
Hilfe versagt werden.

In Gesellschaft und Politik werden uns Kriterien dafür, wann und wie
die momentan notwendigen Beschränkungen des öffentlichen Lebens wieder
aufgehoben werden, in den nächsten Wochen stark beschäftigen. Komplexe
Güterabwägung unter den Bedingungen von Unsicherheit sind der Kern des
politischen Geschäfts, und wir Politikerinnen und Politiker sind immer
aufgefordert, unsere Standpunkte zu erklären. Darauf kommt es jetzt
mehr denn je an.

Und wir müssen uns klar werden, nicht nur über das, was wir zu
verhindern versuchen, sondern auf welche Gesellschaft wir durch diese
Zeit hindurch zustreben.

Solidarität und Verantwortung sind die Schlüssel zu
einem konstruktiven Weg durch diese bewegte und bewegende Zeit."
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SICHERHEIT/990: "Nukleare Teilhabe" beenden - statt in Atomwaffen investieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. März 2020

"Nukleare Teilhabe" beenden - statt in Atomwaffen investieren



Anlässlich des 10. Jahrestages des Bundestagsbeschlusses zum Abzug der
Atomwaffen aus Deutschland sowie Planungen der Bundesregierung zur
Anschaffung neuer Trägersysteme erklärt Katja Keul, Sprecherin für
Abrüstungspolitik:

"Dass die Bundesregierung ausgerechnet am 10. Jahrestag des
Bundestagsbeschlusses über den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland
Überlegungen zur Anschaffung von US-amerikanischen F-18 Kampflugzeugen
anstellt, weil diese besser als Trägersystem für US-Nuklearwaffen
geeignet sind, ist ein desaströses Signal für die internationalen
Abrüstungsbemühungen. Im Rahmen der nuklearen Teilhabe sollen im
Ernstfall deutsche Pilotinnen und Piloten mit deutschen
Kampfflugzeugen die amerikanischen Atomwaffen transportieren und
abwerfen. Es ist nach wie vor völkerrechtlich hochproblematisch, dass
Deutschland im Kriegsfall den Zugriff auf diese Nuklearwaffen hat und
diese auch einsetzen soll.

Vor zehn Jahren hatte der Bundestag mit übergroßer Mehrheit
beschlossen, die Atomwaffen aus Deutschland abzuziehen und damit einen
ersten Schritt auf dem Weg zu einer atomwaffenfreien Welt zu gehen.
Stattdessen mussten wir in den letzten Jahren die Erosion
internationaler Rüstungskontrollabkommen erleben: sowohl das
Mittelstreckenverbot von 1987 wurde gekündigt als auch das
Nuklearabkommen mit dem Iran. Die Atommächte investieren massiv in
ihrer Nukleararsenale, statt ihrer Abrüstungsverpflichtungen aus
Artikel 6 des Nichtverbreitungsvertrages nachzukommen. Vor diesem
Hintergrund haben sich 122 Staaten in der Vollversammlung der UNO auf
einen Atomwaffenverbotsvertrag geeinigt, mit dem diese
Massenvernichtungswaffen langfristig endgültig geächtet werden sollen.
Die Bundesregierung täte gut daran diesen Weg zu unterstützen, statt
mit neuen Flugzeugbeschaffungen in die nukleare Teilhabe zu
investieren. Zum 50-jährigen Jubiläum des Atomwaffensperrvertrags in
diesem Jahr wäre der Ausstieg aus der 'nuklearen Teilhabe' eindeutig
das bessere Geschenk gewesen."
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EUROPA/1002: Europa vereint und solidarisch gegen die Corona-Krise


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. März 2020

Europa vereint und solidarisch gegen die Corona-Krise

Bestehende europäische Instrumente unverzüglich nutzen, Diskussion
über Coronabonds verfehlt



Die Staats- und Regierungschefs der EU haben gestern die
Finanzminister der Eurogruppe beauftragt, in den nächsten zwei Wochen
Vorschläge für den Umgang mit den schweren wirtschaftlichen
Konsequenzen infolge der Corona-Krise vorzulegen. Dazu äußert sich
Eckhardt Rehberg, haushaltspolitsicher Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wie folgt:

"Die Corona-Krise bedarf dringend europäischer Koordinierung. Es ist
selbstverständlich, dass Europa und die Eurozone in dieser schwersten
Krise seit dem Zweiten Weltkrieg gemeinsam handeln und
zusammenstehen. Wir Deutschen sind solidarisch mit unseren
europäischen Partnern, die besonders hart von der Krise betroffen
sind. Wir verfügen in der EU und in der Eurozone über eine Vielzahl
von Instrumenten, die wir nun schnell aktivieren und nutzen müssen.
Neue Instrumente wie Euro- oder Coronabonds sind in diesen
dramatischen Zeiten nicht das richtige Mittel. Für eine
Vergemeinschaftung der Schulden in Europa haben wir keine
Rechtsgrundlage. Anstatt monatelang über Coronabonds zu verhandeln
und zu diskutieren, müssen wir jetzt sofort im Rahmen der verfügbaren
und rechtssicheren Instrumente handeln. Wir müssen an die Zeit nach
Ende der Corona-Pandemie denken, wenn die hohen Schuldenstände wieder
abgebaut werden müssen. Schnellschüsse, die keiner rechtlichen
Überprüfung standhalten, sind verfehlt.

Die EU-Kommission muss unverzüglich die 37 Milliarden Euro aus dem
EU-Haushalt freigeben, die zur Bekämpfung der Corona-Krise
angekündigt worden sind. Die Europäische Investitionsbank (EIB) soll
sofort damit beginnen, Ressourcen für Förderprogramme für die
Mitgliedstaaten zu mobilisieren. Der Europäische
Stabilitätsmechanismus (ESM) verfügt über das Instrument der
vorsorglichen Kreditlinie (ECCL), das nun aktiviert werden kann. Die
Staaten der Eurozone haben unverändert Zugang zum Kapitalmarkt mit
besseren Zinskonditionen als etwa vor einem Jahr. Der Stabilitäts-
und Wachstumspakt wird während der Corona-Krise auf Basis der
General-Escape-Klausel nicht angewandt. Die Europäische Zentralbank
(EZB) hat das Pandemie-Notfallankaufprogramm (PEPP) aktiviert. Mit
diesen Instrumenten kann die Finanzierung der Maßnahmen zur
Bekämpfung der dramatischen Auswirkungen der Corona-Pandemie in den
Mitgliedstaaten der EU bzw. der Eurozone jetzt sichergestellt werden,
ohne dass neue Instrumente eingeführt werden müssten."
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EUROPA/1001: Neue Mission "Irini" zeigt Handlungsfähigkeit der EU


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 26. März 2020

Neue Mission "Irini" zeigt Handlungsfähigkeit der EU

Deutscher Beitrag gefragt - Beschlüsse der Berliner Libyen-Konferenz
konsequent umsetzen



Die 27 Mitgliedstaaten der EU haben sich am heutigen Donnerstag
darauf geeinigt, unmittelbar nach Auslaufen der Operation "Sophia"
mit der Folgemission "Irini" im östlichen Mittelmeer das
Waffenembargo gegen Libyen durchzusetzen. Hierzu erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt:

"Es ist eine sehr gute Nachricht aus Brüssel, dass sich die 27
Mitgliedstaaten auf die Entsendung einer EU-Mission ins östliche
Mittelmeer geeinigt haben, die das Waffenembargo gegen Libyen
überwachen soll. Die Einigung zeigt, dass die EU - gerade auch in
Zeiten der schweren Corona-Krise - außen- und sicherheitspolitisch
handlungsfähig ist.

Die Berliner Libyen-Konferenz vom 19. Januar war ein wichtiger
Schritt hin zu einer politischen Lösung und einer dauerhaften
Befriedung des Bürgerkriegslandes, auch wenn der weitere Weg steinig
bleibt. Wichtig ist, dass die in Berlin beschlossenen Punkte, auf die
sich die teilnehmenden Nationen verpflichtet haben und die vom
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen indossiert wurden, konsequent
umgesetzt werden. Die EU hat hierbei die Verantwortung für die
Überwachung des Waffenembargos übernommen. Die geplante Mission
'Irini' soll dies leisten.

Wichtig ist aber auch, dass Deutschland sich als wesentlicher Akteur
in der Libyen-Politik substanziell an dieser Mission beteiligt.
Hierzu werden wir schon sehr rasch konkrete Gespräche führen. Auch
der Deutsche Bundestag wird seiner außen- und sicherheitspolitischen
Verantwortung gerecht werden. Hierfür steht die CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag.

Die neue EU-Mission wird von allen Mitgliedstaaten erneut Ressourcen
benötigen. Die deutsche Marine ist insgesamt gut aufgestellt. Aber
auch sie benötigt deutlich mehr und neues Material. Daher muss der
Verteidigungshaushalt auch in den kommenden Jahren konsequent
aufwachsen, um zum Beispiel ein neues Fregattenbauprogramm zu
verwirklichen. Die von Finanzminister Scholz vorgelegten Eckwerte für
den Verteidigungshaushalt der kommenden Jahre sind aus Sicht der
CDU/CSU-Fraktion nicht hinnehmbar und international nicht
vermittelbar. Wir werden auf eine deutliche Erhöhung drängen."
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EUROPA/1000: EU setzt richtige Prioritäten im Kampf gegen Coronavirus


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 26. März 2020

EU setzt richtige Prioritäten im Kampf gegen Coronavirus

Medizinische Zusammenarbeit und mehr Geld für die Forschung



Die EU-Staats- und Regierungschefs haben in einer Videokonferenz am
heutigen Donnerstag weitere Maßnahmen im Kampf gegen das Coronavirus
beschlossen. Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Europa bündelt seine Kräfte und verstärkt den Kampf gegen das
Coronavirus. Die europäischen Staats- und Regierungschefs setzen
dabei die richtigen Prioritäten: Eindämmung des Virus, medizinische
Zusammenarbeit und vor allem mehr Geld für die Forschung. Dass die EU
erwägt, eine internationale Geberkonferenz einzurichten, um
ausreichend Mittel dafür einzusammeln, ist eine hervorragende
Initiative. An der schnellen Entwicklung eines Impfstoffes und
wirksamer Medikamente muss jedem gelegen sein.

Die derzeitigen Kontrollen der Binnen- und Außengrenzen helfen, die
Ausbreitung des Coronavirus zu hemmen. Dabei bleibt der für die
Versorgung der Bevölkerung und Volkswirtschaften unverzichtbare
Warenverkehr möglich. Auch sollen Berufspendler und Saisonarbeiter
möglichst weiterhin die Binnengrenzen überqueren können.

Zudem wird die EU-Kommission in Zusammenarbeit mit den produzierenden
Unternehmen die Bestände an medizinischer Ausrüstung erfassen,
einschließlich Beatmungsgeräten und Corona-Tests. So soll die
bestmögliche Versorgung der Patienten gesichert werden.

Außerdem fördert die EU medizinische Forschung zum Coronavirus:
Bereits 140 Millionen Euro hat die EU in 17 Forschungsprojekte
investiert, darunter auch zur Entwicklung von Impfstoffen.

Das alles wird von dem Geist getragen, dass Europa gemeinsam am
besten durch die Corona-Krise kommt."
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INNEN/3564: Bundeshilfen zur Corona-Pandemie für gemeinnützige Sportvereine öffnen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. März 2020

Bundeshilfen zur Corona-Pandemie für gemeinnützige Sportvereine
öffnen

Durchführungsbestimmungen der Bundesländer müssen gemeinnützige
Vereine berücksichtigen



Am Mittwoch hat der Deutsche Bundestag umfassende Hilfen zur
Corona-Pandemie beschlossen. Diese richten sich an das
Gesundheitssystem, aber auch an große Betriebe, Kleinstunternehmen,
Soloselbstständige und Familien. Gemeinnützige Vereine standen
bislang zu wenig im Fokus der Aufmerksamkeit. Dazu erklärt der
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard
Gienger:

"Die derzeitigen Bundeshilfen zur Corona-Pandemie müssen auch
gemeinnützigen Sportvereinen einheitlich zugänglich sein. Die mit der
Umsetzung beauftragten Bundesländer müssen gemeinnützige Vereine in
den nun zu erarbeitenden Durchführungsbestimmungen berücksichtigen.
Nordrhein-Westphalen und Baden-Württemberg gehen hier anscheinend mit
gutem Beispiel voran. Wir brauchen aber eine bundesweit einheitliche
Lösung für den gemeinwohlorientierten Sport.

Der Sport und das Ehrenamt sind wesentliche Elemente unserer
Zivilgesellschaft und stärken den Zusammenhalt und die Solidarität in
unserem Land. Dies ist gerade in Zeiten der Corona-Pandemie besonders
wichtig. Wenngleich der normale Sportbetrieb zurzeit nicht möglich
ist, sind unzählige Vereine sehr kreativ und bieten digitale
Sportangebote an.

Die weltweite Pandemie kann für die örtlichen Vereine aber eine
Gefahr darstellen: Laufende Betriebskosten, finanzielle Ausfälle
durch wegbrechende Veranstaltungen und Aufnahmestopps bei der
Mitgliederentwicklung können zu großen Herausforderungen werden.
Ausgelagerte Geschäftsbetriebe von Vereinen können unternehmerische
Hilfen des Bundes in Anspruch nehmen, bei klassischen Idealvereinen
besteht jedoch noch eine gewisse Unsicherheit. Diese sollte nun durch
die Bundesländer ausgeräumt werden, sodass nach den
Durchführungsbestimmungen auch gemeinnützige Vereine
anspruchsberechtigt sind."
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RECHT/1010: Fall adidas - Missbrauch beim Kündigungsausschluss verhindern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. März 2020

Fall adidas - Missbrauch beim Kündigungsausschluss verhindern

Unsolidarisches Verhalten dürfen wir nicht hinnehmen



Der adidas-Konzern hat gestern mitgeteilt, dass er die Mietzahlungen
für alle seine Ladengeschäfte für drei Monate aussetzt. Grundlage
dafür ist Art. 5 § 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der
COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, das
der Bundestag am Mittwoch verabschiedet hat. Dazu erklärt der
rechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Dr.
Jan-Marco Luczak:

"Diese Entscheidung von adidas ist falsch. Unsere Intention mit
diesem Gesetz war nicht, dass finanzstarke Konzerne aufgrund dieses
Gesetzes keine Miete mehr zahlen und sich nicht mehr an geschlossene
Verträge halten. Viele Vermieter, die in der Regel wesentlich
finanzschwächer als adidas sind, werden durch dieses Vorgehen in
wirtschaftliche Schwierigkeiten gebracht. Solch unsolidarisches
Verhalten dürfen wir nicht hinnehmen. Im Gesetzgebungsverfahren
hatten wir als Union mit Blick auf solche Befürchtungen darauf
gedrungen, zusätzliche Sicherungsmechanismen im Gesetz zu verankern,
um eine missbräuchliche Aussetzung von Mietzahlungen zu verhindern.
Leider war das mit dem Justizministerium und dem Koalitionspartner
nicht möglich.

Der Fall adidas zeigt nun, dass wir gegensteuern und missbräuchliches
Verhalten ausdrücklich im Gesetz ausschließen müssen. Wir müssen
klarstellen, dass ein Kündigungsausschluss nur dann greift, wenn
einem Mieter die Zahlung der Miete nicht zumutbar ist, weil ansonsten
sein angemessener Lebensunterhalt bzw. die wirtschaftliche Grundlage
seines Erwerbsbetriebes gefährdet wäre. So haben wir es im 
Corona-Gesetz auch beim Leistungsverweigerungsrecht für
Dauerschuldverhältnissen und der Stundungsmöglichkeit bei
Darlehensverträgen geregelt."
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SOZIALES/2047: Chance für einen nachhaltigen Rentenkonsens


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. März 2020

Chance für einen nachhaltigen Rentenkonsens

Wichtige Anliegen der Union verankert



Die Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag" hat heute ihre
Ergebnisse vorgestellt. Dazu erklären der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann Gröhe, und der
sozialpolitische Sprecher der CSU-Landesgruppe, Stephan Stracke:

Gröhe: "Die Ergebnisse der Kommission "Verlässlicher
Generationenvertrag" bieten die Chance für die Erneuerung eines
nachhaltigen Rentenkonsens in der Politik und mit den Sozialpartnern.

Für uns ist es dabei zentral, die Verlässlichkeit der gesetzlichen
Rente dauerhaft zu gewährleisten, beim unvermeidlichen erheblichen
Finanzbedarf dem Gebot der Generationengerechtigkeit gerecht zu
werden und die zusätzliche Altersvorsorge betrieblicher oder privater
Natur zu stärken.

Die nachhaltige Verlässlichkeit der gesetzlichen Rente verlangt, dass
sowohl Beitrags- und Steuerzahler als auch Rentenempfänger einen
Beitrag erbringen. Nur die Einnahmenseite in den Blick zu nehmen,
reicht nicht aus, wenn wir eine Überforderung kommender Generationen
und der Wirtschaftskraft unseres Landes vermeiden wollen."

Stracke: "Es braucht Verlässlichkeit für alle Beteiligten. Dem
dienen unsere Vorschläge für verbindliche und perspektivische
Haltelinien. Die verbindlichen Haltelinien sind dabei für einen
Zeitraum von sieben Jahren vorgesehen, die perspektivischen
Haltelinien für einen Zeitraum von 15 Jahren. Für die Haltelinien
beim Sicherungsniveau ist ein Korridor zwischen 44 und 49 Prozent
vorgesehen, für den Beitragssatz ein Korridor zwischen 20 und 24
Prozent.

Dabei gilt auch weiterhin: Die Renten werden auch zukünftig steigen,
Rentnerinnen und Rentner an der Wohlstandsentwicklung unserer
Gesellschaft teilhaben. Allerdings kann der Rentenanstieg geringer
ausfallen als der Lohnanstieg.

Das Renteneintrittsalter wird bis 2031 auf 67 Jahre ansteigen,
derzeit besteht kein weiterer Handlungsbedarf in diesem Bereich. 2026
soll ein zu gründender Alterssicherungsbeirat Vorschläge im Hinblick
auf die weitere Entwicklung des Renteneintrittsalters machen.

Vorschläge für eine Stärkung von Prävention und Rehabilitation, die
auf ein gesundes Arbeiten bis zum Renteneintritt zielen, liegen uns
dabei besonders am Herzen."

Gröhe: "Wir warnen eindringlich davor, jetzt beim Rentenniveau
oder Renteneintrittsalter mit einseitigen Vorfestlegungen
vorzupreschen und so die Chancen für einen nachhaltigen Rentenkonsens
aufs Spiel zu setzen. Wichtig für CDU und CSU war stets der Blick auf
das Gesamtniveau der Altersvorsorge und die Stärkung der zusätzlichen
Altersvorsorge. Hierzu konnten wir im Kommissionsbericht wichtige
Empfehlungen verankern.

Wir wollen zügig die sogenannte Riester-Rente entbürokratisieren und
ihre Förderung verbessern. Ein neues kostengünstiges Standardprodukt
soll die zusätzliche Altersvorsorge erleichtern. Dabei soll sich der
Staat die Möglichkeit offenhalten, mit öffentlichen Trägern selbst
ein entsprechendes Produkt anzubieten. Unser Ziel ist eine möglichst
umfassende Verbreitung der zusätzlichen Altersvorsorge bis 2025.
Gelingt dies nicht, so ist auch eine verpflichtende zusätzliche
Altersvorsorge zu prüfen, die hälftig von Arbeitnehmern und
Arbeitgebern zu tragen wäre. Entsprechende Vorschläge sollen
ebenfalls bis 2025 entwickelt werden, um bei Bedarf zügig handeln zu
können.

Auch mit der Bezugnahme auf die Gesamtbelastung durch alle
Sozialversicherungsbeiträge insgesamt und der Betonung der
Notwendigkeit, Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die
Wettbewerbsfähigkeit zu berücksichtigen, wird ein zentrales Anliegen
von CDU und CSU aufgenommen.

Auskömmliche Altersvorsorge und Generationengerechtigkeit bleiben
eine Daueraufgabe. Ungewissheiten vor allem über die weitere
wirtschaftliche Entwicklung verlangen die Bereitschaft, immer wieder
die "Stellschrauben" der Rentenpolitik zu überprüfen und dabei
zugleich die notwendige Verlässlichkeit zu gewährleisten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/2046: Vorschläge der Rentenkommission umsetzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. März 2020

Vorschläge der Rentenkommission umsetzen

Für die zusätzliche Altersvorsorge muss es ein einfaches und
verständliches Standardprodukt geben



Die Regierungskommission "Verlässlicher Generationenvertrag" hat ihre
Ergebnisse heute an den zuständigen Bundesminister Heil übergeben.
Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Es ist gut, dass die Rentenkommission unter Führung von Karl
Schiewerling und Gabriele Lösekrug Möller heute Ergebnisse vorgelegt
hat, die wir in unserer Gesetzgebung in diesen schweren Zeiten als
Wegbereitung gut gebrauchen können.

Die Kommission hat aufgezeigt, dass auch zukünftig die
Alterssicherung generationengerecht gestaltet werden kann. Damit
bleibt der Generationenvertrag bestehen, und kann zukunftsorientiert
fortentwickelt werden. Zwar mögen sich durch die Corona-Krise die
Datengrundlagen nun kräftig ändern und neue Herausforderungen
entstehen. Der Verdienst der Kommission und ihrer Vorsitzenden liegt
aber darin, in vielen Punkten einen tragbaren Konsens für unsere
weitere Arbeit hergestellt zu haben.

Die Kommission regt an, bei der zusätzlichen Altersvorsorge ein
einfaches, verständliches Standardprodukt aufzulegen. Dieser Rat ist
richtig, weil wir sehen, dass viele ratlos vor der Frage stehen, wie
man am besten Eigenvorsorge fürs Alter macht. Die ist aber wichtig,
um später gut abgesichert zu sein. Deshalb sollten wir den Rat der
Kommission noch in dieser Wahlperiode angehen."

 * 
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VERKEHR/796: Die Versorgungssicherheit ist auch im Verkehrssektor sichergestellt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 27. März 2020

Die Versorgungssicherheit ist auch im Verkehrssektor sichergestellt



Der Verkehrs- und Logistiksektor ist von entscheidender Bedeutung für
die Bewältigung der COVID-19-Pandemie. Hierzu können Sie den für
Verkehr zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Der Güter- und Warenverkehr rollt auch in diesen Tagen und bringt
wichtige Medizinprodukte und Lebensmittel zu den Menschen. Die
Baustellen sind weiter im Betrieb. Alle Beschäftigten im
Mobilitätssektor, die hier unermüdlich im Einsatz sind, verdienen
großen Respekt und Dank. Die vom Deutschen Bundestag beschlossenen
Maßnahmen bieten auch vielen Verkehrsunternehmen und ihren
Beschäftigten Flexibilität und echte Hilfe. Deswegen müssen wir keine
Abstriche bei Steuern und Gebühren machen. Luftverkehrssteuer und
Lkw-Maut sind weiter zu entrichten. Für die mittelständischen
Betriebe wie beispielsweise Busunternehmen benötigen wir aber weitere
Flexibilität und konkrete Hilfsmaßnahmen, die drohende
Liquiditätsengpässe überbrücken."

 * 
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ARBEIT/1910: Wer systemrelevant ist, muss auch anständig bezahlt werden!


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. März 2020

Wer systemrelevant ist, muss auch anständig bezahlt werden!



"Es ist nicht akzeptabel, dass in vielen so genannten systemrelevanten
Berufen Löhne weit unter dem Durchschnitt gezahlt werden. In vielen
dieser systemrelevanten Bereiche müssen die Löhne dringend angehoben
werden", erklärt Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, angesichts der heute vom Statistischen Bundesamt
veröffentlichten Zahlen zu den Löhnen von Fachkräften in
systemrelevanten Berufen. Meiser weiter:

"Von warmen Dankesworten aus der Politik können die Beschäftigten im
Lebensmitteleinzelhandel, im Güterverkehr oder in der Altenpflege ihre
Miete nicht bezahlen und auch nicht den nächsten Urlaub.
Offensichtlich läuft in unserem Land etwas grundsätzlich schief, wenn
diejenigen, die in der jetzigen Krise bis zum Anschlag arbeiten
müssen, dafür zum Teil extrem schlecht bezahlt werden.

Die Unternehmen müssen jetzt schnell gesetzlich dazu verpflichtet
werden, den Beschäftigten in systemrelevanten Bereichen für die Zeit
der Corona-Krise eine Erschwerniszulage zu zahlen. Und über die
aktuelle Krise hinaus müssen die Gewerkschaften so gestärkt werden,
dass sie auch in Bereichen wie dem Einzelhandel wieder bessere
Tarifverträge durchsetzen können. Dazu muss die Bundesregierung
schnellstmöglich dafür sorgen, dass der Tarifvertrag für den
Einzelhandel wieder für allgemeinverbindlich erklärt werden kann."

 * 
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AUSSEN/1984: Wildwestpolitik der USA gegen Venezuela verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. März 2020

Wildwestpolitik der USA gegen Venezuela verurteilen



"Während die Zahlen von Coronainfektionen in den USA in die Höhe
schießen, versucht die US-Regierung durch das Aussetzen eines
Kopfgeldes auf den venezolanischen Staatschef Nicolás Maduro, ein
bisher weltweit einmaliger Akt, davon abzulenken. Diese absurde
Wildwestpolitik muss von der Bundesregierung verurteilt werden",
erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Hänsel weiter:

"Venezuela braucht jetzt dringend internationale Unterstützung im
Kampf gegen die Corona-Pandemie. Dies hat auch der Appell der 
UN-Hochkommissarin für Menschenrechte, Michelle Bachelet, nach Aufhebung
der völkerrechtswidrigen Wirtschaftssanktionen gegenüber Venezuela zum
Ausdruck gebracht. Die Bundesregierung muss diesen beispiellosen
aggressiven Akt der US-Regierung gegen Venezuela im UN-Sicherheitsrat
auf die Tagesordnung setzen. Die Vorwürfe, der venezolanische
Regierungschef sei der Anführer eines Drogenhändlerrings 'Kartell der
Sonnen', ist ähnlich glaubwürdig wie die 'Beweise' für die
Massenvernichtungswaffen im Irak 2003.

Eigene, durch die US-Regierung erhobene Daten zeigen, dass die
Haupttransportrouten für Drogen durch Mittelamerika verlaufen und
nicht über Venezuela. Kolumbien als engster US-Verbündeter gilt nach
wie vor als das Land der 'Narcopolitik', mit Politikern, die tief in
den Drogenhandel verstrickt sind wie der ehemalige Präsident Alvaro
Uribe, ein Vertrauter des amtierenden Präsidenten Ivan Duque. Und der
von den USA unterstützte, selbsternannte venezolanische
Interimspräsident Juan Guaidó, war im vergangenen Jahr auf Fotos mit
zwei Anführern des kolumbianischen Drogenkartells Los Rastrojos zu
sehen, die seine illegale Ausreise nach Kolumbien organisierten.

Die Bundesregierung muss sich für ein Ende der
EU-Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela einsetzen, um das
Gesundheitssystem zu stabilisieren, und neu entstandene Initiativen
der Kooperation von Regierung und Opposition in Venezuela angesichts
der Corona-Pandemie unterstützen."

 * 
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GESUNDHEIT/1177: Menschen mit Pflegebedarf wurden beim Schutzpaket vergessen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. März 2020

Menschen mit Pflegebedarf wurden beim Schutzpaket vergessen



"Die Menschen mit Pflegebedarf hat die Bundesregierung als besondere
Risikogruppe im Schutzpaket vergessen", erklärt Pia Zimmermann,
Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
Debatte des Bundesrats über die Maßnahmenpakete der Bundesregierung
zur Corona-Krise. "Menschen mit Pflegebedarf gehören besonders häufig
zur Risikogruppe der Älteren oder Vorerkrankten. Aber für sie gibt es
kaum mehr als den Ratschlag, daheim zu bleiben. Der Anspruch auf
Ersatz für Mehrausgaben und Schutzmaterial der Institutionen, die
Menschen pflegen, wie Heime oder ambulante Dienste, ist viel zu
gering." Pia Zimmermann weiter:

"Warum werden die Mehrausgaben im Heimbereich nicht ebenfalls vom
Bundeshaushalt aufgefangen, wie es bei den Krankenhäusern ermöglicht
wird? Es darf nicht sein, dass diese Kosten alleine von den
Versicherten bezahlt werden sollen. Es besteht die Gefahr, dass dies
über eine Erhöhung der Eigenanteile und Zuzahlungen auf die Menschen
mit Pflegebedarf abgewälzt wird. Ältere und Vorerkrankte müssen
besonders intensiv vor Infektionen geschützt werden, indem sie und die
ambulanten Pflegekräfte mit ausreichend Schutzausrüstungen und
Desinfektionsmittel ausgestattet werden. Ferner müssen die
entsprechenden Institutionen mit mehr Geld ausgestattet werden. Und
pflegende Angehörige brauchen einen finanziellen Schutz, wenn sie
momentan Gehaltseinbußen wegen fehlender Tagespflege haben. Klatschen
und Sonntagsreden reichen nicht. Die Hilfe für Risikogruppen muss
praktisch werden."

 * 
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INNEN/5120: Allgemeiner Abschiebestopp jetzt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. März 2020

Allgemeiner Abschiebestopp jetzt!



"Angesichts der Corona-Krise brauchen wir jetzt dringend einen
allgemeinen Abschiebestopp. Das Menschenrecht auf Gesundheit ist
unteilbar, deswegen sind Abschiebungen unverantwortlicher denn je",
erklärt die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla
Jelpke. Die Abgeordnete weiter:

"In einer Zeit, in der das gesellschaftliche Leben stillsteht, die
Menschen zu Hause bleiben sollen, sich alle Ressourcen auf die
Eindämmung der Pandemie konzentrieren, noch Geld und Personal für
Abschiebungen zu verschwenden, ist schier unfassbar. Besonders
deutlich wird das im Fall der geplanten Abschiebung zweier Frauen nach
Iran, die die Bundespolizei für kommende Woche angesetzt hat. Iran ist
ein Corona-Hochrisikogebiet - wer jetzt dorthin abschiebt, setzt die
Gesundheit der Betroffenen aufs Spiel.

Allseits wird die internationale Solidarität im Kampf gegen Corona
beschworen. Will das Bundesinnenministerium da ausscheren und das
Signal aussenden, der Kampf gegen Flüchtlinge sei wichtiger? Das wäre
ein Armutszeugnis. Ein allgemeiner Abschiebestopp ist das Gebot der
Stunde."

 * 
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SOZIALES/2726: Rentenkommission gescheitert - Sinkflug des Rentenniveaus wird nicht gestoppt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. März 2020

Rentenkommission gescheitert - Sinkflug des Rentenniveaus 
wird nicht gestoppt



"Es ist nur den Gewerkschaften zu verdanken, dass die Rentenkommission
keine Rente erst ab 70 und keinen Komplettabsturz des Rentenniveaus
beschlossen hat. Das sind die einzigen guten 'Ergebnisse' im 126
Seiten dicken Abschlussbericht. Diese Veranstaltung hätte man sich
sparen können. Nun zeigt sich, dass es ein Riesenfehler war, die
Rentenexperten der demokratischen Oppositionsparteien mit
Rentenkonzepten nicht in die Kommission zu berufen", erklärt Matthias
W. Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zum
heute vorgelegten Bericht der Rentenkommission. Birkwald weiter:

"An den Sondervoten erkennt man es deutlich: Der von der Union in die
Kommission berufene vermeintliche Rentenpapst Professor Axel
Börsch-Supan hat es zwar nicht geschafft, das Renteneintrittsalter
jetzt schon über 67 Jahre hinaus zu erhöhen und das Rentenniveau auf
44 Prozent abstürzen zu lassen. Aber im Abwehrkampf gegen sein Mantra,
die gesetzliche Rente sei zu teuer, hat es die Kommission leider nicht
vermocht, einen verlässlichen Generationenvertrag für die Zeit nach
2025 zu entwerfen. Nur eine Rückkehr zu einem lebensstandardsichernden
Rentenniveau von 53 Prozent, wie es im Jahr 2000 bestand, würde den
heute jungen und mittelalten Menschen das Vertrauen in die gesetzliche
Rente zurückgeben und die heutigen Rentnerinnen und Rentner wirksam
vor einem schleichenden Kaufkraftverlust und vor Altersarmut schützen.

So aber drückt sich die Kommission vor der Herkulesaufgabe, die
gesetzliche Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung
umzubauen und nicht nur Selbständige, sondern auch Beamtinnen und
Beamte, Bundestagsabgeordnete, Freiberufler und schrittweise alle
Menschen mit Erwerbseinkommen in die gesetzliche Rente einzubeziehen.
Kein Wort dazu, dass die gesetzliche Rente endlich einen armutsfesten
Unterbau braucht, den es in Ländern wie zum Beispiel Österreich längst
gibt. DIE LINKE fordert deshalb armutsfeste Erwerbsminderungsrenten
und eine einkommens- und vermögensgeprüfte Solidarische Mindestrente,
denn niemand soll im Alter oder bei Erwerbsminderung von aktuell
weniger als 1.050 Euro und perspektivisch 1.200 Euro netto leben
müssen."

 * 
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BUNDESTAG/9648: Heute im Bundestag Nr. 340 - 27.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 340

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 27. März 2020, Redaktionsschluss: 14.02 Uhr

1. FDP fordert Elterngeld für Pflegeeltern

2. Städtebau und innere Sicherheit

3. Herrenlose Fischereinetze

4. EU-Verfahren gegen Deutschland

5. Hecken in der Agrarlandschaft

6. Chirurgische Kastration von Ferkeln



1. FDP fordert Elterngeld für Pflegeeltern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der FDP-Fraktion sollen auch
Pflegeeltern in den Genuss vom Elterngeld kommen. In einem Antrag
(19/17473) fordert sie die Bundesregierung auf, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem der in Paragraf 1 des
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz geregelte Anspruch auf
Pflegeeltern, die ein Pflegekind in Vollzeit aufnehmen, ausgeweitet
wird. Das Pflegegeld soll auf das Elterngeld angerechnet werden, so
dass die Summe aus beiden Leistungen nie höher als der
Elterngeldbetrag vergleichbarer leiblicher Eltern und den Höchstbetrag
des Elterngeldes nicht überschreitet. Die Auszahlung des Elterngeldes
soll analog zu den Regelungen zum Basiselterngeld und zum Elterngeld
Plus auf zwölf beziehungsweise 28 Monate nach Aufnahme des
Pflegekindes begrenzt werden.

Die Liberalen verweisen in ihrem Antrag darauf, dass die maximale Höhe
des Pflegegeldes gemäß der Empfehlungen des Deutschen Vereins für
öffentliche und private Fürsorge derzeit bei 966 Euro liegt, der
Höchstbetrag des Elterngeldes hingegen auf 1.800 Euro. Die Differenz
von bis zu mehreren hundert Euro zwischen Pflegegeld und Elterngeld
führe dazu, dass sich in einigen Fällen Familien und Alleinstehende
aus ökonomischen Gründen gegen ein Pflegekind entscheiden, weil sie
für die Betreuung eines Pflegekindes die eigene Berufstätigkeit
zeitweilig reduzieren oder aussetzen möchten. Der Gesetzgeber sei
deshalb aufgefordert, die Benachteiligung von Pflegeeltern gegenüber
leiblichen Eltern aufzuheben. Für Kinder, insbesondere Säuglinge und
Kleinkinder, sei ein Aufwachsen in familiären Strukturen besser als in
Heimen oder Wohngruppen. Bundesweit mangele es jedoch an
Pflegefamilien. Mit der Ausweitung des Elterngeldes würden potenzielle
Pflegeeltern unterstützt, ein Pflegekind aufzunehmen und ihre
Erwerbstätigkeit zu reduzieren oder auszusetzen, um mehr Zeit mit dem
Pflegekind verbringen zu können.

 * 

2. Städtebau und innere Sicherheit

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Städtebauliche Maßnahmen und ihre Wirkung auf das
Sicherheitsgefühl in Städten stehen im Mittelpunkt der Antwort
(19/18045) auf eine Kleine Anfrage (19/17483) der FDP-Fraktion. Darin
betont die Bundesregierung die Bedeutung städtebaulicher Gestaltung.
Stadtentwicklung, die Organisation eines friedlichen Zusammenlebens in
den Kommunen, Landschaftsplanung, Architektur sowie die
Kriminalprävention seien insbesondere für die Gestaltung des
öffentlichen Raums und beim Wohnungsbau von Bedeutung, heißt es. "Gut
gestaltete, offene, belebte und nutzungsdurchmischte Stadtquartiere
und öffentliche Räume sind ein essentielles Element zur Schaffung von
sicheren Nachbarschaften, in denen die Bürgerinnen und Bürger sich
begegnen und austauschen können."

In der Antwort führt die Bundesregierung weiter Mittel für
Programmschwerpunkte auf, die den Ländern seit 2017 zur Verfügung
gestellt worden sind. In welcher Höhe Kommunen diese Gelder für
Maßnahmen zu Sicherheit und Prävention ausgegeben haben, wisse man
nicht, erklärt die Bundesregierung weiter.

 * 

3. Herrenlose Fischereinetze

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Gesamtmenge von sogenannten Geisternetzen in den
deutschen Meeresgewässern kann nicht genau bestimmt werden.
Grundsätzlich sei die Fischerei gesetzlich verpflichtet, verloren
gegangene Netze durch Logbucheintragungen bei der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung zu melden. Solche Meldungen seien der
Anzahl nach in den letzten Jahren jedoch sehr gering ausgefallen,
teilt die Bundesregierung in einer Antwort (19/17761) auf eine Kleine
Anfrage (19/17381) der FDP-Fraktion mit. Weiter heißt es dazu, dass
aus über 2.400 Schleppnetzfängen, die international zu
Fischereiforschungszwecken von 2013 bis 2017 am Meeresboden der
Nord- und Ostsee durchgeführt worden seien, neun Prozent der gesamten
eingesammelten Plastikmüllteile aus fischereilichen Quellen stammten.
Nur ein Teil dieses Kunststoffmülls habe aus Geisternetzen bestanden.
Darunter seien vor allem Netzfragmente gewesen, der größere Teil habe
jedoch aus Schnüren, Leinen und Polystyrolboxen bestanden.

 * 

4. EU-Verfahren gegen Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Europäische Kommission hat vom 1. Januar 2017
bis 12. März 2020 insgesamt 76 Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland eingeleitet. Diese bezögen sich auf Artikel 258 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/18056) auf eine Kleine Anfrage
(19/17463) der FDP-Fraktion. Dazu würden ein Verfahren, das Österreich
gegen Deutschland eingeleitet hat (nach Artikel 259 des entsprechenden
Gesetzes) sowie zwei Einleitungen von Vertragsverletzungsverfahren
nach Artikel 260 kommen.

Von den 76 Verfahren sind den Angaben zufolge 11 aufgrund inhaltlich
nicht ordnungsgemäß umgesetzter Richtlinien eingeleitet worden. 49
Verfahren erfolgten, weil Richtlinien nicht mitgeteilt oder nicht
umgesetzt wurden, vier davon wegen teilweiser Nichtumsetzung. Die
übrigen Verfahren bezogen sich der Bundesregierung zufolge auf
Verstöße gegen Primärrecht, Richtlinien und Verordnungen. Finanzielle
Sanktionen habe es bislang nicht gegeben.

 * 

5. Hecken in der Agrarlandschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/17979) für die Entwicklung der Heckenstrukturen in
Deutschland in den letzten Jahren und Jahrzehnten. Die Abgeordneten
wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, ob es
Monitoring-Systeme gibt, mit denen Heckenstrukturen bundesweit erfasst
werden können, um auf diese Weise Veränderungen in der Agrarlandschaft
zu erfassen und zu dokumentieren.

 * 

6. Chirurgische Kastration von Ferkeln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/17829) für die Anwendung von Alternativen zur
chirurgischen Ferkelkastration ohne Betäubung. Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche Schlacht- und
Verarbeitungsunternehmen welche alternative Methoden zur
betäubungslosen Ferkelkastration akzeptieren und entsprechend
gemästete Tiere aufnehmen und vermarkten. Auch soll darüber Auskunft
gegeben werden, welche Narkosegeräte zur Ferkelkastration von einer
nach DIN EN ISO 17025 akkreditierten Stelle in Bezug auf Aspekte des
Tierschutzes, der Anwendersicherheit und des Umweltschutzes
zertifiziert sind.

 * 
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BUNDESTAG/9647: Heute im Bundestag Nr. 339 - 27.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 339

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 27. März 2020, Redaktionsschluss: 13.03 Uhr

1. Verkehrsverlagerung von Schiff auf Bahn

2. Erneuerbare Energien bei der DB AG

3. AfD fragt nach Munitionsfunden

4. PB-Modelle bei Wasserbauprojekten

5. FDP thematisiert Neubau der ATAIR II

6. Organisation des Luftfahrt-Bundesamtes



1. Verkehrsverlagerung von Schiff auf Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion möchte wissen, was die
Bundesregierung tut, damit es keine Güterverkehrsverlagerung vom
Binnenschiff auf die Bahn gibt. In einer Kleinen Anfrage (19/17823)
verweisen die Abgeordneten auf die hohen Investitionen und
Subventionen für die Schiene, während der Verkehrsträger Binnenschiff,
der weniger CO2 emittiere als alle anderen Verkehrsträger, mit einer
maroden Infrastruktur zu kämpfen habe, wodurch die
Wettbewerbsfähigkeit zusätzlich verringert werde. "Die
Milliardensummen für die CO2-Reduktion im Güterverkehr der Bahn wären
nutzlos oder gar schädlich, wenn die Verkehrsleistung vom Binnenschiff
auf die Schiene verlagert werden wird", schreiben die Liberalen.

Die Regierung wird nun gefragt, welche Auswirkungen die Investitionen
für die Bahn ihrer Ansicht nach für den Güterverkehrsmarkt haben.
Wissen wollen die Abgeordneten auch, ob die Bundesregierung höhere
Investitionen im anwachsenden Haushalt 2021 für die Binnenschifffahrt
plant, "damit der Verkehrsträger angesichts der
Milliardeninvestitionen für die Bahn konkurrenzfähig bleibt".

 * 

2. Erneuerbare Energien bei der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Entwicklung des Anteils erneuerbarer
Energien im Strommix der Deutschen Bahn AG (DB AG) erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17822). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, welcher Anteil
des von der DB AG im Schienenpersonennahverkehr, im
Schienenpersonenfernverkehr und im Güterverkehr aus dem Stromnetz
entnommenen Stroms im Jahr 2019 aus regenerativen Quellen stammte. Ob
es aus Sicht der Regierung bereits heute physikalisch möglich ist, den
von der DB AG erbrachten Schienenpersonenfernverkehr in Deutschland
allein durch den Bezug regenerativen Stroms zu erbringen, interessiert
die Liberalen ebenso.

 * 

3. AfD fragt nach Munitionsfunden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Munitionsfunde unter der Bundesautobahn A 9 bei
Leipzig thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/17775). Die Abgeordneten verweisen auf Presseberichte, aus denen
hervorgehe, "dass unter der A 9 bei Leipzig anscheinend umfangreiche
Munitionsfunde geortet wurden". Sie wollen nun von der Bundesregierung
wissen, wie der aktuelle Sachstand dazu ist, wie viel und welche
Munition erwartet wird und ob auch Straßen anderer Baulastträger, wie
Land- oder Kreisstraßen oder auch Bahnstrecken betroffen sind.

 * 

4. PB-Modelle bei Wasserbauprojekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Anwendung von PB-Modellen bei der
Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17789). Die Abgeordneten
wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, wie viele
Projekte in den letzten fünf Jahren und wie viele Projekte momentan
mit PB-Modellen von externen Dienstleistern umgesetzt wurden oder noch
werden. Welchen Nutzen PB-Modelle nach Ansicht der Bundesregierung für
eine effektive Umsetzung von Wasserinfrastrukturprojekten haben,
interessiert die Liberalen ebenso.

Bei PB-Modellen wird die Verantwortung für die Entwurfs- und
Ausführungsplanung sowie die Bauausführung auf den (privaten)
Auftragnehmer übertragen.

 * 

5. FDP thematisiert Neubau der ATAIR II

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den im Jahr 2016 durch das im Aufgabenbereich des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
befindliche Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
beauftragten Neubau eines Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffes (ATAIR II) thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/17820). Für die Liberalen stellt sich der Vorlage
zufolge die Frage, ob der "kostspielige Neubau der ATAIR II zwingend
notwendig war und nicht durch den Rückgriff auf andere Schiffe hätte
vermieden werden können".

Auch hinsichtlich des gewählten Vergabeverfahrens zum Bau des Schiffes
hat die FDP-Fraktion Fragen. Die Bundesregierung soll darüber Auskunft
geben, wie viele und welche Angebote für den Bau der ATAIR II
vorlagen, und ob der Auftrag an den günstigsten Anbieter vergeben
wurde. Ob es zutrifft, dass ein bauähnliches Schiff für das
norwegische Institut für Meereskunde für 67 Millionen Euro gebaut
wurde, während der von der Firma Fassmer veranschlagte Preis für die
ATAIR II bei 114 Millionen Euro liegt, interessiert die Liberalen
ebenso.

 * 

6. Organisation des Luftfahrt-Bundesamtes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Interne Organisation des Luftfahrt-Bundesamtes
(LBA) und Dokumentation von schriftlichen und telefonischen Eingängen,
Vorgängen und Ausgängen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/17821). Darin wird die Bundesregierung unter anderem
gefragt, welche Verfahren das LBA zur Qualitätssicherung der
Behördenkommunikation bei Auskunftsersuchen implementiert hat. Wissen
wollen die Abgeordneten auch, ob der Bereich T (Technik) des LBA über
eine zentrale Auskunftstelle verfügt, die entsprechende Expertise und
Zugriff auf relevante Informationen in der Datenbank des LBA vorhält.

 * 
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BUNDESTAG/9646: Heute im Bundestag Nr. 338 - 27.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 338

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 27. März 2020, Redaktionsschluss: 12.11 Uhr

1. Bundesförderung von Kunstrasenplätzen

2. FDP fragt nach KI-Observatorium

3. Teilhabe am Arbeitsmarkt

4. Anwerbung ausländischer Fachkräfte

5. Vorbereitung auf gesundheitliche Notlage

6. FDP fragt nach Leihmutterschaft

7. Bewertung eines Wahlausgangs



1. Bundesförderung von Kunstrasenplätzen

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Mit Blick auf die im Rahmen des Bundesprogramms
"Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und
Kultur" vorgesehene Förderung von elf Kunstrasenplätzen mit einem
Bundeszuschuss von insgesamt 23,5 Millionen Euro erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, seit wann der Bundesregierung die
Problematik um das drohende Verbot von Kunstrasenplätzen mit
Kunststoffgranulat bekannt ist. In einer Kleinen Anfrage (19/17997)
wollen die Abgeordneten zudem wissen, welche Kunstrasenplätze nach
derzeitiger Planung im Jahr 2020 oder den folgenden Jahren mit
Bundesmitteln gefördert werden und inwieweit hierbei höhere Kosten
durch andere Füllmaterialien berücksichtigt werden.

 * 

2. FDP fragt nach KI-Observatorium

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/18060)
zum KI-Observatorium der Bundesregierung gestellt. Dieses
Observatorium wurde Ende 2019 beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales angesiedelt. Mit dessen Hilfe soll die Strategie der
Bundesregierung zum Einsatz von künstlicher Intelligenz begleitet
werden, unter anderem durch die Beobachtung von
Technologieentwicklung. Die FDP will von der Bundesregierung unter
anderem erfahren, wer die Zielvorgaben für das KI-Observatorium
definiert hat und welche anderen Ressorts dabei mit einbezogen wurden.

 * 

3. Teilhabe am Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die Teilhabe
langzeitarbeitsloser Menschen am Arbeitsmarkt. In einer Kleinen
Anfrage (19/18015) fragt sie die Bundesregierung vor allem danach, wie
die Teilhabe dieser Personengruppe bei privaten und öffentlichen
Arbeitgebern derzeit organisiert ist.

 * 

4. Anwerbung ausländischer Fachkräfte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/18005) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten
wollen wissen, was die Bundesregierung etwa bei der Rekrutierung
geeigneter Pflegekräfte aus Mexiko oder von den Philippinen unter
"kultureller Nähe" versteht.

 * 

5. Vorbereitung auf gesundheitliche Notlage

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Vorbereitung auf gesundheitliche Notlagen ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/18012) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie gut
Deutschland in den einzelnen Sektoren auf eine Pandemie oder Epidemie
vorbereitet ist.

 * 

6. FDP fragt nach Leihmutterschaft

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Leihmutterschaften sind Thema einer Kleinen Anfrage
(19/17992) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob das Verbot der
nichtkommerziellen Leihmutterschaft sachlich gerechtfertigt ist.

 * 

7. Bewertung eines Wahlausgangs

Bundestagsnachrichten/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Bewertung der umstrittenen
Ministerpräsidentenwahl in Thüringen mit AfD-Stimmen ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/17827) der AfD-Fraktion. Die Kanzlerin habe damals
bei einer Auslandsreise gefordert, das Ergebnis der Wahl rückgängig zu
machen. Die Abgeordneten wollen wissen, welche Schlussfolgerungen aus
dieser Aussage der Kanzlerin als Regierungschefin zu ziehen sind.

 * 
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BUNDESTAG/9645: Heute im Bundestag Nr. 337 - 27.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 337

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 27. März 2020, Redaktionsschluss: 08.54 Uhr

1. Ausbildung der Bundespolizei

2. Vereinsgesetzänderung und Rockerclubs

3. Deutsch-Israelisches Jugendwerk

4. Infrastrukturprojekte in Lateinamerika

5. AfD fragt nach Hilfen für Eritrea

6. Nothilfe für Haiti nach Erdbeben 2010

7. Wartezeiten bei Visaanträgen



1. Ausbildung der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bedeutung des Themas "gruppenbezogene
Menschenfeindlichkeit" in der Ausbildung der Bundespolizei ist ein
Aspekt der Antwort der Bundesregierung (19/18032) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17462). Danach kommt
der Thematik "Radikalisierung, Menschenrechte, Diskriminierung von
Minderheiten" in der Ausbildung der Bundespolizei eine hohe Bedeutung
zu. Die "rechtlich einwandfreie und verhältnismäßige Anwendung von
präventiven und repressiven Befugnissen auf Basis des
Bundespolizeigesetzes (BPolG) und weiterer Gesetze" sei wesentlicher
Bestandteil in allen Ausbildungsgängen der Bundespolizeiakademie,
schreibt die Bundesregierung weiter.

Ihren Angaben zufolge ist es am Fachbereich Bundespolizei in Lübeck
"Ziel, den zukünftigen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten während
ihrer Ausbildung eine Grundbefähigung zur eigenständigen und rechtlich
einwandfreien Handlungsweise zu vermitteln". Im Rahmen von
rechtlichen, taktischen und weiteren Unterrichtungen werde auch die
diskriminierungsfreie Durchführung von polizeilichen Befugnissen
thematisiert. In diesem Zusammenhang würden die Studierenden in Bezug
auf denkbare Diskriminierungsgefahren sensibilisiert. Die
entsprechenden Inhalte würden "in bewährter Form mit hohen praktischen
Anteilen, zum Teil in Form von Situationstrainings, vermittelt".
Hierbei werde auch auf aktuelle Fälle und maßgebende Urteile
eingegangen.

"Da dieses Themengebiet ein Kernbestandteil der polizeilichen
Ausbildung beziehungsweise des polizeilichen Studienganges ist, ist
für die Vermittlung der Lehrinhalte grundsätzlich eigenes
qualifiziertes Lehrpersonal eingesetzt", heißt es in der Vorlage. Um
die Sichtweise von Adressaten beziehungsweise Betroffenen
polizeilicher Maßnahmen aufzunehmen, würden "externe Referenten oder
Gesprächspartner weniger in Form der eigenverantwortlichen
Durchführung von Fachvorträgen oder Lehrveranstaltungen, sondern an
geeigneter Stelle begleitend eingebunden".

 * 

2. Vereinsgesetzänderung und Rockerclubs

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Folgen der Vereinsgesetzänderung für
Rockerclubs" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/18028). Darin schreibt die Fraktion, aufgrund einer Verschärfung
des Vereinsgesetzes dürften Mitglieder von Rockerclubs "seit dem 16.
März 2017 die Symbole ihrer Kutten mit den Abzeichen (Patches) ihrer
Clubs bundesweit nicht mehr tragen, wenn eine einzelne Ortsgruppe
(Charter/Chapter) des Clubs verboten wurde". Wissen will sie unter
anderem, welche überregional oder international organisierten
Rockerclubs einschließlich rockerähnlicher Vereinigungen in der
Bundesrepublik nach Kenntnis der Bundesregierung ihre Abzeichen und
Symbole aufgrund von Verboten einzelner Ortsgruppen nicht mehr tragen
dürfen.

 * 

3. Deutsch-Israelisches Jugendwerk

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte von der
Bundesregierung erfahren, inwieweit die im Oktober 2018 zwischen der
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Franziska
Giffey (SPD), und dem israelischen Erziehungsminister Naftali Bennett
"verabredete Einrichtung eines Deutsch-Israelischen Jugendwerks
vorangeschritten" ist. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/18068) unter anderem danach, welche finanziellen Mittel
die Bundesregierung für den Umbau des deutsch-israelischen
Jugendaustauschs zu einem Jugendwerk zur Verfügung stellt.

 * 

4. Infrastrukturprojekte in Lateinamerika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die deutsche Beteiligung an entwicklungspolitischen
lateinamerikanischen (Bahn-) Infrastrukturprojekten ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/18031) der AfD-Fraktion. Insbesondere erkundigen
sich die Abgeordneten nach dem Vorhaben des "Mayazuges" in Mexiko, mit
dem sowohl Touristen als auch Güter schneller und besser an die
Stätten der namensgebenden Maya transportiert werden sollen.

 * 

5. AfD fragt nach Hilfen für Eritrea

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Aus welchen Mitteln des Bundeshaushaltes die
Bundesregierung Eritrea derzeit im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe unterstützt, will
die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/18064) erfahren.
Insbesondere wollen die Abgeordneten wissen, wofür nach Kenntnis der
Bundesregierung die Finanzhilfen aus dem Nothilfe-Treuhandfonds der EU
(EUTF) in Eritrea verwendet werden.

 * 

6. Nothilfe für Haiti nach Erdbeben 2010

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Ob neben dem Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) auch andere Bundesministerien
seit dem Erdbeben am 12. Januar 2010 in Haiti Hilfe finanzieller und
oder materieller Art an geleistet haben, will die AfD-Fraktion mittels
einer Kleinen Anfrage (19/18058) erfahren. Außerdem möchten die
Abgeordneten wissen, wie viel Nothilfe die Bundesregierung Haiti
seither zusagt hat und wie viel davon nachweislich die Bevölkerung
erreichte.

 * 

7. Wartezeiten bei Visaanträgen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/17905) nach der Zahl der Visaanträge seit 2015 in 167
Ländern. Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie lange
die Wartezeit für eine Terminvergabe jeweils gewesen ist und ob mit
einem Anstieg an Visumanträgen durch das am 1. März in Kraft getretene
Fachkräfteeinwanderungsgesetz zu rechnen ist.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2014: Kanzlerin Merkel nach den Videokonferenzen der G20 und des Europäischen Rats, 26.03.2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Donnerstag, 26. März 2020

Telefon-Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel nach den
Videokonferenzen der G20 und des Europäischen Rats



BK'in Merkel: Guten Abend an alle Zuhörer und auch guten Abend an die
zugeschalteten Journalisten. Wir haben uns für dieses ungewöhnliche Format
entschieden, weil ich ja bekanntermaßen zu Hause in Quarantäne bin. Ich
habe an den Videokonferenzen per Telefon teilgenommen.

Wir haben heute um 13 Uhr zuerst die Schaltung der Staats- und
Regierungschefs der G20 unter der Präsidentschaft Saudi-Arabiens gehabt.
Ich habe sehr begrüßt, dass diese Videokonferenz der Staats- und
Regierungschefs der G20 stattgefunden hat, weil das G20-Format während
einer Krisensituation, der Bankenkrise 2008/2009, auf der Ebene der
Regierungschefs geschaffen wurde und weil wir alle heute in unseren
Ausführungen auch der Meinung waren, dass es sich damals bewährt hat, dass
allerdings die Banken- und Finanzkrise nicht so weitreichend war wie das,
was jetzt durch die Situation mit dem Virus passiert und dass diese
Situation schwieriger ist und die Weltwirtschaft in noch stärkerer Weise
beeinträchtigt, sodass es umso wichtiger ist, dass wir hierbei gemeinsam
und koordiniert agieren.

Wir haben uns für ein gemeinsames Handeln in den Bereichen der globalen
Gesundheit, der Weltwirtschaft und des Handels entschieden und damit ein
deutliches Zeichen für globale Zusammenarbeit und internationale
Koordination gesetzt. Wir haben sehr deutlich betont, dass es um globale
Verantwortung geht, die gerade von den G20 ausgehen muss.

Im Einzelnen ist ein klares Bekenntnis zur Weltgesundheitsorganisation
verabschiedet worden, die Impfstoffinitiative CEPI und genauso auch die
globale Impfallianz GAVI gewürdigt worden. Wir seitens der Bundesregierung
unterstützen diese Institutionen. Zu Beginn dieses Jahres habe ich in Davos
zugesagt, dass wir schon allein für die nächste Periode von GAVI 600
Millionen Euro zur Verfügung stellen werden.

Wir unterstützen das Krisenmanagement von IWF und Weltbank und erkennen in
diesem Zusammenhang auch die besondere Verantwortung für Entwicklungsländer
wie die afrikanischen Länder an. Wir bitten die Weltgesundheitsorganisation
um die Vorbereitung einer neuen Pandemieinitiative, damit wir aus dieser
Krise auch die entsprechenden Lektionen lernen.

Wir sind bereit, im wirtschaftlichen Bereich ganz ungewöhnliche, aber
notwendige Aktionen zu unternehmen. Über die einzelnen nationalen
Anstrengungen wurde berichtet. Hierbei habe ich natürlich auch davon
gesprochen, was wir gestern im Deutschen Bundestag verabschiedet habe und
was morgen im Bundesrat verabschiedet werden wird.

Wir haben uns zu offenen Märkten bekannt. Ich habe noch einmal besonders
darauf hingewiesen, dass barrierefreier Handel für die Zeit nach dieser
COVID-19-Krise von besonderer Bedeutung sein wird.

Von 16 Uhr bis 22 Uhr haben wir uns dann in der Schaltung der europäischen
Staats- und Regierungschefs als Europäischer Rat mit der Situation befasst.
Eigentlich wollten wir uns heute mit Fragen der Digitalisierung
beschäftigen. Dazu ist es leider nicht gekommen, sondern der Schwerpunkt
lag natürlich auf den Herausforderungen der Coronapandemie. Wir sind
entschlossen, diese Herausforderungen gemeinsam zu bewältigen. Mein Dank
gilt vor allem auch der Kommission, die in den vergangenen Tagen sehr viel
dafür getan hat, dass ein koordiniertes europäisches Handeln insbesondere
bei der Besorgung medizinischer Hilfe durch eine gemeinsame
Beschaffungsinitiative deutlich geworden ist. Ich möchte dafür (akustisch
unverständlich) Unsere Hilfen für Unternehmen prüft die Kommission
innerhalb kürzester Zeit. Wir sind sehr dankbar dafür, dass uns schon sehr
viele Beihilfen genehmigt worden sind. Von den Kollegen wurde heute
allerseits anerkannt, dass die Kommission hierbei maximale Flexibilität an
den Tag legt.

Wir müssen feststellen, dass wir bei der Bewältigung der Krise am Anfang
natürlich mit sehr unterschiedlichen Ansätzen und auch nicht immer gut
koordiniert agiert haben. Aber ich denke, dass der Wille, diese
Koordinierung zu verbessern, gerade auch bei der Frage der Beschaffung aber
auch bei der Frage der wirtschaftlichen Konsequenzen doch sehr stark
ausgeprägt ist, insbesondere auch bei der Frage, wie wir eines Tages - aber
dieser Tag ist bei weitem noch nicht gekommen - aus dieser Krise auch
wieder herauskommen.

Ich habe noch einmal deutlich gemacht, dass wir die ökonomischen Folgen in
besonderer Weise dadurch mildern können, dass wir das hohe Gut des
Binnenmarktes auch wirklich wirken lassen. Das setzt voraus, dass der freie
Transport von Gütern möglich ist. Wenn das nicht möglich ist, dann sind die
Wertschöpfungsketten auseinandergerissen und dann werden wir viel
gravierendere ökonomische Folgen haben, als es sowieso schon der Fall sein
wird. Ein Beispiel, das ich heute angeführt habe, ist, dass die Firma
Dräger zwar bei uns Beatmungsgeräte produziert, dass aber die
Wertschöpfungstiefe nur 20 Prozent beträgt. Das heißt, wenn die
Zulieferungen aus anderen Ländern ausbleiben, dann können für ganz Europa
auch keine Beatmungsgeräte hergestellt werden.

Inzwischen gibt es auch viele Zeichen europäischer Solidarität. Auch
Deutschland beteiligt sich in einem bestimmten Umfang, indem wir schwer
kranke Menschen aus Italien und Frankreich aufnehmen.

Wir haben dann natürlich insbesondere über die wirtschaftlichen Folgen
gesprochen. Ich habe schon die Wichtigkeit des Binnenmarktes genannt. Die
längste Zeit hat die Diskussion der Frage eingenommen, was wir in der
nächsten Zeit von der Eurogruppe erwarten, um uns für alle Fälle zu
wappnen. Aus deutscher Perspektive ist der geschaffene ESM, der Europäische
Stabilisierungsmechanismus, natürlich das Mittel, das wir für
Krisensituationen geschaffen haben. Wir haben die Eurogruppe heute
aufgefordert, dass sie uns in den kommenden zwei Wochen Vorschläge vorlegt,
die der einzigartigen Herausforderung, die wir durch das Coronavirus haben,
gerecht werden.

Für die längere Perspektive, wenn es um die Ausstiegsstrategie aus den
harten freiheitsbeschränkenden Maßnahmen geht, haben wir auch darum
gebeten, dass uns die Kommission und der Präsident des Europäischen Rates
in Konsultationen mit anderen Institutionen wie zum Beispiel der EZB
Vorschläge macht, wie und wann wir eine Roadmap für einen Aktionsplan
bekommen werden.

Wir werden also in zwei Wochen noch einmal über die Vorschläge der
Finanzminister beraten. Wie gesagt (akustisch unverständlich) ist der ESM
das Instrument zur Krisenbewältigung.

Wir haben dann noch natürlich unsere allgemeine Solidarität mit den
besonders schwer betroffenen Ländern - jedenfalls heute schwer betroffenen
Ländern, denn es kann uns allen ja auch noch so gehen - Ausdruck verliehen.
Dazu gehören Italien und Spanien. Es wurde vielfach - das sage ich auch aus
Überzeugung - noch einmal an Kroatien erinnert, das zusätzlich zu der
Bewältigung der Coronakrise noch die ganze Frage des Erdbebens zu
bewältigen hat.

Positiv und mit Erleichterung wurde - auch von mir; das möchte ich
persönlich sagen - aufgenommen, dass mit Albanien und Mazedonien jetzt die
Aufnahme von Beitrittsgesprächen eröffnet wurde. Das ist eine ganz wichtige
Sache. Josep Borrell hat uns dann noch über die Gespräche mit der Türkei im
Zusammenhang mit dem EU-Türkei-Abkommen berichtet. Hier bitten wir den
Allgemeinen Rat, weiter zu arbeiten und diese Gespräche weiter zu
verfolgen.

Ich habe in meinen Einlassungen noch einmal die Kommission gebeten, dass
wir in Bezug auf die Flüchtlingskinder und die unbegleiteten Kinder, die
aus Griechenland zu uns kommen sollen, diese Solidaritätsleistung jetzt
möglichst schnell in der Praxis wirksam werden lassen, denn jeder Tag
zählt. Die Kommission hat zugesagt, dass sie zusammen mit Griechenland
schnell daran arbeiten wird, die Menschen auszusuchen, die das betrifft.

Das war es im Großen und Ganzen, was unsere heutigen Anstrengungen
anbelangt. Man kann also damit rechnen, dass es in etwa zwei Wochen wieder
einen Europäischen Rat in diesem Videoformat geben wird und
zwischenzeitlich die Finanzminister noch weiter zu arbeiten haben.

Frage: Guten Abend, Frau Bundeskanzlerin. Ich wollte zunächst auf die 
G20-Erklärung kommen. Diese Erklärung ist voller Bekenntnisse zur
internationalen Zusammenarbeit. Sie haben sich eben auch dazu geäußert.
Könnte denn die Coronakrise möglicherweise Donald Trump von seinem
protektionistischen Kurs abbringen? Er hat das ja wahrscheinlich auch alles
mit unterzeichnet. Haben Sie aus der G20-Sitzung den Eindruck, dass jetzt
auch die USA und China mehr an einem Strang ziehen?

Als eine zweite Frage ganz kurz noch zur Situation im Inland. Viele
Menschen hoffen, dass bald die Maßnahmen gegen Corona zurückgeschraubt
werden können. Können Sie diesen Menschen Hoffnung machen?

BK'in Merkel: Ich fange einmal mit der zweiten Frage an. Ich möchte hier
sehr klar sagen, dass im Augenblick nicht der Zeitpunkt ist, um über die
Lockerung dieser Maßnahmen zu sprechen. Wenn Sie sich die Zahlen anschauen,
gibt es immer noch einen sehr starken Anstieg von Neuinfektionen. Das Ziel
ist ja, dass wir die Maßnahmen so gestalten, dass unser Gesundheitssystem
nicht überlastet wird. Deshalb ist ein interessanter Faktor ein Faktor, der
sagt: Wie lange dauert es eigentlich, bis sich die Zahl der Neuinfizierten
verdoppelt?

Im Augenblick sind wir in Deutschland bei etwa vier bis fünf Tagen. Wir
sind einmal damit gestartet, dass es nur zwei Tage gedauert hat, bis sich
die Zahl der Neuinfektionen verdoppelt hat.

Wir müssen durch unsere Maßnahmen noch sehr viel mehr Tage erreichen, und
zwar in Richtung von zehn Tagen. Insofern ist im Augenblick überhaupt noch
nicht der Zeitpunkt, darüber zu sprechen. Es kann auch noch nicht der
Zeitpunkt sein. Denn die Maßnahmen, die wir ja erst Montag in weiten Teilen
Deutschlands eingesetzt haben - heute ist Donnerstag -, können sich noch
nicht in der Frage widerspiegeln, wann wir wirklich sehen, welche
Neuinfektionen nach Einführung der Maßnahmen überhaupt aufgetreten sind.
Wir wissen doch, dass die Inkubationszeit mindestens fünf Tage beträgt und
bis 14 Tage dauern kann. Deshalb ist ja auch die Quarantäne so lange
ausgelegt, und deshalb sind wir noch gerade in dem Bereich, um zu sehen, ob
unsere Maßnahmen wirken.

Ich muss deshalb die Menschen in Deutschland hier wirklich um Geduld
bitten. Es war immer klar, dass wir erst dann, wenn wir Effekte sehen,
darüber nachdenken können. Ich habe Ihnen eben einen Maßstab genannt, von
dem wir leider noch ein ganzes Stück entfernt sind. Alles zielt daraufhin,
dass wir erreichen wollen, dass die Menschen in unserem Land traurigerweise
so erkranken, dass unser Gesundheitssystem dadurch möglichst nicht
überfordert wird. Das wird auch uns sehr viel abverlangen.

Jetzt zu dem G20-Thema: Wir haben uns heute erfreulicherweise alle zu
diesen Grundprinzipien bekannt. Ich glaube, es ist inzwischen ja auch klar
geworden, dass kaum ein Land auf dieser Erde von dieser Herausforderung des
Coranavirus verschont bleibt. Deshalb nehme ich das als ein optimistisches
Zeichen, dass alle auch gewillt sind, diese Herausforderung gemeinsam zu
bewältigen.

Frage: Guten Abend! Frau Bundeskanzlerin, ich hätte ganz gerne noch einmal
nach der Diskussion gefragt, die Sie über die Hilfen erwähnt haben, über
die sich jetzt die Finanzminister beugen werden. Wie sehen Sie denn diese
Debatte um Konditionalität? Hat es zumindest darüber Einverständnis
gegeben, dass bei ESM-Hilfen eine Konditionalität vorhanden sein muss? Ist
auch über Coronabonds gesprochen worden?

Fürchten Sie, dass es einen Dammbruch hin zu einer Finanzpolitik der EU
gibt, die nach der Krise nicht wieder zurückholbar ist?

BK'in Merkel: Wir haben gar nicht auf der spezifischen Ebene diskutiert, ob
Konditionalität oder nicht Konditionalität. Sie kennen ja das Schreiben von
einigen Mitgliedstaaten, die sich solche Coronabonds vorgestellt haben oder
vorstellen. Wir haben von deutscher, aber auch von anderer Seite gesagt,
dass es nicht die Auffassung aller Mitgliedstaaten ist. Deshalb ist für
mich der ESM das präferierte Instrument, weil es wirklich für Krisenzeiten
geschaffen wurde. Aber darüber sind wir jetzt nicht ins Detail gegangen,
sondern das ist etwas, was dann den Finanzministern obliegt.

Ich glaube, dass wir mit dem ESM ein Kriseninstrument haben, was viele
Möglichkeiten eröffnet, die nicht sozusagen die Grundprinzipien unseres
gemeinsamen, aber dann auch wieder jeweils verantwortlichen Handelns
infrage stellt.

Frage: Guten Abend! Frau Bundeskanzlerin, worum kreisten denn die
Diskussionen mit dem italienischen Ministerpräsidenten Conte, der die
Maßnahmen der Finanzminister als zu zögerlich bezeichnet hat? Wie konnten
Sie ihn am Ende wieder einfangen?

BK'in Merkel: Es geht im Kern immer um die Frage, ob der ESM genügend
Möglichkeiten beinhaltet, wie stark und auch wie schnell unsere Antwort
sein muss. Insofern ist in der abschließenden Formulierung auch noch einmal
deutlich geworden, dass wir den Vorschlägen Rechnung tragen müssen, dass
wir es hier mit einer außergewöhnlichen Krise zu tun haben. Das war im
Grunde immer wieder die Formulierung.

Es gab dann auch die Frage, wie weit wir die Institutionen in Vorschläge
mit einbeziehen können. Aber da haben wir von deutscher Seite und wurde
auch von anderer Seite gesagt, dass das jetzt doch die Verantwortung der
Mitgliedstaaten ist. Man kann das nicht einfach auf die Präsidenten der
anderen Institutionen abwälzen, sondern zum Schluss müssen wir entscheiden.
Ich habe von deutscher Seite auch noch einmal klar gemacht, dass der ESM
natürlich auch sehr stark mit parlamentarischen Verantwortlichkeiten
verbunden ist, was sozusagen durch eine Verfassungsrechtsprechung
festgezurrt ist, die dem Parlament hier eine sehr starke Stellung einräumt.
Insofern waren das die Punkte, um die die Diskussion kreiste.

Frage: Schönen guten Abend, Frau Bundeskanzlerin! Sie haben von der
europäischen Solidarität gesprochen, die jetzt deutlich besser
funktionieren würde. Können Sie da noch einmal klar machen, woran Sie das
genau festmachen? Was haben Sie da geschafft, was zum Beispiel besseren
internen Grenzverkehr, Warenflüsse und Ähnliches angeht?

Noch eine persönliche Frage an Sie: Sie sind ja jetzt in häuslicher
Quarantäne. Haben Sie das Gefühl, es läuft total gut so, Sie können von da
genauso gut arbeiten, und der Lagerkoller, von dem manche aus ihren
Wohnungen berichten, überfällt Sie nicht?

BK'in Merkel: Guten Abend! Mit der persönlichen Frage beginnend würde ich
sagen, dass ich sehr, sehr gut beschäftigt bin, weil wir ja sehr viel über
Videokonferenzen oder Telefonschalten machen und insofern auch viele andere
den ganzen Tag vor einem Gerät sitzen und mit anderen virtuell sprechen,
also keine realen Begegnungen haben. Trotzdem fehlt mir ein bisschen, dass
ich zum Beispiel bei den Kabinettssitzungen jetzt nicht persönlich dabei
sein kann und die Leute da nicht sehe oder dass man jetzt auch gar keinen
persönlichen Kontakt hat. Insofern ist es schon auch anders. Ich will jetzt
also nicht sagen, dass ich nicht auch froh bin, wenn sich die Quarantäne
ihrem Ende zuneigt.

Zu Ihrer anderen Frage: Wo macht sich mehr Solidarität breit?

Erstens finde ich, dass die Kommission sehr beherzt bestimmte Dinge in Gang
gesetzt hat, zum Beispiel die gemeinsame Beschaffungsinitiative. Wir können
uns das gar nicht so vorstellen, aber es gibt ja auch viele Kleinere
Mitgliedstaaten, für es sehr wichtig ist, dass jetzt 25 Mitgliedstaaten
auch wirklich gemeinsam an dieser Initiative teilnehmen. Ich hoffe auch,
dass das zu Erfolgen führt.

Zweitens finde ich, dass die Kommission unglaublich schnell auf die
Beihilfeanliegen der Mitgliedstaaten eingeht und hier auch sehr
unbürokratisch handelt. Das ist sehr wohltuend.

Drittens kann man schon sagen, dass der Warenverkehr nach anfänglichen 60
Kilometer Staus jetzt doch wieder besser funktioniert. Auch die Initiative
zur Rückholung von Bürgerinnen und Bürgern unserer Länder, die wir alle
gestartet haben, ist ja eine solidarische Aktion, weil wir alle - das wurde
heute auch oft gesagt - doch auch viele Bürger anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union mit nach Hause, mit nach Europa gebracht haben.

Das sind aus meiner Sicht alles Zeichen, bei denen sich zeigt, dass wir
hier doch solidarischer miteinander sein wollen.

Frage: Guten Abend, Frau Bundeskanzlerin! Ich möchte auch zwei Fragen
stellen.

Erste Frage: In den Schlussfolgerungen - jedenfalls in der letzten Fassung,
die ich gesehen hatte - findet sich auch ein Satz, dass jetzt die Zeit für
ein weitreichendes und ehrgeiziges Krisenmanagementsystem gekommen sei. Die
Kommission solle dazu Vorschläge machen. Wie genau sehen Sie das, wo
besteht hier Handlungsbedarf?

Zweite Frage: Sie haben heute so lange zusammen telefoniert und sind da
offenbar auch in einen Kleinen Moment der Krise geraten. War das heute auch
ein Fall, von dem man sagen muss, dass das Instrument einer Videokonferenz
an seine Grenzen gekommen ist? In der Eurokrise gab es ja sehr viele
persönliche Gipfel in allen möglichen Formaten.

BK'in Merkel: Na ja, ich sage einmal: Man hat doch gemerkt - was man bei
den ersten beiden Videokonferenzen noch nicht so abschätzen konnte -, dass
durch ein diszipliniertes Sich-Melden und Sprechen durchaus auch Arbeit an
strittigen Texten möglich ist. Der Ratspräsident hat an einer bestimmten
Stelle dann auch einmal Textarbeit gemacht und die den Sherpas geschickt,
und wir haben derweil über das Thema EU-Türkei gesprochen. Man hat
natürlich nicht die Möglichkeit, einfach einmal am Tisch rumzulaufen und
mit einem darüber zu sprechen, ob vielleicht ein Kompromissvorschlag
durchgehen würde, aber auf der anderen Seite kann man sich ja auch
gegenseitig einmal eine Message schreiben. Insofern ist es also so, dass
man doch ganz gut arbeiten kann. Insofern fand ich das heute doch recht
interessant, auch wenn es nicht ganz so gut ist, wie wenn man persönlich
miteinander zusammensitzt. Es ist unter diesen besonderen Bedingungen aber
eine Möglichkeit, die durchaus genutzt werden kann.

Wissen Sie die Nummer des Paragraphen der Schlussfolgerung, den Sie im Auge
haben? Dann könnte ich noch besser darauf antworten. - Das gemeinsame
Krisenmanagement beschäftigt sich, wie gesagt, mit den Beschaffungen, aber
eben auch - - -

Zusatz: Frau Bundeskanzlerin, das ist nicht einer der durchnummerierten
Punkte. Nach Punkt 22 finden sich dann noch ein paar Sätze, und im letzten
Absatz steht "We must also draw all the lessons" usw., und dann: "In that
respect, the time has come to put into place a more ambitious and 
wide-ranging crisis management system within the EU". Darauf bezieht sich das.
Der Hintergrund ist, dass Charles Michel den Vorschlag gemacht hatte, ein
Krisenreaktionszentrum einzurichten.

BK'in Merkel: Ach so, ja. Über den Punkt, haben wir heute überhaupt nicht
im Detail gesprochen. Wir haben noch eine Veränderung in dem Absatz davor
vorgenommen. Da stand: "We invite the Commission to start work on a Roadmap
accompanied by an Action Plan to this end". Es geht also darum, einen Plan
über die Aktionen auszuarbeiten, die wir dann beim Exit vorgenommen. Dieser
Satz ist noch dadurch erweitert worden, dass die Kommission und der
Präsident des Europäischen Rates das in Konsultation mit den anderen
Institutionen, insbesondere der EZB, tun sollen. Der andere Paragraph ist
gar nicht vertieft diskutiert worden, aber das wird dann sicherlich in den
Vorschlägen der Kommission eines Tages einmal auftauchen.

Ich denke, was man noch im Kopf haben muss, ist: Wir werden natürlich
gemeinsam auch über Wertschöpfungsketten nachdenken, die wir heute nicht
mehr in europäischer Hand haben, wo wir dann natürlich auch sehr abhängig
von Drittstaaten sind. Ich denke, man wird sich auch sehr intensiv über die
Frage unterhalten müssen, wie stark unsere Gesundheitssysteme ausgebaut
sein müssen und welche Möglichkeiten der Medikamentenherstellung und der
eigenständigen europäischen Versorgung man haben wird.

Das heißt nicht, dass wir nicht mehr mit anderen Ländern zusammenarbeiten,
aber wir bekommen jetzt natürlich schon ein Gefühl dafür, inwieweit ganz
existenzielle Wertschöpfungsketten nicht voll in unserer Hand sind. Darüber
wird man sicherlich noch einmal nachdenken.

Donnerstag, 26. März 2020

 * 

Quelle:

Telefon-Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel nach den
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AGRAR/085: Logistikketten über Ländergrenzen hinweg aufrechterhalten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 26. März 2020

SITTA: Logistikketten über Ländergrenzen hinweg aufrechterhalten



Zur Lebensmittelversorgung in der Corona-Krise erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Um die Bevölkerung weiterhin sicher mit Lebensmitteln und Gütern des
täglichen Bedarfes versorgen zu können, müssen die Logistikketten
auch über Ländergrenzen hinweg aufrechterhalten werden. Was für
Güterströme gilt, muss auch für die Arbeitskräfte gelten, die
Lebensmittel ernten oder weiterverarbeiten. Wenn Agrarministerin
Klöckner die Personalknappheit in Schlachtbetrieben und Molkereien
beklagt, kann sie sich bei ihrem Kabinettskollegen Seehofer bedanken.
Es war schließlich der Innenminister, der die Einreisesperre für
Arbeitskräfte etwa aus Osteuropa erlassen hat. Warum darf etwa der
rumänische Lkw-Fahrer ins Land, der rumänische Erntehelfer aber
nicht? Statt nun zu versuchen, die Lücke bei den Aushilfskräften mit
Asylbewerbern und Studenten zu schließen, muss die Bundesregierung
die Saisonarbeitskräfte bei angemessenen Vorsichtsmaßnahmen wieder
einreisen lassen."

 * 
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SOZIALES/1549: Rentenkommission war ein Reinfall


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 27. März 2020

VOGEL: Die Rentenkommission war ein Reinfall



Zu den Empfehlungen der Rentenkommission erklärt der rentenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Rentenkommission war ein großer Reinfall. Davon zeugen die sang
und klanglosen Empfehlungen inmitten der Corona-Krise. Es werden
allein Probleme beschrieben, echte Lösungen sucht man vergebens. So
werden etwa beim Beitragssatz als auch beim Sicherungsniveau
lediglich Korridore definiert, in denen diese sich bewegen sollen.
Das ist zu wenig für ein langfristig stabiles und
generationengerechtes Rentensystem, weil konkrete Maßnahmen fehlen.
Die Große Koalition lagert das Problem damit nicht nur aus, sondern
verlagert es auch immer weiter in die Zukunft. Eine breite Debatte
ist von Union und SPD offenbar nicht gewünscht. Dabei wäre sie
dringend nötig, denn kurz vor dem Renteneintritt der geburtenstarken
Jahrgänge hat die Große Koalition an den Fundamenten der
Rentenfinanzen herumgesprengt und bereits erreichte Stabilisierungen
der 2000er Jahre rückabgewickelt. Auf die Vorschläge von
Bundesarbeitsminister Heil darf man gespannt sein. Falls nach zwei
Legislaturperioden Große Koalition nur Mehrbelastungen für die
Jüngeren übrig bleiben würden, wäre das die bisher katastrophalste
Bilanz einer Bundesregierung in der Rentenpolitik."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5415: Landesregierung schnürt umfangreiches Hilfspaket für den Wald (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
26.03.2020

Im Kampf gegen Borkenkäfer, Dürre und die Folgen von Corona:
Landesregierung schnürt umfangreiches Hilfspaket für den Wald

Steinbach: "Unser Wald ist Klimaschützer, mit dem Waldpaket schützen
wir ihn"



Neben dem gewaltigen Schutzschirm im Kampf gegen die Corona-Krise wird
der rheinland-pfälzische Landtag am morgigen Freitag im
Nachtragshaushalt auch umfangreiche Finanzhilfen für den
rheinland-pfälzischen Wald beschließen. Dazu erklärt der
forstpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Nico Steinbach:

"Die Lage in unseren Wäldern ist unverändert dramatisch. Wo extreme
Dürre und der Borkenkäfer dem Wald zugesetzt haben, entstehen durch
das großflächige Nachpflanzen und den Schutz von Jungpfalzen, die
aufwendige Schadholzentfernung sowie die Sicherung von Waldwegen
immense Mehraufwendungen für den Landesbetrieb Landesforsten. Um die
rheinland-pfälzische Forstverwaltung bei der Beseitigung der
klimabedingten Waldschäden wirkungsvoll zu unterstützen, stellt die
Ampelkoalition im Nachtragshaushalt nun finanzielle Hilfen in Höhe von
rund 53 Millionen Euro bereit. Die Landesregierung unterstreicht mit
den umfangreichen Waldhilfen die enorme Bedeutung, die unsere Wälder
im Kampf gegen den Klimawandel haben. Unser Wald ist Klimaschützer
Nummer Eins, mit dem Waldpaket schützen wir ihn."

Mit Blick auf die forstwirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise sagt
Steinbach: "Die Probleme des Waldes sind in der Corona-Krise nicht
verschwunden, sie sind durch sie noch verschärft worden. In Folge der
Corona-Pandemie und ihren verheerenden Auswirkungen auf den Holzhandel
in China sind die Erlöse von Holz aus rheinland-pfälzischen Wäldern
von 64 auf derzeit 25,5 Millionen Euro abgestürzt. Die Landesregierung
hat nun konsequent und entschlossen gehandelt, um die finanziellen
Verluste von Landesforsten sowie den kommunalen und privaten
Waldbesitzern aufzufangen und den Wald langfristig als Naherholungsort
für die Bürgerinnen und Bürgern zu erhalten. Unter anderem sieht das
umfangreiche Waldpaket Zuschüsse für die privaten und kommunalen
Waldbesitzer in Höhe von 6,6 Millionen Euro vor. Dazu kommen
Bundesmittel von knapp 10 Millionen Euro."

Steinbach abschließend: "Die SPD-Landtagsfraktion hat im Rahmen von
unzähligen Vor-Ort-Gesprächen immer wieder auf die katastrophale
Situation in unseren Wäldern aufmerksam gemacht und sich für weitere
finanzielle Hilfen zur Schadensbekämpfung eingesetzt. Die Umsetzung
des Waldpakets werden wir im Austausch mit den Forstverwaltungen
weiter konstruktiv begleiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. März 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5414: Coronahilfe - Auf einen Blick! (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
27.03.2020

Coronahilfe - Auf einen Blick!



In diesen Tagen, in denen nichts mehr `normal` scheint, ist es wichtig
füreinander da zu sein. Auch wenn wir sozialen Abstand halten, können
wir uns gegenseitig helfen, denn die Ausbreitung des Coronavirus und
die damit verbundenen Folgen treffen uns hart.

Die Hilfsbereitschaft und gegenseitige Unterstützung sind groß. Die
Menschen sind füreinander da.

Auch wir wollen helfen - real und digital. Im Folgenden haben wir die
wichtigsten Information rund um das Coronavirus aufbereitet. Sie
finden wichtige Telefonnummern, Ansprechpartner und Tipps.


Allgemeine Fragen zum Coronavirus: 

Hotline Rheinland-Pfalz: 0800 5758100

Hotline Bundesgesundheitsministerium: 030 346465100


Patientenfragen: 

Hotline Kassenärztliche Vereinigung: 116117

Anmeldung Fieberambulanzen: 0800 99 00 400


Seelsorge:

Telefonseelsorge: 0800 1110111 oder 0800 1110222
Rufnummer für einsame Senioren: 0800 470 80900
"Nummer gegen Kummer" für Kinder und Jugendliche: 116111
Elterntelefon: 0800 1110550


Wirtschaftsbezogene Fragen zum Coronavirus: 

Bundeswirtschaftsministerium

Hotline: 030 186151515

Bundesagentur für Arbeit
Kurzarbeitergeld für Arbeitgeber Bundesagentur für Arbeit: 0800
4555520

Kurzarbeitergeld für Arbeitnehmer: Bundesagentur für Arbeit: 0800
4555500

Montag - Freitag von 8 - 18 Uhr erreichbar.

Wichtige Informationen bzgl. Kurzarbeit zusammengefasst, inklusive
Video: 

https://www.arbeitsagentur.de/news/corona-virus-informationen-fuer-unternehmen-zum-kurzarbeitergeld


KfW

Service-Auskunft zu KfW-Hilfsprogrammen: KfW-Bank: 0800 5399001

Wichtig: Bei allen Förderprogrammen gilt das sogenannte
"Hausbankprinzip", d. h. die Finanzmittel können ausschließlich über
eine Bank bzw. Kreditinstitut beantragt werden. -> Kontakt zur
Hausbank aufnehmen vermutlich zielführender


ISB

Servicehotline: 06131 6172-1333, sowie per E-Mail unter

beratung@isb.rlp.de

Wichtig: Auch hier gilt: Erster Ansprechpartner für die Unternehmen
sind bei allen Produkten die Hausbanken.

Die Beratungshotline ist von Montag bis Freitag jeweils von 8:00 bis
18:00 Uhr besetzt.

Bürgschaftsbank Rheinland-Pfalz mbH


Unterstützung bei Betriebsmittel- und Überbrückungsfinanzierungen:

Für Bürgschaften ‹ 2,5 Millionen Euro: Bürgschaftsbank Rheinland-
Pfalz: 06131 6291565

Für Bürgschaften > 2,5 Millionen Euro: Investitions und Strukturbank
Rheinland-Pfalz: 06131 61721333

Wichtig: Die Antragstellung erfolgt über die Hausbank.

Wirtschaftsministerium Rheinland-Pfalz

Beratungshotline: 06131 6172-1333

Stabsstelle Unternehmenshilfe Corona im MWVLW RLP Tel. 06131-16-5110,
unternehmenshilfe-corona@mwvlw.rlp.de

Mittelstandslotse Prof. Dr. Manfred Becker, Telefon: 06131-16-5652,
Mittelstandslotse@mwvlw.rlp.de


Job-Vermittlung-Plattform für Erntehelfer

Job-Vermittlungsplattform des Bundeslandwirtschaftsministerium und der
Maschinenringe: www.daslandhilft.de


Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

Hier können Sie Informationen zu den häufigsten arbeitsrechtlichen
Fragen wie z.B. Lohnfortzahlungen im Falle von notwendiger
Kinderbetreuung, allgemeines Arbeitsrecht usw. erhalten:

https://www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/informationen-
corona.html


Bildungsbezogene Fragen zum Coronavirus


ADD

Die ADD hat zu schulorganisatorischen Fragen eine Hotline
eingerichtet, diese ist unter der Nummer 0261/20546-13300 von Montag
bis Donnerstag, 9.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr sowie Freitag
von 9.00 - 12.00 Uhr für Schulen erreichbar.


Bildungsministerium 

Das Bildungsministerium hat eine Sonderseite mit FAQ sowie mit vielen
Auskünften für Schulen / Kitas, Eltern, Lehrer und Schüler erstellt:
https://bm.rlp.de/de/corona/


Hochschulen

Informationen zu Prüfungen, Verlängerung von Fristen bzw. der
Möglichkeit des Rücktritts von schriftlichen Studien- und
Prüfungsleistungen, Einschreibefristen, Digitalen Angeboten etc.
finden Studierende auf den jeweiligen Internetseiten der Universitäten
und Hochschulen.


Kultur in Zeiten der Corona-Krise:

Der Berufsverband Bildender Künstler Rheinland-Pfalz informiert über
folgende Seite: 

https://www.bbk-bundesverband.de/aktuelles/corona-pandemie/

Der Landesverband professioneller freier Theater Rheinland-Pfalz e.V.
(laprofth e.V.) hält auf seiner website Informationen bereit: 

https://www.laprofth.de

Das Kulturbüro Rheinland-Pfalz verweist an die Kulturberater. Der
Kulturberater Dr. Björn Rodday hat eine Internetseite zum Thema Corona
erstellt: Kultur in Rheinland-Pfalz

Auch die Landesarbeitsgemeinschaft Soziokultur informiert über die
aktuelle Lage bei Kulturschaffenden: https://lag-sozkul.de


Familien:

Beim Verband kinderreicher Familien Deutschland e.V. können sich
größere Familien ab drei Kindern eine Bescheinigung ausstellen lassen,
dass sie größere Mengen einkaufen dürfen: 

https://www.kinderreichefamilien.de/willkommen.html

Der Verband Alleinerziehender Mütter und Väter bietet eine
24-Stunden-Hotline an, um zu helfen: https://www.vamv-
rlp.de/de/home.htm

Der Deutsche Kinderschutzbund Landesverband Rheinland-Pfalz setzt sich
für Rechte der Kinder in unserer Gesellschaft ein. Unter dieser
Adresse https://www.kinderschutzbund-rlp.de gibt es Hilfsangebote.

Nummer gegen Kummer: 0800 111 0 333 (Mo - Sa zwischen 14 Uhr und 18
Uhr kostenfrei - auch per Handy! Samstags beraten auch junge
Beraterinnen und Berater im Alter zwischen 16 und 21 Jahren.

oder per E-Mail: www.nummergegenkummer.de


Frauen:

Für von Gewalt betroffene Frauen gibt es Hilfe bei Frauenhäusern,
Frauenhaus-Beratungsstellen, Frauennotrufen und Interventionsstellen.
Die Angebote der genannten Einrichtungen sind aufeinander bezogen, sie
bilden einen Beratungs- und Interventionsverbund.

Das Ministerium für Familien, Frauen, Jugend, Integration und
Verbraucherschutz informiert auf seiner Seite über die verschiedenen
Beratungsangebote: 

https://mffjiv.rlp.de/de/themen/frauen/gewalt-gegen-frauen-und-maedchen/notrufnummern-und-hilfeangebote/


Kirchen:

Pfarrer und Pfarrerinnen sowie Ehrenamtliche der Kirchengemeinden vor
Ort bieten verschiedentlich Hilfe an und sind telefonisch zu
erreichen. Neben Seelsorge oder dem Aufschließen der Kirche geht es
hier auch um ganz praktische Hilfsdienste, z.B. den Einkauf für ältere
Bürger und Bürgerinnen.


Ernährung

Müssen wir in Deutschland Versorgungsengpässe mit Nahrung befürchten?

Laut Informationen der Handelsketten ist die Versorgung mit
Lebensmitteln weiterhin gesichert. Der Handel reagiert derzeit auf die
verstärkte Nachfrage und stockt das Sortiment auf. Wenn es momentan in
einigen Filialen vorübergehend zu leeren Regalen kommt, liegen dem
noch nicht angepasste logistische Abläufe und explizit keine
Versorgungsprobleme zugrunde. (BMEL)

Weitere Informationen dazu finden Sie unter folgenden Link`s:

https://ernaehrungsvorsorge.de/staatliche-vorsorge/haeufig-gestellte-fragen-faq

Ernährungsvorsorge - Maßnahmen zur Überbrückung von Versorgungsengpässen

https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/SichereLebensmittel/KontrolleRisikomanagement/_Texte/Ernaehrungsvorsorge.html

Online-Vorratskalkulator - berechnen Sie Ihren persönlichen Vorrat für
bis zu 28 Tage

https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/SichereLebensmittel/KontrolleRisikomanagement/_Texte/box-vorratskalkulator.html

Ansprechpartner bei Fragen zu Corona hinsichtlich Ernährung und
Landwirtschaft ist das Team vom Verbraucherlotsen 0228-24252627 (Mo-Fr
8 bis 19 Uhr, E-Mail: info@verbraucherlotse.de)


Tafeln

Fakten, Informationen, Spenden und Hilfen zu Tafeln in Deutschland:

https://www.tafel.de/

Aktuelle Karte mit offenen und geschlossenen Tafeln in Deutschland:

https://www.tafel.de/themen/coronavirus/


Umwelt

In Zeiten der Corona-Krise sind die Themen Umwelt- und Klimaschutz in
den Hintergrund gerückt. DerAusstieg aus derKohlekraft, sowie die
wirtschaftlichen Folgen der Coronavirus-Pandemie vermindern
kurzfristig, trotz dem Leid und der negativen Auswirkungen des Virus,
die CO²-Emmissionen.

In der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise hatte Deutschland
deutlich weniger Treibhausgase ausgestoßen. Eine ähnliche Entwicklung
erwarten die Experten auch infolge der Corona-Krise.

Laut Umweltministerin könne die Krise aber auch eine Chance bergen.
Und zwar dann, wenn die Menschen die Ergebnisse und Warnungen der
Wissenschaft mehr beachten und dies auch auf die Klimakrise übertragen
würden.

https://www.bmu.de/pressemitteilung/treibhausgasemissionen-gingen-2019-um-63-prozent-
zurueck/


Hinweis zur Abwasserproblematik

Vieler Orts herrscht ein durch Hamsterkäufe verursachter Mangel an
Toilettenpapier. Dies kann dazu führen, dass manche Menschen eine
größere Menge davon besitzen und andere zu Ersatzartikeln wie
Feuchttücher, Taschentücher, Küchenrolle, etc. greifen. Das
Herunterspülen der Ersatzartikel ist problematisch. Denn anders als
Toilettenpapier sind die Ersatzartikel in ihrer Beschaffenheit reiß-
und oft auch wasserfest. Infolgedessen entstehen den Kläranlagen
höhere Belastungen, die durch die situationsbedingten Home-Offices in
kleineren Kommunen noch weiter steigen.

Kläranlagen können die erhöhten Belastungen zwar bewältigen, (bis auf
sehr wenige Ausnahmen in kleineren, älteren Anlagen) sodass kein
direktes Umweltproblem zu befürchten ist, doch entstehen dennoch
spürbar höhere Kosten für Strom, Wartung und Personal.

Kläranlagenbetreiber haben auch schon vor Corona auf dieses Problem
aufmerksam gemacht und sehen die Chance, durch die momentane Krise,den
Sachverhalt erneut zu forcieren. Denn es kostet die Kommune viel Geld
und ist absolut vermeidbar.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5413: Coronakrise - Verkleinerter Landtag beschließt Rekord-Nachtragshaushalt (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 27. März 2020

Coronakrise: Verkleinerter Landtag beschließt Rekord-Nachtragshaushalt



Der rheinland-pfälzische Landtag hat in einer Sondersitzung am 27.
März 2020 einstimmig einen Nachtragshaushalt in Höhe von insgesamt 3,3
Milliarden Euro zur Bewältigung der Auswirkungen der Coronakrise im
Rahmen eines beschleunigten parlamentarischen Verfahrens beschlossen.
"Erstmalig in der Geschichte des Landtags konnte ein solcher
Nachtragshaushalt in einer solchen Geschwindigkeit und Höhe
beschlossen werden", sagte Landtagspräsident Hendrik Hering.

Auch der Rahmen der 100. Sitzung des Landtags in dieser Wahlperiode
war historisch. Aufgrund der erhöhten Vorsorge- und Hygienemaßnahmen
zum Infektionsschutz hatten sich die Fraktionen darauf verständigt,
die Anzahl der an der Sitzung teilnehmenden Abgeordneten auf ein
Mindestmaß zu beschränken. Letzten Endes nahmen 68 Abgeordnete aller
Fraktionen an der Sitzung teil. Die Beschlussfähigkeit und die
Mehrheitsverhältnisse blieben gewahrt. Alle Fraktionen des Landtags
erkannten die Notwendigkeit und Dringlichkeit des Nachtragshaushaltes
an und stimmten für die Freigabe der Finanzmittel. "Damit sorgen wir
dafür, dass die von der Regierung beschlossenen Gelder
schnellstmöglich bei all jenen ankommen, die sie dringend benötigen",
teilte Landtagspräsident Hendrik Hering mit.


"Dank an alle, die Gesellschaft am Laufen halten"

Landtagspräsident Hendrik Hering dankte zu Sitzungsbeginn im Namen des
Parlamentes all jenen, die in der gegenwärtigen Krise, "unsere
Gesellschaft am Laufen halten" wie Frauen und Männern, die als Ärzte,
Pfleger, Mitarbeiter im Gesundheitswesen, in den Apotheken, im
Einzelhandel, in der Logistik und in den Sicherheitsbehörden arbeiten.
Es sei auch die Aufgabe von Politik, dass diese Wertschätzung für die
geleistete besondere Arbeit nach der Krise nicht in Vergessenheit
gerate. Zugleich dankte Hendrik Hering den Fraktionen für die
konstruktive Zusammenarbeit. Damit bleibe das Parlament handlungsfähig
und die Demokratie wie auch der Föderalismus zeigten insbesondere auch
in Krisenzeiten ihre Stärke. Das von der Abgeordnetenzahl her kleinste
Parlament in der Geschichte des Bundelandes entscheide heute über den
größten Nachtragshaushalt in kürzester Zeit und in größter Einigkeit,
betonte der Landtagspräsident. Er sei überzeugt, dass aus dieser
historischen Zäsur eine neue Sensibilität für das Gemeinwohl und die
gesellschaftliche Solidarität hervorgehen werde.


Fraktionsübergreifende Zustimmung zum Nachtragshaushalt

Finanzministerin Doris Ahnen betonte, dass das wichtigste Anliegen der
Politik gegenwärtig sei, die weitere Übertragung des Coronavirus
einzudämmen und den Gesundheitsschutz zu stärken. Kein Erkrankter
dürfe unversorgt bleiben. Der Nachtragshaushalt von insgesamt 3,3
Milliarden Euro solle zudem Arbeitsplätze sichern und die
rheinland-pfälzische Wirtschaft unterstützen. Derzeit habe man jedoch
keine Sicherheit über die Dauer und Schwere der Pandemie sowie das
Ausmaß ihrer wirtschaftlichen Folgen.

Der Fraktionsvorsitzende der CDU, Christian Baldauf, bezeichnete die
Zustimmung seiner Fraktion als "Vertrauensvorschuss". Er verbinde dies
mit dem Angebot, weitere Maßnahmen konstruktiv zu begleiten. Aus
seiner Sicht fehle es an Schutzausrüstungen und Kapazitäten für
flächendeckende Tests auf das Coronavirus. Auch dürfe in der jetzigen
Situation kein Krankenhaus in Rheinland-Pfalz schließen, denn jedes
Bett, jede Schwester und jeder Arzt würden gebraucht. Er forderte
zudem neben Darlehen mehr Zuschüsse für Unternehmen.

Für den SPD-Fraktionsvorsitzenden Alexander Schweitzer stehe der
Nachtragshaushalt für "Ernsthaftigkeit und Entschlossenheit". Die
Ampelkoalition sorge dafür, dass das Gesundheitswesen leistungsfähig,
die Unternehmen flüssig und die Kommunen handlungsfähig blieben. Es
sei ein starkes Signal der Gemeinsamkeit, dass die Fraktionen im
Landtag dem Nachtragshaushalt der Landesregierung einstimmig
zugestimmt haben. Vorrangiges Ziel aller Maßnahmen bleibe, die
Gesundheit der Menschen zu schützen.

Auch für die AfD-Fraktion sei die Zustimmung ein Vertrauensvorschuss,
erklärte deren Fraktionsvorsitzender Uwe Junge. Fehler der
Landesregierung bei der Krisenbewältigung müssten nach der Krise
beraten und analysiert werden. Wichtig sei eine zielgerichtete
Verwendung der Gelder und dass diese schnell und unbürokratisch bei
den Betroffenen ankommen.

Cornelia Willius-Senzer, Fraktionsvorsitzende der FDP, sagte, dass man
bei den Hilfen insbesondere an den Mittelstand gedacht habe und auch
dort die Mittel unbürokratisch ankommen sollten. Sie verwies zugleich
darauf, dass immer auch die Verhältnismäßigkeit der eingesetzten
Mittel berücksichtigt werden müsse und die Einschränkung der
Grundrechte nicht auf Dauer sein dürfe. Auch der Fraktionsvorsitzende
von Bündnis 90/Die Grünen, Bernhard Braun, hob hervor, dass es jetzt
an erster Stelle darum gehe, Leben zu retten und an zweiter Stelle
darum, Not zu lindern, sei es in Gesellschaft, Wirtschaft und auch in
Vereinen. Auch er schloss sich dem Dank aller anderen Fraktionen für
all diejenigen an, die sich in dieser Krise tagtäglich für die
Gesundheit und den Schutz von uns allen einsetzten.


Daten & Fakten zum Nachtragshaushalt

Insgesamt werden im Nachtragshaushalt rund 3,3 Milliarden Euro in
einer Kombination aus Bürgschaften, Barmitteln und
Verpflichtungsermächtigungen bereitgestellt.

Die Barmittel betragen 950 Millionen Euro. Davon entfallen 800
Millionen Euro auf Mittel für Maßnahmen im Gesundheitsbereich sowie
für generelle Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung oder zur Bewältigung
der wirtschaftlichen Folgen. Die Landkreise und kreisfreien Städte
erhalten zur Unterstützung bei der Bekämpfung der Corona-Pandemie eine
einmalige Sonderzahlung in Höhe von insgesamt rund 100 Millionen Euro.
Ebenso werden 100 Millionen Euro für die Anschaffung eines künftigen
Impfstoffs gegen das Coronavirus bereitgestellt. Der Bürgschaftsrahmen
wird vorsorglich von 800 Millionen Euro um 2,2 Milliarden Euro auf
drei Milliarden Euro erhöht. Zugleich werden die Barmittel für
Bürgschaften um 100 Millionen Euro aufgestockt. Der Gesetzgeber geht
davon aus, dass viele Unternehmen anlässlich der Corona-Pandemie zur
Absicherung ihrer Kredite Bürgschaften benötigen werden.

 * 
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AGRAR/292: Düngeverordnung - Weniger Gülle, mehr Gewässerschutz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. März 2020

Düngeverordnung: Weniger Gülle - mehr Gewässerschutz



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher:

Heute hat der Bundesrat der notwendigen Reform der Düngeverordnung
zugestimmt. Damit kommt die Mehrheit der Bundesländer einem Urteil des
Europäischen Gerichtshofs nach und stellt die Weichen für eine
nachhaltige Versorgung mit sauberem Trinkwasser.

"Es stand bis zuletzt Spitz auf Knopf, ob die Bundesländer den Mut für
eine zukunftsweisende Agrarpolitik aufbringen. Deutschland wurde
verklagt und verurteilt, weil die rechtlichen Vorgaben der
EU-Nitratrichtlinie seit Jahrzehnten verletzt wurden. In etlichen, vor
allem viehintensiven Regionen würde mittelfristig kein sauberes Wasser
mehr geschöpft werden können, wenn der Nitrateintrag durch die Gülle
nicht reduziert wird. Nun hat der Bundesrat die Chance genutzt, die
begangenen Fehler zu korrigieren. Dies war eine kluge Entscheidung.
Deutschland hätte sich andernfalls trotz wissenschaftlicher und
rechtlicher Erkenntnisse vom Gewässerschutz abgemeldet.

Nun werden wir Landwirte dabei unterstützen, die Neuregelungen
umzusetzen. Zum einen wurde mit dem Koalitionspartner vereinbart, dass
wir ein Investitionsprogramm für einen effizienteren Düngeumgang
auflegen werden. Zum anderen wird derzeit eine staatliche, freie
digitale Plattform auch zur Steigerung der Düngeeffizienz aufgebaut.
Dadurch soll es Landwirten ermöglicht werden, anhand von Boden-,
Wetter- und Satellitendaten passgenau und pflanzengerecht zu düngen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1541: Digitalpakt in Corona-Zeiten - 100 Millionen Euro für digitalen Unterricht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 26. März 2020

Digitalpakt in Corona-Zeiten: 100 Millionen Euro für digitalen 
Unterricht



Marja-Liisa Völlers, zuständige Berichterstatterin:

Aufgrund der Corona-Krise sind bundesweit derzeit alle Schulen
geschlossen. Bund und Länder wollen helfen, den Unterricht
weitestgehend aufrecht zu erhalten. Dafür stellen sie kurzfristig 100
Millionen Euro über den Digitalpakt Schule bereit. Dafür hat sich die
SPD-Bundestagsfraktion eingesetzt.

"Das ist genau die richtige Antwort. Bund und Länder stellen
unkompliziert und schnell finanzielle Hilfen über den Digitalpakt
Schule bereit. Mit weiteren 100 Millionen Euro legen wir jetzt einen
Gang zu. Das fordert die SPD-Bundestagsfraktion schon lange.

Wir helfen damit sofort, den Unterrichtsausfall in den Schulen
abzufedern. Viele Schulleitungen und Lehrkräfte haben sich bereits auf
den Weg gemacht und individuelle Lernpakete, digitale Plattformen und
Telefonsprechstunden etabliert. Digitales Lehren und Lernen wird in
diesen Tagen wichtiger denn je.

Lehrkräfte, Schulleitungen, Kinder und Jugendliche sowie ihre Eltern
stehen derzeit vor einer immensen Herausforderung. Sie alle
unterstützen wir. Vom Unterricht und dem Schulabschluss hängen eine
Menge ab."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1961: Brasilien - Auf dem Weg zur Corona-Revolte (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Auf dem Weg zur Corona-Revolte

Von Niklas Franzen



Für Bolsonaro ist Corona nur eine "kleine Grippe", das Land
müsse zurück zur Normalität. Gegen Brasiliens Präsidenten formiert
sich nun eine Bewegung.

(São Paulo, 25. März 2020, taz) - Fast gingen Jair Bolsonaros
Worte im Lärm unter: Am Dienstagabend wandte sich Brasiliens Präsident
mit einer Fernsehansprache an die Bevölkerung. In zahlreichen Städten
schlugen Brasilianer*innen an ihren Fenstern auf Kochtöpfe, brüllten
Sprechchöre gegen die Regierung und zündeten Feuerwerkskörper. Mit
seinen Aussagen zum Coronavirus katapultiert sich Bolsonaro immer mehr
ins Abseits. Er hat selbst dafür gesorgt, dass eine Bewegung gegen ihn
entstanden ist. Während seiner Ansprache bezeichnete er Corona erneut
als "kleine Grippe" und forderte eine Rückkehr zur Normalität.
Einzelne Bundesstaaten hatten in den letzten Tagen den Notstand
ausgerufen, Veranstaltungen wurden abgesagt, der Einzelhandel
weitestgehend geschlossen, Menschenansammlungen verboten. Bolsonaro
fordert nun, alle Einrichtungen und Geschäfte wieder zu öffnen.

Laut Bolsonaro habe Italien "ein komplett anderes Klima", deshalb sei
eine Situation wie in dem südeuropäischen Land unvorstellbar in
Brasilien. Da die Risikogruppe des Virus ältere Menschen seien, mache
es zudem keinen Sinn, Schulen zu schließen.

"Dadurch, dass Bolsonaro ein 'normales Leben' in dieser Pandemie
fordert, nimmt er den Tod von tausenden Menschen in Kauf", sagte
Orlando Silva, Bundesabgeordneter der Kommunistischen Partei von
Brasilien (PCdoB), der taz. "Bolsonaro hat es in seiner Rede
geschafft, alle Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation
anzufechten und jegliche Studien der Wissenschaft zu leugnen."


Kollaps des Gesundheitssystems für Ende April befürchtet


Auch Gesundheitsexpert*innen widersprechen dem Präsidenten vehement
und warnen vor einer dramatischen Eskalation der Krise. Brasilien hat
bereits jetzt mehr als 2.000 bestätigte Corona-Fälle, mehr als 40
Menschen starben in den vergangenen Tagen an der Covid-19-Krankheit.

Gesundheitsminister Luiz Mandetta sagte einen Kollaps des
Gesundheitssystems für Ende April voraus. Zudem wurden Anfang der
Woche die ersten Fälle in den dicht besiedelten Favelas gemeldet. Laut
dem Medizin-Professor Miguel Srougi droht durch Corona eine
Katastrophe für die sozial benachteiligte Bevölkerung. "Die Armen
werden an den Krankenhaustüren sterben", sagte der Wissenschaftler der
renommierten Universität von São Paulo dem Nachrichtenportal
UOL.

Die Aussagen vom Dienstag sind symptomatisch für den kopflosen Kurs
Bolsonaros. Mehrmals hatte er das Virus als "Fantasie" und "Hysterie"
bezeichnet. Dabei wurden sein Kommunikationschef Fabio Wajngarten und
mehr als 20 Regierungsmitarbeiter*innen nach einer USA-Reise positiv
auf das Virus getestet.

Und auch Bolsonaro steht selbst unter Corona-Verdacht. Das
Krankenhaus, in dem der Ex-Militär getestet wurde, überreichte den
Behörden am Dienstag eine Liste mit Infizierten. Zwei Namen wurden
darauf geschwärzt - nicht wenige vermuten, dass es sich dabei um
Bolsonaro handeln könnte.

Bereits am Montag hatte der Präsident des größten Landes
Lateinamerikas für Empörung gesorgt, als er ein Dekret auf den Weg
brachte, dass Unternehmen erlauben sollte, Arbeitsverträge für vier
Monate auszusetzen und Angestellten in dieser Zeit weder Lohn noch
Arbeitslosenversicherung zu zahlen. Nach einem öffentlichen Aufschrei
zog der Rechtsradikale den umstrittenen Teil des Dekrets zurück.


Bolsonaro ist mit der Situation komplett überfordert

Es wird immer deutlicher, dass Bolsonaro mit der Situation komplett
überfordert ist. Statt die aufgeheizte Situation zu beruhigen, geht er
zum Angriff auf alle über, die Kritik an ihm üben. Am Dienstagabend
attackierte er wieder einmal die Medien und machte sie für die
Ausbreitung des Virus mitverantwortlich. Selbst ultrakonservative
Zeitungen und Fernsehsender hatten in den letzten Tagen den Umgang
Bolsonaros mit der Pandemie deutlich kritisiert.

Bolsonaro ist zunehmend isoliert, und auch die Frustration in der
Bevölkerung wächst. So könnte die Coronakrise schaffen, was der
orientierungslosen und schwachen Linken nicht gelungen ist: eine
Bewegung gegen die Regierung aufzubauen.

Die nun allabendlichen Kochtopfproteste an den Fenstern werden mit
jedem Abend lauter, auch viele ehemalige Unterstützer*innen der
Regierung wenden sich von Bolsonaro ab. Die Bolsonaro-kritischen
Proteste waren am Dienstagabend auch in vielen Vierteln zu hören, wo
er die Wahl im Oktober 2018 noch mit absoluter Mehrheit gewonnen
hatte. Linke Abgeordnete wollen nun ein Amtsenthebungsverfahren gegen
Bolsonaro einleiten.

Der Präsident kam während seiner Ansprache am Dienstagabend auch noch
auf seine eigene Gesundheit zu sprechen. Sollte er angesteckt werden,
erklärte er selbstsicher, mache es sich keine Sorgen. Denn er sei ja
früher Athlet gewesen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/auf-dem-weg-zur-corona-revolte/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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GEWERKSCHAFT/355: Bildungsgewerkschaft zu Entscheidungen von Bundestag und Bundesrat zur Bewältigung der Corona-Krise (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 12. Mai 2015

GEW: "Licht und Schatten"

Bildungsgewerkschaft zu Entscheidungen von Bundestag und Bundesrat zur
Bewältigung der Corona-Krise



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) erkennt
in den Maßnahmen für den Bildungsbereich, die Bund und Länder jetzt
beschlossen haben, viele richtige Entscheidungen, aber auch noch weiteren
Handlungsbedarf. "Es gibt Licht und Schatten. Wir werden uns dafür
einsetzen, dass bei Bedarf nachjustiert wird", sagte GEW-Vorsitzende Marlis
Tepe am Freitag in Frankfurt a. M. mit Blick auf die Entscheidungen im
Bundesrat.

Mehrere Bundesländer hätten bereits zugesagt, die Finanzierung der Kitas
und sozialen Einrichtungen sicher zu stellen. "Jetzt müssen die anderen
nachziehen", betonte Tepe. Dafür mache sich die GEW weiter stark, damit die
Arbeitsplätze erhalten bleiben und die Einrichtungen nach der Krise
möglichst schnell den Betrieb wieder aufnehmen können.

Für die übrigen Länder und alle anderen Träger der sozialen Arbeit etwa in
der ambulanten Jugendhilfe zeichne sich mit dem
Sozialdienstleister-Einsatzgesetz (SodEG) eine Auffanglösung durch die
Bundesregierung ab: Alle Träger könnten Zuschüsse von 75 Prozent erhalten.
"Diese Deckelung reicht aber schon kurzfristig nicht aus, damit die Träger
ihr Personal weiter bezahlen können. Hier muss nachgearbeitet werden",
sagte die GEW-Vorsitzende. Zudem sei nicht klar definiert, welche Vorgaben
die Träger erfüllen müssen, um die Zuschüsse zu erhalten.

"Die Kitas, die Notdienst leisten, müssen in das staatliche Versorgungsnetz
aufgenommen werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass beispielsweise
ausreichend Desinfektionsmittel zur Verfügung stehen", mahnte Tepe an. "Für
die Notdienste brauchen wir klare arbeitszeitliche Regelungen." Sie setzte
sich dafür ein, Risikogruppen nicht in die Notdienstplanung einzubeziehen.

"Insgesamt wird es gute Regelungen für die Beschäftigten in der
Weiterbildung geben", stellte Tepe fest. Die GEW hatte unter anderem in
einem Brief an Kanzlerin Angela Merkel (CDU) dringenden Handlungs- und
Regelungsbedarf für Einrichtungen und Kurse der Integration sowie der
Weiterbildung ebenso wie Schutzmaßnahmen für die Honorarlehrkräfte
angemahnt. Die Träger der Maßnahmen erhielten jetzt Zuschüsse von bis zu 75
Prozent, wenn sie Arbeitskräfte, Räume und Sachmittel zur Bewältigung der
Corona-Krise zur Verfügung stellen sowie neue Lernformen und digitale
Formate einsetzen. Die Träger hätten zudem die Möglichkeit, das
Krisen-Kurzarbeitergeld zu beantragen. Hierfür hätten sich alle
Gewerkschaften eingesetzt. Soloselbstständige Lehrkräfte könnten bei den
Landesbanken eine Soforthilfe von bis zu 9.000 Euro bekommen. Wenn ihre
wirtschaftliche Existenz bedroht ist, könnten Honorarlehrkräfte in einem
vereinfachten Verfahren Grundsicherungsleistungen nach dem Sozialgesetzbuch
II (SGB II) erhalten. Dies schließe auch die Zahlung der Beiträge zur
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung ein. "Mit diesen Maßnahmen ist
für Soloselbstständige, die meist keine großen Rücklagen haben und deshalb
in der Krise schnell existenzielle Probleme bekommen, ein ordentliches
Auffangpaket geschnürt worden", unterstrich Tepe.

Tepe mahnte Bund und Länder, auch die als Folge der Corona-Krise in Not
geratenen Studierenden und Lehrenden an Hochschulen nicht im Regen stehen
zu lassen. "Studierenden, die jetzt ihre Jobs verlieren und ihr Studium
nicht weiter finanzieren können, muss jetzt unbürokratisch geholfen werden:
mit einem Studienfonds sowie einem erweiterten Zugang zur Grundsicherung
nach SGB II - analog zu den Erleichterungen für Selbstständige. Auch für
Lehrbeauftragte müssen die Soforthilfen für Selbstständige geöffnet werden,
wenn sie aufgrund des Ausfalls von Lehrveranstaltungen ihre Bezahlung und
Existenzgrundlage verlieren", sagte die GEW-Vorsitzende.

 * 
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SCHULE/775: Karliczek - Bund unterstützt in Krise mit digitaler Lerninfrastruktur (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 27.03.2020

Karliczek: Bund unterstützt in Krise mit digitaler Lerninfrastruktur

BMBF baut Förderung der HPI-Schul-Cloud deutlich aus



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) öffnet die
Schul-Cloud des Hasso-Plattner-Instituts (HPI) für alle Schulen, die kein
vergleichbares Angebot des Landes oder Schulträgers nutzen können. Dazu
erklärt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"In diesen Wochen der Schulschließungen müssen wir alle Ressourcen
mobilisieren, damit der Unterricht zumindest teilweise stattfinden kann.
Viele Schulen und mit ihnen die Lehrerinnen und Lehrer haben hierfür
bereits sehr engagiert Lösungen gefunden. Die vom Bund ins Leben gerufene
Schul-Cloud steht ab sofort allen interessierten Schulen zur Verfügung,
wenn sie noch keine anderen digitalen Angebote nutzen können. Solche
digitalen Lehr- und Lernangebote, die auch zu Hause genutzt werden können,
sind zurzeit ein wahrer Gewinn. Viele Lehrkräfte benötigen Infrastruktur,
um ihren Unterrichtsstoff auch auf Distanz vermitteln zu können. Die
HPI-Schul-Cloud, die das BMBF fördert, hat sich als digitale
Lerninfrastruktur gut etabliert. Sie wird bereits von vielen Gymnasien
bisher mit einem Schwerpunkt auf den sogenannten MINT-Fächern (Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften und Technik; "MINT-EC-Schulen") genutzt.
Als künftige Landeslösung pilotiert wird die Schul-Cloud jetzt schon in den
Ländern Niedersachsen, Brandenburg, und Thüringen. Jetzt kommt
Sachsen-Anhalt noch hinzu.

Die Schul-Cloud bietet vielseitige Einsatzmöglichkeiten: Schülerinnen und
Schüler können Unterrichtsmaterial jederzeit bearbeiten. Lehrkräfte können
naturwissenschaftliche Experimente einstellen und auf Bildungsmaterialien
zugreifen, die die Lernenden dann beliebig oft abrufen können. Und auch
Partner- und Teamarbeit ist möglich: Schüler können gemeinsam Aufgaben
lösen. Das schafft auch in der aktuellen Situation des Heimunterrichts eine
Art 'digitalen Klassenverbund'.

Die vom BMBF geförderte HPI-Schul-Cloud schafft ein Angebot insbesondere
für die Schulen, die noch keine eigene Cloud-Lösung nutzen können. Die
Zuständigkeit der Länder für die Schulen und damit auch für digitale
Lehrinhalte wird dadurch selbstredend nicht in Frage gestellt. Es geht um
Soforthilfen für Schulen in einer nie dagewesenen und bislang kaum
vorstellbaren Notlage. Deshalb ist das Angebot auch auf die Dauer der Krise
beschränkt. Der Bund will damit sein Möglichstes tun, um die Lehrerinnen
und Lehrer in der aktuellen Herausforderung zu unterstützen und ebenso den
Schülerinnen und Schülern zu helfen. Dabei ist mir eines ganz wichtig: Die
HPI-Schul-Cloud kann immer nur eine Ergänzung von Präsenzunterricht sein.
Sie kann weder die Unterrichtsausfälle komplett abfedern, noch kann sie
Millionen von Eltern im Heimunterricht vollständig entlasten.

Darüber hinaus habe ich die Länder dazu ermuntert, Mittel aus dem
DigitalPakt Schule abzurufen, um die vielerorts bestehenden Engpässe bei
den digitalen Unterrichtsangeboten für die Schulkinder zu Hause schnell zu
beseitigen. Die Bundesmittel haben wir den Ländern zugewiesen, um die
derzeit nötigen IT-Kapazitäten zu schaffen."

Hintergrund:

Seit 2016 fördert das Bundesbildungsministerium das Forschungsprojekt
"Schul-Cloud" am Hasso-Plattner-Institut (HPI) in Potsdam. Die
HPI-Schul-Cloud ermöglicht es Schülerinnen und Schülern sowie Lehrenden
digitale Lehr- und Lernangebote schul- und fächerübergreifend abzurufen -
jederzeit und von jedem Ort.

Derzeit können 128 MINT-EC-Schulen (Gymnasien mit einem Schwerpunkt auf den
sogenannten MINT-Fächern: Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und
Technik) bundesweit und im Ausland die HPI Schul-Cloud im Unterricht
nutzen. Als Niedersächsische Bildungscloud, Schul-Cloud Brandenburg und
Thüringer Schulcloud wurden außerdem landesweite Lösungen an jeweils mehr
als 40 Schulen aller Schulformen und Bildungseinrichtungen im
Unterrichtseinsatz erprobt. Dort werden die Cloud-Lösungen jetzt als
länderübergreifendes Projekt gemeinsam mit Sachsen-Anhalt im Rahmen des
DigitalPakts Schule ausgerollt. Weitere Pilotprojekte mit Schulträgern und
einzelnen Schulen starten derzeit in ganz Deutschland.

Die Voraussetzungen, um die HPI-Schul-Cloud in großem Umfang auszuweiten,
sind bereits geschaffen. Das System kann schnell ausgerollt und wie in
einem Baukasten-System an die unterschiedlichen Bedarfe der Schulen
angepasst werden.

Mit der Einbindung offener Bildungsinhalte - Open Educational Resources
(OER) - soll auch der Zugriff auf Lerninhalte verbessert werden. Daher sind
das Bündnis Freie Bildung und das edu-sharing Network Teil des Projekts.

Weitere Informationen:

Schulleiterinnen und Schulleiter, die das Angebot Schul-Cloud nutzen
wollen, finden weitere relevante Informationen auf der Website der
HPI-Schul-Cloud: 

https://schul-cloud.org/

https://www.bmbf.de/de/die-schul-cloud-digitale-lernangebote-fuer-den-unterricht-7479.html

Das edu-sharing Network vernetzt Bildungsorganisationen, um Lerninhalte,
Softwarewerkzeuge und pädagogische Vorlagen zu teilen. Der gemeinnützige
Verein bündelt die Ressourcen von Anwendern, Entwicklern und
Bildungsexperten. Gemeinsam werden sichere, vernetzte Bildungsclouds
gestaltet sowie Lerninhalte und Werkzeuge erschlossen: 

https://edu-sharing-network.org/

Das Bündnis Freie Bildung vereinigt Organisationen, Institutionen und
Einzelpersonen, die sich für freie Bildung, frei zugängliche
Bildungsmaterialien, offene Bildungspraktiken und offene Lizenzen in der
Bildung einsetzen: 

https://buendnis-freie-bildung.de/

 * 
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VERBAND/2402: Beschluss zur Düngeverordnung ist Auftrag, jetzt zusammen Lösungen zu finden (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 27.03.2020

Beschluss zur Düngeverordnung ist Auftrag, jetzt zusammen Lösungen zu
finden

Statements der AbL-Vorsitzenden zur heutigen Zustimmung des Bundesrates
zur Änderung der Düngeverordnung



"Wir Bäuerinnen und Bauern können und wollen wertvolle Lebensmittel
erzeugen und dabei Umwelt und Gewässer schützen. Deshalb muss die Umsetzung
der heute im Bundesrat beschlossenen und heftig umstrittenen
Düngeverordnung (DüV) verursachergerecht erfolgen", so Martin Schulz, Bauer
im Wendland und Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL).

"Die Landesregierungen sind jetzt in der Verantwortung, zusammen mit uns
Bauern und mit Wasserwerken und Umweltverbänden bis zum 1. Januar 2021 die
notwendigen ausstehenden Regelungen zu treffen. Dazu gehören eine möglichst
verursachergerechte Ausweisung von Gebieten und die Festlegung von
praxisgerechten und angemessenen regionalen Regelungen. Von Bund und
Ländern zusammen müssen die vielen Betriebe und Wirtschaftsweisen gestärkt
werden, die nicht Verursacher sind, und den anderen müssen Wege ermöglicht
werden, Lebensmittelerzeugung und Umweltschutz in der Praxis wieder zu
vereinen", so der Schweinemäster Schulz.

Scharfe Kritik richtet Elisabeth Fresen, Bäuerin aus Verden/Aller und
Bundesvorsitzende der AbL, an einige Vertreter des Bauernverbandes und von
"Land schafft Verbindung": "Wenn jetzt einzelne Interessenvertreter
angesichts der Corana-Krise laut in den Medien Überlegungen eines
Produktionsstreiks angesichts der Düngeverordnung anstellen, ist das nicht
nur unanständig, sondern auch gefährlich. Wir Bäuerinnen und Bauern müssen
durch unsere Arbeit im Stall und auf den Äckern die hohe Wertschätzung in
der Gesellschaft bewahren. Wir können nur zusammen mit den Verantwortlichen
aus Politik und Wissenschaft diese großen Herausforderungen stemmen. Wer
jetzt mit Drohungen leichtfertig Vertrauen aufs Spiel setzt, hat den Ernst
der Lage nicht verstanden und handelt verantwortungslos. Gerade die hohe
Bereitschaft in der Bevölkerung, der Landwirtschaft praktisch bei der
Lebensmittelerzeugung zu helfen, ist eine große Ermutigung für unsere
Arbeit auf den Höfen, dafür sind wir dankbar."

Schulz weiter: "Als eine Lehre aus dem jahrelangen Gezerre um das
Düngerecht sollten wir alle uns vornehmen, dass wir Probleme nicht
versuchen auszusitzen, sondern zu lösen, und zwar so, dass die
Herausforderungen für die bäuerlichen Betriebe wie für die Gesellschaft
insgesamt gelöst werden. Wie das gehen kann, hat die so genannte
Borchert-Kommission zum Umbau der Nutztierhaltung gerade gezeigt."

 * 
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VERBAND/2401: Bewertung des Corona-Hilfsprogramms des Bundes (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 26. März 2020

Bewertung des Corona-Hilfsprogramms des Bundes

Rukwied: Krisenunterstützung besonders für kleinere Unternehmen



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, begrüßt
das "Corona-Paket" der Bundesregierung zur Unterstützung und
Stabilisierung der Wirtschaft in der Krise: "Das Hilfsprogramm ist ein
wichtiger Schritt für die Landwirtschaft." Die Veränderung der
Arbeitszeitregelungen biete den Betrieben mehr Flexibilität und die
Ausweitung der 70-Tage-Regelung für Saisonarbeitskräfte auf 115 Tage
lasse die wenigen vorhandenen Arbeitskräfte länger im Land bleiben.
Auch die Verbesserung der Zuverdienstgrenzen bei Kurzarbeitern und
Rentnern sei ein gutes Signal. "Dennoch bleibt die Beschaffung von
Arbeitskräften für die Landwirtschaft von großer Dringlichkeit. Der
Einreisestopp muss daher so bald wie möglich aufgehoben werden, vor
allem für die Einreise aus EU-Ländern", so Rukwied. Die Anhebungen der
Zuverdienstgrenzen, unter anderem für Arbeitslose seien sinnvoll. Auch
eine vorübergehende Anhebung der Minijobgrenze von 450 Euro für
kritische Sektoren wie Landwirtschaft und Ernährung wäre notwendig.

Zu den finanziellen Soforthilfen für kleine Unternehmen bis 10
Beschäftigte setzt der Deutsche Bauernverband darauf, dass diese wie
angekündigt allen Unternehmen und damit auch der Landwirtschaft
offenstehen: "Die Bundesregierung muss hier ein klares Signal an die
landwirtschaftlichen Betriebe geben, dass auch ihnen in der Krise
geholfen wird", so Rukwied. Die "grüne Branche" habe in Teilen
ebenfalls massive Umsatzausfälle zu verkraften, etwa bei Urlaub auf
dem Bauernhof oder bei Zierpflanzen. "Hier muss es die gleichen
Soforthilfen geben. Es geht darum, langjährige Familienunternehmen zu
retten", sagt Bauernpräsident Rukwied.

 * 
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ASYL/1465: Trotz Corona-Krise - Bundesinnenministerium chartert einen Abschiebeflieger für zwei Frauen in den Iran (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 27. März 2020

Trotz Corona-Krise: BMI chartert einen Abschiebeflieger für zwei Frauen
in den Iran

PRO ASYL: Absurdes und unverantwortliches Unterfangen des
Bundesinnenministeriums



Während der Flugverkehr weltweit fast eingestellt ist und sich ganze Länder
im Stillstand befinden, will das Bundesinnenministerium (BMI) kommende
Woche vom Frankfurter Flughafen aus zwei Iranerinnen in einem eigens für
sie gecharterten Flugzeug in den Iran abschieben [1].

Eine der beiden Betroffenen kam gemeinsam mit ihrem Verlobten nach
Deutschland, der aufgrund von Herzproblemen nach Deutschland einreisen
durfte, sich nun im Asylverfahren befindet und aus Angst um seine Verlobte
PRO ASYL um Hilfe bat. Die Asylsuchende wurde im Asylverfahren am Flughafen
abgelehnt, durfte nicht nach Deutschland einreisen und befindet sich in der
Transitzone in Abschiebungshaft. PRO ASYL hält es für unverantwortlich im
Eilverfahren am Flughafen solche Entscheidungen zu treffen.

PRO ASYL hält das Beharren des BMI auf einer Charter-Abschiebung in eines
der größten Corona-Risiko-Gebiete der Welt für absurd und unverantwortlich.
Der gesamte Iran gilt laut Robert-Koch-Institut aufgrund von Corona als
Internationale Krisenregion. Mehr als 29.000 Menschen sind infiziert, mehr
als 2.200 Menschen bereits an dem Virus verstorben (Stand: 27.03.).
Aufgrund weniger verlässlicher Daten über die Zahl der Infizierten sowie
der Todesfälle geht die WHO sogar von einer fünfmal höheren Dunkelziffer
aus. Expert*innen rechnen aktuell damit, dass die Zahl der Todesopfer im
Iran bis Ende Mai auf 3,5 Millionen ansteigen könnte (Quelle: dw [2]).

Die Lage im Iran ist nicht zuletzt wegen einer fehlenden medizinischen
Infrastruktur dramatisch. Die meisten Airlines fliegen das Land nicht mehr
an. Auch der reguläre Flugverkehr aus Deutschland in den Iran ist
eingestellt. Und was macht die Bundesregierung? Mietet eigens für diese
Abschiebungsmaßnahme ein Flugzeug in die Krisenregion.

PRO ASYL fordert den sofortigen Stopp dieser Abschiebung sowie einen
generellen Abschiebungsstopp aufgrund der weltweiten Ausbreitung des 
Corona-Virus. Betroffene müssen davor geschützt werden, in Länder mit fragilen
Gesundheitssystemen abgeschoben zu werden, in denen die Auswirkungen von
Corona katastrophal werden können oder dies - wie im Fall des Iran -
bereits sind.

Auch in Deutschland ist nichts mehr wie noch vor ein paar Wochen. Die
Grenzen zu benachbarten Corona-Krisenregionen sind weitestgehend dicht, der
Flugverkehr ist auf ein Minimum zurückgefahren, die Straßen vielerorts wie
leergefegt. Auch für Schutzsuchende und Menschen mit Aufenthaltstitel oder
Duldung hat das weite Konsequenzen. Behörden bleiben geschlossen und
schalten auf digitales Arbeiten um, Dublin-Überstellungen sind ausgesetzt,
Asylanträge werden nun schriftlich gestellt (aktuelle Informationen dazu
unter [3]). Ein Abschiebungsstopp würde für die Betroffenen, aber auch für
Behörden und Gerichte Rechtssicherheit bedeuten.


Anmerkungen:

[1] https://www.tagesschau.de/investigativ/wdr/abschiebung-corona-101.html

[2] https://www.dw.com/de/experten-fordern-bedingungslose-hilfe-f%C3%BCr-iran/a-52860007

[3] https://www.proasyl.de/hintergrund/newsticker-coronavirus-informationen-fuer-gefluechtete-unterstuetzerinnen/
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MELDUNG/166: Außerordentliches Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der G20 - Erklärung zu COVID-19 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 26. März 2020

Außerordentliches Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der
G20

Erklärung zu COVID-19



Die beispiellose COVID-19-Pandemie führt uns mit Macht vor Augen, wie
vernetzt und anfällig wir sind. Das Virus hält sich an keine Grenzen. Um
diese Pandemie zu bekämpfen, brauchen wir eine transparente, robuste,
abgestimmte globale Herangehensweise, die groß angelegt und solidarisch
geprägt ist sowie auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruht. Wir bekennen
uns nachdrücklich dazu, dieser gemeinsamen Bedrohung geeint
entgegenzutreten.

Der tragische Verlust an Menschenleben und das Leid, dem Menschen überall
auf der Welt ausgesetzt sind, erfüllen uns mit tiefer Trauer. Dieser
Pandemie und den damit einhergehenden Auswirkungen auf Gesundheit,
Gesellschaft und Wirtschaft zu begegnen hat für uns oberste Priorität.
Während wir die Pandemie weiter bekämpfen, sprechen wir all jenen unseren
Dank und unsere Unterstützung aus, die im Gesundheitswesen an vorderster
Front tätig sind.

Die G20 bekennen sich dazu, gemeinsam mit der Weltgesundheitsorganisation
(WHO), dem Internationalen Währungsfonds (IWF), der Weltbankgruppe, den
Vereinten Nationen (VN) und anderen internationalen Organisationen im
Rahmen ihrer jeweiligen Mandate alle erforderlichen Schritte zu
unternehmen, um diese Pandemie zu überwinden. Wir sind entschlossen, weder
einzeln noch gemeinsam Mühen zu scheuen, wenn es darum geht,


	Leben zu schützen,

	die Arbeitsplätze und Einkünfte der Menschen zu sichern,

	Vertrauen wiederherzustellen, finanzielle Stabilität zu bewahren, Wachstum neu zu beleben und gestärkt aus der Krise hervorzugehen,

	Störungen im Handel und in globalen Versorgungsketten so gering wie möglich zu halten,

	allen hilfebedürftigen Ländern Unterstützung zukommen zu lassen und

	uns in Bezug auf Maßnahmen der öffentlichen Gesundheit und finanzielle Maßnahmen abzustimmen.



Bekämpfung der Pandemie

Wir bekennen uns dazu, alle erforderlichen gesundheitsbezogenen Maßnahmen
zu ergreifen, und werden versuchen, eine angemessene Finanzierung zu
gewährleisten, um der Pandemie Einhalt zu gebieten und die Menschen, vor
allem die Schwächsten unter ihnen, zu schützen. Wir werden transparent und
zeitnah Informationen, epidemiologische und klinische Daten sowie für
Forschung und Entwicklung notwendige Materialien austauschen und das
Gesundheitswesen weltweit stärken, auch, indem wir die uneingeschränkte
Umsetzung der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV 2005) der WHO
unterstützen.

Wir werden die Produktionskapazitäten ausbauen, damit sie dem wachsenden
Bedarf an medizinischen Versorgungsgütern gerecht werden können, und
sicherstellen, dass diese Güter überall dort, wo sie am dringendsten
gebraucht werden, zu erschwinglichen Preisen, ausgewogen und so schnell wie
möglich verfügbar sind. Wir betonen, wie wichtig es ist, in dieser globalen
Gesundheitskrise verantwortungsvoll mit der Öffentlichkeit zu
kommunizieren. Wir beauftragen unsere Gesundheitsminister, nach Bedarf
zusammenzukommen, sich über einzelstaatliche bewährte Verfahren
auszutauschen und bis zu ihrer Ministertagung im April ein 
G20-Sofortmaßnahmenpaket zur gemeinsamen Bekämpfung dieser Pandemie zu
erarbeiten.

Wir unterstützen das Mandat der WHO zur Koordinierung der internationalen
Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie in vollem Umfang und bekennen uns
dazu, es weiter zu stärken. Dies schließt auch den Schutz der Mitarbeiter
des Gesundheitswesens an vorderster Front, die Bereitstellung medizinischer
Versorgungsgüter, vor allem von Diagnosetools, Behandlungen, Medikamenten
und Impfstoffen, ein. Wir erkennen an, dass es dringend kurzfristiger
Maßnahmen bedarf, um die globalen Anstrengungen zur Bekämpfung der
COVID-19-Krise zu verstärken. Wir werden zügig gemeinsam und mit weiteren
Akteuren zusammenarbeiten, um die Finanzierungslücke im Strategischen
Vorsorge- und Reaktionsplan der WHO zu schließen. Wir bekennen uns ferner
dazu, dem WHO-Solidaritätsfonds für COVID-19, der internationalen
Impfstoff-Initiative Coalition for Epidemic Preparedness and
Innovation (CEPI) und der Impfallianz GAVI auf freiwilliger Basis
umgehend Mittel zur Verfügung zu stellen. Wir rufen alle Länder,
internationalen Organisationen, den Privatsektor, gemeinnützigen
Organisationen und Einzelpersonen dazu auf, zu diesen Anstrengungen
beizutragen.

Um unsere Zukunft zu sichern, setzen wir uns dafür ein, nationale,
regionale und globale Fähigkeiten zur Reaktion auf potenzielle Ausbrüche
von Infektionskrankheiten zu stärken, indem wir unsere Ausgaben für die
Epidemievorsorge substanziell erhöhen. So wird jeder Einzelne und so werden
vor allem besonders schutzbedürftige Gruppen, die von Infektionskrankheiten
überproportional stark betroffen sind, besser geschützt. Wir bekennen uns
außerdem zur Zusammenarbeit dabei, Forschung und Entwicklung im Bereich
Impfstoffe und Medikamente verstärkt zu fördern, digitale Technologien
wirksamer zu nutzen und die internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit
zu intensivieren. Wir werden uns, auch mit dem Privatsektor, stärker
abstimmen, damit zügig Diagnoseverfahren, antivirale Medikamente und
Impfstoffe wirksam, sicher, gerecht, zugänglich und erschwinglich
entwickelt, produziert und vertrieben werden können.

Wir ersuchen die WHO, gemeinsam mit einschlägigen Organisationen Lücken in
der Pandemieplanung und -vorsorge zu prüfen und einem Treffen der Finanz-
und Gesundheitsminister in den kommenden Monaten darüber zu berichten. Ziel
ist es, eine globale Initiative zur Pandemieplanung, -vorsorge und -abwehr
ins Leben zu rufen. Diese Initiative wird sich bestehende Programme zunutze
machen, um Prioritäten bei der weltweiten Vorsorge miteinander in Einklang
zu bringen, und als universelle, wirksame und auf Dauer angelegte
Finanzierungs- und Koordinierungsplattform dahingehend tätig werden, die
Entwicklung und Bereitstellung von Impfstoffen, Diagnoseverfahren und
Behandlungen zu beschleunigen.

Schutz der Weltwirtschaft

Wir bekennen uns dazu, alle erforderlichen Schritte zu unternehmen und alle
verfügbaren Politikinstrumente einzusetzen, um den wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Schaden aus der Pandemie so gering wie möglich zu
halten, das globale Wachstum wiederherzustellen, die Stabilität der Märkte
aufrechtzuerhalten und die Resilienz zu stärken.

Gegenwärtig ergreifen wir energische Sofortmaßnahmen, um unsere
Volkswirtschaften zu stützen, Beschäftigte, Unternehmen - vor allem
Kleinstunternehmen und den Mittelstand - sowie die am stärksten betroffenen
Industriebereiche zu schützen und durch angemessene soziale Maßnahmen für
die Schwächsten zu sorgen. Im Zuge unserer gezielten finanzpolitischen und
wirtschaftlichen Maßnahmen und Bürgschaften investieren wir mehr als 5
Billionen Dollar in die Weltwirtschaft, um den gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen der Pandemie zu begegnen.

Wir werden weiterhin ehrgeizig und in großem Umfang fiskalpolitische
Unterstützung leisten. Das gemeinsame Handeln der G20 wird deren Wirkung
verstärken, Kohärenz gewährleisten und Synergieeffekte besser nutzbar
machen. Ausmaß und Umfang dieser Reaktion werden der Weltwirtschaft wieder
auf die Beine helfen und eine feste Grundlage für den Schutz von
Arbeitsplätzen und die Wiederherstellung des Wachstums schaffen. Wir rufen
unsere Finanzminister und Zentralbankgouverneure auf, sich regelmäßig
abzustimmen, um einen Aktionsplan der G20 als Reaktion auf COVID-19 zu
erarbeiten und eng mit internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten,
um zügig angemessene internationale Finanzhilfe auf den Weg zu bringen.

Wir unterstützen die außergewöhnlichen Maßnahmen, die die Zentralbanken im
Einklang mit ihren Mandaten ergriffen haben. Sie sind tätig geworden, um
den Kreditfluss an Haushalte und Unternehmen aufrechtzuerhalten,
Finanzmarktstabilität zu fördern und die Liquidität auf den globalen
Märkten zu verbessern. Wir begrüßen die von unseren Zentralbanken
unternommene Verlängerung von Swap-Vereinbarungen. Wir unterstützen darüber
hinaus die ordnungs- und aufsichtspolitischen Maßnahmen, mit denen
gewährleistet werden soll, dass das Finanzsystem weiterhin die Wirtschaft
stützt, und begrüßen die Ankündigung des Rates für Finanzstabilität, solche
Maßnahmen zu koordinieren.

Ferner begrüßen wir die vom IWF und der Weltbankgruppe ergriffenen
Maßnahmen zur Unterstützung bedürftiger Länder unter umfassendem Einsatz
des gesamten Instrumentariums als Teil einer abgestimmten weltweiten
Reaktion, und bitten diese Institutionen, die G20 regelmäßig über die
Auswirkungen der Pandemie, ihre Reaktion und ihre strategischen
Empfehlungen zu unterrichten. Wir werden das Risiko pandemiebedingter
Schuldenanfälligkeiten in einkommensschwachen Ländern weiterhin angehen.
Wir rufen ferner die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) und die
Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) dazu
auf, die Auswirkungen der Pandemie auf die Beschäftigungssituation zu
beobachten.

Umgang mit Störungen im Welthandel

Im Einklang mit den Bedürfnissen unserer Bürgerinnen und Bürger werden wir
daran arbeiten zu gewährleisten, dass lebensnotwendige medizinische
Versorgungsgüter, wichtige landwirtschaftliche Produkte sowie sonstige
Waren und Dienstleistungen über Grenzen gelangen, und wir werden auch daran
arbeiten, Störungen entlang der globalen Versorgungsketten zu beheben,
damit für die Gesundheit und das Wohlbefinden aller Menschen Sorge getragen
ist.

Wir bekennen uns zur weiteren Zusammenarbeit dabei, den internationalen
Handel zu erleichtern und Reaktionen so aufeinander abzustimmen, dass
unnötige Eingriffe in den internationalen Verkehr und Handel vermieden
werden. Sofortmaßnahmen zum Schutz der Gesundheit werden gezielt,
angemessen, transparent und zeitlich begrenzt erfolgen. Wir weisen unsere
Handelsminister an, die Auswirkungen der Pandemie auf den Handel zu
bewerten.

Wir bekräftigen unser Ziel, ein freies, gerechtes, diskriminierungsfreies,
transparentes, berechenbares und stabiles handels- und
investitionspolitisches Umfeld zu schaffen und unsere Märkte offen zu
halten.

Ausbau der weltweiten Zusammenarbeit

Wir werden schnell und entschlossen mit denjenigen internationalen
Organisationen, die jetzt an vorderster Front stehen, allen voran die WHO,
der IWF und die Weltbankgruppe, sowie mit multilateralen und regionalen
Entwicklungsbanken zusammenarbeiten, um ein robustes, schlüssiges,
abgestimmtes Finanzpaket zügig auf den Weg zu bringen und Lücken in ihren
jeweiligen Instrumentarien zu schließen. Wir sind bereit, die globalen
Sicherheitsnetze für den Finanzsektor zu stärken. Alle diese Organisationen
rufen wir auf, ihre Maßnahmen weiterhin noch stärker abzustimmen, auch mit
dem Privatsektor, um Schwellen- und Entwicklungsländer angesichts der
gesundheitlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedrohung durch
COVID-19 zu unterstützen.

Wir sind zutiefst besorgt über die ernsten Risiken für alle Länder, aber
vor allem für Entwicklungsländer und die am wenigsten entwickelten Länder,
und dabei wiederum vorrangig jene in Afrika und in kleinen Inselstaaten, wo
Gesundheitssysteme und Volkswirtschaften möglicherweise weniger gut in der
Lage sind, mit der Herausforderung umzugehen, und auch über das besondere
Risiko, dem Flüchtlinge und Vertriebene ausgesetzt sind. Die Stärkung des
Gesundheitsschutzes in Afrika sehen wir als ganz entscheidend für die
Widerstandsfähigkeit der globalen Gesundheit an. Wir werden den Aufbau von
Kapazitäten und die technische Unterstützung verstärken, besonders für
gefährdete Gemeinschaften. Wir sind bereit, Finanzmittel für
entwicklungspolitische und humanitäre Maßnahmen zu mobilisieren.

Wir beauftragen unsere Spitzenbeamten, sich zur Unterstützung der globalen
Anstrengungen, die Auswirkungen der Pandemie zu begrenzen, eng abzustimmen.
Dazu gehören angemessene Maßnahmen des Grenzmanagements in Übereinstimmung
mit einzelstaatlichen Regelungen und erforderlichenfalls Hilfeleistung bei
der Rückführung von Staatsangehörigen.

Wir wissen die Anstrengungen zu schätzen, die unternommen werden, um die
Gesundheit der Menschen zu schützen, indem öffentliche Großereignisse
verschoben werden, insbesondere die Entscheidung des Internationalen
Olympischen Komitees, die Olympischen Spiele auf einen Zeitpunkt noch vor
Ende des Sommers 2021 zu verschieben. Wir würdigen die Entschlossenheit
Japans, die Olympischen und die Paralympischen Spiele 2020 als Zeichen der
menschlichen Widerstandsfähigkeit in ihrer Gesamtheit auszutragen.

Wir sind bereit, schnell zu reagieren und weitere Schritte zu unternehmen,
sollten diese nötig werden. Wir bekunden unsere Bereitschaft, erneut
zusammenzukommen, wenn die Lage dies erfordert. Globales Handeln,
Solidarität und internationale Zusammenarbeit sind nötiger denn je, um
dieser Pandemie zu begegnen. Wir sind zuversichtlich, dass wir sie im Wege
enger Zusammenarbeit überwinden werden. Wir werden menschliches Leben
schützen, die Stabilität der Weltwirtschaft wiederherstellen und ein
solides Fundament für starkes, nachhaltiges, ausgewogenes und inklusives
Wachstum legen.

 * 

Quelle:
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WISSENSCHAFT/1469: Wisenschaftsfreiheit - Neuer Index stellt Hochschulrankings in Frage (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 26.03.2020

Neuer Index stellt Hochschulrankings in Frage



Wissenschaftsfreiheit ist grundlegend für den akademischen Fortschritt,
die Suche nach Wahrheit, eine qualitativ hochwertige Hochschulbildung und
die internationale Zusammenarbeit in der Forschung. Universitäten und
Staaten haben Erklärungen unterzeichnet, in denen sie sich zum Schutz der
Wissenschaftsfreiheit verpflichten. In der Praxis werden diese jedoch
nicht immer umgesetzt oder deren Umsetzung überprüft. Wie schwerwiegend
sind die Verstöße gegen die Wissenschaftsfreiheit? Werden sie mehr oder
weniger? Prof. Dr. Katrin Kinzelbach (FAU) ist diesen Fragen in
Zusammenarbeit mit internationalen Partnern nachgegangen und hat einen
globalen Index der Wissenschaftsfreiheit veröffentlicht.

Eine internationale Forschungsanstrengung

"Über die Bedeutung der Wissenschaftsfreiheit herrscht weitgehend
Einigkeit, aber wir haben erstaunlich wenig Wissen über globale oder
länderspezifische Trends", sagt Prof. Kinzelbach, Professur für Professur
für Internationale Politik der Menschenrechte. "Deshalb haben wir den
Versuch unternommen, diese Freiheit weltweit zu erfassen."

Der Academic Freedom Index (AFi) schließt eine wichtige Wissenslücke und
versucht, die Wissenschaftsfreiheit als Grundprinzip einer qualitativ
hochwertigen Hochschulbildung und Forschung zu fördern. Prof. Kinzelbach
entwickelte das Projekt in enger Zusammenarbeit mit dem Global Public
Policy Institute in Berlin und mit dem Scholars at Risk Network in New
York. Das V-Dem Institut in Göteborg leitete die Datenerhebung. "1810
Wissenschaftler aus der ganzen Welt trugen zum neuen Index in einer
Expertenumfrage bei, die den Zeitraum von 1900-2019 umfasste", erklärt
Prof. Dr. Anna Lührmann, die stellvertretende Direktorin des
V-Dem-Instituts. "Wir haben diese Daten mit Hilfe unseres erprobten
Modells, das auf Bayesscher Statistik beruht, zusammengeführt."

Indikatoren für die akademische Freiheit

Der AFi liefert Zeitreihen-Daten zur Wissenschaftsfreiheit und umfasst
fünf Indikatoren, die jeweils eine andere Dimension der
Wissenschaftsfreiheit messen: die Freiheit der Forschung und Lehre, die
Freiheit des akademischen Austauschs und der Wissenschaftskommunikation,
institutionelle Autonomie, Campus-Integrität und die Freiheit der
akademischen und kulturellen Meinungsäußerung. Ein vom V-Dem Institut
entwickeltes Online-Tool bietet einen einfachen Zugang zu den Daten.
Forschende, politische Entscheidungsträgerinnen und -träger, Studierende
und Verfechter und Verfechterinnen der Wissenschaftsfreiheit können die
verschiedenen Indikatoren analysieren und Trends zwischen Staaten und
Regionen vergleichen.

Der AFi eröffnet eine neue Möglichkeiten für die Forschung zur
Wissenschaftsfreiheit, aber er unterstützt auch die öffentliche Debatte
und ermöglicht eine evidenzbasierte Entscheidungsfindung in der
Hochschulpolitik. "Die neuen Daten helfen uns nicht nur zu untersuchen, wo
und warum es zu Verletzungen der Wissenschaftsfreiheit kommt, sondern
auch, wie die Wissenschaftsfreiheit gestärkt werden kann", erklärt Prof.
Kinzelbach. "So können wir beispielsweise zeigen, dass Länder, in denen
die Universitäten eine hohe institutionelle Autonomie genießen, auch dazu
neigen, die Freiheit von Forschung und Lehre zu respektieren. Nähere
Untersuchungen dieser Daten können weitere Hinweise zum effektiven Schutz
der Wissenschaftsfreiheit liefern."

Universitäts-Rankings korrigieren

AFi ist das Ergebnis einer einzigartigen Zusammenarbeit zwischen
Wissenschaftlern, einem internationalen Netzwerk zum Schutz von verfolgten
Akademikern und einem Think Tank. "Unser Ziel ist es, die Anreizstrukturen
für Universitäten und Regierungen so zu verändern, dass der Schutz von
Wissenschaftsfreiheit zur Priorität wird", sagt Janika Spannagel vom
Global Public Policy Institute (GPPi) in Berlin. "Indem wir Daten über den
weltweiten Zustand der Wissenschaftsfreiheit bereitstellen, wollen wir
eine Debatte über die Qualität und das Ansehen von Universitäten
anstoßen", erklärt Ilyas Saliba, ebenfalls von GPPi. Der Index solle auch
bestehende Hochschulrankings in Frage stellen, die vorgeben, akademische
Exzellenz und Reputation zu messen, ohne dabei die akademische Freiheit zu
berücksichtigen. "Wir hoffen, dass Akademikerinnen und Akademiker,
Studierende, Universitätsmanagement, Forschungsförderinnen und -förderer,
Regierungen und andere Akteurinnen und Akteure im Hochschulbereich den AFi
nutzen werden, um besser informierte Entscheidungen zu treffen und den
konkreten Schutz der akademischen Freiheit zu stärken", fügt Saliba hinzu.
Zum Beispiel könnten Geldgeber und Universitäten die Vorlage von
Risikominderungsstrategien verlangen, wenn Forschungsprojekte in
repressiven Umgebungen geplant oder beantragt werden.

Robert Quinn, Exekutivdirektor des Scholars at Risk Network, stimmt zu,
dass die AFi-Daten internationale Aufmerksamkeit erfordern und bessere
Schutzmaßnahmen ermöglichen. "Wir brauchen verlässliche Daten, um
Veränderungen im Laufe der Zeit zu verstehen, und wir müssen auf der
Grundlage solcher Daten handeln. Bisher hatten Regierungen und
Universitäten kaum Daten, um die Wissenschaftsfreiheit weltweit zu
erfassen und evidenzbasiert zu fördern", sagt Quinn. Er sei sehr froh,
dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern solche Daten nun selbst in
einer gemeinsamen, internationalen Anstrengung erstellt haben. "Wir müssen
den AFi jetzt nutzen, um historische Fortschritte zu verteidigen, den
gegenwärtigen Druck auf die freie akademische Welt zurückzudrängen und die
Werte der freien Forschung und Lehre zu fördern. Der Academic Freedom
Index wird uns dabei helfen", sagt Robert Quinn.


Weitere Informationen unter:

http://www.v-dem.net/media/filer_public/0d/a3/0da3981c-86ab-4d4f-b809-5bb77f43a0c7/wp_spannagel2020.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 26.03.2020
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REPRESSION/1684: Nahost - und nicht nur am Sterbebett verurteilt ... (SB)




Während die ganze Welt damit beschäftigt ist, Wege zur
Bekämpfung des Virus zu finden, nutzt die türkische Regierung das
Pandemieklima als Gelegenheit, um die schlimmsten Formen der
Unterdrückung gegen kurdische demokratische Institutionen,
insbesondere ihre Gemeinden, auszuüben. Das macht es für die Kurden
noch schwieriger, das Coronavirus zu bekämpfen.

Feleknas Uca und Hisyar Özsoy (SprecherInnen für Außenbeziehungen der HDP) [1]

In der Klassengesellschaft sind die Voraussetzungen des Überlebens je
nach Besitzstand und Einfluß höchst unterschiedlich verteilt, und
diese Ungleichheit wird im Zuge einer imperialistisch dominierten
Globalisierung weltweit noch um ein Vielfaches gesteigert. So liegen
bei der durchschnittlichen Lebenserwartung in Deutschland zwischen der
untersten Einkommensgruppe, die weniger als 60 Prozent des mittleren
Einkommens verdient, und den Spitzenverdienern mehr als acht Jahre bei
Frauen und mehr als zehn Jahre bei den Männern. Weltweit könnte die
Lebenserwartung Prognosen zufolge in insgesamt 59 Ländern bis 2040
über 80 Jahren liegen, während am unteren Ende mit durchschnittlich
unter 65 Jahren afrikanische Staaten wie die Zentralafrikanische
Republik, Lesotho, Somalia und Simbabwe landen.

Dieser "Normalbetrieb" der vorherrschenden Ausbeutung und Verfügung
wird angesichts der Corona-Pandemie in Gestalt einer expliziten
Selektion auf seine mörderische Spitze getrieben. Im Namen der Krise
wird nunmehr in aller Offenheit diskutiert und praktiziert, wer
gerettet und wer eliminiert werden soll. Über Jahre kommerzialisierte
Gesundheitssysteme können die intensivmedizinische Behandlung aller
schwer an Covid-19 Erkrankten nicht leisten, weshalb die Triage auch
in Deutschland auf die Tagesordnung gesetzt, im benachbarten Elsaß
bereits angewendet wird. Dort werden über 80jährige, mancherorts sogar
über 75jährige Corona-Patienten nicht mehr beatmet, sondern dem Tode
zugeführt. Wie sich dabei abzeichnet, begünstigt die Pandemie eine
Legalisierung längst angedachter und vorgeplanter
Entscheidungsprozesse über Leben und Tod, die auf dem Feld der
Sterbehilfe noch weiter fortgeschritten sind.

Der Krisendiskurs, man habe es mit einem unvorhersehbaren viralen
Notstand zu tun, der schwere, aber unvermeidliche Maßnahmen zum
letztendlichen Wohle aller erzwinge, verschleiert die Ratio der
Selektion. Das zeichnet sich in aller Deutlichkeit im Umgang mit
bestimmten Bevölkerungsgruppen oder ganzen Staaten ab, denen man die
dringend notwendige Unterstützung versagt. Verhängte
Wirtschaftssanktionen werden nicht aufgehoben, in Lagern kasernierte
Flüchtlinge ihrem Schicksal überlassen und oppositionelle Bestrebungen
nun auch einem Angriff der Pandemie schutzlos ausgesetzt.

Davon sind in besonderen Maße die Kurdinnen und Kurden betroffen,
deren Verfolger sich direkt oder mittelbar der Pandemie bedienen, um
das lästige Problem eines Gegenentwurfs zu den herrschenden
Verhältnissen womöglich aus der Welt zu schaffen, als sei eine
Naturkatastrophe am Werk. Wie andere Regierungen und teils auch in
deutschen Bundesländern praktiziert will das Erdogan-Regime angesichts
der grassierenden Corona-Erkrankungen die Gefängnisse des Landes
teilweise entlasten. Unterstützt vom faschistischen Koalitionspartner
MHP und der oppositionellen kemalistischen CHP bringt die AKP dieser
Tage ein Justizreformpaket zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes
durch das Parlament, dessen selektiver Charakter nicht augenfälliger
sein könnte.

In Folge der massenhaften Festnahmen und Aburteilungen durch das
Regime sind die für rund 200.000 Gefangene angelegten Haftanstalten
mit etwa 300.000 Menschen in Straf- oder Untersuchungshaft massiv
überfüllt. Für acht Personen vorgesehene Gemeinschaftszellen müssen
sich teilweise Dutzende Gefangene teilen, so daß an eine angemessene
Behandlung Erkrankter nicht zu denken ist. Die Justizreform sieht vor,
daß bis zu 112.000 Strafgefangene entlassen werden könnten, sofern sie
bis 1. März die Hälfte ihrer Haftstrafe abgesessen hatten. Ältere und
kranke Inhaftierte könnten ihre Reststrafe in Hausarrest umwandeln.
Von dem Gesetz profitieren nicht nur Kleinkriminelle, sondern auch
wegen schwerer Straftaten verurteilte Delinquenten, nicht jedoch
politische Gefangene.

Ausdrücklich ausgenommen sind sogenannte Terrorstraftäter, vor allem
also kurdische Politiker, regierungskritische Journalisten, Anhänger
illegaler kommunistischer Organisationen oder auch Angehörige der
Gülen-Bewegung, die für den Putschversuch von 2016 verantwortlich
gemacht wird. Neben der HDP, deren frühere Vorsitzenden Selahattin
Demirtas und Figen Yüksedag zu den bekanntesten politischen Gefangenen
gehören, übten auch Anwaltskammern aus den mehrheitlich kurdisch
bewohnten Provinzen des Landes sowie Menschenrechtsorganisationen
scharfe Kritik. Der Gesetzesentwurf stehe nicht im Einklang mit dem
Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz und sei ein Freifahrtschein, um
über Leben und Tod zu entscheiden, beklagte der renommierte
Gerichtsmediziner Ümit Bicer. Das Vorgehen der Regierung zeige, daß
auch eine Pandemie nichts am Feindstrafrecht ändere.

Unterdessen hat das Innenministerium weitere acht von der HDP
gestellte Bürgermeister in den kurdischen Landesteilen durch
staatliche Treuhänder ersetzt. Vier der Abgesetzten wurden unter dem
Vorwurf der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung
inhaftiert. Damit wurden seit den Kommunalwahlen vor einem Jahr
bereits 40 von der HDP gewonnene Städte und Gemeinden unter
Zwangsverwaltung gestellt. Das Regime kennt auch in Zeiten der
Corona-Krise nicht nur kein Pardon, sondern liefert seine Gegner sogar
gezielt einer Infektion mit möglicherweise lebensgefährlichen Folgen
aus.

Das gilt auch für die kurdische Autonomieverwaltung in Nord- und
Ostsyrien, die angesichts dramatisch zugespitzter Verhältnisse bislang
vergeblich um internationale Hilfe ersucht hat. Sie wird von der
Türkei angegriffen, aber auch von der syrischen Regierung und selbst
der WHO nicht anerkannt, so daß jegliche Unterstützung ausbleibt. Da
die Nachbarländer steigende Zahlen von Corona-Infizierten melden und
der Iran besonders betroffen ist, steht auch in dieser Region eine
Pandemie zu befürchten. Angesichts weithin fehlender Testmöglichkeiten
ist ohnehin ungewiß, ob sich Covid-19 nicht längst schon unbemerkt
ausbreitet.

Die Region beherbergt Flüchtlingslager mit mehreren Hunderttausend
Menschen, die überwiegend aus den türkisch besetzten Gebieten in
Nordsyrien und in jüngster Zeit auch aus Idlib geflohen sind. Zugleich
befindet sich im Autonomiegebiet auch das größte IS-Camp al-Hol mit
über 70.000 Insassen, die weitgehend unter dem Regiment der IS-Frauen
stehen. Gelingt es angesichts der türkischen Invasion kaum noch, die
Bevölkerung Rojavas angemessen zu versorgen, so gilt das um so mehr
für die Lager, die komplett von internationaler Hilfe abgeschnitten
sind. Was für die Flüchtlinge aus Idlib im Nordwesten zumindest
diskutiert wird, um die Regierungen in Damaskus und Moskau
anzugreifen, ist für die Autonomiegebiete überhaupt kein Thema mehr.
Die Kurdinnen und Kurden fanden eine gewisse Beachtung, solange sie
für den Kampf gegen den IS gebraucht wurden, und werden nun einer
vorgetäuschten Vergessenheit überantwortet, die ihre Vernichtung zum
Ziel hat.

In welchem Ausmaß die Türkei unter dem Deckmantel des
Waffenstillstands und der sogenannten Schutzzone die auf die
vollständige Vertreibung der kurdischen Bevölkerung abzielende
Aggression fortsetzt, dokumentiert der Wasserkrieg. Nachdem bereits
die Getreidespeicher gezielt vernichtet worden waren, drehten die
islamistischen Verbündeten Ankaras der Region vor einem Monat für elf
Tage das Wasser ab. Nun wurde erneut das zentrale Wasserwerk Elok bei
Sere Kaniye (Ras al Ain) außer Betrieb gesetzt und die Gegend um die
Stadt Hasaka von der Wasserversorgung abgeschnitten. Mit dieser
Maßnahme soll eine verstärkte Stromversorgung der von der Türkei
besetzten Gebiete erzwungen werden, wodurch kurdische Regionen nicht
mehr versorgt werden könnten. [2]

Die Autonomieverwaltung hat Schutzmaßnahmen beschlossen und an die
Bevölkerung appelliert, sich daran zu halten. Es trat eine
Ausgangssperre in Kraft, die Reisefreiheit wurde eingeschränkt,
Schulen und Universitäten wurden geschlossen und öffentliche
Veranstaltungen untersagt. Den Grenzübergang Semalka zum Nordirak
dürfen nur an wenigen Tagen Lkws mit Waren passieren. Doch da 90
Prozent der Bevölkerung auf ihre Arbeit angewiesen sind, ist eine
vollständige Quarantäne nicht möglich. Woran es vor allem fehlt, sind
grundlegende medizinische Schutzausrüstungen, Medikamente zur
Behandlung von Infizierten und Beatmungs- und Sauerstoffgeräte. Es
fehlt auch an sterilem Material für Abstriche, Testkits zur schnellen
Identifikation von Fällen und Zugang zu Testlaboren. Und obwohl
Corona-Fälle in Latakia, Aleppo und Damaskus bekannt sind, verweigert
das syrische Gesundheitsministerium die Zusammenarbeit.

Da das ehemals gute syrische Gesundheitssystem nach fast neun Jahren
Krieg vollständig zusammengebrochen ist, droht vor allem im nach wie
vor umkämpften Norden des Landes einer der weltweit schwersten
Ausbrüche der Corona-Pandemie. Der Mangel an Nahrung, sauberem Wasser
und die Kälte haben die Gesundheit Hunderttausender Menschen
untergraben, was sie noch anfälliger für eine Krankheit macht, die
sich so schnell wie Covid-19 ausbreiten kann. Zugleich fehlt es
weitgehend an den medizinischen Voraussetzungen, um die Ausbreitung
einzudämmen und Erkrankte angemessen zu behandeln.

Nun wird aussortiert, wer für unbrauchbar, überflüssig oder feindlich
einzustufen sei, während der Mensch seine Hände in der Unschuld der
Desinfektionsmittel wäscht und das Virus sein sprunghaft ausmerzendes
Werk verrichten läßt. Ganz auszuschließen ist dennoch nicht, daß die
Menschen in westeuropäischen Ländern, die im Stundentakt mit den
Hoffnung oder Furcht verbreitenden jüngsten Corona-Meldungen traktiert
werden, ihrerseits zum Übersprung ansetzen. Wenn etwa das Singen von
Balkon zu Balkon als Akt spontaner Wiedergewinnung einer vergessen
geglaubten Solidarität in Zeiten der Pandemie gewürdigt wird, könnte
mehr als das eigene Wohlergehen und ein fester gezurrter
Sicherheitsstaat ins Blickfeld geraten.


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/artikel/375259.türkei-keine-gnade.html

[2] www.heise.de/tp/features/Corona-Angst-in-Rojava-4690532.html
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STANDPUNKT/937: Deutsche Kommunistische Partei verurteilt neue US-Aggression gegen Venezuela (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
27. März 2020

DKP verurteilt neue US-Aggression gegen Venezuela



Die USA haben am Donnerstag ein Kopfgeld in Höhe von 15 Millionen Dollar
auf den Präsidenten der Bolivarischen Republik Venezuela, Nicolás Maduro,
ausgesetzt. Auch weitere hochrangige Repräsentanten des südamerikanischen
Landes wurden auf die Fahndungsliste gesetzt.

Dazu erklärt der Vorsitzende der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP),
Patrik Köbele: "Einen amtierenden Staatspräsidenten zur Fahndung
auszuschreiben ist eine Ungeheuerlichkeit und eine neue Stufe der
Aggression der USA gegen Venezuela. Offensichtlich reagiert Washington
damit auf den lauter werdenden Ruf nach Aufhebung der Sanktionen gegen das
südamerikanische Land und andere Staaten der Welt, um den Kampf gegen die
Coronavirus-Pandemie nicht weiter zu behindern. Das zeigt einmal mehr das
wahre Gesicht des Imperialismus."

Die DKP hat in dieser Woche eine Petition an den Bundestag veröffentlicht,
in der die Aufhebung aller Sanktionen gegen Venezuela, Kuba und Russland
gefordert wird. "Die jüngste Entscheidung der Trump-Administration zeigt,
wie wichtig diese Forderung ist", so Köbele weiter. "Auch die deutsche
Bundesregierung und die Europäische Union haben Strafmaßnahmen gegen diese
Länder verhängt und beteiligen sich damit an der US-Aggression. Wir fordern
im Einklang mit Organisationen wie dem Internationalen Gewerkschaftsbund,
sofort zu normalen Beziehungen mit Venezuela, Kuba und Russland und zur
uneingeschränkten Zusammenarbeit mit deren Regierungen zurückzukehren.

Die Petition finden Sie unter www.chng.it/LVVbb62yrK

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 
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STANDPUNKT/936: Präventionswahn - Ein Blick auf die "biomächtige Gesellschaft" (Kai Ehlers)


Präventionswahn - Ein Blick auf die "biomächtige Gesellschaft"

Auszug eines Kapitels aus dem Buch "Die Kraft der Überflüssigen" von Kai Ehlers 



"Die Kraft der Überflüssigen" ist ein Buch, das unter den gegebenen
Umständen fast makabre Aktualität hat. Der Auszug folgt nach einer
gründlichen Darstellung zur Frage, wer heute "überflüssig" ist.
Ergänzen wir den Auszug um das Stichwort "Corona", dann sind wir in
der Gegenwart. Das Buch bleibt nicht bei der Kritik stehen. Es zeigt
auch, welche Wege aus der Krise in eine menschenwürdigen Umgang
miteinander führen. Ich lade Sie hiermit herzlich ein, einen Blick in
das Buch zu wagen.

Kai Ehlers, 23. März 2020


Überschauen wir noch einmal das ganze Gelände innerhalb der genannten
Grenzen (gemeint ist die präventive Gesundheitspolitik), dann wird am
Horizont erkennbar, dass unsere heutige Welt zu einer Neuauflage
eugenischer Vorstellungen neigt. Die bedrängende politische
Perspektive dieser neuen eugenischen Weltbildes ist das Heraufkommen
eines präventiven und normativen Sicherheitsstaates als neuer
Gesellschaftstyp. "Die reale Gefahr einer solchen Entwicklung",
schreibt Zukunftsforscher Achim Bühl im Vorwort zu dem vom ihm
herausgegebenen Sammelband über die "biomächtige Gesellschaft" [1],
bestehe "im Zusammenspiel von Staat und Gesellschaft bezüglich der
normierenden Kraft (post)moderner Lebenstechnologien." [2] Im
Zusammenspiel von "genetischem Reduktionismus" und staatlichen
Kontrollansprüchen liege die Gefahr einer Wiederauflage eugenischer
Vorstellungen, so Bühl. Eine Darstellung von Chancen und Risiken der
modernen Gentechnologie müsse daher notwendigerweise bei einer
grundsätzlichen Auseinandersetzung mit der Geschichte der Eugenik und
daraus hervorgegangenen Euthanasie beginnen.

Unter Eugenik, um das neutral vorauszuschicken, ist der Versuch zu
verstehen, das Erbgut der Menschheit (oder eines Teiles von ihr) durch
staatliche Eingriffe in die Fortpflanzung der Individuen zu
verbessern. Das geschieht durch Förderung des für gut und gesund
Befundenen auf der einen und Verhinderung des als krank und schädlich
angesehenen auf der anderen Seite. Eugenik ist nicht per se auf Zwang
begründet, sie hat aber in der Vergangenheit die bekannten
Entwicklungen über mehrere Stufen der sozialen Nötigung über
"freiwillige" Sterilisierungen bis hin zur "Vernichtung lebensunwerten
Lebens" genommen.

Die Perspektive der biotechnischen Prävention zeigt sich heute
allerdings nicht etwa in der offenen Wiederholung einer eugenischen
Propaganda des letzten Jahrhunderts und nicht in offenen Rufen nach
der "Vernichtung lebensunwerten Lebens"; diese Ebene ist als
historisch unwiederholbar tabuisiert. Das Wiederaufleben eugenischer
Vorstellungen geschieht heute auf neuem wissenschaftlichen und
technischen Niveau unter dem Vorzeichen einer allgemeinen
Lebensvorsorge, die Krankheit als Abweichung von der gesunden Norm auf
allen Ebenen des Lebens durch Verbesserung der genetischen Ausstattung
des Menschen verhindern will. Die neuen eugenischen Tendenzen kommen
im Vorzeichen der Lebensvorsorge daher, im Zuge eines allgemeinen
Sicherheitsdenkens, das jedes Risiko ausschalten möchte - das größte
Risiko in diesem Denken ist selbstverständlich der lebendige,
verwundbare Mensch.

Der Mensch ist das schwächste Glied zwischen Natur und Gott, Göttern
oder wie immer die ewigen kosmischen Gewalten im Laufe der Entwicklung
der menschlichen Kultur genannt wurden. Die Sprache selbst, so stark
sie den Menschen geformt hat, ist nur ein unvollkommener Versuch,
dieser Befindlichkeit des Menschen zwischen Jetzt und der Ewigkeit
einen Ausdruck zu verleihen. Mit der Entwicklung seiner Wirtschaft,
seiner Kultur, seinem Glaubensvorstellungen, wissenschaftlichen und
philosophischen Modellen versucht der Mensch sich den Ort
einzurichten, der ihm in der Welt zugewachsen ist. Versuch und Irrtum
kennzeichnet seinen historischen Weg. Kulturelle Höhenflüge wechseln
mit bestialischen Abstürzen, Phasen glücklichen Versorgtseins mit
Naturkatastrophen, mit Hunger oder mörderischen Seuchen wie der Pest,
der Cholera usw. Die schlimmsten Feinde der Menschen aber blieben
bisher die Menschen selbst, die es trotz der immer wieder von
Einzelnen oder von Gruppen unternommener Ansätze bis heute nicht
geschafft haben, sich gegenseitig als ebenbürtig anzunehmen und
Lebensverhältnisse zu schaffen, die allen Menschen die gleichen
Möglichkeiten geben, sich als Mensch zu entwickeln.

Als Risiken im präventiven Sicherheitsdenken gelten, wie die
vorangehenden Kapitel gezeigt haben, aber nicht etwa die von Menschen
geschaffenen Verhältnisse, die zu den bekannten Verwerfungen unserer
heutigen Entwicklung geführt haben und weiter zu führen drohen,
insbesondere zur Verwandlung einer wachsenden Anzahl von Menschen in
"Überflüssige". Als "Sicherheitsrisiken" gelten vielmehr die
"Überflüssigen" selbst. "Sicherheitsrisiken" sind alle die Menschen,
welche die ungehinderte Selbstverwertung des Kapitals stören könnten -
sei es durch spielerische Fantasie, durch reale Alternativen, durch
aktive politische Tätigkeit, durch Proteste, Aufstände, terroristische
Akte, Bürgerkriege oder sei es auch einfach durch Leistungsschwäche,
Krankheiten, Epidemien, gar Pandemien, welche die normalen Prozesse
der Kapitalvermehrung gefährden.

"Überflüssig" sind in diesem Weltbild selbstverständlich auch heute
alle sozialen Schichten, von denen Teile schon mehrmals in der
jüngeren Vergangenheit in Verwahrhäusern, Irrenanstalten,
Konzentrations- und Vernichtungslagern zusammengepfercht und
umgebracht wurden, weil sie den jeweiligen Nützlichkeitskriterien
nicht entsprachen. Hitler, Stalin, Pol Pot sind hier zu nennen; aber
auch Länder wie Schweden, die USA, die Schweiz und selbstverständlich
Deutschland finden ihren Platz auf dieser Liste. [3]

Die Reihe der potentiell nicht "verwendungsfähigen" Mitglieder der
Gesellschaft lässt sich bis in die feinsten Verästelungen verdünnen,
in denen alle die Menschen "unnütz" sind, die nicht der
Profitmaximierung dienen, einschließlich der Kriminellen (sofern sie
sich nicht für die herrschenden Schichten nützlich machen können).

Am Ende dieser Perspektive landen wir dann doch wieder bei einer
Selektion "lebensunwerten Lebens", diesmal allerdings, paradox gesagt,
nicht über "Vernichtung durch Arbeit", sondern im Gegenteil über
Verweigerung von Arbeit, nämlich durch Ausschluss aus der Gemeinschaft
der Eigentümer und Bediener von Produktionsmitteln.

Mit dem biotechnischen Weltbild entsteht eine neue Form der Eugenik,
die den unvollkommenen Menschen und die durch ihn gefährdete Welt
tendenziell durch die gentechnische Optimierung des Menschen und die
künstliche Steuerung der Evolution ersetzen möchte. Diese Tendenz geht
über aktuelle politische Kombinationen und über Ländergrenzen hinaus.

Heute sind die eugenischen Inhalte in Begriffe der Vorsorgemedizin,
der Zukunftssicherung, der Optimierung individueller Lebenschancen
gekleidet; heute ist die Rede von Pränataldiagnostik, also von
Tendenzen der vorgeburtlichen Auslese, von Präimplantationsdiagnostik,
kurz PID, die die Auslese sogar noch vor die Zeugung verlegt, von
Stammzellenforschung, von der man sich das Heranzüchten künstlicher
Organe verspricht, von reproduktivem Klonen, das die "natürliche
Zeugung" bei Mensch und Tier ablösen soll, von Grüner Gentechnik, die
eine künstliche Pflanzenwelt schaffen will usw. Das alles zielt auf
verständliche, berechtigte Lebenswünsche der Menschen. Wer möchte
nicht stark, gesund, klug und mit einem langen, erfüllten Leben
gesegnet sein? Der individuelle Wunsch nach einer Verbesserung der
Lebensbedingungen wäre nicht das Problem, schon gar nicht, wenn dies
allen Menschen gleichermaßen zugestanden würde. Das Problem liegt
vielmehr im möglichen Missbrauch dieser Wünsche durch den Staat.

Es ist äußerst erhellend, dieser durch direkte Vertreter der
biotechnischen Zunft vorgenommenen Bestandsaufnahme zur
biotechnologischen Entwicklung, die man wohl eher eine biotechnische
Revolution nennen muss, genauer zu folgen: "Der Terminus der
'biomächtigen Gesellschaft'", schreibt Bühl, "bedient sich des auf den
französischen Philosophen Michel Foucault zurückgehenden Begriffs der
'Biomacht', welcher die systematische Produktion von Machtwirkungen
auf Körper und Leben mit dem Ziel der umfassenden Regulation der
Bevölkerung meint. Die in der Moderne sich herausbildenden
Kontrolltechnologien beziehen sich dabei auf die Fortpflanzung, die
Geburten- und die Sterblichkeitsrate, die Gesundheit sowie die
Lebensdauer. Diese sich seit dem 17. Jahrhundert herausbildenden
Lebenstechnologien bewirken die Ausrichtung, die Disziplinierung und
Normierung der Subjekte. Der Zwang zur Normalisierung richtet seine
Wirkungen dabei sowohl auf den individuellen Körper wie auf den
'Gattungskörper', die Bevölkerung als Ganzes. Das zentrale Verb
indungsglied zwischen dem Individuum und der Bevölkerung stellt die
Sexualität dar, da ihre Regulierung und Normierung sowohl den
Zugriff auf das individuelle Subjekt wie auf den Gattungskörper
gleichermaßen gestattet." [4]

Bühls Charakterisierung der "biomächtigen Gesellschaft" endet mit dem
schwer zu verdauenden Satz, der aber doch wert ist, zitiert zu werden:
"Die genetische Gouvernementalität stellt nicht nur eine
Abwehrstrategie gegen soziale Rechte zugunsten individueller Pflichten
dar, sondern auch eine qualitative Ökonomisierung des Sozialen,
insofern kapitalistische Verwertungslogiken und Rentabilitätskriterien
sich des individuellen Subjektes bemächtigen und Führungstechniken die
Individuen dazu anleiten, mit 'ihrem Leben als Humankapital umzugehen
und an dessen Optimierung und Effektivierung zu arbeiten.' [5]
Genetisierung als neoliberale Machtstrategie und realitätsbildende wie
wirklichkeitstransformierende Kraft erzeugt damit zugleich relevante
Selbsttechnologien." [6]

Die Reihe der "(post)modernen Lebenstechnologien" und "relevanten
Selbsttechnologien", die von Bühl vorgeführt wird, reicht von der
"Genetisierung der Überwachung", das ist der Personalausweis mit
genetischem Fingerabdruck, über zentrale DNA-Banken für Straftäter,
über DNA-Bürgerdatenbanken, die alle Staatsangehörigen von Geburt an
erfassen, über die pflichtgemäße Beteiligung an Massenscreenings zur
Aufklärung von Straftaten bis zu gesetzlich verankerten DNA-Tests zur
Überprüfung der Familienzugehörigkeit bei Einwanderern. Einiges davon,
wie die DNA-Tests bei Einwanderern werden bereits in Grauzonen
praktiziert.

Die "Genetisierung" der Gesellschaft, so Bühl, sei schon in vollem
Gange und er zählt auf: Die "Genetisierung des Arbeitslebens" [7] -
wessen Gentest mögliche zukünftige Erkrankungen erkennen lasse, der
werde als Bewerber abgewiesen. Die "Genetisierung des
Gesundheitswesens" - sie habe die Tendenz, "Krankheiten in wachsendem
Maße als Abweichungen von einer virtuellen genetischen Norm zu
definieren und per Sequenz-analyse und Gendiagnose zu identifizieren,
(das) könnte das Gesundheitswesen als solches neoliberal
transformieren und aus einer medizinischen Heilkunst eine
biotechnologische Ingenieurkunst machen, die sich an den Parametern
normierter Gensequenzen orientiert. Die Verantwortung für den eigenen
Körper und die eigene Gesundheit wird so zu einem aktiven
Verhinderungsmanagement des 'Krankheitsausbruchs'." [8]

"Genetischer Rassismus", "Genetisierung der Reproduktion",
"Genetisierung der Ökonomie" lauten die weiteren Stichworte der
Bühlschen Kritik: "Genetischer Rassismus" betrachte bestimmte
genetische Dispositionen als wünschenswert, andere als minderwertig
und ordne sie zugleich bestimmten Bevölkerungsgruppen zu. Hier möchte
ich gleich frisch aus der aktuellsten Erinnerung ergänzen, was gemeint
sein kann: das "Judengen" etwa, das Thilo Sarrazin [9] gefunden haben
will, das "Toleranzgen", das nach Ansicht des früheren
niederländischen Außenministers Ben Bot den Moslems fehle [10] oder
selbst ein "Demokratie-Gen", das Michail Gorbatschow bei den
Protesten gegen Wladimir Putin zum Jahreswechsel 2011/12 ausgemacht
haben wollte. [11] Die Variationsbreite der hier genannten Personen
weist darauf hin, wie weit der alltägliche Genetismus heute verbreitet
ist.

Und weiter mit der "biomächtigen Gesellschaft": Die "Genetisierung der
Reproduktion" ziele darauf, die "natürliche Zeugung" durch die Zeugung
"in vitro" zu verdrängen: "Der Staat einer biomächtigen Gesellschaft
als 'eugenischer Staat'", so Bühl, "wird durch diverse
Steuerungsmechanismen sowie Druck ('Hegemonie gepanzert mit Zwang')
das Ziel verfolgen, die 'natürliche Zeugung zu Hause' durch die
kontrollierte Zeugung in vitro inclusive umfassender PID zu ersetzen -
begleitet von Diskussionen über 'Gesundheitsverantwortung' und
'staatsbürgerliche Pflicht zur Gesundheit'." [12]

In der "Genetisierung der Ökonomie" sieht Bühl Mikroelektronik,
Computerindustrie und Biotechnologie zusammenwachsen. Ergebnis werde
ein "hohes Rationalisierungspotential" sein, das sich besonders in der
Agrochemie, der Lebensmittelindustrie und der Pharmaindustrie
auswirken werde: "Bereits vorhandene Medikamente werden durch neue
ersetzt, herkömmliches durch transgenes Saatgut abgelöst, der
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft wird weiter verringert,
Produktionsprozesse etwa in der Lebensmittelverarbeitung erfahren
einen neuen Effektivierungsschub." [13]

Betrachten wir noch den letzten Satz, mit dem Bühl seine Einführung in
die Bestandsaufnahme zur "biomächtigen Gesellschaft" abschließt: "Mit
bereits erteilten Patenten auf pflanzliches, tierisches und
menschliches Leben sind erste Schritte in Richtung einer biomächtigen
Gesellschaft, die sich durch eine umfassende Ökonomisierung und
Kapitalisierung des globalen Lebens auszeichnen würde, sowie durch
vielfältige neue Abhängigkeiten nationaler Ökonomien ganzer Länder und
Kontinente von einer Handvoll global agierender Saatmultis wie
Pharmariesen, bereits vollzogen. Für ein dystopisches Szenario einer
Genetisierung der Ökonomie existieren somit bereits vielfältige Wege
zum Andocken." [14] Zum "dystopischen Szenario" als abschreckendes
Gegenbild zur wünschenswerten Utopie gehören, wie könnte es unter
heutigen Bedingungen anders sein, selbstverständlich auch noch das
"genetische Personenkennzeichen" [15], das Staatsbürger schon vor
ihrer Geburt katalogisiert sowie - offenbar unvermeidlich und schon
weit entwickelt - eine "neue Qualität der Biowaffen" [16], die
selektiv töten können.

Einfach zusammengefast heißt dies alles: Die Gleise, die in eine
"bio-mächtige Gesellschaft" hinausweisen, in welcher es keine
"Überflüssigen", sondern nur noch gesunde, funktionierende Normale
gibt, sind bereits gelegt; am Zug, der darauf fahren soll, wird noch
gebastelt. Der Phantasie über das Machbare sind jedoch kaum noch
Grenzen gesetzt. Die "Biomächtige Gesellschaft", eingefasst in den
"präventiven Sicherheitsstaat" ist möglich, die Frage ist nur noch,
salopp formuliert, ob wir sie zulassen.

 * 

Die Kraft der Überflüssigen und die Macht der Über-Flüssigen,
(erweiterte Neuauflage von "Die Kraft der 'Überflüssigen' - Der Mensch
in der globalen Perestroika"), erschienen bei "Verein zur Förderung der
deutsch-russischen Medienarbeit e.V.", Hannover, Dezember 2016,
ISBN 9783-7412-98066, 10,99 EUR

Das Buch zeigt, wer die 'Überflüssigen' sind und welche Kräfte in
ihrem 'Überflüssigsein' liegt, welchen Widerständen bis hin zu
eugenischen Selektionsphantasien ihr Aufbruch ausgesetzt ist, wie der
Weg der Selbstorganisation in einer neuen, sozial orientierten
Gesellschaft aussehen könnte.

Genauere Inhaltsangabe und Bezugsmöglichkeit:

https://kai-ehlers.de/buch/die-kraft-der-ueberfluessigen-neuauflage/


Anmerkungen:

Die Seitenangaben der Verweise beziehen sich auf die Seiten des
Buches.
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NAHOST/1708: Folterhilfe - Amerika läßt grüßen ... (SB)


Folterhilfe - Amerika läßt grüßen ...



Zur wirtschaftlichen Krise und der Coronavirus-Epidemie kommt im
Libanon ein schwerer politischer Skandal hinzu. Ein mutmaßlicher
Kriegsverbrecher, der im Südlibanon während der israelischen Besatzung
Menschen verschleppt und gefoltert haben soll, ist der libanesischen
Justiz abhanden gekommen: Er wurde bei einer dramatischen
Befreiungsaktion mit einem US-Militärhubschrauber außer Landes
geflogen. Wie das nur passieren konnte, weiß angeblich niemand. Die
gesamte politische Klasse des Libanons einschließlich der Führung der
pro-iranischen, schiitischen Hisb-Allah-Bewegung steht dumm da, wäscht
die Hände in Unschuld und setzt darauf, daß die peinliche Episode
schnell in Vergessenheit gerät.

Im Mittelpunkt der Affäre steht der 57jährige Amer Fakhoury. Dieser
hatte während der israelischen Besatzung des Südlibanons, die von 1982
bis 2000 dauerte, als Wachmann im berüchtigten Gefängnis Khiam
gearbeitet. Die Haftanstalt wurde von der sogenannten Südlibanesischen
Armee (SLA), einer Miliz aus meist christlichen und sunnitischen
Kollaborateuren, die als Israels Handlanger vor Ort agierten,
betrieben. In Khiam wurden mutmaßliche Gegner der Besatzung und/oder
Anhänger der Hisb Allah inhaftiert und zum Teil schwer gefoltert. Als
die israelische Armee 2000 den Südlibanon überraschend räumte, setzten
sich zahlreiche SLA-Mitglieder aus Angst vor Repressalien und
Vergeltungsmaßnahmen nach Israel ab. Fakhoury gehörte zu dieser
Gruppe, emigrierte jedoch nach nur kurzer Zeit weiter in die USA.

Dort hat er sich im nordöstlichen Bundesstaat New Hampshire
niedergelassen und ein kleines Restaurant namens "Lebanon to go"
eröffnet. Obwohl er mit früheren Anträgen auf politisches Asyl
gescheitert war, erhielt Fakhoury 2019 aufgrund der Tatsache, daß
seine vierte Tochter in den USA geboren wurde, die amerikanische
Staatsbürgerschaft. Dadurch geschützt, reiste er im September zum
erstenmal seit fast 20 Jahren in den Libanon, um dort Freunde und
Verwandte zu besuchen. Bei der Einreise in Beirut wurde Fakhoury der
Reisepaß abgenommen - angeblich eine Routineangelegenheit. Doch ein
Tag, bevor er das Dokument beim Außenministerium in Beirut zwecks
Ausreise wieder abholen wollte, erschien in der libanesischen Presse
ein aufsehenerregender Bericht über das Foltergefängnis Khiam und
Fakhourys Beteiligung an den Vorgängen dort. In der Folge wurde vom
Militärtribunal Anklage erhoben und Fakhoury verhaftet.

Daheim in den USA hat die Demokratin Jeanne Shaheen, Senatorin von
Fakhourys Heimatstaat New Hampshire, den Fall aufgegriffen. Noch vor
Weihnachten hat sie zusammen mit dem reaktionären Republikaner Ted
Cruz aus Texas dem Senat einen auf Casus Fakhoury zugeschnittenen
Gesetzesentwurf vorgelegt, der die Verhängung schwerer
Wirtschaftssanktionen gegen alle Personen und Institutionen des
Libanons vorsah, die in die angeblich "illegale Inhaftierung,
Festnahme oder Mißhandlung eines US-Bürgers" verwickelt seien. Während
in den USA die Familie Fakhourys eine Kampagne für seine Freilassung
startete, meldeten sich bei den libanesischen Medien zahlreiche
Personen, die nach eigenen Angaben damals während der israelischen
Besatzung Südlibanons im SLA-Gefängnis in Khiam gefoltert worden
waren.

Der Prozeß schleppte sich zunächst dahin, nicht zuletzt weil Fakhoury
aufgrund einer Krebserkrankung angeblich nicht vernehmungsfähig war.
Dazu kamen ein komplizierter Streit zwischen Staatsanwaltschaft und
Verteidigung, ob der Beschuldigte nicht durch ein libanesisches
Amnestiegesetz aus dem Jahr 2018 für Vergehen während der Zeit der
israelischen Herrschaft über Südlibanon rechtliche Immunität genoß.
Während die Verteidigung behauptete, Fakhoury wäre damals in Khiam
lediglich für die Logistik zuständig gewesen, meinte die
Staatsanwaltschaft, er hätte persönlich an Verschleppungen
teilgenommen, also Taten, deren Bestrafung durch besagtes
Amnestiegesetz nicht aufgehoben oder ausgesetzt worden wäre.

Bis zur Klärung dieser Fragen hat am 17. März das zuständige
Militärtribunal die Freilassung Fakhourys auf Kaution angeordnet. In
Reaktion auf die Entscheidung hat am 18. März ein Bezirksgericht im
Südlibanon die Ausreise des Verdächtigen verboten. Am 19. März kam es
zu der spektakulären Wendung. Während in ganz Beirut Ausgangssperre
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus herrschte, landete -
für Zehntausende Menschen gut sichtbar - auf dem Dach der US-Botschaft
in der libanesischen Hauptstadt ein US-Militärhubschrauber vom Typ
Osprey, nahm Fakhoury auf und flog davon, entweder nach Israel oder zu
einem US-Flugzeugträger, der hinter dem Horizont irgendwo im östlichen
Mittelmeer kreuzte.

In Libanon hat das Entkommen des "Schlächters von Khiam" hohe Wellen
geschlagen. Der Leiter des Militärtribunals ist aus Protest gegen die
ganze Posse zurückgetreten. Die Opfer von Khiam, die auf eine
gerichtliche Auseinandersetzung mit den Verbrechen Fakhourys hofften, 
sind bitter enttäuscht. Von Absprachen oder Vorkenntnissen bezüglich 
der Operation zur Flucht Fakhourys will niemand in der libanesischen 
Politik etwas wissen. Ex-Außenminister Gebran Bassil, der 
Medienberichten zufolge bereits vor Monaten mit dem US-Diplomaten 
David Hale über einen Austausch Fakhourys gegen Qassem Tajjedine, 
einem libanesischen Geschäftsmann, der aktuell wegen 
Hisb-Allah-Verbindungen in den USA im Gefängnis sitzt, verhandelt 
haben soll, gab sich völlig ahnungslos. Hisb-Allah-Chef Hassan 
Nasrallah, der sich wegen der Gefahr eines israelischen Attentats 
gegen seine Person stets im Untergrund aufhält, sah sich zu einem 
Fernsehauftritt gezwungen, um den Spekulationen über einen Deal 
seiner Organisation mit Washington entgegenzutreten. Dafür haben am 
21. März Unbekannte einen früheren Kameraden von Fakhoury, Antoine 
Hayek, vor seinem Lebensmittelladen in der Ortschaft Mieh Mieh, nahe 
der südlichen Hafenstadt Sidon, erschossen. Im Gegensatz zu Fakhoury 
war Hayek nach dem Abzug der Israelis im Libanon geblieben und hatte 
eineinhalb Jahre Freiheitsstrafe wegen Kollaboration mit den 
Besatzern abgesessen.

27. März 2020
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RENTE/746: Vorschläge der Rentenkommission sind geeignet, soziale Sicherheit zu stärken (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 27. März 2020

Vorschläge der Rentenkommission sind geeignet, soziale Sicherheit zu
stärken 

Alterssicherung muss nachhaltig und zukunftsorientiert sein



"Die Corona-Krise stellt die Leistungsfähigkeit des deutschen Sozialstaates
auf den Prüfstand", sagt Eva Maria Welskop-Deffaa, Vorstand Sozial- und
Fachpolitik des Deutschen Caritasverbandes anlässlich der Veröffentlichung
des Berichts der Rentenkommission. "Es ist gut, dass Politik mit
Notfall-Schutzschirmen Handlungsfähigkeit zeigt; ebenso wichtig ist es
aber, die institutionellen Säulen unseres Sozialstaats kontinuierlich zu
stabilisieren."

Der DCV unterstützt die Rentenkommission in ihrer Botschaft: Die
gesetzliche Rentenversicherung hat sich als umlagefinanzierte und
beitragsbasierte Form einer verbindlichen Alterssicherung bewährt. Sie ist
so weiterzuentwickeln, dass die Alterssicherung nachhaltig und
zukunftsorientiert auch über das Jahr 2025 hinaus gewährleistet ist. "Wir
halten es dazu für dringend erforderlich, die Rentenversicherung zu einer
Erwerbstätigenversicherung auszubauen. Insbesondere die Einkommen nicht
abgesicherter Selbstständige müssen - wie im Koalitionsvertrag vorgesehen -
zeitnah verpflichtend in die gesetzliche Rentenversicherung einbezogen
werden", fordert Welskop-Deffaa. Die Corona-Krise mache bitter spürbar, was
es für Soloselbstständige und Menschen in prekären Lebenslagen bedeute,
nicht hinreichend abgesichert zu sein. Gerade in diesen schwierigen Zeiten
müssen Reformen in den sozialen Sicherungssystemen darauf abzielen sozialer
Ungleichheit entgegenzuwirken.

In der Debatte um die Stabilisierung der Gesetzlichen Rentenversicherung
wird als Lösung immer wieder die Anhebung der Regelaltersgrenze über das
67. Lebensjahr gefordert. Der Deutsche Caritasverband begrüßt, dass die
Kommission hier Aufmerksamkeit für die Tatsache sozial differenzierter
Lebenserwartung einfordert. "Die Erfahrungen in den Einrichtungen und
sozialen Diensten bestätigen die amtlichen Zahlen, dass Menschen aus
prekären Lebenslagen häufig deutlich jünger sterben als Menschen, die im
Verlauf ihres Lebens privilegiert waren. Eine pauschale Anhebung des
Rentenalters würde zu einer weiteren Spaltung der Gesellschaft führen.
Gesundheitlich beeinträchtigte Menschen würden durch eine Anhebung in
Altersarmut geraten. Das muss verhindert werden", unterstreicht 
Welskop-Deffaa.

Frauen haben weiterhin größere Rentenlücken als Männer, auch wenn bei den
Kindererziehungszeiten in den vergangenen Jahren Leistungsverbesserungen
auf den Weg gebracht wurden. Der von der Kommission zu Recht geforderte
kontinuierliche politische Diskurs über Alterssicherungsfragen muss die
Frage nach der Alterssicherung von Frauen noch intensiver einbeziehen. Den
von der Rentenkommission vorgeschlagenen Gendercheck begrüßen wir. Er sieht
vor, dass bei allen Gesetzgebungsverfahren eine
geschlechterdifferenzierende Folgenabschätzung gemacht wird. Aus Sicht der
Caritas ist eine bessere Anerkennung der häuslichen Pflege in der Rente
notwendig, ergänzt um die Einführung eines permanenten
Rentenanwartschaftssplittings.

Die Forderung nach einer Stabilisierung des Rentenniveaus ist sachgerecht,
sie kann aber nicht isoliert betrachtet werden. Sinnvoll ist daher die
Empfehlung, im jährlich erscheinenden Rentenversicherungsbericht neue
Indikatoren aufzuführen, die eine realistische Abschätzung der
Rentenentwicklung ermöglichen und die Leistungsfähigkeit der gezahlten
Beiträge aufzeigen.

"Auf Grundlage der Reformvorschläge der Rentenkommission ist nun eine
sachliche Debatte möglich. Die Rentenversicherung muss ihr Kernversprechen
erfüllen, Menschen im Alter verlässlich vor Armut und Bedürftigkeitsprüfung
zu bewahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. März 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin
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RENTE/745: Bericht der Rentenkommission ebnet Weg für weitere Arbeit (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 27. März 2020

Bericht der Rentenkommission ebnet Weg für weitere Arbeit!



Zu dem seit Langem erwarteten Bericht der Rentenkommission, der heute der
Bundesregierung vorgelegt wird, erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Es ist erfreulich, dass die Rentenkommission "Verlässlicher
Generationenvertrag" trotz widerstreitender Interessen nun doch einen
gemeinsamen Bericht mit Vorschlägen für das zukünftige
Alterssicherungssystem vorlegen kann. Zwar werden darin nicht alle
relevanten Fragen für eine zukunftsfeste Rente beantwortet; die Kommission
ebnet damit jedoch zumindest den Weg für die weitere Arbeit.

Der SoVD begrüßt ausdrücklich, dass die Kommission keinen Automatismus bei
der Anhebung der Regelaltersgrenze vorschlägt. Dass von einer
verpflichtenden zusätzlichen privaten Altersversorgung nichts mehr zu lesen
ist, ist ebenfalls ein gutes Signal. Für viele ist die gesetzliche Rente
die einzige Einnahmequelle im Alter. Aufgrund niedriger Löhne, gebrochener
Erwerbsbiografien und Teilzeitarbeit, fehlt ihnen oftmals das Geld, um
zusätzlich vorzusorgen. Das gilt insbesondere für Frauen.

Auch vor dem Hintergrund, dass viele Menschen das reguläre
Renteneintrittsalter nicht gesund erreichen und mit Abschlägen oder
erwerbsgemindert in Rente gehen müssen, ist das Erreichte ein Erfolg und
wichtiger Schritt. Der Verband begrüßt zudem die Vorschläge aus den
Bereichen Arbeitsmarkt und Prävention. Es ist grundlegend, frühzeitig die
Weichen für eine auskömmliche Rente zu stellen. Das beginnt im Erwerbsleben
mit guten Löhnen und entsprechenden, die Gesundheit erhaltenden,
Arbeitsbedingungen."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 12/2020 vom 27. März 2020

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin
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MELDUNG/350: Globaler UNO-Plan gegen Coronakrise - Hilfe für die Schwächsten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Globaler UNO-Plan gegen Coronakrise - Hilfe für die Schwächsten

Von Andreas Zumach für INFOsperber, 26. März 2020



Es braucht 2,2 Milliarden US-Dollar "frisches
Geld". Menschenrechtskommissarin Bachelet fordert Aufhebung von
US-Sanktionen.

Ein "Globaler humanitärer Plan" als Reaktion auf die
Covid-19-Pandemie: Damit will die UNO besonders gefährdete Länder und
Bevölkerungen bei der Bekämpfung des Corona-Virus unterstützen. Der
Plan identifiziert insgesamt 38 Staaten. Um Hilfe zu erhalten, müssen
jeweils zwei von vier Kriterien erfüllt sein:

• die Staaten waren infolge von (Bürger-)Kriegen,
Naturkatastrophen oder der globalen Erwärmung bereits vor Beginn der
Corona-Krise auf humanitäre Hilfsprogramme der UNO angewiesen;

• das Gesundheitssystem in diesen Ländern ist unzureichend;

• in den Ländern gibt es grosse Populationen von Flüchtlingen und
Binnenvertriebenen;

• die bis zum Stichtag 20. März registrierte Zahl von
Corona-Infizierten und Toten war in diesen Ländern besonders hoch.


Afrika, aber auch Syrien, Irak, Türkei und Afghanistan

Neben 21 Staaten auf dem schwarzafrikanischen Kontinent nennt der Plan
Syrien, Libanon, Jemen, Jordanien, Irak, die Türkei und Iran im Nahen
und Mittleren Osten; Afghanistan, Myanmar, Bangladesh und Nordkorea in
Asien; Venezuela, Haiti und Kolumbien in Lateinamerika sowie die
Ukraine in Europa.

Diese Länder sollen jetzt "umgehend" mit Laboreinrichtungen für
Corona-Tests, mit medizinischen Geräten zur Behandlung von Erkrankten
sowie Schutzmasken versorgt werden. Zu diesem Zweck sollen in Afrika,
Asien und Lateinamerika Versorgungslager eingerichtet und Luftbrücken
für den Transport von humanitären Helfer*innen und medizinischen
Gütern organisiert werden. Zudem sieht der Plan Informationskampagnen
über Massnahmen zum Schutz gegen das Coronavirus vor sowie die
Installation von Einrichtungen zum Händewaschen in allen Lagern und
Unterkünften für Flüchtlinge und Binnenvertriebene.


Schnell muss es gehen

Gemeinsam umgesetzt werden soll der Globale Plan unter Federführung
des Genfer Koordinationsbüros der UNO für humanitäre Massnahmen
(OCHA), von der Weltgesundheitsorganisation (WHO), dem
Welternährungsprogramm (WFP) und dem UNO-Kinderhilfswerk (UNICEF).
Nichtregierungsorganisationen werden gleichberechtigt miteinbezogen.
"Ohne schnelle Unterstützung für die besonders schwachen und
hilfsbedürftigen Länder wird sich das Coronavirus nicht nur dort
verbreiten, sondern von dort auch wieder in Staaten und Weltregionen
zurückkehren, in denen das Virus zunächst erfolgreich eingedämmt
wurde", warnte UNO-Generalsekretär Antonio Guterres auf seiner
gemeinsamen Pressekonferenz mit den Direktor*innen von WHO und UNICEF.

Zur Finanzierung der geplanten Massnahmen meldet die UNO einen
Finanzbedarf von 2,2 Milliarden US-Dollar zunächst bis Ende 2020 an.
Dieser Betrag soll durch Spenden von den 193 Mitgliedstaaten
aufgebracht werden. Dabei werde "unbedingt frisches Geld benötigt",
erklärte Guterres."Auf keinen Fall dürfen die Regierungen ihre
Beiträge für andere, bereits laufende humanitäre Nothilfeprogramme
kürzen", mahnte der UNO-Generalsekretär.


Menschenrechtskommissarin: US-Sanktionen lockern

In seinem Kapitel zum Iran erwähnt der Globale Plan zwar, dass das
Land und sein Gesundheitssystem unter den massiven
Wirtschaftssanktionen leidet. Bis Ende des Jahres müsse mit einem
Rückgang der Volkswirtschaft um fünf bis zehn Prozent und zusätzlichen
500.000 Arbeitslosen gerechnet werden. Aber der Plan enthält keine
Empfehlung, die Wirtschaftssanktionen wegen der Coronakrise
auszusetzen oder wenigstens zu lockern. Damit könnte zumindest die
Versorgung mit dringend benötigten medizinischen Gütern sichergestellt
werden.

Eine entsprechende Forderung hatte die UNO-Hochkommissarin für
Menschenrechte (UNHCR) Michelle Bachelet am Dienstag in Genf erhoben.
Dabei nannte Bachelet nicht nur Iran, sondern die ebenfalls von
US-Sanktionen betroffenen Staaten Venezuela, Kuba, Nordkorea sowie
Simbawe. Die US-Regierung hat die Forderung Bachelets umgehend
zurückgewiesen. Auf die Frage von Infosperber an UNO-Generalsekretär
Guterres, den Generaldirektor der WHO, Tedros Adhanom Ghebreyesus und
die Exekutivdirektorin von UNICEF, Henrietta Fore, ob sie die
Forderung der Hochkommissarin für Menschenrechte teilen, lag bis zum
Redaktionsschluss dieser Zeilen keine Antwort vor.


Erstveröffentlichung:

https://www.infosperber.ch/Artikel/Gesundheit/Globaler-UNO-Plan-gegen-CoronakriseHilfe-fur-die-Schwachsten
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ARBEIT/3029: Arbeitsmarktbarometer sinkt so stark wie nie (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 26.03.2020

IAB-Arbeitsmarktbarometer sinkt so stark wie nie



Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist im März gegenüber dem Vormonat um 1,5
Punkte auf 100,4 Punkte gefallen. Das ist der stärkste Rückgang in einem
Monat seit Bestehen des Frühindikators des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB). Dabei fand die dem IAB-Arbeitsmarktbarometer
zugrundeliegende Befragung der Arbeitsagenturen noch überwiegend vor den
einschneidenden Corona-Eindämmungsmaßnahmen statt.

Die Arbeitslosigkeitskomponente des IAB-Arbeitsmarktbarometers sinkt im
März um 0,8 Punkte. Damit liegt sie jetzt mit 98,2 Punkten klar im
negativen Bereich. Die Arbeitsagenturen beantworteten die Befragung dabei
weit überwiegend im Zeitraum vom 10. bis 13. März. Die gravierenden
Corona-Eindämmungsmaßnahmen erfolgten erst danach. "Schon vor Monatsmitte
erwarteten die Arbeitsagenturen deutlich steigende Arbeitslosigkeit.
Innerhalb kürzester Zeit setzte die Corona-Krise den starken Arbeitsmarkt
in Deutschland massiv unter Druck", sagt Enzo Weber, Leiter des
IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen".

Die Beschäftigungskomponente des IAB-Arbeitsmarktbarometers verliert im
März 2,3 Punkte und damit so stark wie nie zuvor in einem Monat. Mit 102,5
Punkten ergibt sich der niedrigste Wert seit Beginn der Zeitreihe im Jahr
2011. "Auch hier spielt der Befragungszeitpunkt vor den massiven
Eindämmungsmaßnahmen eine Rolle. Schon innerhalb des Befragungszeitraums
wurden die Antworten der verschiedenen Arbeitsagenturen von Tag zu Tag
negativer", erklärt Weber. Speziell in der Zeitarbeit erwarten die
Arbeitsagenturen deutliche Rückgänge. "Wegen der Corona-Krise muss der
Arbeitsmarkt massiv gestützt werden. Das bedeutet: Finanzierung der
Betriebe sichern und Entlassungen vermeiden, aber auch Einstellungen
unterstützen", betont Weber.

Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist ein Frühindikator, der auf einer
monatlichen Umfrage der Bundesagentur für Arbeit unter allen lokalen
Arbeitsagenturen basiert. Während Komponente A des Barometers die
Entwicklung der saisonbereinigten Arbeitslosenzahlen für die nächsten drei
Monate prognostiziert, dient Komponente B der Vorhersage der
Beschäftigungsentwicklung. Der Mittelwert aus den Komponenten
"Arbeitslosigkeit" und "Beschäftigung" bildet den Gesamtwert des
IAB-Arbeitsmarktbarometers. Dieser Indikator gibt damit einen Ausblick auf
die Gesamtentwicklung des Arbeitsmarkts. Da das Saisonbereinigungsverfahren
laufend aus den Entwicklungen der Vergangenheit lernt, kann es zu
nachträglichen Revisionen kommen. Die Skala des IAB-Arbeitsmarktbarometers
reicht von 90 (sehr schlechte Entwicklung) bis 110 (sehr gute
Entwicklung).


Weitere Informationen unter:

www.iab.de/presse/abzeitreihe

www.iab.de/presse/abgrafik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1940: 500 Euro Prämie - Anerkennung für die Heldinnen und Helden dieser Tage gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
27. März 2020

500 Euro Prämie: ver.di fordert Anerkennung für die Heldinnen und
Helden dieser Tage



Berlin - Die derzeitigen Arbeitsbelastungen sind für viele Beschäftigte in
versorgungsrelevanten Bereichen enorm. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordere die Arbeitgeber deswegen
auf, in allen betroffenen Bereichen eine besondere Anerkennung von
zusätzlich 500 Euro je Monat, in dem die Krise andauert, zu zahlen,
sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke: "Unsere Forderung an die
Politik lautet: Dieser Betrag soll steuerfrei sein".

"Die Beschäftigten im Gesundheitswesen, in Versorgung und Handel, bei
der Bundesagentur für Arbeit - und das sind nur Beispiele -, halten
dieses Land für uns alle am Laufen. Sie stehen unter extremen
Belastungen und gefährden zum Teil in besonderer Weise ihre eigene
Gesundheit. Die Arbeitgeber müssen sich dafür erkenntlich zeigen",
sagte Werneke.

Viele Tätigkeiten, etwa im Einzelhandel oder in der Pflege, wurden in
der Vergangenheit in dieser Gesellschaft von vielen unterschätzt und
sind unterbezahlt. "Jetzt zeigt sich, sie sind Leistungsträgerinnen
und Leistungsträger, ohne die hier alles zusammenbrechen würde", so
Werneke. Die Sonderzahlungen ersetzten jedoch keinesfalls vernünftige
tarifliche Regelungen: "Für die Zukunft sind deshalb dauerhaft
bessere tarifliche Entgelte und Regelungen erforderlich. Das wird
ver.di aufrufen, wenn die derzeitige Pandemie überwunden ist", sagte
Werneke.

"Aber bereits jetzt gilt es, Danke zu sagen", betonte der
ver.di-Vorsitzende. Deshalb werde die Forderung nach der
Anerkennungsprämie von 500 Euro erhoben, die ab sofort und
unbürokratisch durch die Arbeitgeber gezahlt werden solle, zumal etwa
die Einzelhandelsunternehmen, die derzeit geöffnet seien, gegenwärtig
Extra-Profite einfahren würden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1939: Tarifrunde Deutsche Telekom 2020 - Schnelles und gutes Ergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
26. März 2020

Tarifrunde Deutsche Telekom 2020: Schnelles und gutes Ergebnis -
Vorausschauende Vereinbarungen zur Bewältigung der Corona Krise und
Beschäftigungssicherung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die Deutsche
Telekom haben sich vor dem Hintergrund der Corona Krise in Rekordzeit
auf einen Tarifabschluss verständigt. Die Verhandlungen wurden im
Sondierungsmodus unter Nutzung digitaler Konferenztechnik innerhalb
nur einer Woche geführt. Der Abschluss gilt für bundesweit rund
60.000 Tarifangestellte, Auszubildende und Dual Studierende der
Telekom Deutschland, der Konzernzentrale und der DT IT.

Birgit Bohle, Personalvorständin der Deutsche Telekom zeigte sich
zufrieden mit dem unter so außergewöhnlichen Rahmenbedingungen
erzielten Kompromiss: "Wir haben Wort gehalten und die
Tarifverhandlungen zu einem raschen und guten Ende geführt. Darüber
hinaus haben wir Regelungen zu Kurzarbeit vereinbart, die uns in der
Corona Krise helfen können. Ich bedanke mich dafür auch ganz
ausdrücklich bei den Sozialpartnern. Alle Beteiligten haben in diesen
kritischen Zeiten eindrucksvoll demonstriert, dass sie gute und
pragmatische Lösungen unterstützen. Das ist eine sehr gute Nachricht
für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch für unsere
Kunden und die Öffentlichkeit. Auf die Telekom ist auch in der Krise
Verlass. Sie können auf uns zählen."

Christoph Schmitz, ver.di-Bundesvorstandsmitglied stellte heraus:
"In Zeiten, in denen in vielen anderen Unternehmen und Betrieben
Beschäftigte vor hohen existenziellen Nöten stehen, zeigt sich, wie
wichtig Gewerkschaft, Solidarität und eine funktionierende
Sozialpartnerschaft ist."

Es wurde vereinbart, die Gehälter der Tarifangestellten in zwei
Stufen jeweils zum 1. Juli 2020 und 1. Juli 2021 anzuheben. Dabei
wird in drei Beschäftigungsgruppen unterschieden.:

EG 1-5: 

Anhebung um 3,0% zum 1.7.2020 und weitere 2,0% zum 1.7.2021

EG 6: 

Anhebung um 2,8% zum 1.7.2020 und weitere 2,0% zum 1.7.2021

EG 7-10: 

Anhebung um 2,6% zum 1.7.2020 und weitere 2,0% zum 1.7.2021

Damit steigen die Gehälter je nach Eingruppierung in einer Bandbreite
zwischen 4,6 und 5 Prozent, je nach Einkommenshöhe. Die unteren
Gehaltsbänder werden dabei stärker angehoben. Auch die Auszubildenden
und Dual Studierenden bekommen mehr Geld. Zum 1. Juli 2020 und 2021
erhöht sich die Vergütung um jeweils 40 Euro. Der Tarifabschluss hat
eine Laufzeit von 24 Monaten, vom 1. April 2020 bis zum 31.03. 2022.

Der Ende 2020 auslaufende Kündigungsschutz wird um drei Jahre bis
zum 31.12.2023 verlängert. Mit Blick auf die aktuelle Situation in
der Corona Krise wurden auch Regelungen zur etwaigen Umsetzung von
Kurzarbeit vereinbart. Diese beinhalten unter anderem
arbeitgeberseitige Zuschüsse zum Einkommen. Des Weiteren wurde eine
gemeinsame politische Initiative für eine gesetzliche Regelung für
eine Bildungsteilzeit verabredet. Sobald diese Initiative Früchte
trägt, werden entsprechende Tarifverhandlungen zur Ausgestaltung
aufgenommen.

Verhandlungsführerin für die Deutsche Telekom war Simone Thiäner,
Personalgeschäftsführerin der Telekom Deutschland. "Für unsere
Beschäftigten und das Unternehmen können wir hier in unsicheren
Zeiten eine gute Planungssicherheit erreichen. Wir sind in der Lage,
spürbare Gehaltserhöhungen an unsere Mitarbeiter weiterzugeben, die
gerade jetzt für unsere Kunden da sind. Die lange
Beschäftigungssicherheit verbunden mit den Regelungen für eine
etwaige Kurzarbeit ist dabei Ausdruck unserer Verantwortung für
Mitarbeiter und Unternehmen."

ver.di-Verhandlungsführer Frank Sauerland betonte: "Mit dem
Tarifergebnis haben wir drei ganz wichtige Ziele erreicht:
Anerkennung, Schutz und Perspektive für die Beschäftigten der
Deutschen Telekom, die tagtäglich mit ihrer engagierten Arbeit die
Kommunikation von Unternehmen und Privatpersonen auch in Zeiten der
Corona-Krise ermöglichen. Die deutlichen Entgeltsteigerungen für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Auszubildende und dual
Studierende sind Ausdruck der Anerkennung der Leistung der
Beschäftigten. Die Verlängerung des Schutzes vor betriebsbedingten
Kündigungen um drei Jahre bis zum 31. Dezember 2023 bietet den
Beschäftigten ein hohes Maß an Sicherheit und Perspektive."

Die Einigung der beiden Verhandlungsparteien steht noch unter dem
Vorbehalt der Zustimmung weiterer Gremien von ver.di.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 26.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/911: Am Sonntag beginnt die Sommerzeit (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 26. März 2020

Am Sonntag beginnt die Sommerzeit



Am kommenden Sonntag, dem 29. März 2020, um 2:00 Uhr morgens, endet dieses
Jahr in Deutschland die Mitteleuropäische Zeit (MEZ). Zu diesem Zeitpunkt
wird die Uhr um eine Stunde vorgestellt auf die Mitteleuropäische
Sommerzeit (MESZ), das heißt auf 3:00 Uhr. Die Zeitumstellung erfolgt in
allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie in weiteren
Nachbarstaaten.

Die Sommerzeit gilt bis zur nächsten Zeitumstellung am 25. Oktober 2020.

Für die EU-Mitgliedstaaten ist die Zeitumstellung durch europäische
Regelungen vorgegeben. Sowohl MEZ als auch MESZ leiten sich von der
Weltzeit ab. Die Weltzeit ist auf Greenwich in London bezogen, also auf die
Zeitzone westlich von Deutschland. Die nun endende MEZ ergibt sich durch
Hinzufügen einer Stunde und die MESZ durch Hinzufügen von zwei Stunden zur
Weltzeit.

Weitere Informationen finden Sie auf der Webseite der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt.

Die EU-Kommission hatte im September 2018 einen Vorschlag zur Abschaffung
der jahreszeitlichen Zeitumstellung vorgelegt, der auf einen entsprechenden
Wunsch der europäischen Bürgerinnen und Bürger aus einer öffentlichen
Befragung zurückgeht. Der Vorschlag wird derzeit auf EU-Ebene diskutiert.
Er sieht die Abschaffung der Zeitumstellung vor, überlässt es jedoch dem
einzelnen Mitgliedstaat, welche dauerhafte Zeit (Winter- oder Sommerzeit)
er danach beibehalten möchte. Um dabei Zeitinseln zu verhindern und einen
harmonisierten Binnenmarkt zu gewährleisten, steht die Bundesregierung in
Kontakt mit den Nachbarstaaten.

Die Umstellung auf die Sommerzeit am 29. März 2020 ist von den Plänen der
EU-Kommission noch nicht betroffen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 26. März 2020

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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VERKEHR/1580: Kommunen als Vorbild für Verkehrswende in Deutschland (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 26.03.2020

Kommunen als Vorbild für Verkehrswende in Deutschland

In Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und NRW entwickeln Forscher
ökologischere Mobilität



"Um die Verkehrswende in Deutschland zu erreichen, muss die Anzahl der
Autos verringert und der öffentliche Personennahverkehr ausgebaut werden.
Das setzt viele Kommunen unter Druck, weil sie nicht wissen, wie sie das
schaffen sollen", erklärt Prof. Dr. Andreas Knie vom Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung (WZB). Für drei Kommunen sollen deshalb
modellhaft Maßnahmenpakete entwickelt werden, die Akteure schulen und beim
Erreichen der Ziele unterstützen. Knie erklärt: "Mit diesen Ansätzen
wollen wir in diesen Städten 50 Prozent weniger Autos und 50 Prozent
weniger gefahrene Kilometer in fünf Jahren erreichen." Die Deutsche
Bundesstiftung Umwelt (DBU) fördert das Vorhaben fachlich und finanziell
mit 120.000 Euro.

Das Problem mit den Autos und dem Gesetz

In der Theorie sei die Verkehrswende in Deutschland leicht: Weniger
Autofahrten, mehr öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) und eine gute
Infrastruktur für Radfahrer und Fußgänger. "In der Praxis ist es aber
nicht so einfach. Denn unser Rechtsrahmen ist entstanden und entwickelt
worden mit dem Willen, das Privat-Kfz zu stärken", so Knie. "Das macht es
insbesondere aus Sicht der Kommunen schwer, Umbaumaßnahmen zu
ermöglichen." Das nötige Wissen sei vorhanden, es fehle aber häufig an
Kompetenzen oder Mitarbeitern, um es umzusetzen.

Modellhaft: Gingst, Drolshagen und Leipzig

"Wir wollen mit dem Projekt ein ganzheitliches Verkehrswendekonzept auf
den Weg bringen, das vor allem auch die umweltverträglichsten
Verkehrsteilnehmer stärkt, die Fußgänger und Radfahrer", erläutert Verena
Exner, DBU-Referatsleiterin. Für die Kommunen übertragbare Konzepte sollen
dazu entwickelt werden. "Für unser Projekt haben wir uns drei sehr
unterschiedliche Regionen als Modelle ausgesucht", so Knie. "Die Gemeinde
Gingst mit 1.200 Einwohnern liegt auf Rügen und dient als Beispiel für den
ländlichen Raum, Drolshagen/Lennestadt mit 25.000 Einwohnern in 
Nordrhein-Westfalen für ein größeres Siedlungsgebiet, und die Stadt Leipzig 
in Sachsen mit 600.000 Einwohnern repräsentiert den Typ einer wachsenden
Großstadt." Sie stünden vor ähnlichen, aber auch sehr unterschiedlichen
Herausforderungen.

Umbaumaßnahmen unterstützen

Ziel des Projektes sei es deswegen, Kommunen bei Umbauarbeiten zu
unterstützen und das Verändern des Rechtsrahmens in der Politik
anzustoßen. Je nach Region können das zum Beispiel Hilfen beim Erstellen
eines Bebauungsplans oder für den Aufbau eines Carsharingsystems für
Elektroautos sein, also die organisierte gemeinschaftliche Nutzung von
Autos. Für die ausgewählten Modellkommunen werde man ein Verkehrswendebüro
einrichten, das kommunale Akteure schulen und beim Umsetzen der
Verkehrswende unterstützen will. Durch das Einbinden etwa von Bauämtern,
Investoren und Mobilitätsanbietern würden die vorgesehenen Maßnahmen auf
die jeweiligen Bedürfnisse der Kommune zugeschnitten. Unterstützt wird das
Verkehrswendebüro von der "Allianz Verkehrswende". Dort engagieren sich
Personen und Organisationen, die an Modellvorhaben zur Elektromobilität
mitgewirkt haben.

Modellhafter und praxistauglicher Umsetzungsplan

So soll eine bedarfs- und praxistaugliche "Handreichung" entstehen, die
sich hauptsächlich an die Entscheider von Kommunal- und Regionalpolitik
richten soll. Es gehe um das Etablieren guter Rahmenbedingungen für das
Verringern von individuellem Fahrzeugverkehr generell, das Umstellen auf
elektrische Antriebe sowie das Fördern des Fuß- und Fahrradverkehrs und
das Modernisieren des ÖPNV durch das Nutzen digitaler Plattformen. Zum
Ende des Projekts wolle man einen modellhaften Umsetzungsplan für die
Verkehrswende entwickelt haben. Die Arbeiten werden von einem Beirat
unterstützt. Diesem Gremium gehören verschiedene Verbände und Personen an,
die in den vergangenen Jahren in fünf Bundesländern große Modellvorhaben
verantwortet haben. Sprecher sind Raimund Nowak, der Geschäftsführer der
Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg, und Kurt Sigl,
Präsident des Bundesverbandes Elektromobilität. Im Beirat sollen zudem
Vorschläge erarbeitet werden, wie die Wirksamkeit staatlicher
Förderprogramme erhöht werden kann.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU), 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07223: Das Hohelied der Selbstbeweihräucherung (SB)


Großmeister können entweder überaus bescheiden sein oder aber sie
geizen mit ihrer Selbstbeweihräucherung nicht. Dazwischen tummelt sich
dann das Heer der Namenlosen, die einfach nur Schach spielen wollen.
Apropos Weihrauch: Wie mag es wohl Garry Kasparow gemeint haben, als
er vor langer Zeit erklärte, es gäbe kaum mehr als eine Handvoll
Meister, die wirklich etwas von den inneren Gesetzen des Schachspiels
verstünden? Natürlich rechnete er sich zu diesem illustren Kreis
hinzu. Die mit der Krone hatten sich immer schon ihre Vasallen
ausgewählt, und es klingt ja auch gut und reicht weithin, wenn man von
seinem hohen Gaul aus ins Land hineintönt. Was nun den Rest oder die
99 Prozent der Schachmeistergilde angeht, nun, Klötze hin und her
schieben kann schließlich auch ein Affe. Auf Exklusivität kommt es
immer an, oder? Artur Jussupow war mit seiner Selbstdarstellung etwas
vorsichtiger und insgeheim auch charmanter, als er sagte: "Ich möchte,
daß man über mich sagt: 'Er spielt schlecht, aber interessant.'" Bei
solchen Worten öffnen sich einem doch gleich die Ohrenschleusen. Ein
wenig Witz würzt auch derbe Sachverhalte, und näherrücken an die
menschliche Unzulänglichkeit hat noch niemandem geschadet. Im heutigen
Rätsel der Sphinx hätte Schwarz die Sterne, unter denen er geboren
wurde, bejubeln können, weil er die Siegeskombination fand, doch fad
waren ihm die Pfade der Selbstverherrlichung, und daher reichte ihm
das Gefühl, eine schöne Partie gespielt zu haben, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07223: Das Hohelied der Selbstbeweihräucherung (SB)]



Müller - Agdestein

Bundesliga 1999


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Stärke des Angriffszuges 1.d5-d6! ließ sich mit 1...Dc3-a1+ 2.Kd1-
e2 Da1-e5+ 3.De6xe5 f6xe5 nicht entkräften. Weiß spielte 4.Tf1xf8+!,
worauf Schwarz augenblicklich kapitulierte, denn 4...Th8xf8 ergibt ein
Epaulettenmatt durch 5.Tb7xe7# und 4...Ke8xf8 5.d6xe7+ Kf8-e8
6.e7xd8D+ Ke8xd8 7.Tb7-b8+ kostet beide Türme.
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FRAGEN/016: Erziehungswissenschaftler Saalbach über Homeschooling und anstehende Examen (idw)


Universität Leipzig - 26.03.2020

Erziehungswissenschaftler Saalbach über Homeschooling und anstehende
Examen



In Zeiten der Corona-Krise sind auch Eltern besonders gefordert. Viele
von ihnen sind im Homeoffice und müssen parallel dafür sorgen, dass das
"Homeschooling" ihrer Kinder funktioniert. Erziehungswissenschaftler Prof.
Dr. Henrik Saalbach (45) vom Institut für Bildungswissenschaften der
Universität Leipzig gibt im nachfolgenden Interview nützliche Hinweise zur
Herangehensweise an diese für alle neue Situation sowie einem guten Maß an
Schularbeit und äußert sich zum derzeit viel diskutierten Thema
Abschlussprüfungen.


Wie sollten Familien in diesen Zeiten den Alltag zu Hause organisieren?
Inwieweit sollten Eltern "Ersatzlehrer" sein?

Ganz wichtig ist es, dass Eltern ihren Kindern den Alltag strukturieren.
Das heißt konkret, bestimmte Zeiträume als "Lernzeit" definieren. Ja nach
Alter der Kinder kann die Länge dieser Zeit variieren. Empfehlenswert ist
es sicher, gerade für die jüngeren Kinder, diese Zeit nicht zu sehr in die
Länge zu ziehen. Bei Grundschülern wären sicher zwei bis maximal drei
Stunden einschließlich Pausen völlig ausreichend. Die meisten Kinder haben
von ihren Schulen Aufgaben oder einen Wochenplan erhalten. Daran können
sich die Kinder gut orientieren. Eltern sollten diesen Prozess
organisieren und die strukturierte Bearbeitung der Aufgaben ermöglichen
und können natürlich auch für Fragen und Feedback zu Verfügung stehen.
Feedback ist übrigens eine der effektivsten Lehr-Lern-Methoden. Dabei ist
es nicht nur wichtig, den Kindern und Jugendlichen eine Rückmeldung zur
Korrektheit der Lösung, zum Lösungsweg und zur Selbstorganisation des
Lernens zu geben, sondern auch die nachfolgenden Übungen entsprechend
anzupassen. Idealerweise könnten das nach wie vor die Lehrpersonen
übernehmen. Hierfür setzen manche Schulen bereits ihre 
eLearning-Möglichkeiten effektiv ein. Aber auch ohne digitale 
Lernplattformen könnten Lehrpersonen, etwa durch Nutzung von Videochats, 
ihren Schülern gezielt Feedback geben.

Wie viel Schule zu Hause ist gut? Was sollten Schüler dabei unbedingt
beachten?

Wie gesagt: Es ist sicher gut, einen begrenzten Zeitraum als Lernzeit zu
definieren, in dem dann die Aufgabe aus der Schule bearbeitet werden
sollten. Es ist klar, dass sich der Aufgabenumfang und auch die Qualität,
der Freiheitsgrad bei der Bearbeitung und die Unterstützungssysteme der
Schulen und Lehrkräfte sehr stark unterscheiden. In der Sekundarstufe, mit
einer Reihe unterschiedlicher Fachlehrkräfte kann dies durchaus dazu
führen, dass Verwirrung und Überforderung bei den Schülerinnen und
Schülern entstehen. Ich empfehle deshalb auch, einen Organisationsrahmen
zu finden, zum Beispiel in Tabellen und Diagrammen, in denen die
unterschiedlichen Arbeitspensen wochenweise eingetragen werden, so dass
die Schülerinnen und Schüler ihr selbstorganisiertes Lernen strukturieren.
Außerhalb dieser Lernzeit können sich die Kinder dann aber weiterhin mit
anregenden Inhalten beschäftigen, etwa mittels der vielfältigen medialen
Angebote, die etwa in der entsprechenden Rubrik der Mediatheken von ARD
und ZDF zu finden sind. Hier können die Kinder ja nach Interesse
entscheiden. Wichtig ist es aber, dass die Eltern nach einem Beitrag
beziehungsweise nach einer Sendung mit dem Kind ins Gespräch über die
Inhalte kommen. Auch die Medienzeit, sollte nicht zu lange geplant werden.
Kindern sollten neben der Lern- und Medienzeit auch noch ausreichend Zeit
für freies Spiel und Bewegung im Freien (im Rahmen der aktuellen Regeln
zur Ausgangsbeschränkung) zur Verfügung stehen.

Sollten Eltern neuen Unterrichtsstoff einführen, wie es offenbar einige
praktizieren? Welche Alternativen gibt es?

Davon würde ich in jedem Fall abraten. Die Schulen beziehungsweise die
Lehrpersonen geben durch Aufgaben, Wochenpläne und andere Materialien eine
gute Orientierung. Viele Schulen haben bereits Rückmeldesysteme an
Schülerinnen und Schüler sowie Eltern eingeführt, in denen sie wochenweise
den Umfang der Bearbeitungszeiten, den Unterstützungsbedarf seitens der
Eltern und die Motivation der Schülerinnen und Schüler abfragen und neue
Aufgaben und Arbeitsaufträge entsprechend anpassen. Zudem gibt es
selbstverständlich seitens der Lehrkräfte die Möglichkeit, beispielsweise
Tutorials selbst aufzunehmen und an die Klasse zu versenden, auf
qualitative Unterstützungssysteme im Netz hinzuweisen oder persönliche
Feedbackrunden und Sprechstunden umzusetzen. Die Eltern sollten den
Lernprozess strukturieren und damit die Umsetzung der Lernziele
unterstützen. Das ist bereits Herausforderung genug. Bei Interesse und
Bereitschaft der Kinder können natürlich die verschiedenen Inhalte, etwa
durch Lektüre und mediale Angebote, vertieft werden.

Wie können Eltern ihre Kinder zu Hause motivieren, strukturiert etwas für
die Schule zu tun?

Wie bereits oben erwähnt, empfehle ich die Definition einer "Kernlernzeit"
für die Aufgaben der Schule und einer "erweiterten Lernzeit" für
interessegeleiteten medialer Vertiefung oder Erweiterung. Wichtig ist, die
Einrichtung und Gestaltung mit den Kindern und Jugendlichen zu besprechen
und ihnen auch die Entscheidungen zu übertragen, mit welchen der Themen
beziehungsweise Aufgaben sie sich in der Lernzeit beschäftigen. Klar ist,
dass das meiste erledigt werden sollte, aber in welcher Reihenfolge, kann
man getrost den Kindern überlassen. Es ist völlig in Ordnung, wenn sie
sich an einem Tag nur mit Mathematik und an einem anderen Tag nur mit
Deutsch beschäftigen. Zudem ist es natürlich auch wichtig, dass Pausen
eingelegt werden. Auch über den Zeitpunkt der Pausen könnten die Kinder
entscheiden. Nur wäre es dann wichtig, den Eltern mitzuteilen, wenn sie in
die Pause gehen. Zudem ist es natürlich essentiell, dass Kinder an einem
eigenen Schreibtisch sitzen, der nach Möglichkeit nicht mit Spielzeug
vollgebaut ist. Zudem sollten die möglichen Quellen der Ablenkung sowohl
im Kinderzimmer als auch in der gesamten Wohnung so weit wie möglich
minimiert werden. Also etwa kein laufendes TV-Gerät oder am PC spielende
Geschwisterkinder. Die Motivation von Kindern, sich über längere Zeiträume
mit Lerninhalten selbständig zu beschäftigen, kann selbstverständlich
variieren. Deshalb kann es durchaus sinnvoll sein, mit Kindern gemeinsam
an einzelnen Aufgaben zu arbeiten, sich Ergebnisse vorstellen zu lassen
oder für Rückfragen zur Verfügung zu stehen. Auch andere, in der Familie
etablierte Anreizsysteme, wie das gemeinsame Spiel, Lesen oder
Freizeitbeschäftigungen sollten in der Struktur des Tages einen
Stellenwert behalten.

Mit Blick auf die Zehnt- und Zwölftklässler, die kurz vor den Prüfungen
stehen: Wie viel Homeschooling geht, um überhaupt noch Prüfungen ansetzen
zu können? Sollten die Prüfungen aus Ihrer Sicht modifiziert oder gar
verschoben werden?

Das ist eine schwierige Frage, weil ja auch bestimmte Prüfungen
Voraussetzungen für die weitere Bildungskarriere sind. Daher sind
politische Entscheidungen notwendig, um Klarheit vor allem für die
Schülerinnen und Schüler zu schaffen und ihnen damit auch entsprechende
Sorgen zu nehmen. In jedem Fall ist eine Prüfungssituation schon unter
normalen Bedingungen eine Ausnahmesituation für Jugendliche. Für eine
erfolgreiche Prüfungsleistung ist es enorm wichtig, dass sowohl in der
Vorbereitungsphase als auch in der Prüfungssituation selbst die volle
Konzentration verfügbar ist. Sobald Ängste und Sorgen hinzukommen, steht
weniger Gedächtniskapazität für das Lernen und den Abruf des Wissens zur
Verfügung. Daher kann ich aus psychologischer Sicht feststellen, dass
Jugendliche in der aktuellen Situation bereits Nachteile in Prüfungen
hätten, selbst wenn diese irgendwie stattfinden würden. Zudem fehlt
natürlich die zielgerichtete Vorbereitung, die häufig noch im Unterricht
Platz gefunden hätte.


Die Fragen stellte Susann Huster.

Weitere Informationen unter:

https://expertendienst.uni-leipzig.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JUGEND/112: Studie belegt interkulturelles Lernen bei internationalen Jugendbegegnungen (idw)


Evangelische Hochschule Ludwigsburg - 26.03.2020

Studie belegt interkulturelles Lernen bei internationalen
Jugendbegegnungen



Der Forschungsverbund Freizeitenevaluation stellt erste Ergebnisse der
2017 begonnenen Panelstudie vor - sie bietet ein empirisches Monitoring
auf die Sicht der jugendlichen Teilnehmenden von Jugendgruppenfahrten.

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fördert
eine Panelstudie, um so in den nächsten Jahren laufend Daten zu
Jugendbegegnungen und Jugendfreizeiten bereitzustellen. Eine Fachtagung am
16.05.2020 an der TH Köln unterstützt die Träger bei der Interpretation
ihrer Daten und den daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen für die eigene
Arbeit.

Bislang sind es erst 6% aller Jugendlichen in Deutschland, die an einer
internationalen Jugendbegegnung teilnehmen - so zeigte es die 2019
veröffentlichte "Zugangsstudie". Allerdings gehört es zu den erklärten
Zielen deutscher und europäischer Jugendpolitik, dass jeder Jugendliche
eine Auslandserfahrung erleben kann. Um eine kontinuierliche Rückmeldung
der beteiligten Jugendlichen zu erheben, wurde im Jahr 2017 eine
Panelstudie zu Jugendgruppenfahrten initiiert. Der Forschungsverbund
Freizeitenevaluation, der für die Panelstudie verantwortlich ist,
veröffentlichte Anfang März 2020 die Daten aus den ersten beiden
Durchläufen der Panelstudie 2017 und 2018. "Jugendbegegnungen bieten
internationale Erlebnisse mit einem hohen Spaßfaktor", resümiert Prof. Dr.
Wolfgang Ilg, der die Studie leitet. "Die Mischung aus dem Miteinander in
der Peergroup und den interkulturellen Erfahrungen sorgt für prägende
Erfahrungen und das Interesse an weiteren Begegnungen" fasst er die
Rückmeldungen der 1230 befragten Jugendlichen zusammen.

90% der jungen Menschen (zumeist zwischen 14 und 26 Jahre alt) stimmen der
Aussage zu: "So eine Begegnung kann ich meinen Freunden/Freundinnen
weiterempfehlen". Die Zufriedenheitsbewertungen der teilnehmenden
Jugendlichen bewegen sich zumeist im sehr positiven Bereich. 58% der
Jugendlichen vergeben die "Bestnoten" 9 oder 10 von maximal 10
Zufriedenheitspunkten für das Gesamturteil, lediglich 1,4% geben eine der
unzufriedenen Beurteilungen zwischen 1 und 4 Punkten. Am positivsten
bewertet werden die Aspekte Spaß, Mitarbeiter/innen, Gruppe und
Atmosphäre. Einer der wichtigsten Effekte aus Sicht der Jugendlichen liegt
im Miteinander der Gleichaltrigen. 91% der Teilnehmenden gehen mit neuen
Freundschaften nach Hause!

Auch die interkulturellen Effekte werden aus den Antworten in den am
Smartphone ausgefüllten Fragebögen deutlich. Eindrücklich ist, dass die
Jugendlichen nicht nur Einblicke in die Besonderheiten der verschiedenen
Länder mitnehmen (78% berichten, dass sie Alltag und Kultur der Gastregion
kennen gelernt haben), sondern dass sich damit in hohem Maße auch
Reflexionsprozesse verbinden. So kehren mehr als zwei Drittel (69%) der
Befragten mit einem anderen Blick auf das "was bei uns zu Hause üblich
ist" von der Begegnung zurück.

Für immerhin 44% aller Jugendlichen, die im Rahmen einer Jugendbegegnung
in ein anderes Land fahren, handelt es sich um den ersten Aufenthalt in
diesem Land. Obwohl viele Jugendliche nach einer Begegnung vom Interesse
berichten, wieder teilzunehmen (89% bejahen nach der Begegnung eine
Wiederteilnahmeabsicht), gelingt es den Jugendbegegnungen, jedes Jahr die
Hälfte des Teilnehmerkreises aus Jugendlichen ohne entsprechende
Vorerfahrungen zu rekrutieren.

Durch eine Befragung der Mitarbeitenden ermöglicht die Panelstudie auch
Erkenntnisse über den Personenkreis, der Jugendbegegnungen organisiert und
pädagogisch begleitet. Zwei Drittel der Mitarbeitenden sind ehrenamtlich
im Einsatz, je ein Sechstel hauptamtlich oder auf Honorarbasis. Mehr als
drei Viertel der Mitarbeitenden haben als Jugendliche selbst an
Begegnungen teilgenommen. Ein Merkmal, das mehr als die Hälfte der
Mitarbeitenden prägt, ist die Erfahrung, bereits für mindestens drei
Monate im Ausland gelebt zu haben. Jugendliche erleben in ihren
Mitarbeitenden also Menschen, die über ein großes biografisches
Erfahrungspotenzial verfügen.

Die Mitarbeitenden werden von vielen Jugendlichen als
Ansprechpartner/innen und Vertrauenspersonen wahrgenommen - und ihr
Einsatz hat durchaus Vorbildcharakter. So sagen am Ende der Begegnung 69%
der Jugendlichen, sie können sich vorstellen, auch "selbst einmal
Mitarbeiter/in bei einer solchen Begegnung zu sein".

Mit den beiden Pionierjahren 2017 und 2018 ist es gelungen, die
Panelstudie in technischer und organisatorischer Hinsicht im Feld der
Jugendbegegnungen einzuführen. Das langfristige Ziel der Panelstudie
besteht darin, dauerhaft einen Datensatz zu generieren, der als möglichst
repräsentativ und aussagekräftig gelten kann. Die Rückmeldungen der
Jugendlichen können dadurch auf wissenschaftlicher Basis ausgewertet und
als Grundlage für die konzeptionellen Weiterentwicklungen des Arbeitsfelds
genutzt werden. Informationen zum Stand der Panelstudie werden unter
www.panelstudie.de laufend veröffentlicht.



Technische Grundlage für die Panelstudie ist die interaktive Evaluation
Internationaler Jugendbegegnungen (kurz i-EVAL). Initiiert vom
Deutsch-Französischen Jugendwerk (DFJW), vom Deutsch-Polnischen Jugendwerk
(DPJW) und von IJAB - Fachstelle für Internationale Jugendarbeit der
Bundesrepublik Deutschland e.V., steht diese Evaluationsplattform unter
www.i-eval.eu zur kostenfreien Nutzung online. Die wissenschaftliche
Leitung liegt beim Forschungsverbund Freizeitenevaluation, für den die
Evangelische Hochschule Ludwigsburg (Prof. Dr. Wolfgang Ilg) eng mit der
Technischen Hochschule Köln (Prof. Dr. Andreas Thimmel, Judith Dubiski)
kooperiert. Interessierte Träger können sich beim Netzwerk "Forschung und
Praxis im Dialog: internationale Jugendarbeit" zur Teilnahme an der
Panelstudie anmelden. 

Originalpublikation:

Ilg, Wolfgang (2020):

Panelstudie internationale Jugendbegegnungen:

Datenanalyse 2017 + 2018.

Online verfügbar unter: www.panelstudie.de

Weitere Informationen unter:

http://www.panelstudie.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1753

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Ludwigsburg, 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FREIZEIT/095: Hamburgs Natur hat nicht geschlossen - Erste Amseljungen beobachten (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 27. März 2020

Hamburgs Natur hat nicht geschlossen 

NABU gibt Tipps für schöne Naturerlebnisse in Zeiten von Corona



Tipp 1: Erste Amseljungen in Hamburg zu beobachten. Diese Vogelart hat
seine Viruskrise 2018 überstanden

Der Frühling zeigt sich derzeit von seiner schönsten Seite. Viele
Hamburger*innen zieht es jetzt bei dem guten Wetter nach draußen und
in den Garten, um in der Natur Erholung zu finden und sich ein wenig
von den Sorgen abzulenken, die die Corona-Pandemie verursacht. Der
NABU Hamburg gibt ab sofort wöchentlich Tipps, wie jede*r die Natur
auf eigene Faust entdecken kann.

Den Anfang dieser Reihe macht ein ehemaliges Sorgenkind, das sich
jetzt zum Hoffnungsträger mausert: Die Amsel, einer der häufigsten und
beliebtesten Gartenvögel in unserer Stadt. Diese Art hatte vor zwei
Jahren selber mit einem Virus zu kämpfen. 2018 brach in Hamburg
erstmals das Usutu-Virus aus, das vor allem die Amseln schwer traf.
Nun sind vielerorts wieder einzelne Amseln zu sehen, die mit ihrem
Brutgeschäft loslegen. "Die Hamburger Amseln hatten mit dem
Usutu-Virus schwer zu kämpfen. Umso schöner ist es zu sehen, dass die
Amseln schon fleißig brüten und das aufgrund des milden Winters sehr
früh im Vergleich zu den Vorjahren. Das macht Hoffnung, dass die
Bestände sich erholen. Solche positiven Signale brauchen wir in der
Coronakrise", sagt der Vogelschutzexperte des NABU Hamburg, Marco
Sommerfeld. Überall hört man jetzt den Gesang der Amseln und sogar die
ersten Amseljungen sind man schon da, die von ihren Eltern fleißig
gefüttert werden - ein tolles Naturschauspiel, das man mit etwas Glück
vom Balkon, im eigenen Garten oder bei dem erlaubten Spaziergang
allein oder zweit im nahe gelegenen Park erleben kann. "Amseln sind
recht standorttreu und können im Idealfall ein Alter von über 20
Jahren erreichen", so der NABU-Experte. Die beliebte Amsel wird in
Hamburgs Gärten und Parks bald mehr Gesellschaft bekommen ist sich
Sommerfeld sicher: "Wenn der kalte Ostwind nachlässt, dürften noch
weitere Zugvögel, wie Mönchsgrasmücken und Hausrotschwanz aus dem
Süden in Hamburg eintreffen und das Vogelkonzert verstärken."

Wer Freude und Interesse an der Vogelbestimmung hat, kann in den
eigenen vier Wänden noch tiefer einsteigen und das umfangreiche
digitale Angebot des NABU nutzten. So kann man spielerisch die
häufigsten Gartenvögel kennenlernen oder mit der NABU-Vogeluhr
erfahren, welcher Vogel morgens wann zu hören ist. Sein neues Wissen
kann jeder Naturfreund/jede Naturfreundin gleich auf dem eigenen
Balkon oder am Fenster testen. Die digitalen Angebote des NABU sind
natürlich kostenlos.

Alle Infos zur NABU-Vogeluhr, dem E-Learning-Tool "NABU-Vogeltrainer",
zur App "NABU Vogelwelt" und viele weitere Naturtipps in Zeiten von
Corona finden Sie unter 

www.NABU-Hamburg.de/corona-naturtipps

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.03.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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FREIZEIT/094: Natur zu Hause erleben und fördern (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 27. März 2020

NABU: Natur zu Hause erleben und fördern

Naturtipps für die Gartensaison und digitale Narturentdeckungen



Mainz - Bei schönem Wetter fallen die derzeitigen Einschränkungen im
Zuge der Corona-Pandemie manchen besonders schwer. Doch auch von zu
Hause aus lässt sich Natur erleben oder auf dem Balkon oder im Garten
sogar selber fördern.

Der Frühling ist da und somit beginnt für einige mit den steigenden
Temperaturen auch wieder die Gartensaison. Hier lässt sich mit ein
paar einfachen Tipps Natur vor der eigenen Haustür schaffen: Ob
Nisthilfen für Insekten und Vögel, das Anlegen einer Blumenwiese für
Schmetterlinge statt des eintönigen Englischen Rasens, ein
Totholzhaufen als Unterschlupf für Igel oder eine kleine Trockenmauer
für Eidechse und Co. - Naturschutz findet auch im kleinsten Garten
oder Balkon ein Plätzchen. Mit den ersten Sonnenstrahlen gehen auch
immer mehr Wildbienen, Schmetterlinge und andere Insekten in den
Gärten auf Nahrungssuche. "Durch den Einsatz von heimischen Stauden
und Gehölzen wie Wiesensalbei, Natternkopf und Hunds- oder Essigrose
kann diesen ein wahres Nektar- und Pollenbuffet geboten werden.", so
Torsten Collet, Referent für Öffentlichkeitsarbeit des NABU 
Rheinland-Pfalz. Aber standortgerechte heimische Gehölze und Stauden 
bieten noch andere Vorteile: "Sie brauchen keinen Dünger oder
Pflanzenschutzmittel, da sie an unser Klima angepasst sind. Achtet man
dann beim Kauf der Blumenerde noch darauf, dass diese keinen Torf
enthält, steht einem gift- und torffreien Naturgarten nichts mehr im
Wege.", ergänzt Collet. (Weiter Tipps zum Naturgarten finden sich
unter 

https://rlp.nabu.de/natur-und-landschaft/garten/index.html).

Die Natur im Frühling kann aber auch digital entdeckt werden - ganz
ohne die Wohnung oder das Haus zu verlassen. Der NABU bietet dafür
zahlreiche kostenfreie Angebote auf seinen Internetseiten. So kann man
spielerisch die häufigsten Gartenvögel kennenlernen oder mit dem
Insektentrainer Tagpfauenauge, Florfliege, Holzbiene und Co.
bestimmen. Mit der NABU-Vogeluhr erfahren Naturfreund*innen, welcher
Vogel morgens wann zu hören ist - und man kann sein neues Wissen
gleich auf dem eigenen Balkon oder am Fenster überprüfen (zu finden
unter 

https://www.nabu.de/natur-und-landschaft/natur-erleben/27778.html).

Mit Kindern ist die lange Zeit in den eigenen vier Wänden besonders
herausfordernd, zudem auch Kitas und Schulen geschlossen sind. Hier
sagen die Kinderseiten "NAJUversum" (zu finden unter
https://www.najuversum.de/) mit Podcasts und Videos sowie tollen
Experimenten zum Nachmachen der Langeweile den Kampf an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 08/20, 27.03.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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GARTEN/401: Brutquartiere für Vögel - NABU rät jetzt noch Nisthilfen für Vögel aufzuhängen (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 26. März 2020

Brutquartiere für Vögel

Der NABU Thüringen rät jetzt noch Nisthilfen für Vögel aufzuhängen!



Jena - Bei milder Witterung beginnen die ersten Vögel mit den
Vorbereitungen für den Nestbau. "Meisen und Amseln sind schon dabei,
eifrig und laut zu singen. Damit stecken die Vögel ihre Reviere ab",
sagt Klaus Lieder, Vogelexperte beim NABU Thüringen. "Unsere
gefiederten Freunde suchen jetzt auch noch geeignete Wohnquartiere und
es lohnt sich die passende Nisthilfe anzubieten."

Der Verlust an natürlichen Brut-, Nist- und Lebensstätten hat für
viele unserer heimischen Vogelarten ernste Ausmaße angenommen. Doch
mit etwas handwerklichem Geschick und ohne großen finanziellen Aufwand
kann Abhilfe geschaffen werden. Künstliche Nisthilfen und Unterkünfte
sind feste Bestandteile der Arbeit für den Schutz der heimischen
Tierwelt.

Aber nicht alle Gartenvögel nutzen Nistkästen, sondern nur Arten, die
natürlicherweise in Höhlen alter Bäume oder in Spechtlöchern brüten.
Die häufigsten Nutznießer künstlicher Nisthöhlen sind daher Kohl- und
Blaumeisen sowie Haus- und Feldsperlinge. Größere Kästen werden oft
von Staren angenommen. Für jede Vogelart gibt es eine ideale Größe des
Einfluglochs. Bei den kleinsten Meisen sind das 28 Millimeter
Durchmesser, bei den größeren Kohlmeisen 32 und beim Star 45
Millimeter. Andere Arten, wie der Hausrotschwanz benötigen eine
halboffene Vorderwand, man spricht dann von einer Halbhöhle. Für
seltenere Arten wie Mauersegler, Mehlschwalben oder den Waldkauz gibt
es besondere Spezialnistkästen.

"Je später im Jahr die Vogelnisthilfen aufgehängt werden, desto mehr
sinken die Chancen für eine Nutzung. Allerdings trudeln so langsam
unsere Zugvögel ein. Trauerschnäpper und Gartenrotschwanz freuen sich
dann natürlich über die freien Wohnungen. Einige Vogelarten ziehen für
die Zweit- und Drittbrut sogar noch mal an einen neuen Nistplatz um",
erklärt Klaus Lieder vom NABU.

Das Selberbauen von Nistkästen ist eine dankbare Aufgabe und macht
auch mit Kindern viel Spaß. Das beste Material ist raues Naturholz. Es
ist atmungsaktiv und sorgt für ein gutes Klima im Nest. Ganz
abzulehnen sind Nistkästen aus Plastik, die sich in der Sonne stark
aufheizen und zudem den Jungvögeln keine Chance geben, an den glatten
Wänden hinaufzuklettern. Zudem muss es unbedingt die Möglichkeit
geben, die Kästen nach der Brutsaison zur Reinigung zu öffnen. Einer
der wichtigsten Grundregeln beim Bau von Nisthilfen und anderen Hilfen
für wohnungssuchende Tiere lautet dabei: Niemals chemisch behandelte
Materialien verwenden.

Weitere Infos zum Bauen von Nisthilfen für Vögel finden Sie unter

 www.NABU-Thueringen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.03.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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KLIMA/557: Anpassung an den Klimawandel - Besonders gefährdete Länder erhalten weniger deutsche Mittel als erwartet (idw)


Deutsches Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit, DEval
- 25.03.2020

Anpassung an den Klimawandel: 

Besonders gefährdete Länder erhalten weniger deutsche Mittel als
erwartet



Überflutungen, Wirbelstürme, steigende Meeresspiegel:
Entwicklungsländer sind von den Folgen des Klimawandels besonders
betroffen. Deutschland unterstützt die Länder dabei, sich an diese
Folgen anzupassen. Allerdings bekommen besonders gefährdete Länder wie
kleine Inselstaaten deutlich weniger deutsche Mittel, als zu erwarten
wäre. Das zeigt ein neuer Bericht des Deutschen Evaluierungsinstituts
der Entwicklungszusammenarbeit (DEval).

Insgesamt vier Milliarden Euro will Deutschland im Jahr 2020 für
internationale Klimafinanzierung ausgeben. Rund die Hälfte der Mittel
entfällt auf Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Diese reichen
von Hochwasserschutz und Frühwarnsystemen, mit denen Küstengebiete vor
Flutwellen geschützt werden können, bis zu effizienteren
Bewässerungssystemen in Dürreregionen.

Das DEval hat die Programme und Maßnahmen der deutschen
Klimafinanzierung, ihre Einbettung in die internationale Klimapolitik
sowie die konkrete Mittelzuteilung an einzelne Länder analysiert.
Dabei hat sich gezeigt, dass sich Deutschlands Klimapolitik eindeutig
an internationalen Prioritäten orientiert: Die Höhe der finanziellen
Zusagen, die Ziele zur Etablierung neuer Partnerschaften und die
Unterstützung eines umfassenden Ansatzes zum Umgang mit Klimarisiken
stehen im Einklang mit internationalen Vereinbarungen, etwa dem
Pariser Klimaabkommen.

Bei der tatsächlichen Mittelzuteilung ergibt sich jedoch ein
differenzierteres Bild. So erhalten klimavulnerable Länder zwar mit
höherer Wahrscheinlichkeit deutsche Mittel zur Anpassung an den
Klimawandel als Länder, die weniger gefährdet sind; allerdings wirkt
sich das Ausmaß an Vulnerabilität nicht systematisch auf die Höhe der
Mittel aus. Entgegen der Ansprüche der Bundesregierung profitieren
etwa kleine Inselstaaten, die besonders stark von den Folgen des
Klimawandels betroffen sind, seltener und in geringerem Maße von
deutschen Anpassungsmitteln als andere Staaten. Letztlich
konzentrieren sich die Mittel auf Länder, in denen auch viele andere
Geber im Bereich der Klimaanpassung aktiv sind. In der Gesamtschau
entspricht das deutsche Anpassungsportfolio daher nur teilweise den
eigenen und internationalen Ansprüchen an das klimapolitische
Engagement der Bundesregierung.

Der Bericht "Evaluierung von Maßnahmen zur Anpassung an den
Klimawandel. Portfolio- und Allokationsanalyse" ist der erste von
mehreren Berichten, die das DEval im Rahmen seiner Evaluierung von
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel erstellt. Der Bericht ist
auf der Website des DEval verfügbar.



Originalpublikation:

Noltze, M., und M. Rauschenbach (2019), Evaluierung von Maßnahmen zur
Anpassung an den Klimawandel. Portfolio- und Allokationsanalyse.
Deutsches
Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit (DEval), Bonn.


http://www.deval.org/files/content/Dateien/Evaluierung/Berichte/2020/DEval-2019-Klimaanpassung.pdf

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news743660 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2353

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit, DEval, 25.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLIMA/556: Wie ein globaler Klimafonds besser funktionieren könnte (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 23.03.2020

MCC: Wie ein globaler Klimafonds besser funktionieren könnte



Während die Staaten der Welt enorme Hilfspakete schnüren, um die
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise zu begrenzen, gibt es auch
ein wichtiges Finanzprojekt für die internationale Klimapolitik: Für
die Zeit ab 2020 hat sich eine große Zahl von Geberländern
verpflichtet, den Klimaschutz in ärmeren Staaten mit jährlich 100
Milliarden Dollar zu unterstützen. Eine neue Studie des Berliner
Klimaforschungsinstituts MCC (Mercator Research Institute on Global
Commons and Climate Change) befasst sich mit der Gestaltung solcher
Transfers.

Die Studie zeigt, wie man die Architektur der internationalen
Klimafinanzierung, etwa im Rahmen des "Green Climate Fund", verbessern
und so die Treibhausgasemissionen wirksamer senken könnte. Sie wurde
jetzt in der renommierten Fachzeitschrift European Economic Review
veröffentlicht. Die Analyse erfolgt mit der wissenschaftlichen Methode
der Spieltheorie: Ein mathematisches Modell bildet ab, wie stark sich
unter bestimmten Bedingungen jeder einzelne Staat um Klimaschutz
bemüht, wie er auf das Verhalten anderer Staaten reagiert und was am
Ende insgesamt herauskommt. "Internationale Klimafinanzierung kann
viel bewirken, gerade wenn jedes Land im Prinzip nur seine eigenen
Interessen verfolgt", erklärt Ulrike Kornek, Leiterin der 
MCC-Arbeitsgruppe Governance und Leitautorin. "Unsere Studie liefert aber
eine wichtige Erkenntnis für die Ausgestaltung: Es wäre besser, wenn
Klimafinanzierung vom Budget her flexibel wäre und ihre Auszahlungen
anders ausrichten würde."

Um das zu belegen, analysiert das Autorenteam eine ausgeprägte
Alternative. Demnach legt die Staatengemeinschaft nicht die
Gesamtgröße des Geldtopfs fest (wie die oben erwähnten 100 Milliarden
Dollar), sondern nur, um wieviel jedes Land die Geldflüsse innerhalb
des Fonds erhöht, wenn es teilnimmt. Erst danach entscheidet jedes
Land eigenständig, ob es wirklich selbst mitmacht (wodurch sich dann
das Budget flexibel bildet) und wieviel Klimaschutz es realisiert.
Verteilt wird das Geld am Ende zwischen allen teilnehmenden Staaten -
und zwar proportional zu den über oder unter dem Schnitt liegenden
Kosten. "Dann bildet sich ein Gleichgewicht im sozialen Optimum",
berichtet MCC-Forscherin Kornek. "Länder können dann erwarten, dass
zusätzlicher Klimaschutz zum Großteil aus dem Geldtopf erstattet wird.
Dagegen erscheint Trittbrettfahrer-Verhalten als unattraktiv: Nach
einem Ausstieg ist absehbar, dass die verbleibenden Länder deutlich
weniger tun und die allgemeinen Klimaschäden spürbar zunehmen."

Zwar sind in dieser spieltheoretischen Modellanalyse alle Staaten
gleich -doch die Studie legt dar, dass das Ergebnis im Prinzip auch
für die wirkliche Welt mit reichen und armen sowie stark und weniger
stark engagierten Staaten Gültigkeit hat. "In der Realität werden
Entscheidungen zu großen Geldtöpfen nicht selten zu später Stunde als
Ergebnis von politischem Tauziehen getroffen", sagt MCC-Direktor und
Co-Autor Ottmar Edenhofer. "Gerade deshalb ist es wichtig, dass die
Wissenschaft die Finanzierung von Klimaschutz als einem globalen
Gemeinschaftsgut auf ihre Anreizwirkung hin abklopft. Diese Studie
liefert dazu einen innovativen Beitrag."

Originalpublikation:

Kornek, U., Edenhofer, O., 2020, The strategic dimension of financing
global public goods,
European Economic Review

https://doi.org/10.1016/j.euroecorev.2020.103423

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mcc-berlin.net/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news743535

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 23.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/403: Neues Düngerecht sorgt für besseren Schutz des Grundwassers (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 27. März 2020

Schulze:
Neues Düngerecht sorgt für besseren Schutz des Grundwassers 

Strengere Regeln für besonders belastete rote Gebiete treten Anfang
2021 in Kraft



Der Bundesrat hat heute Änderungen im Düngerecht beschlossen, die zu
einem besseren Schutz des Grundwassers in Deutschland führen werden.
Damit entspricht das deutsche Düngerecht künftig den europäischen
Standards zum Gewässerschutz. Viele neue Vorgaben werden bereits in
wenigen Wochen in Kraft treten, wenn die novellierte Düngeverordnung
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht ist. Die neuen strengeren Regeln
für besonders belastete rote Gebiete gelten dagegen erst ab dem
1.1.2021, um der bis dahin durchzuführenden Überprüfung der
Gebietsabgrenzung nicht vorzugreifen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Ich danke allen, die
mitgeholfen haben, diesen schwierigen Interessensausgleich zu
organisieren. Das war ein echter Kraftakt. Wir haben uns bei der
EU-Kommission sehr für praxisgerechte Lösungen eingesetzt. Ich
verstehe, dass die neuen Regeln für viele Landwirte eine Belastung
darstellen. Darum wird die Bundesregierung Fördermittel für
Agrarumweltprogramme und Investitionen zur Verfügung zu stellen, um
die Betriebe bei dem anstehenden Transformationsprozess zu
unterstützen. Auch den Dialog mit der Landwirtschaft werden wir
konstruktiv fortsetzen. Für die Verbraucherinnen und Verbraucher sind
die neuen Düngeregeln eine Entlastung. Denn je sauberer das
Grundwasser wird, desto weniger kostet die Trinkwasseraufbereitung,
die jeder einzelne Haushalt bezahlen muss. Ich gehe davon aus, dass
die EU-Kommission nach diesem Beschluss vorerst bereit ist, von einer
weiteren Klage gegen Deutschland abzusehen. Jetzt müssen wir gemeinsam
mit den Ländern bis Ende des Jahres eine verursachergerechte und
differenzierte Ausweisung der besonders belasteten roten Gebiete
schaffen, damit die sonst drohenden Strafzahlungen der EU endlich vom
Tisch sind.

Die Neufassung der Düngeverordnung führt bundesweit verpflichtende
Maßnahmen ein. So werden die Sperrfristen, in denen die Ausbringung
von Düngemitteln in den Herbst- und Wintermonaten verboten ist,
verlängert, die ungedüngten Abstände zu Gewässern vergrößert und und
die Düngung auf gefrorenem Boden wird verboten. Mit den neuen Regeln
wird auch ein verbessertes Monitoring der Nitratwerte eingeführt.
Künftig sollen die Belastungen deutschlandweit genauer analysiert
werden, um rechtzeitig effektive Gegenmaßnahmen zu ermöglichen.

Eine zentrale Maßnahme ist die Reduzierung der Düngung um 20 Prozent
pro Betrieb in den Gebieten, die besonders hohe Nitratbelastungen
aufweisen ("rote Gebiete"). Diese gilt ab dem 1.1.2021. Bis dahin soll
zunächst eine Verwaltungsvorschrift von Bund und Ländern erarbeitet
werden als einheitliche Grundlage für die Ausweisung dieser roten
Gebiete durch die Bundesländer. Ziel ist, dass die Ausweisung in
Zukunft differenzierter erfolgt und sich stärker am Verursacherprinzip
orientiert. Eckpunkte dieser Verwaltungsvorschrift sind bereits mit
den Ländern abgestimmt.

Teil des Pakets ist auch eine Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes,
die der Bundesrat heute im ersten Durchgang behandelt hat und die nach
Verabschiedung durch Bundestag und Bundesrat im Juli 2020 in Kraft
treten soll. Mit der Änderung wird für landwirtschaftliche Flächen,
die eine Hangneigung von mindestens fünf Prozent aufweisen und die an
Flüsse, Bäche oder Seen grenzen, eine Pflicht zur Erhaltung oder
Herstellung einer ganzjährig begrünten Pflanzendecke in einem Bereich
von 5 Metern landseits eingeführt. Hierdurch sollen erosionsbedingte
Abschwemmungen insbesondere von Phosphor und Nitrat verhindert werden.

Im Sommer 2018 hatte der Europäische Gerichtshof Deutschland
verurteilt, weil die EU-Nitratrichlinie nicht ausreichend umgesetzt
wurde. Die genannten aktuellen Änderungen sollen Rechtslage und Praxis
in Deutschland wieder in einen europarechtskonformen Zustand bringen.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 051/20, 27.03.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MELDUNG/402: Bundesrat stimmt neuer Düngeverordnung zu (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 27. März 2020

Bundesrat stimmt neuer Düngeverordnung zu



Gemäß eines Urteils des Europäischen Gerichtshofs wegen unzureichender
Umsetzung der EG-Nitratrichtlinie war es notwendig geworden, dass
Deutschland seine Düngevorgaben verschärft, um die Nährstoffeffizienz
zu verbessern und die Nitratgehalte in den belasteten Teilen des
Grundwassers zu reduzieren. Nach intensiven Verhandlungen mit der
EU-Kommission hatte die Bundesregierung im Februar eine Verordnung
vorgelegt, die heute vom Bundesrat beschlossen wurde.

Dazu erklärt die Staatsekretärin des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft, Beate Kasch:

"Dass die Länder der Verordnung zugestimmt haben, hier ihrer
Verantwortung nachgekommen sind, ist ein klares Zeichen. Wir erwarten
nun das klare Signal von der EU-Kommission, dass sie von einer
Klageerhebung und damit verbundenen, massiven Strafzahlungen absieht.

Bei der Kommission konnten wir im Sinne der Landwirte kurzfristig
erreichen, dass Teile der Verordnung erst zum 1. Januar 2021 umgesetzt
werden müssen. Denn aktuell stehen unsere Bauern angesichts der
Corona-Pandemie vor zusätzlichen Herausforderungen.

Bei der Umsetzung der neuen Regelungen werden wir sie zudem finanziell
unterstützen. Schwerpunkt wird die Förderung von Investitionen in
Lagerung, Ausbringungstechnik und Aufbereitung von Gülle im Rahmen
eines neuen Bundesprogramms sein. Das ist im Sinne aller, die sich für
sauberes Grundwasser und den Erhalt der regionalen Landwirtschaft
einsetzen."

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie und der damit verbundenen
Herausforderungen für die Landwirtschaft hat die EU-Kommission
zugestimmt, dass die differenziertere Ausweisung der "roten Gebiete"
wie auch die Anwendung weitergehender Anforderungen an die Düngung in
diesen Gebieten erst zum 1. Januar 2021 umgesetzt werden muss. Hier
sind noch weitere Umsetzungsschritte erforderlich, die nun in einer
Bund-Länder-Arbeitsgruppe erarbeitet werden müssen. Dazu zählen
insbesondere die Erarbeitung von Kriterien zur Ausweisung besonders
nitrat- und phosphatbelasteter Gebiete (so genannte rote Gebiete).
Hierfür stehen nun neun statt sechs Monate zur Verfügung.

Bei der Abgrenzung dieser roten Gebiete sei mit dem heutigen Beschluss
ein wichtiger Schritt für mehr Fairness, Verursachergerechtigkeit und
Nachvollziehbarkeit erreicht, so die Staatssekretärin. Der
Bundesregierung ist es per Verwaltungsvorschrift jetzt möglich,
bundeseinheitliche Kriterien in Bezug auf Gebietskulissen und
Messstellen in den Bundesländern festzulegen. Das unterschiedliche
Vorgehen in den Ländern hatte bei vielen Landwirten zu verständlichen
Protesten geführt. Durch die verpflichtende Binnendifferenzierung von
belasteten Grundwasserkörpern erfolgt die Ausweisung der roten Gebiete
künftig passgenauer und am Verursacherprinzip orientiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 57/20, 27.03.2020

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179
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veröffentlicht im Schattenblick zum 28. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





VERBAND/000: Düngeverordnung im Bundesrat - Chancen für notwendige Korrekturen vertan (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 27. März 2020

Abstimmung über Düngeverordnung im Bundesrat

Rukwied: Chancen für notwendige Korrekturen vertan



Die heutige Verabschiedung der erneuten Änderung der Düngeverordnung
im Bundesrat ist aus Sicht des Präsidenten des Deutschen
Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied, ein falsches Signal an die
Landwirtschaft: "Wir stehen eindeutig zum Gewässerschutz. Aber diese
Verordnung ist fachlich mangelhaft: Eine bedarfsgerechte Düngung der
Kulturpflanzen und Zwischenfrüchte ist zukünftig nicht mehr möglich.
Dies wird Qualität und Erntemenge negativ beeinflussen und
letztendlich die gesamte Landwirtschaft und Lebensmittelerzeugung
schwächen", kritisiert Rukwied.

Bund und Länder hätten die Verordnung nun im Eiltempo und ohne
fachliche Diskussion und Abwägung durchgeboxt. "Die Chancen für
notwendige Korrekturen wurden vertan", sagt Rukwied. Völlig
unverständlich ist nach Auffassung des Deutschen Bauernverbandes, dass
die Mehrheit der Bundesländer mit grüner Regierungsbeteiligung
sämtliche fachlich sinnvollen Änderungsanträge abgelehnt und damit die
Chancen für eine praxistauglichere Düngeverordnung vertan haben. Die
Entscheidung der Länder zur Fristverlängerung für die neue
Verwaltungsvorschrift zur Abgrenzung der Roten Gebiete sowie zum
Inkrafttreten der dort geltenden Auflagen auf Ende Dezember 2020 sei
zwar in Anbetracht der aktuellen Corona-Pandemie richtig, ändere aber
nichts an der grundsätzlichen Bewertung der Düngeverordnung. Bund und
Länder seien jetzt gefordert, unverzüglich die Binnendifferenzierung
umzusetzen. Die Überprüfung des Messstellen-Netzes und der technischen
Ausstattung der Messstellen bleibe zudem eine Daueraufgabe und
zwingend erforderlich, um eine wissenschaftlich fundierte und
repräsentative Darstellung der Wasserqualität in Deutschland zu
erreichen und für Akzeptanz in der Landwirtschaft zu werben, betont
Bauernpräsident Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. März 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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FREIZEIT/048: Frühe Blüher auf dem Spaziergang (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 24. März 2020

Frühe Blüher auf dem Spaziergang

- von echten Blaublütigen und Skorbutheilern

- Blütenteppich unter Reiherkolonie

- "Wanderers Klopapier"

- Infopaket Hummeln



(Bremen, den 24.03.20) Sie sind dies Jahr sehr früh dran: Gut zwei
Wochen vor ihrer Zeit zeigen sich Scharbockskraut, Veilchen und
Buschwindröschen am Wegesrand. Mit leuchtenden Blüten locken sie die
ersten Hummeln und Wildbienen und erfreuen Spaziergänger in tristen
Zeiten. Die Blumen nutzen die kurze lichtreiche Zeit zwischen
(normalerweise) Dauerfrost und dem Austreiben der Bäume über ihnen für
ihre Fortpflanzung.




[image: Mehrere Buschwindröschen in Blüte - Foto: © NABU Bremen]

Buschwindröschen

Foto: © NABU Bremen



"Besonders im und am Wald wagen sich die Blumen früh heraus", weiß
Sönke Hofmann vom NABU Bremen, "einerseits sind sie hier recht
geschützt, andererseits bleibt ihnen auch keine Wahl, denn im Sommer
dringt kaum mehr als ein Zehntel des Sonnenlichts auf den Boden."
Deshalb beeilen sich die Blumen, kämpfen dabei mit Spätfrösten und
locken die wenigen ersten Hummel-Königinnen zur Bestäubung.

"Das weiße Buschwindröschen mag feuchte Laubwälder. Im Kattenturmer
Wolfskuhlenpark bildet es richtige Teppiche unter den mächtigen
Eichen", so der gelernte Förster Hofmann. Die Blüten ragieren äußerst
"mimosig": Nimmt man ihnen wenige Minuten die Sonne, schließen sie
sich und lassen den Kopf hängen. Im Wolfskuhlenpark lohne sich jetzt
auch der Blick in die Kronen, denn in der dortigen Reiherkolonie
herrsche Hochbetrieb, so der NABU. Die grauen Fischliebhaber bessern
die Nester des vergangenen Jahres aus und starten mit der Eiablage.

Das Buschwindröschen hat wie auch die Veilchen eine pfiffige Taktik
zur Verbreitung gefunden: Als Leckerbissen für Ameisen haben die Samen
fleischige Anhängsel. Die Tiere schleppen deshalb das gesamte Korn mit
und verbreiten es. "Manche Ameisenstraße hat eine richtige Allee aus
Veilchen", schmunzelt Hofmann.




[image: Huflattichblüten - Foto: © NABU Bremen]

Huflattich

Foto: © NABU Bremen



Wer bei Veilchen an "Großmutterduft" denkt, liegt richtig. Das
"Wohlriechende Veilchen" könne für Tees und Auszüge verwendet werden,
erklärt Hofmann. Dies wachse allerdings außerhalb der Gärten höchstens
verwildert bei uns. Häufiger sind das duftarme Wald- und das
Rauhhaarige Veilchen. Wer sich die hübschen Blüten genau anguckt,
erkennt schnell die enge Verwandschaft mit den Stiefmütterchen.
"Normalerweise sind die Veilchen im wahrsten Sinne des Wortes
'blaublütig', manchmal changieren die Blüten ins Blasse und sogar
weiße Veilchen kommen in der Natur vor", betont der NABU.




[image: Ein Scharbockskraut in Blüte - Foto: © NABU Bremen]

Scharbockskraut

Foto: © NABU Bremen



Das gelbblühende Scharbockskraut mag ebenfalls gerne feuchte bis
sumpfige Waldgebiete. "Der Name kommt von der
Vitamin-C-Mangelkrankheit Skorbut. Früher bereicherten die
vitaminreichen Blätter den Speisezettel bevor die ersten Gartenfrüchte
geerntet werden konnten", berichtet Sönke Hofmann. Allerdings baut
sich mit der Blüte in den Blättern auch ein Gift auf, weshalb die
Pflanze nur noch äußerst sparsam "genascht" werden sollte.

Echte Heilwirkung hat der Huflattich, dessen ebenfalls gelben
Korbblüten bereits in voller Pracht blühen. Gegen Hustenreiz ist ein
Tee aus den Blüten ein bewährtes Hausmittel. "Aber auch beim
Huflattich haben die Forscher nun wieder krebserregende Stoffe
gefunden, deshalb sollte man den Tee nicht täglich trinken", betont
Hofmann. Die Blüten stehen auf schuppigen Stengeln, die wie
"Ineinandergesteckt" aussehen. Sie treiben weit vor den typischen
Blättern aus, die wegen ihrer Größe und griffigen Behaarung auch
"Wanderers Klopapier" genannt werden.

Der NABU rät davon ab, einen Strauß der zarten Frühjahrsblüher zu
pflücken. "Sie halten in der Regel kaum einen Tag und man klaut den
Hummelköniginnen eine ihrer ersten Nahrungsquellen", warnt der
Naturschützer. Wie man den sympathischen Brummern im eigenen Garten
helfen kann, hat der NABU in einem Infopaket zusammengestellt. Dieses
gibt es gegen fünf Euro beim NABU, Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen.
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LAIRE/320: USA - North Dakota und ein Scheinsieg ... (SB)




Trotz der heftigen und weitreichenden Proteste gegen den Bau einer
Erdölpipeline in unmittelbarer Nachbarschaft zu einem Reservat der
Native Americans vom Stamm der Sioux im US-Bundesstaat North Dakota
hatte Präsident Trump kurz nach seinem Amtsantritt den raschen
Weiterbau angeordnet. Die Dakota Access Pipeline (DAPL) des
Unternehmens Energy Transfer Partners ist seit einigen Jahren in
Betrieb. Am Mittwoch hat ein Gericht festgestellt, daß für sie keine
ausreichende Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden war
und diese nachgeholt werden muß. [1]

Verständlicherweise werden sich die Protestierenden von damals über
ihren juristischen Sieg freuen. Der ist aber bestenfalls befristet und es 
stellt sich die im Grunde schon vor weit über einhundert Jahren für 
obsolet erklärte Frage, ob es nicht schon immer ein Mittel zur 
Unterwerfung der ursprünglichen Bevölkerung Nordamerikas gewesen
war, sie dem Recht der Weißen auszuliefern. Man kann von einem
großartigen juristischen Sieg für die Kläger sprechen, solange die
Betonung auf "juristisch" liegt. Die Geschichte lehrt: Juristische
Siege der ursprünglichen Bevölkerung Nordamerikas haben eine kurze
Halbwertszeit.

Vor vier Jahren versammelten sich mehrere tausend Native Americans
zahlreicher Stämme sowie Unterstützerinnen und Unterstützer aus dem
ganzen Land, um in mehreren Lagern den Widerstand der Sioux des
Standing Rock Reservats zu verstärken. Es kam zu brutalen Übergriffen
der Sicherheitskräfte auf die Protestierenden. Schließlich, im
Dezember 2016, die vermeintliche Kehrtwende. Die Obama-Administration
verweigert ihre Zustimmung zu dem Antrag, die Dakota Access Pipeline
(DAPL) unterhalb des Missouri verlegen zu dürfen. Zunächst müsse eine
vollständige Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden, unter
anderem um alternative Streckenverläufe zu erwägen, lautet die
Begründung. Auch sei die rechtliche Lage der Sioux zu prüfen.

Die DAPL wurde nicht, wie anfangs als optionale Route ins Gespräch
gebracht, nahe der vorwiegend von Weißen bewohnten Stadt Bismarck
verlegt, sondern einen Steinwurf weit nördlich der Standing Rock
Indian Reservation, und zwar quer durch ein Gebiet, das den dort
lebenden Sioux heilig ist, weil da ihre Ahnen leben. Außerdem
verläuft die Pipeline unterhalb des zum Oahesee aufgestauten
Mississippi, der wichtigsten Trinkwasserquelle des Reservats. Eine
Ölleckage, wie sie im Pipelinesystem der USA immer wieder vorkommt,
würde die im Reservat lebenden Indigenen vor existentielle Fragen
stellen.

Kaum im Amt, ordnete der neue Präsident Donald Trump per "executive
order" den unverzüglichen Weiterbau der umstrittenen Pipeline an.
Nach wenigen Monaten, im Juni 2017, war sie fertiggestellt. Dagegen
hatten die Sioux geklagt und gewonnen: Das Army Corps of Engineers,
das die Pipeline verlegt hatte, mußte seine Umweltanalyse
wiederholen. Doch gesagt, getan. Ohne den Klage führenden Stamm
anzuhören oder eine Expertise von außerhalb heranzuziehen, erteilte
das Corps dem Projekt grünes Licht. Auf der rund 1800 Kilometer
langen Strecke wurde nun per Fracking gefördertes Erdöl über vier
Bundesstaaten hinweg vom Bakken-Ölfeld North Dakotas nach Illinois
gepumpt.

Erneut reichten die Sioux Klage ein. Dabei wurden sie von
EarthJustice, einer Vereinigung von Fachleuten für Umweltrecht,
unterstützt. Wieder sind die Kläger erfolgreich. Am 25. März 2020
befand der einst von Obama ernannte Bundesrichter James Boasberg, daß
die Analysen der Umweltauswirkungen sowohl seitens der
Energy-Transfer-Muttergesellschaft Sunoco als auch des Army Corps of
Engineers schwerwiegende Mängel aufweisen. Das nationale
Umweltschutzgesetz sei bei der Genehmigung nicht beachtet worden; es
müsse eine umfassende Umweltfolgenanalyse durchgeführt werden.

Das bedeutet jedoch nicht, daß die Pipeline geschlossen wird. Darüber
wird der Richter noch entscheiden. Also zunächst einmal zurück auf
Start. Genau da liegt das Problem. Das "Spiel", das keines ist, wird
nicht abgeschafft, sondern es wird eine neue Runde eingeläutet.
Solange aber jene Seite die Regeln aufstellt und das Spielbrett
vorgibt, die selbst eine der beiden Streitparteien repräsentiert,
folgen alle Schritte ihrem Interesse. Das schließt überhaupt nicht
aus, daß auch mal Siege der anderen Seite auf der Strecke liegen. Im
Gegenteil. So etwas trägt eher noch zur Legitimation derjenigen bei,
die die Regeln aufstellen.

Das aktuelle Urteil gegen die Betreiber der Dakota Access Pipeline
dürfte für all jene einen bitteren Beigeschmack haben, die gegen die
Suprematie der Weißen und der den Native Americans aufgeherrschten
Sprache, Kultur und Denkweise sowie umgekehrt für eine
emanzipatorische, die Ahnen und natürlichen Ressourcen respektierende
Lebensweise gekämpft haben und das heute noch tun. Ein
vorübergehender Sieg vor Gericht im Rahmen von ansonsten zahllosen
Beispielen der Unterdrückung läßt nicht im mindesten irgend etwas
dieses Traums zur Realität werden.


Fußnote:

[1] https://earthjustice.org/sites/default/files/files/standing-rock-sj.pdf

27. März 2020
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STELLUNGNAHME/607: Mit der Landwirtschaft das Grundwasser schützen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 27. März 2020

Düngeverordnung: Mit der Landwirtschaft das Grundwasser schützen




Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) begrüßt
die heutige Zustimmung des Bundesrates zur Änderung des
Düngeverordnung. "Eine Absetzung von der Tagesordnung wäre
inakzeptabel gewesen und hätte zu erheblichen Strafzahlungen von bis
zu 850.000 Euro am Tag führen können. Seit über 25 Jahren hält
Deutschland die EU-Vorgaben zum Gewässerschutz nicht ein. Darum muss
endlich gehandelt und unser Grundwasser geschützt werden", so der
BUND-Vorsitzende Olaf Bandt. Die Verordnung heute zu beschließen sowie
das Wasserhaushaltsgesetz in erster Lesung zu behandeln und dafür im
Gegenzug einige konkrete Details der Verordnung erst zum Januar 2021
einzuführen, bezeichnet der BUND als ein annehmbares Zugeständnis an
die in der Corona-Krise ohnehin stark belasteten Betriebe. "Die 
Corona-Krise wird vorbeigehen, doch der Schutz unserer Umwelt und damit auch
unseres Grundwassers wird auch danach noch gesellschaftlich bedeutsam
sein", so Bandt.

"Die enorme Belastung des Wassers muss aufhören. Grundwasser ist
unsere wichtigste Trinkwasserressource und Lebensmittel Nummer eins.
Die Bundesländer sind aufgerufen, ihren Beitrag zur Umsetzung der
Verordnung und zum Schutz unseres Grundwassers zu leisten." Das
betrifft sowohl eine wissenschaftlich begründbare Ausweisung so
genannter roter Gebiete, in welchen eine besonders hohe
Nitratbelastung vorhanden ist oder weiter hinzukommt, als auch die
systematische Weiterentwicklung und Verbesserung des
Messstellennetzes. Der BUND fordert, sich auch beim Gewässerschutz am
Verursacherprinzip zu orientieren. Die versprochene Bauernmilliarde
der Bundesregierung sollte daher vor allem in Beratung und verbesserte
Ausbringungstechnik auf den Höfen und nicht in den Aufbau weiterer
Güllelager gesteckt werden.

Seit vielen Jahren weist der BUND auf die unzureichende Umsetzung der
EG-Nitratrichtlinie durch das deutsche Düngerecht hin. Auch der heute
beschlossene Verordnungsentwurf wird das Problem im Grundsatz nicht
dauerhaft lösen können. Dafür braucht es strukturelle Lösungen
jenseits des Düngerechts. Zum Beispiel muss die Zahl der Tiere an die
Fläche gebunden werden. Die Nutztierhaltung und auch der Ackerbau sind
so umzubauen, dass sie den gesellschaftlichen Erwartungen an Tierwohl,
Klima- und Umweltschutz entsprechen. Darum ruft der BUND die Politik
dazu auf, sich intensiv mit den sehr guten Empfehlungen des
Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung auseinanderzusetzen, anstatt diese
weiter zu ignorieren. Bandt: "Der Umbau - auch im Ackerbau - muss nun
endlich zum Wohle der Tiere, der Umwelt und auch der Bäuerinnen und
Bauern begonnen werden."

 * 
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STELLUNGNAHME/606: Chance verpasst - Änderungen der Düngeverordnung greifen zu kurz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 27. März 2020

NABU: Änderungen der Düngeverordnung greifen zu kurz

Krüger: Chance verpasst, das Problem an der Wurzel zu packen -
intensive Tierhaltung muss verringert werden



Berlin - Die am heutigen Freitag vom Bundesrat beschlossenen
Änderungen der Düngeverordnung, die aufgrund der Corona-Krise in
Teilen allerdings erst zum 1. Januar 2021 umgesetzt werden sollen,
kommentiert NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger:

"Hoffentlich ist dieses Kapitel einer jahrzehntelangen Hängepartie nun
endlich beendet. Wenn auch noch unzureichend aus Umweltsicht. Bund und
Länder springen mit den Verschärfungen grade so weit, dass die
millionenschweren Strafzahlungen an Brüssel abgewendet werden. Was sie
jedoch verpassen, ist die Chance, das Problem der Überdüngung an der
Wurzel zu packen: Die in Teilen Deutschlands zu intensive Tierhaltung
muss verringert werden. Entscheidend ist, die Zahl der gehaltenen
Schweine, Hühner und anderer Tiere pro Hektar klar zu begrenzen, mit
zusätzlichen Obergrenzen für jeden Landkreis. Zusätzlich muss eine
Hoftor-Bilanz für jeden Betrieb kommen, die klar macht wie viele
Nährstoffe in einen Betrieb hineingehen und wie viele ihn verlassen -
ohne Bilanzierungs-Tricks. Wir müssen jetzt den Diskurs führen, wie
eine zukunftsfähige Tierhaltung in Deutschland aussehen muss - mit
fairen, ehrlichen Lösungen nach dem Verursacherprinzip sowie
Planungssicherheit für alle Landwirte. Das Ende der Nitrat-Krise, die
unser Grundwasser gefährdet und schwere Schäden in der Pflanzen- und
Tierwelt hinterlässt, ist seit zwei Jahrzehnten überfällig."

 * 
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STELLUNGNAHME/605: Verschärfte Düngeverordnung muss jetzt schnell umgesetzt werden (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 27. März 2020

Bundesrat stimmt Düngeverordnung zu 

BUND: Verschärfte Verordnung muss jetzt schnell umgesetzt werden



Der BUND Niedersachsen begrüßt die heutige Zustimmung des Bundesrates
zu einer Änderung der Düngeverordnung. Kritisch sieht der
Umweltverband aber, dass die aus der Verordnung resul-tierenden
Maßnahmen in belasteten Gebieten erst ab dem 1. Januar 2021 greifen.
Darauf hatten sich die EU-Kommission und Deutschland im Vorfeld
geeinigt. Die Umsetzung wesentlicher Be-standteile der Düngeverordnung
wie die Ausweisung von sogenannten Roten Gebieten wird damit unnötig
verzögert.

"Wir brauchen einen wirksamen gesetzlichen Schutz des Grund- und
Oberflächenwassers vor Einträgen aus Nährstoffüberschüssen aus der
Landwirtschaft", betont BUND-Agrarexperte Tilman Uhlenhaut. "Ohne die
heutige Entscheidung im Bundesrat wären dringend notwendige Maßnahmen
zum Gewässerschutz auch in Niedersachsen weiter aufgeschoben worden!"
Strafzahlungen von bis zu 850.000 Euro wären bei einer Ablehnung
täglich fällig geworden, weil Deutschland seit über 25 Jahren die
EU-Vorgaben zum Gewässerschutz nicht einhält.

In Niedersachsen sind Grundwasser und zahlreiche Gewässer durch
Nährstoffüberschüsse aus der Massentierhaltung, Biogasgärresten und
überhöhten Gaben mineralischen Düngers enorm belastet. Der BUND
Niedersachsen fordert seit langem, dass die Nitrat- und
Phosphateinträge drastisch reduziert werden müssen, um Trinkwasser und
aquatische Lebensräume zu sichern. Der aktuelle Nährstoffbericht
Niedersachsens macht deutlich, dass im Betrachtungszeitraum erneut ein
Überschuss von 31.000 t Stickstoff und 32.000 t Phosphor aus der
Landwirtschaft im Umlauf war. In mehr als der Hälfte aller Landkreise
sind die eingesetzten Stickstoffmengen zu hoch.

"Besonderes Augenmerk muss auf jene Betriebe gerichtet werden, die
mehr Nährstoffe erzeugen, als sie auf den von ihnen bewirtschafteten
Flächen ausbringen dürfen", so Uhlenhaut. "Hier muss das Land jetzt
handeln und geeignete Maßnahmen wie Anpassungen der Tierbestände und
erhebliche Reduktionen der Düngemengen einfordern und durchsetzen. Am
1. Januar 2021 gibt es keinen Grund mehr für Ausreden und weitere
Verzögerungen beim Wasserschutz!"

 * 
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